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Dt Plan, welchen der Verfaſſer bey der 
Bearbeitung des beſonderen Xheiles bes 
folgte, iſt im Weſentlichen der naͤhmliche, den 
er in dem allgemeinen nicht ohne reife 
Ueberlegung gewaͤhlet hat. Es hat ihm zwar ein 
einſichtsvoller Recenſent *) gerathen, den Text 
des Geſetzes nicht abdrucken zu laſſen, um dem 
Buche mehr Wohlfeilheit zu verſchaffen. Al— 
lein, da eine ſolche Zerſtuͤckelung nach der Ein— 
ſicht des Verfaſſers nur entweder auf Koſten 
der Deutlichkeit oder der Kuͤrze geſchehen kann; 
da ſie auch offenbar der Bequemlichkeit der 
Leſer Abbruch thut: ſo glaubte er, dieſen Vor— 
ſchlag nicht befolgen zu duͤrfen. Eine einzige 
Abaͤnderung hielt er fuͤr zweckmaͤßig, weil ſie 
zum Vortheile der Deutlichkeit und Kuͤrze ge— 
reichet; er hat dort, wo das Geſetz in dem 


) S. die neuen Annalen der Literatur des Oeſterr. 
Kaiſerthumes. November 1807. Seite 199. 
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Borrede 


nähmlichen Paragraphe Aufzaͤhlungen oder 
vielfältige Abſtufungen der Strafe macht, ſei⸗ 
ne Bemerkungen gleich unter den Text in der 
Geſtalt von Anmerkungen geſammelt, mit un⸗ 
mittelbarer Beziehung auf das Wort, welches 
dazu die Beranlaſſung gibt. Hierdurch find 
alle Eingänge erſparet, welche ſonſt, um den 
Zuſammenhang in das gehörige Licht zu ſtel— 
len, haͤtten gemacht werden muͤſſen. 


Gratz im Auguſt⸗Monathe, 
1808, 


’ Der Verfaſſer. 
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Sechſtes Hauptſtuͤck. 


— 


Von den verſchiedenen Gattungen der 
Verbrechen. 


— —— 
§. 50 


De Vorſchriften über Verbrechen ſind in Rück— 
ſicht auf ihren Umfang von zweyerley Art. 
Sie enthalten entweder die allgemeinen 
Grundſätze und Grundbegriffe über Verbrechen 
und Strafen. Poſitiver allgemeiner 
Theil des Criminal-Rechts. Oder fie 
begreifen die beſondere Beſtimmung und Bes 
ſtrafung der einzelnen Arten der Verbrechen in 
ſich a). Dieſe Vorſchriften darzuſtellen, iſt die Auf— 
gabe des pofitiven oder beſondern Thei— 
les. Der Gegenſtand desſelben ſind die ein— 
zelnen Verbrechen. Da ein Verbrechen 
überhaupt in einer Uebertretung beſteht, wobey 
die Abſicht darauf gerichtet iſt, die Sicherheit im 
gemeinen Weſen beträchtlich zu verletzen, b) 
A 2 


a) S. H. VIII. der Einleit. in d. Gegenſt. diefes 
Strafgeſ. Seite 117. u. f. 

b) S. $. II. der Einleit. in d. Gegenſt. dieſes 
Strafgef, Seite 104. u. f. 
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fo wird durch jedes Verbrechen der Staat (die 
öffentliche Sicherheit) gekränket. Denn 
wenn dasſelbe zunäch ſt auch nur gegen Pri— 
vaten gerichtet iſt, ſo muß man doch bedenken, 
daß dieſer ein Bürger, und als folder ein 
Glied jener Geſellſchaft iſt, aus welcher der 
Skaat beſteht. Wer das Glied eines Körpers 
verletzet, kann nicht den Körper nicht verle— 
tzen. Indeſſen wird doch ein Unterſchied bemerk— 
bar in den Verbrechen, je nachdem ſie den Staat 
angreifen, entweder: 


a) in feinem Weſen, welches in einem 
Kräften vereine unter einem durch die Verfaſſung 
beſtimmten Herrſcher beſteht; oder 

b) in ſeiner Regierung, welche ohne 
öffentliches Zutrauen nicht wirken 
kann, und ſich durch die drey Grundgewalten, die 
geſetzgebende, richterliche und voll⸗ 
ziehende, wovon die öffentlichen Bow 
kehrungen eine Folge ſind, äußert; oder 

c) in ſeinen Bürgern, die von ihm 
den Schutz ihrer Perſon, (Leben und Ger 
ſundheit) ihres Vermögens, ihrer Freyheit 
und anderer Rechte erwarten. Wer gegen 
das Weſen des Staates verbricht, zerſtört, 
oder ſucht zu zerſtören einen ergänzenden Theil 
desſelben, und da ein Ganzes nur durch ſeine 
Theile beſtehet, ſo untergräbt er, ſoviel an ihm 
iſt, die Bedingung des bürgerlichen 
Seyns, und mit dieſer die Grundlage Ak 
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ler Sicherheit. Wer gegen die einzelnen 
Achte der Regierung (gegen die Wirkſamkeit 
des Staates) verbricht, ſchwächt entweder, oder 
vereitelt die Kraftäußerung, die zur Erreichung des 
Zweckes der bürgerlichen Vereinigung thätig if. 
Wer den Staat in ſeinen Bürgern verletzet, 
vereitelt für einen einzelnen Fall, in Bezie— 
hung auf einen Einzelnen (den Beleldigten) den 
Zweck dieſes Sicherheitsbundes, ohne das 
Weſen desſelben zu berühren; er vermindert 
den Genuß des bürgerlichen Schutzes, ohne 
gegen die ſchützende Macht ſeine Angriffe 
zu richten. Auf dieſe Betrachtungen gründet ſich 
die bekannte Eintheilung in öffentliche und 
Privat- Verbrechen, welcher an ſich ohne 
Zweifel etwas Wahres zum Grunde liegt, ob— 
wohl ſie leicht zu irrigen Begriffen verleitet. Das 
Richtige derſelben gründet ſich in den eben dar— 
geſtellten Anſichten; das Irrige, auf das fie 
führet, beruht auf der, durch dieſelbe herausge— 
hobenen Idee eines Privat- Verbrechens, 
welches die Vorſtellung veranlaſſet, als gäbe es 
ein Verbrechens, das bloße Privat-Sache wäre, 
was mit den geläuterten Begriffen des Eriminals 
Nechts nicht vereinbarlich iſt. Unſere Geſetzgebung 
hat ſich hierin an die gewöhnliche Vorſtellungsart 
gehalten, aber die irre- leitende Darſtel lung 
vermieden. Ihre Worte ſind: 
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Sintbeitung Die Verbrechen greifen entweder die 

chen. gemeinſchaftliche Sicherheit unmittelbar in 
dem Bande des Staates, in den oͤffentli— 
chen Vorkehrungen, oder dem oͤffentlichen 
Zutrauen an, oder ſie verletzen die Sicher— 
heit einzelner Menſchen, an der Perſon, 
dem Vermoͤgen, der Freyheit, oder an— 
dern Rechten. 


F. 51. 


Göcſendere Nach dieſer Beziehung werden hier— 
der Verbre⸗ mit für Verbrechen erklaͤrt: 
ne 1) Hochverrath und andere die oͤffent— 
liche Ruhe ſtoͤrende Handlungen. 
2) Aufſtand und Aufruhr. 
3) Oeffentliche Gewaltthaͤtigkeit. 
4) Ruͤckkehr eines Verwieſenen. 
8) Mißbrauch der Amtsgewalt. 
6) Verfaͤlſchung der öffentlichen Cre⸗ 
dits⸗Papiere. 
7) Muͤnzverfaͤlſchung. 
8) Religionsſtoͤrung. 
9) Nothzucht und andere Unzuchtsfaͤlle. 
10) Mord und Todtſchlag. 
11) Abtreibung der Leibesfrucht. 
12) Weglegung eines Kindes. 
13) Verwundung oder andere koͤr⸗ 
perliche Verletzungen. 


14) Zweykampf. 

15) Brandlegung. 

16) Diebſtahl und Veruntreuungen. 
17) Raub. 

18) Betrug. 

19) Zweyfache Ehe. 

20) Verleumdung. 

21) Den Verbrechern geleiſteter Vor— 


ſchub. 


Nach der nähmlichen Ordnung, in welcher 
die einzelnen Verbrechen hier auf einander folgen, 
ertheilet das Geſetz über dieſelben in der Folge 
die Vorſchriften. Daher handelt es I. von den 
öffentlichen, und zwar von den Verbrechen 
gegen die gemeinſchaftliche Sicherheit a) in dem 
Bande des Staates (VII. Hauptſtück); 
b) inden öffentlichen Vorkehrungen 
(VIII. IX. X. XI. und XIV. Hauptſtück); c) 
in dem öffentlichen Zutrauen (XII. 
und XIII. Hauptſtück) II. Von den Verbrechen 
gegen die Sicherheit einzelner Menſchen: a) 
an der Per ſon (von dem XV. bis zum XXI. 
Hauptſtücke); b) an dem Vermögen (von 
dem XXI. bis zum XXV. Hauptſtücke); c) an 
andern Rechten (im XXV. und XXVI. 
Hauptſtücke). In dem XXVII. Hauptſtücke fol 
gen Verbrechen, die zwar unter die öffentlichen 
gehören, aber aus dem Grunde am Ende zu- 
ſammengeſtellet werden, weil ſie ſich größten 
Theils auf alle Gattungen von Verbrechen bes 
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ziehen, und daher der verſchiebene Grab ihrer 
Strafbarkeit erſt dann richtig kann beurtheilet 
werden, wann man die Strafbarkeit jener Ver— 
brechen kennet, die ſie begünſtigen. 


Die beſte Ordnung, nach welcher die einzel— 
nen Arten der Verbrechen behandelt werden ſollen, 
iſt leichter zu finden, als auszuführen. Unſtrei— 
tig iſt jene die vorzüglichſte, welche für den näch— 
ſten Zweck des Geſetzgebers, leicht und rich— 
tig verſtanden zu werden, die günſtigſte 
iſt. Dieſe Klarheit der Darſtellung beruhet, ſo 
weit ſie von der Ordnung abhängt, auf der 
Beobachtung der Regel, die Anordnungen über 
die einzelnen Arten der Verbrechen ſo an einan— 
der zu reichen, daß die frühere nie der 
Erklärung durch die ſpätere bedarf. 
Es muß daher von den einfachen Ver- 
letzungen ausgegangen, und zu den zu ſam— 
mengeſetzten in dem Maße, als die ihnen 
zum Grunde liegenden einfachen vor⸗ 
läufig behandelt worden ſind, fortgeſchritten wer— 
den. Von dieſer Regel kann höchſtens damahls 
eine Ausnahme Statt finden, wann die Verwandt— 
ſchaft zwiſchen zwey Verbrechen, oder wann die 
Größe und Gefährlichkeit eines Verbrechens etwas 
Anderes fordert. Ans dem erſten Grunde hat 
das Geſetz das Verbrechen der Nothzucht 
und anderer Unzuchtsfälle gleich nach 
dem der Religionsſtörung behandelt, ob— 
wohl dasſelbe, um gehörig verſtanden zu wer⸗ 
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den, die Entwicklung der Begriffe der körper— 
lichen und Ehren verletzungen voraus— 
ſetzet 2). Aus dem zweyten Grunde iſt das 
Verbrechen des Hochverrathes, um ſeine 
Strafbarkeit mehr herauszuheben, gleich im Ein— 
gange behandelt, obgleich die gründliche Kennd— 
niß desſelben den Begriff von körperlicher Ver— 
letzung, von Mord und Todtfchlag vorausſetzet. 
Sonſt hat der Geſetzgeber im allgemeinen jene Re— 
gel beobachtet. So z. B. ſind die körperli— 
chen Verletzungen vor jenen an dem Eigen— 
thume behandelt, weil letzteren oft mit den 
erſteren verbunden find, und daher die vor läu⸗ 
fige Kenntniß derſelben erfordern. Der Die b— 
ſtahl iſt vor dem Raube erklärt, weil die 
Kenntniß des letztern die des erſtern voraus— 
ſetzt. Der einfache Mord iſt vor dem qualifi— 
cirten behandelt, weil die Merkmahle des letz— 
teren die des erſtern in ſich ſchließen. 


a) S. Edlen v. Zeiller a. o. O. S. 150. I. Bd. 


0 


Hochver⸗ 
th. 
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Siebentes Hauptſtuͤck. 


Von dem Hochverrathe und andern die 
oͤffentliche Ruhe ſtoͤrenden Handlungen. 


§. 52. 


Das Verbrechen des Hochverrathes bes 
geht: 

a) Der die perſoͤnliche Sicherheit des 
Oberhaupts des Staates verletzet. 

b) Der etwas unternimmt, was auf 
eine gewaltſame Veränderung der Staats» 
verfaſſung, auf Zuziehung oder Vergroͤße— 
rung einer Gefahr von Außen gegen den 
Staat angelegt wäre; es gefchehe öffent» 
lich, oder im Verborgenen; von einzelnen 
Perſonen, oder in Verbindungen, durch 
Anſpinnung, Rath, oder eigene That, mit 
oder ohne Ergreifung der Waffen, durch 
mitgetheilte, zu ſolchem Zwecke leitende Ges 
heimniſſe oder Anſchlaͤge, durch Aufwieg— 
lung, Anwerbung, Ausſpaͤhung, Unterſtuͤ— 
kung, oder durch was fonft immer für eis 
ne dahin abzielende Handlung. 
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Wer ſich mit den Merkmahlen der einzelnen 
Arten der Verbrechen genau bekannt machen und 
ſie dem Gedächtniſſe einprägen will, thut wohl 
daran, wenn er, um demſelben zu Hülfe zu kom— 
men, vorläufig die Hauptpuncte erwäget, 
nach welchen bey jedem Verbrechen im allge: 
meinen geforſchet werden kann. Ohne That⸗ 
handlung und böſen Vorſatz kann kein 
Verbrechen wirklich werden. Die Bedin— 
gung von beyden iſt ein handelndes Sub— 
ject. Dieſes wird thätig durch den böſen 
Vorſatz, welcher eines Zweckes, worauf er 
abzielet, bedarf, und ohne äußere Hand: 
lung, die gegen ein beſtimmtes Object ae: 
richtet iſt, denſelben nicht erreichen kann. Es 
kann daher bey jeder einzelnen Art eines Verbre— 
chens im allgemeinen nur nach folgenden 
Puncten gefraget werden: a) Wen kann das 
Geſetz wegen eines Verbrechens ſtrafen? b) Wo— 
rin beſteht in Beziehung auf das ſelbe das 
Uebel, deſſen Beſchließung den böſen Vor ſatz 
ausmacht? ) Worin beſteht die Thathand— 
lung, welche das Uebel herbeyzuführen, ange— 
wandt, und d) worin der Gegenſtand, 
gegen welchen ſie angewandt wird? Ueber 
die erſte Frage haben die 5. §. 30 — 35. bereits 
die nöthigen Vorſchriften ertheilet. Wo daher 
nicht beſondere Gründe dazu auffordern, wied 
ſie hier nicht mehr in Anregung gezogen. Auch 
in Rückſicht der zweyten Frage find die all: 
gemeinen Beſtimmungen dieſes Strafgeſetzes 
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bereits im J. Hauptſtücke §. 1. aukgeſtellet wor⸗ 
den. Dort wurde nähmlich erklärt, daß der bö— 
ſe Vorſatz in dem Ueberdenken und Be— 
ſchließen desjenigen Uebels beſteht, 
welches, wenn es hervor gebrachtwird, 
das Verbrechen ausmacht. Da aber bey 
jeder einzelnen Art der Verbrechen die Frage ent— 
ſpringt, worin das beſond ere Uebel be— 
ſtehe, welches dieſelbe von jeder ans 
dern unterſcheidet, fo iſt über den böſen 
Vorſatz damahls noch eine nähere Beſtim— 
mung nothwendig, wann wegen des Ue— 
bels, worauf er gerichtet iſt, ein Zweifel zu be— 
ſorgen iſt. Die letzten zwey Fragen dagegen 
bleiben ganz dem beſondern Theile zur Beantwor— 
tung vorbehalten. Dieſe allgemeine Bor- 
erinnerung wird zur Erörterung des, in dieſem 
§. dargeſtellten, höchſt wichtigen Verbrechens den 
ungezwungenſten Leitfaden biethen. Es ſoll da— 
her A. der Gegenſtand, auf welchen die hoch— 
verrätheriſche That gerichtet iſt, dargeſtellet, B. 
der Inhalt derſelben beſtimmet, und C. der 
Zweck, der durch den böſen Vorſatz bezielet 
wird, angegeben werden. 
A, Gegenſtand. 

Das Geſetz kennt drey Gegenſtände, auf 
deren Einen, oder Einige, oder auf die ing: 
geſammt das hochverrätheriſche Unternehmen 
gerichtet ſeyn kann: J. die perſönliche Si—⸗ 
cherheit des Oberhaupts des Sta a⸗ 
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tes. Die Gegenſtände diefer find: Freyheit, 
Leben und Geſundheit des Herrſchers, 
nicht aber das Recht desſelben auf Ehre, wel— 
ches durch eine beſondere Anordnung des Straf— 
geſetzes Ch. die §. §. 58. u. 59.) vor Angriffen 
verwahret wird. Von der Gemahlinn des 
Regenten, von den Prinzen und Princeſ— 
ſinnen des regierenden Hauſes wird keine Er— 
wähnung gemacht. II. Die Staatsverfaſ— 
fung Regierungs: Form). Man ver: 
ſteht unter dieſer die Beffimmung, aus 
wie vielen Gliedern der Herrſcher bes 
ſtehen, und an welche Bedingungen 
er gebunden ſeyn foll. Der Gegenſtand 
iſt hier alſo nicht etwa die Perſon des wirkli⸗ 
chen Herrſchers, ſondern der Grund vertrag, 
durch welchen derſelbe beſtimmet wird. Zweifel: 
haft dürfte es ſcheinen, ob man die Landes: 
verfaſſung (ein Inbegriff jener Beſtimmun⸗ 
gen, welche die Art der, einer Regierung unter— 
geordneten, Einrichtungen enthalten, die zur Aus 
führung ihres Willens in einem jeden Lande durch 
Herkommen oder Vertrag beſtehen) hierher rechnen 
könne. Die Beantwortung dieſer Frage hängt von 
der Unterſcheidung ab, ob der Herrſcher daran 
gebunden iſt, oder nicht. In jenem Falle ſind 
ſie wahre, die Staatsverfaſſung ergänzende 
Bedingungen, und daher als ein Gegen— 
fiand dieſes Verbrechens zu betrachten; in dies 
ſem Falle aber nicht, weil ſie den Herrſcher 


\ 
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unbeſchränkt laſſen. Einrichtungen und Be 
ſtimmung en, welche erſt durch den Wil- 
len der Regierung entſtehen, find kein & e- 
genſtand dieſes Verbrechens. Denn ſo wenig 
ſich eine un umſchränkte Regierung durch dies 
ſelben beſchränken kann, fo wenig darf ſich ei— 
ne beſchränkte mittelſt derſelben die ihr zu— 
gemeſſenen Gränzen der Gewalt erweitern. Die 
Verfaſſung kann daher durch ſelbe keine Ver— 
änderung leiden. Noch weniger können ei n— 
zelne Handlungen des Herrſchers hierher 
gerechnet werden, weil fie nur die Regierung, 
nicht aber die Verfaſſung des Staates be: 
treffen. III. Die äußere Sicherheit, ſo 
weit ſich dieſe auf den Staat als Ganzes bezieht. 


Hat das Geſetz den Gegenſt and des Hoch— 
verrathes durch dieſe Aufzählung erſchöpfet? Der 
Hochverrath iſt gegen das Weſen des Staates 
(gegen fein Daſeyn) gerichtet. Der Be: 
griff dieſer zur gemeinſchaftlichen Sicherheit 
ſchicklichen und nothwendigen Anſtalt wird daher 
darüber den beſten Aufſchluß geben. Man denkt 
ſich darunter einen Kräftenverein ſelbſt⸗ 
ſtändiger Menſchen unter einem durch 
die Ver faſſung beſtimmten Herrſcher. 
Die nothwendigen Bedingungen dieſes zum 
Menſchenwohle fo wohlthätigen Bundes find das 
her: a) eine Vereinigung Mehrerer 
zum wechſelſeitigen Schutze des Rechts innerhalb 
eines beſtimmten Gebiethes. b) Eine beſtim m⸗ 
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te Ver faſſung, und c) ein beſtimmtes 
Oberhaupt, als Organ des gemeinſchaftli— 
chen Willens. Der Hochverrath beſchränket ſich 
daher ſelbſt nach den Begriffen des philoſophi— 
ſchen Criminal-Rechts auf die, durch das Ge— 
ſetz auf gezählten, Gegenſtände, welche ganz mit 
dieſer Entwickelung zuſammenſtimmen. a) 


B. Inhalt der Handlung, durch welche 
dieſes Verbrechen bewirket wird. 


Der Inhalt der Handlung beſteht zwar 
überhaupt in einer Verletzung der Ges 
genſtände, die eben dargeſtellet worden ſind; al— 
lein er bedarf noch einer näheren Bezeichnung, 
welche erſt möglich wird, wenn man die Hand— 
lung auf ihre einzelnen Gegenſtände bezieht, 
als: a) auf die perſönliche Sicherheit 
des Staats oberhauptes. Das Verbrechen 
iſt bewirket durch Verletzung derſelben, d. h. hier 
durch die unter nommene Tödtung des Re- 
genten b), durch die unternommene Stö— 


2) Eine ſchoͤne und gruͤndliche Darſtellung hieruͤber 
findet ih in Feuer bach 's philoſophiſch-juri⸗ 
diſcher Unterſuchung uͤber das Verbrechen des 
Hochverrathes. Erfurt, 1798. S. auch Klein: 
ſchrod: Ueber den Begriff und die Strafbarkeit 
des Hochverrathes, nach allgemeinen Grundfä- 
tzen. In Klein's und Kleinſchrod's Ar⸗ 
chin ꝛc. ꝛc. I. Bd. I. St. Nro. 2. 

b) Vergleich. dieſen §. des Geſetzes unter a) mit 9. 
53° S. auch $. 127. 
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rung oder Vernichtung ſeiner Geſund⸗ 
heit, oder feiner Freyheit. b) Auf die 
Staats ver faſſung. Das Verbrechen wird 
begründet durch die unternommene ges 
waltſame Veränderung derſelben. 
Man nennt dieſes insgemein eine Revolution. 
Ob die ganze Verfaſſung, oder nur ein Theil derſel— 
ben gewaltſam umgewälzet werde, dieß ändert wohl 
den Umfang, aber nicht die Art des Verbre— 
chens. Eine Aenderung der Grund verträge 
auf rechtliche Art, heißt Reform, und 
enthält nichts Unerlaubtes. Daher können bloße 
Vocſchläge dergelehrten Welt zur Aens 
derung derſelben auf rechtlichem Weg nicht 
für Hochverrath angeſehen werden. c) Auf die 
äußere Sicherheit des Staates, als 
Ganzes betrachtet. Das Verbrechen iſt 
bewirket durch unternommene Zuzie⸗ 
hung, oder Vergrößerung der Gefahr 
gegen dieſelbe: z. B. Durch Aufregung 
eines Krieges gegen das Vaterland, oder Ver— 
ſtärkung der feindlichen Waffen. Uebrigens ver— 
ſteht es ſich zwar im allgemeinen von ſelbſt, 
daß die Mitſchuld (im ausgedehnten 
Sinne dieſes Wortes) hier auf alle jene Arten 
begründet werden könne, die bereits im §. 5. Dies 
ſes 


c) S. Feuerbach: Lehrb. des gem. in Deutſch⸗ 
land guͤlt. peinl. R. (dritte Auflage.) § 163. 
Vergl. auch hiermit 9. 57. dieſes Strafgeſetzes. 
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ſes Geſetzts beſtimmt worden find. Deſſen unge⸗ 
achtet hielt es der Geſetzgeber für räthlich, ſich 
hier in eine wiederhohlte und umſtändliche Beſtä— 
tigung der dort aufgeſtellteu Vorſchriften einzu— 
laſſen, um bey einem Verbrechen von fo großer 
Gefährlichkeit allen möglichen Aus flüchten vorzu- 
beugen, auf deren Rechnung vielleicht ſonſt, we⸗ 
gen größerer Zuverſicht auf Strafloſigkeit, ver— 
brochen werden dürfte. Es fließt daher ganz aus 
den allgemeinen Grundſätzen, daß es, bezogen auf 
die bloße Schuld an der That, gleichgül— 
tig ſey, ob eine dahin abzielende Handlung ge— 
ſchehe: a) öffentlich oder b) verborgen. 
(Nur muß dieſelbe eine äußerlich gefährliche 
und kein bloßes Vorhaben des Gemüthes 
ſeyn ). c) Von einzelnen Perſonen oder 
in Verbindungen. Man nennt eine ſolche 
Verbindung d. i. wenn Mehrere, aus unmittels 
barem Intereſſe an der That ſelbſt, ſich zur ge— 
meinfchaftitchen Ausführung durch Vertrag ein— 
verſtehen, eine Werſchwörung, weil dieſel— 
be gewöhnlich durch einen wechſelſeitigen Eid be— 
kräftiget wird. In jedem der angeführten Fälle 
kann die Wirkſamkeit entweder auf phy ſi ſche 
(unmittelbar wirkende) oder intellectuel⸗ 
le (mittelbar wirkende) Kräfte berechnet ſeyn. e) 
Das letzte iſt auf fo viele Arten möglich, als is 


d) S. F. 8. dieſes Geſetzbuch. 
e) S. §. 5. dieſes Geſetzbuch. 


O. C. n. II. Theil. B 
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rer bereits im $s 5. find erwähnet worden. Die 
hier gewöhnlicheren ſind jedoch: a) Anſpin⸗ 
nung d. h. eine durch Ueberlegung vorbereitete 
Einwebung der, das Verbrechen begründenden, 
Ideen, in die Denkungsart Anderer. b) Durch 
Rath d. i. die Darlegung jener Vortheile, wel⸗ 
che für Jemanden aus dieſer That entſpringen. 
Das erſte geſchieht durch eigene That, mit 
oder ohne Ergreifung der Waffen, und in dies 
ſem Falle wieder a) durch mitgetheilte, zu fol» 
chem Zwecke leitende, Anſchlägſe und Ge 
heimniſſe. Man verſteht unter dieſen letzteren 
Umſtände und Begebenheiten, welche 
den Zuſt and des Staates betreffen, und 
um der Erhaltung des Staates willen, entwe— 
der nach dem Inhalte der Amtspflicht, oder nach 
der Vorſchrift allgemeiner poſitiver Geſetze, ober 
nach der von ſelbſt verſtandenen Bürgerpflicht 
verborgen gehalten werden ſollen. Als gez 
mein verſtändlicher Grundſatz, nach wel— 
chem der Inhalt der letzten beſtimmet werden 
kann, ſcheint folgender der tauglichſte zu ſeyn: 
Alles, was du wegen der Erhaltung 
und Sicherheit des Staates nicht 
darfſt laut werden laſſen, ohne den 
gut geſinnten Theil deiner Mitbür⸗ 
ger gegen dich zu bewaffnen, iſt als 
ein in den Hochverrath einſchlagen— 
des Geheimniß zu betrachten. Denn 
ts iſt nicht wohl zu begreifen, daß ein folder 


19 
Wliderſtand al ler rechtſchaffener Bürger dagegen 
von etwas Anderem herrühren könne, als von 
der Gefahr, in welche dadurch das gemeine We— 
ſen geräth. b) Durch Aufwieglung d. h. 
durch eine ſolche Bearbeitung der Leidenſchaften 
und Schwächen des Volkes, wodurch nach dem 
Anſchlage des Thäters dasſelbe zu hochverräthe— 
riſchen Unternehmungen ſoll aufgereitzet werden. c) 
Durch Anwerbung d. h. durch Verleitung 
Anderer, Dienſt zu dieſem verbothenen Zwecke 
zu nehmen. d) Durch Aus ſpähung d. i. 
durch eine im Dunkeln ſchleichende Erforſchung 
jener Umſtände und Verhältniſſe, von deren Ver— 
borgenbeit die Erhaltung und die äußere Sicher— 
heit des Staates abhängt. In allen dieſen Fäle 
len kann die Verletzung geſchehen entweder durch 
Urheber, welche dieſelbe als unmittelbas 
ren Gegenſtand der Wirkſamkeit ihrer Handlung 
betrachten; oder durch Gehülfen (durch Un ter— 
ſtütz ung nach dem Ausdrucke des Geſetzes), 
bey welchen die Beförderung der auf die Rechts— 
verletzung unmittelbar gerichteten Handlung 
eines Andern der unmittelbare Gegenſtand 
der Wirkſamkeit ihrer Handlung iſt. 


C. Das Uebel, deſſen Verwirklichung durch 
den böſen Vorſatz bedacht und beſchloſſen 
wird, iſt hier die wiſſentliche Unternehmung einer 
der vorigen Handlungen gegen das Oberhaupt, 
gegen die Verfaſſung, oder gegen die äußere Sie 

B 2 7 
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cherheit des Staates f). Das Verbrechen des 
Hochverrathes der erſten Art fällt daher weg, 
wenn in der Perſon des Staatsoberhauptes 
ein Irrthum obwaltete; und man die, derſelben 
zugefügte, Verletzung einer andern Perſon zu— 
zufügen glaubte. Eben ſo wenig kann der zwey— 
ten Art desſelben ein feindlicher General, wenn 
er auch einen Staat zu vernichten abgeſandt wär 
re, ſchuldig werden, weil er, wenn er dieſem 
Auftrage nachkommt, nur den Willen feiner Re— 
gierung, über den ihm zu vernünfteln nicht zu⸗ 
ſteht, befolget. g) 


$. 33. 


Strafe des Auf dieſes Verbrechen, waͤre es auch 
8 ohne allen Erfolg, nur beyodem Verſuche 
geblieben, wird die Todesſtrafe verhaͤngt. 


1) Auf den Endzweck, der bey allen Verbrechen 
ſehr verſchieden iſt, und manchmahl, für fi 
betrachtet, auch gut ſeyn kann, kommt es 
hierbey nicht an. 


g) Es iſt nicht nur der Staatsbürger durch den 
Staatsvertrag, ſondern auch der Fremde, wel— 
cher in unferen Staat eintritt, durch die Bedin- 
gung, die dieſer Erlaubniß immer zum Grunde 
liegt, gebunden, Niemanden zu verletzen. Wer 
dieſes Verſprechen bricht, handelt treulos, 
verrätberifh,, und wenn die Verletzung 
den Staat ſogar in ſeinem Bande betrifft; ſe 
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Daß eine Geſetzgebung, welche die Todes- 
ſtrafe in ihr Straf-Syſtem überhaupt aufgenom- 
men hat, auf dieſes Verbrechen dieſelbe androhe, 
kann Niemanden befremden. Denn welches Ver— 
brechen kann größer ſeyn, als dasjenige, das 
die Grundlage der Sicherheit al ler Rechte aller 
Bürger zu vernichten droht? Welcher Wer— 
brecher kann gefährlicher ſeyn, als derjeni— 
ge, der ſeiner Habſucht, ſeinem Ehrgeitze, oder ſeiner 
Rachſucht das Wohl aller feiner Mitbürger zu 
opfern im Stande iſt? Bedenklicher wird die Ent— 
ſcheidung der Frage, ob ſelbſt auf den Verſuch 
die Todesſtrafe gedrohet werden ſoll. Man dürf— 
te nähmlich dadurch die gewiſſere Vollbrin— 
gung ſolcher Unternehmungen in manchen Fäl— 
len zu fördern befürchten, weil der Thäter durch 
Einſtellung des Verſuches nichts gewinnen, 
wohl aber durch die Ausführung der That 
feinen Wünſchen entſprechen würde. Allein dies 
fer im allgemeinen richtigen Bemerkung fle= 
hen in ihrer Anwendung auf den vorliegenden Fall 
wichtige Gründe entgegen. Bey Verbrechen, die 
ſo große Gefahr verbreiten, daß, wenn ſie ge— 
lingen, auf Abſtrafung ſelten, oder gar nicht ge— 
dacht werden kann, weil die dadurch herbey ge— 
führte Lage der Dinge dieſelbe vereitelt, bey ſol— 
chen Verbrechen iſt es vorzüglich der Ver— 


— 


iſt die That hochverräͤtheriſch, und der 
Thaͤter ein Hochverräther. Daher der Ur— 
ſprung der Benennung dieſes Verbrechens. 
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ſuch, gegen welchen die Strafgeſetzgebung ihre 
Kraft richten muß. Wer waget es, den Staa— 
tenumwälzer, deſſen Unternehmen durch glückli— 
chen Ausgang gefrönet wird, als Hochverräther 
anzuklagen! Wo iſt das Gericht, welches dieſe 
Klage annehmen will, oder kann? a) Wer mag 
diejenigen zur Verantwortung ziehen, deren Ver— 
brechen Urſache iſt, daß ein Herrſcher regieret, 
welcher ſonſt niemahls, oder ſpäter zur Re— 
gierung gelanget ſeyn würde? Bedenkliche Fra— 
gen, deren Winke von einer vorſichtigen Geſetz— 
gebung berückſichtiget zu werden verdienen. Die 
nähere Betrachtung der wahrſcheinlichen Gründe, 
wegen welcher der Wer ſuch zu dieſem Verbre— 
chen kann eingeſtellet werden, wird noch mehr 
Licht über die Anordnung des Geſetzes verbrei— 
ten. Wird aus eigenem Willen von der 
Ausführung der That abgeſtanden, oder trifft 
der Fall des 9. 56. ein; fo iſt von der Strafe ohne⸗ 
bin keine Rede. b) Bleibt es aber fonft bey 
dem Verſuche, ſo iſt der Grund davon nur in 
der Unmöglichkeit der Ausführung, welche 
vom Thäter nichts beſorgen läßt, zu ſuchen. Ja, 
er wird die Fortſetzung ſeiner That ein ander Mahl 
verſuchen, wenn er durch die erſte Unternehmung 


a) Nur in einem allgemeinen Staatenbunde, wel⸗ 
cher die wechfelfeitige Garantie jedes einzelnen 
Staates enthielte, ließen ſich auch gegen ſolche 
Verbrecher Vorkehrungen treffen. 


b) S. 9. 7. dieſes Strafgeſetzes. 


fih der Strafe ſchon ſchuldig gemacht, und in dies 
ſer Rückſicht nichts mehr zu verlieren hat! Dieſe 
Einwendung beruht auf einem Irrthume. Wenn 
der Schuldige im Laufe ſeiner Unternehmung um— 
kehren will, fo biethet ihm der §. 56. noch immer 
einen leichten Ausweg dar. Er kann ſich mit 
Befolgung der Vorſchrift desſelben von aller 
Strafe befreyen. Es iſt es alſo nur der hart— 
näckige Verbrecher, den in ſeiner Unternehmung 
das Glück nicht begünſtiget, welchen die ſchein— 
bare Strenge des Geſetzes trifft. In Beziehung 
auf dieſen fordert es aber ſelbſt die Fol gerich— 
tigkeit des Geſetzgebers, von dieſer Strafe 
in der Regel nicht zu weichen, weil er doch 
offenbar ſtrafbarer iſt, als derjenige, welcher 
dieſes Verbrechen, obwohl er leicht konnte, nicht 
hinderte, und deßwegen zum lebenslänglich 
ſchwerſten Kerker verurtheilet wird c). Wenn 
jedoch beſondere Gründe von dieſer Richt— 
ſchnur eine Abweichung räthlich machen: z. B. 
weil der Verſuch ſehr entfernet war, und daher 
nach §. 40. unter a) beſondere Milderungsum— 
ſtände eintreffen; ſo bleibt dem Landesfürſten 
noch immer der weiſe Gebrauch des Begnadi— 
gungsrechtes vorbehalten, deſſen ſchickliche An— 
wendung von demſelben ohne Zweifel nie beſſer, 
als in ſolchen Fällen beurtheilet werden kann. 
Die Bemerkung, daß die Anwendung der ange— 


c) S. F. 54. 
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drohten Todesſtrafe durch die Anordnung der 9. J. 
430. und 431. beſchränket wird, und daß bey 
einem Verbrecher unter zwanzig Jahren die 
Kerkerſtrafe von zwanzig Jahren die höch ſt e, 
ſelbſt die an die Stelle des Todes tretende 
Strafe ſeyn ſoll, findet nicht nur hier, ſondern 
auch bey allen andern Verbrechen Statt, deren 
Verübung durch die Strafe des Todes oder 
lebens länglichen Kerkers bedrohet iſt (Hof: 
Dekret v v. 7. . 1804.) 


9. 34. 

Mitschuld Wer eine in den Hochverrath eins 
tahe boer⸗ſchlagende Unternehmung, die er leicht 
und ohne eigene Gefahr in ihrer weiteren 
a) durch Un⸗Fortſchreitung verhindern konnte, zu bins 
den Verhindern vorſetzlich unterlaͤßt, macht ſich des 
derung. Verbrechens mitſchuldig, und ſoll lebens- 
lang mit ſchwereſtem Kerker beſtrafet wers 

den. 


I. 35. 
b) durch Un⸗ Auch derjenige macht ſich mitſchuldig, 
belege der einen ihm bekannten, des Hochver— 
i rathes ſchuldigen Verbrecher der Obrig— 
a keit anzuzeigen, bedaͤchtlich unterlaͤßt, wo⸗ 
fern nicht aus den Umſtaͤnden erhellet, daß 
der unterbleibenden Anzeige ungeachtet, 


eine ſchaͤdliche Folge nicht mehr zu beſor⸗ 
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gen iſt. Ein ſolcher Mitſchuldiger ſoll le⸗ 


benslang mit ſchwerem Kerker beſtrafet 
werden. 


Nach $. 5. können im allgemeinen nur dieje⸗ 
nigen als Mitſchuldige an dem nähm⸗ 
lichen Verbrechen angeſehen werden, welche 
die That vorſätzlich mit begründen geholfen ha— 
ben (ſ. §. 5. dieſes Geſetz.). Weil der Geſetz⸗ 
geber in Beziehung auf den Hochverrath dieſen 
Begriff zu erweitern für nothwendig findet, ſo 
iſt hierüber eine nähere Beſtimmung unentbehr— 
lich. In dieſen zwey §. $. wird die vor ſätz⸗ 
liche Unterlaſſung der Verhinde⸗ 
rung des Hochverrathes und die bes 
dächtliche Unterlaſſung der Anzeige 
eines ſolchen Verbrechers, als Mitſchuld am 
Hochverrathe erkläret. Bevor man über den 
Werth diefer Anordnungen des Geſetzes ein Urs 
theil fällt, iſt es nothwendig, ihren Inhalt in 
eine nähere Erwägung zu ziehen. Als Gegen: 
ftand ſetzt die erſte Art der Mitſchuld nach J. 
5d. voraus, eine in den Hoch verrath ein: 
ſchlagende Unternehmung, die leicht 
und ohne Gefahr in ihrer weitern 
Fortſchreitung verhindert werden 
kann. Es iſt alſo nicht jede, auf dieſes Der: 
brechen abzielende, Unternehmung hierher zu rech— 
nen, ſondern nur jene, die mit geringem 
Aufwande von Mühe und eigener Gir 
cherheit verhindert werden kann. Es leuchtet 
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ein, daß dieſe Let chtigkeit ber Verhindetung 
nicht an ſich allein, ſondern in Beziehung auf 
das Subject, welches hätte verhindern fol- 
len, muß beurtheilet werden; denn es kann mans 
ches an ſich und in Beziehung auf eine bes 
ſtimmte Perfon leicht ſeyn, was für eine 
andere ſchwer iſt. Nur verſtehet es ſich von 
ſelbſt, daß die Beſtimmung dieſer Begriffe nicht 
von dem kann hergenommen werden, was Jeman— 
den nach feinen ſinnlichen Neigungen leicht 
oder ſchwer ankommt; denn hier wäre nicht 
mehr die Rede von dem, was er leicht ver— 
mag, ſondern von dem, was er mag, d. i. 
was er nach feinen beſonderen Verhältniſſen wü n— 
ſchet. Der Inhalt, durch welchen das Ver— 
halten eines Menſchen in dieſe Mitſchuld über- 
geht, beſteht in der Unterlaffung der Ver— 
hinderung der obigen Unternehmung. 
Der böſe Vorſatz beruht hier auf dem Ent: 
ſchluſſe, dieſes darum zu unterlaſſen, 
damit die Ausführung der hochverr ä⸗ 
theriſchen unternehmungnicht erſch we⸗ 
ret werde. Subject dieſes Verbrechens 
kann jeder Bürger dieſes Staates, und auch ein 
Ausländer werden, der ſich im Inla nde auf- 
hält (ſ. §. 30. und 3 1.). Daß aber auch Aus⸗ 
1 im Auslande (etwa nach dem §. 
und 33.) desfelben ſchulbig werden ſollten, 
kan ſchwerlich mit Grund behauptet werden. 
Denn nach §. 32. find dieſelben nur damahls 
gleich Eingebornen nach dieſen Geſetzen zu rich⸗ 
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ten, wann ſie (um bloß das hierher Gehörige 
zu berühren) ein Verbrechen begehen, welches auf 
die Staats verfaſſung Einfluß hat, 
d. i. in derſelben eine Wir kung hervor— 
bringt. Die Unterlaſſung der Verhin— 
derung einer, in den Hochverrath einſchlagenden 
Unternehmung kann an ſich nichts wirken d. 
h. kann auf dieſelbe an ſich keinen Einfluß 
haben. Denn wenn darauf dieſe Unter— 
nehmung ausgeführet wird, ſo kann man zwar 
wohl ſagen, daß die Vollendung des Ver— 
brechens mach jener ſträflichen Unterlaſſung, kei— 
neswegs aber, daß dieſelbe wegen dieſer Un— 
terlaſſung eingetroffen fey. Hieraus muß man 
nun ſchließen, daß Fremde im Auslande an die— 
ſe Anordnung des Geſetzes nicht gebunden ſind. 
Dieſe Auslegung ſteht auch mit den Forderungen 
des philoſophiſchen Criminal-Rechts in der eng— 
ſten Verbindung. Denn da man vom Ausländer im 
Auslande, der mit unſerem Staate nie einen Wer— 
einigungs vertrag geſchloſſen hat, mehr 
nicht fordern kann, als daß er unſeren Staat 
nicht verletze, ſo würde es eine Verkehrung 
der natürlichen Rechtsbegriffe ſeyn, denſelben, 
weil er nicht bejahend (poſitiv) zur Erhal— 
tung der Sicherheit unſeres Staates beygetragen 
hat, nicht nur etwa eines geringeren Verbrechens, 
ſondern ſogar des Hochverrathes ſchuldig 
zu erklären. 
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Die zweyte Art der Mitſchuld, durch be⸗ 
dächtliche Unterlaſſung der Anzeige 
eines bekannten Hoch verräthers nach 
F. 55. führt in Rückſicht der Subjecte, 
welche nach dieſem Geſetze behandelt werden kön— 
nen, mit der vorigen auf die nähmlichen Betrach— 
tungen. Es wird daher darauf zurück gewieſen. 
In Beziehung auf den Gegenſtand ſetzt dieſelbe 
einen Hochverräther voraus, welcher dem zur An— 
zeige Verpflichteten bekannt, und in einer ſolchen 
Lage iſt, daß ſich bey unterbleibender Anzeige 
ſchädliche Folgen beſorgen laſſen. Das Wort: 
bekannt, muß hier in dem weitern Ver- 
ſtande, wo es alles dasjenige bedeutet, was 
man kennt, genommen werden. Denn hätte es 
der Geſetzgeber in dem beſchränkten Sinne, 
wo es mit dem Worte: Vertraut, gleichbe— 
deutend iſt, nehmen wollen; ſo hätte dasſelbe 
mit dem Vorworte: mit (bekannt mit Je⸗ 
manden) verbunden werden müſſen. Die 
höchſt wichtige Frage, wann bey unterbleiben 
der Anzeige die Umſtände ſchädliche Fol: 
gen beſorgen laſſen, iſt nach dem klaren 
Ausſpruche des Geſetzes durch die Ver mu— 
thung desſelben entſchieden, daß die Ge— 
fahr ſo lange als vorhanden müſſe 
angenommen werden, bis das Gegen: 
theil aus den Umſtänden erhellet, 
d. h. deutlich vor den Augen liegt. Nur iſt 
der viel umfaſſende Ausdruck des Ger 
feges: ſchädliche Folge, nicht zu übers 
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ſehen. Er faſſet nicht nur die Gefahr in ſich, 
welche ein Hochverräther unmittelbar, durch 
ſeine Perſon begründen, ſondern auch die 
Nachtheile, die er mittelbar veranlaſſen kann. 
Dem Inhalte nach wird dieſe Art der Mit 
ſchuld durch die Unterlaſſung der Ans 
zeige an die Obrigkeit begründet. Die 
Anzeige an Privat- Perſonen iſt daher nicht hin⸗ 
reichend; wohl aber genüget die Anzeige an o be 
rigkeitliche Perſonen außer Gericht, weil 
fie die Verpflichtung, hierüber von Amtes wer 
gen zu handeln, nicht in der Amtsſtube zurück 
laſſen können. Es iſt daher der Zweck, um defe 
ſen willen die Anzeige an dieſelbe vorgeſchrieben 
wird, für dieſen Fall ſchon erreicht. Ohnehin 
wird auch eine obrigkeitliche Perſon durch eine 
ſolche Anzeige in ihren Amtskreis verſetzet, wo 
ſie dann die erhaltene Kenntniß, ohne offenbar 
wider die Amtspflicht zu handeln, nicht unbes 
achtet fallen laſſen kann. Der böfe Vorſatz 
erhält feinen Inhalt durch den Entſchluß, die 
Anzeige, ungeachtet der drohenden 
Gefahr, zu unterlaſſen. Es kommt hier⸗ 
bey gar nicht auf den Bewegungs grund 
an, aus welchem man jenen Entſchluß gefaſſet 
hat, weil die bürgerliche Beſchaffenheit dieſes 
Verhaltens nur aus dem berührten Geſichts une 
te beſtimmet werden kann, indem jeder andere 
nur von beſonderen, nicht von allgemeinen 
Rückſichten ausgeht. 
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Durch dieſe vorausgeſandte kurze Entwick⸗ 
lung der beſonderen Natur dieſer zwey Arten der 
Mitſchuld am Hochverrathe iſt nun der Weg 
vorbereitet, auf welchem gezeiget werden ſoll, daß 
die Strenge in dieſen Anordnungen des Geſetzes 
mehr ſcheinbar, als wirklich iſt. Es bedarf kei⸗ 
ner beſonderen Erörterung, um zu zeigen, daß 
dieſe Arten der Mitſchuld nicht ſo ſtrafbar ſind, 
als die im §. 5. beſchriebenen. Dieſe entſtehen 
durch Unternehmung, jene durch bloße Un⸗ 
terlaſſung. Dieſen Unterſchied hat auch der 
Geſetzgeber anerkannt, da er für dieſen Fall nur 
Kerkerſtrafe androhet. Aber lebenslängli— 
chen ſchweren oder ſchwerſten Kerker, ruft der 
Menſchenfreund, wegen bloßer Unthätig⸗ 
keit für das gemeine Beſte! Wenn man dieſer 
Betrachtung die Bemerkung entgegen ſetzet, daß 
der Staatsbürger nicht nur verbunden ſey, die 
Geſellſchaft nicht zu verletzen, ſondern, daß 
ihm überdieß die Verpflichtung obliege, einen 
Theil ſeiner Kräfte, auf welche in gefahr— 
vollen Umſtänden die Wichtigkeit des Anſpruches 
verdoppelt werde, dem gemeinen Beſten zu wid— 
men; ſo hat man noch wenig gewonnen. Denn 
hieraus fließet wohl, daß durch Entziehung 
dieſes Beytrages ein eigenes Verbrechen, 
nicht aber, daß das nähmliche begangen 
werde, welches, weil jener Beytrag entzogen 
wurde, nicht gehindert worden iſt. In dem §. 
191. gibt unſer Geſetz ſelbſt ein Beyſpiel, daß 
es dieſe Anſicht im allgemeinen für die rich⸗ 
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tige hält. Woher kommt daher dieſe Ausnahz 

me ?. Vielleicht wird kolgende Betrachtung über 
den Grund des Geſetzes mehr Licht, verbreiten, 
Es hat mit der, Unter laſſung, der ‚Verhinderung 
oder der Anzeige e eine ganz andere Beſchaffenheit, 
wenn n man dieſelbe auf den Hoch verrat b als 
wenn man ſie auf Verbrechen anderer Art 
bezieht, Im letzten Falle läßt es ſich, ohne 
beſondere Vobausſetzung erklären, daß 
es Jemanden gleichgültig ſeyn könne, ob eine 
gegen einen Dritten, um deſſen Lage nian ſich ins⸗ 


gemein nicht zu e bat, eingeleitete Ue⸗ 
t und ohne Gefahr hätte ver⸗ 
hindern können, ausgeführet werde, oder nicht, 724 


belthat } die er lei 


Denn die Nachthelle, welche denjenigen treffen A 
der ſich dieſes pflich twibrige Verhalten zu Schul⸗ 
den kommen läßt ſind“ meiſtens ſo entfernt und 
unmerkbar, daß ſie ſich vor dem lick rug! ge⸗ 
wöhnlichen Menſchen ſehr verkleinern. Im er⸗ 
ſten Falle dagegen gewinnt die Sache ein ande⸗ 
res Anſehen. Wer bey dem umſturz e der bis⸗ 
herigen bürgerlichen Ordnung „ obwohl er denſel⸗ 
ben leicht und ohne Gefahr verhindern könnte, 
unthätig zuſehen, wer die Gefahr⸗ verbreitenden 
Schritte eines ihm bekannten Hochverräthers 
gleichgültig und ruhig betrachten kann; der muß 
auf Vortheile rechnen, welche ihm nur eine gänz⸗ 
liche Umſtaltung der Dinge gewähren kann. Denn 
wer kann ſonſt einen Zuſtand nicht hindern wol 
len, wo die Laune des Zufalles, die Leidenſchaft 
einer wüthenden, Parten, oder dis Uebermacht 


os 


Nachſicht 


der Strafe 


wegen 
thaͤtigen 
Reue. 


der 
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des Pöbels das Recht und Glück der Menſchen 
beftimmen ? Es kann daher ein ſolches ſträfliches 
Verhalten des Bürgers nur aus dem vorwal⸗ 
tenden Hange desſelben zum Hochvetrathe, 
der hierdurch nicht undeutlich an den Tag gel 
get iſt, erkläret werden. Dleſes iſt ohne Zweifel 
ein bedeutender Grund, dieſe geſetzlichen Anord- 
nungen gegen den Ae vet 3 zu a 
fertigen. G e 
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ir fi ch in die, in dem wei 
Puncte des 52. C. angedeuteten, auf Hoch⸗ 
verrath, abzielenden Verbindungen einge⸗ 
laſſen, in der Folge aber durch Reue be⸗ 
wogen, die Mitglieder derſelben „ihre 
Satzungen, Abſichten und Unternehmun⸗ 
gen der Obrigkeit zu einer Zeit, da ſie 
noch geheim waren, und der Schaden 
verhindert werden konnte, entdecket, dem 
wird die gaͤnzliche Strafloſigkeit und die 
Geheimhaltung der gemachten Anzeige zu⸗ 


geſichert. 


Das Geſetz macht hier von Umſtänden Er⸗ 


wähnung, wegen deren Zuſammentreffen, da es 


erlaubte, höhere politiſche Rückſichten fordern, 


die Strafe des Hochverrathes, wenn gleich der 


Verbrecher im Rechtswege dieſelbe verdienet hät— 


te, zu erlaſſen iſt, wann es die Fälle des §. 52. 
unter 
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unter b) betrifft. Dieſe Art des Hochverrathes 
fordert nähmlich eine ſo umfaſſende Thätigkeit, 
daß ſie gewöhnlich nur in Verbindungen 
verübet werden kann. Eine weiſe Geſetzgebung 
darf daher nichts unterlaffen, was dazu beytra— 
gen kann, die Entſteh ung derſelben zu ers 
ſchweren, und ihre Wirkſamkeit zu ver⸗ 
eiteln. Dahin zielet die vorliegende Anordnung 
des Geſetzes ab. Sie ſoll durch das Miß— 
trauen, welches ſie unter den Gliedern ſolcher 
Verbindungen erwecken muß, von einer ſolchen 
Vereinigung abhalten. Weil jedoch durch Be— 
gnadigung die Hoffnung der Strafloſigkeit 
leicht genährt werden könnte, ſo dürfen jene Vor— 
ſichten nicht außer Acht gelaſſen werden, durch 
welche dieſe Sorge beſeitiget wird. Aus dieſem 
Grunde fließt die Vorſchrift des Geſetzes, daß die 
Anzeige durch ein reuiges Mitglied nicht nur 
in Beziehung auf Mittel, Perſonen und 
Abſichten vollſtändig ſeyn, ſondern auch 
zu einer Zeit geſchehen müſſe, wo die Ver— 
bindung noch geheim iſt, und der Schaden 
verhindert werden kann. Die Reue a) 
des Angebets iſt ein Beweis der erneuerten bür— 
gerlich guten Geſinnung desſelben. Die übrigen 
Bedingungen der Nachſicht der Strafe ſind von 


2) Wann dieſe anzunehmen iſt, muß nach dem 
Grundſatze, der S. 157. in der Anmerkung auf⸗ 
geſtellet iſt, beurtheilet werden. 


O. C. R. II. Theil. C 


Störung der 
innerlichen 


Ruhe des 
Staates. 
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der Art, daß ſie den Staat in den Stand ſetzen, 
die Verbindeten (die Mehrheit) zur Strafe 
zu ziehen. So verſchwindet daher die Sorge 
vor dem gewöhnlichen Nachtheile der Begnadi— 
gung; denn wenn Einem, welcher Beſſe— 
rung zeiget, und allen Schaden von 
der Geſellſchaft abhält, die Strafe nach⸗ 
geſehen wird, ſo werden dafür alle übrige 
Verbin dete, die ſonſt wenigſtens für jetzt 
noch ſtraflos geblieben waͤren, zur verdienten 
Strafe gezogen. Hierdurch erreicht man dann 
auch den weiteren Zweck, die Wirkſamkeit ſolcher 
Verbindungen, ſo viel als möglich, zu vereiteln. 
Die Geheimhaltung der gemachten Anzeige ver— 
ſpricht das Geſetz aus dem Grunde, um dem 
Angeber die Furcht zu benehmen, daß er ſich durch 
dieſe Entdeckung etwa Haß und Verfolgung zu: 
ziehen dürfte. Im Falle des §. 188. müßte jez 
doch von dieſem Verſprechen abgegangen wer— 
den b). 


§. 57. 


Wer boshafter Weiſe andern Mit 
buͤrgern durch Reden, ſchriftliche oder bild— 
liche Darſtellungen ſolche Geſinnungen eins 
zufloͤßen ſuchet, woraus Abneigung gegen 
die Regierungsform, Staatsverwaltung, 


b) Vergleich. §. 188. mit §. 230. 
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oder Landesverfaſſung entfichen kann, bes 


geht das Verbrechen der Stoͤrung der oͤf⸗ 
fentlichen Ruhe. 9 


Wenn man der Quelle att 0 auf f Boche ver⸗ 
rath abzielenden, Unternehmungen nachſpüret, ſo 
findet man dieſelbe größten Theils in einem ho⸗ 
hen Grade von Unzufriedenheit mit der Verfaſ— 
ſung des Landes oder Staates, mit der Verwal— 
tung desſelben, oder mit dem regierenden Lan— 
desfürſten. Wer den Samen zu ſolchen Gefin- 
nungen abſichtlich ausſtreuet und nähre, begeht 
zwar keinen Hoch verrath, kann aber, weil 
er die Grundpfeiler der inneren öffentlichen Si— 
cherheit, Zutrauen und Anhänglichkeit, 
zu erſchüttern verſucht, bey Anderen leicht dazu 
die erſte Veranlaſſung geben. Die Vor- 
ſicht des Staates fordert, ſelbſt den Keim zu 
ſolchen Gefahren zu vernichten. Wenn man den 
gegenwärtigen und folgenden §. des Geſetzes aus 
dieſem Geſichtspuncte betrachtet, fo wird es ein- 
leuchtend, daß die geſetzliche Benennung dieſes 
Verbrechens: Störung der innerlichen 
Ruhe des Staates, ganz aus der Natur 
der Sache hergehohlet iſt. 


Keine Anordnung des Geſetzes dürfte wohl mehr 
der Mißdeutung unterliegen, als dieſe, welche ſich 
auf ein Verbrechen bezieht, deſſen Thatbeſtand auf 
unſicheren, unſtäten Zeichen und Tönen beruhet. Die 
pünctlichſte Vorſicht im Aus drucke vermag nicht die 

C 2 
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Merkmahle der That genau zu beſchreiben, weil dies 
ſelben von einer Beobachtung abhängen, die zwar 
in den einzelnen Fällen durch eine beſondere 
Empfindung wahrgenommen, aber nicht 
durch allgemeine Ausdrücke entſprechend ge— 
ſchildert werden kann. Daher iſt es nothwendig, 
die geſetzlichen Beſtimmungen hierüber in eine 
nähere Erwägung zu ziehen. Der Gegenſtand 
dieſes Verbrechens kann 1.) ſeyn die Landes— 
verfaffung, Regierungsform oder 
die Staatsverwaltung a) Die 
Staats verwaltung (Regierung) be— 
ſteht in der Beſtimmung und Anwendung derje— 
nigen Mittel, welche zu Erreichung des Staats- 
zweckes nothwendig oder zuträglich ſind b). Da 
die höchſten Diener des Regenten (die Miniſter) 
Rathgeber desſelbetz zur Verwaltung des 
Staates ſind, ſo können ſie zwar als ſolche, 
nicht aber für ihre Perſon als Gegenſt and 
dieſes Verbrechens betrachtet werden. Der J a— 
halt dieſes Verbrechens beſteht in dem Be— 
ſtreben, andern Mitbürgern durch 


a) Die Aufwieglung der Unterthanen durch Tadel 
oder Schmaͤhungen zu grundloſen Beſchwerde— 
führungen gegen ihre Obrigkeiten gehört daher 
nicht hierher, ſondern wird durch das Geſetz den 
ſchweren Polizey⸗Uebertretungen zugewieſen. S. 
§. 71. II. Thl. 


b) Die Beſtimmung der übrigen Begriffe iſt ſchon 
unter §. 52. gegeben worden, 
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Reden, ſchriftliche oder bildliche 
Darſtellungen, ſolche Geſin nungen 
einzuflößen, woraus Abneigung ge— 
gen die eben erwähnten Gegenſtände 
entſtehen kann. Hieraus folget klar, daß 
man durch bloße Handlungen dieſes Der: 
brechens nicht ſchuldig werden kann, weßhalb 
man die Mißhandlung von Patenten 
und Verordnungen, welche das Strafgeſetz 
nur als ſchwere Polizey-Uebertretun⸗ 
gen erklärt (ſ. §. 74. Thl. II.), nicht hier- 
her rechnen darf. Der Geſetzgeber dachte ver— 
muthlich, daß ein ſolcher Unfug, der nur mit— 
telbar zur Schmach der Regierung gereichen 
kann, nie einen fo fortdauernden und ausgebreite⸗ 
ten Schaden ſtiften könne, als Reden, Schriften 
oder bildliche Darſtellungen. Indeſſen iſt bey 
dieſen letzteren die Frage ſehr wichtig, welchen 
Anhaltspunct ein Richter habe, um zu be— 
urtheilen, aus was für Aeußerungen Ab nei— 
gung entſtehen könne. Denn da das Vers 
brechen vorhanden iſt, ſobald dieſe entſtehen 
kann, wenn ſie auch nicht entſtanden iſt; ſo 
muß der Richter vorhinein eine Regel has 
ben, an welche ſich ſeine Beurtheilung anſchlie— 
ßet. Die nähere Beſtimmung des Begriffes, 
welchen man mit dem Worte: Abneigung, 
verbindet, wird darüber den beſten Aufſchluß ge- 
ben. Man verſteht darunter einen fort dauer n— 
den, innern Grund, etwas zu vera b⸗ 
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ſcheuen e). Dieſer Zuſtand kann entweder 
durch Erkenntniß des Ver ſtandes und 
der Vernunft, oder durch unmittelbare Ei n⸗ 
wirkung auf Empfindung und Gefühl 
veranlaſſet werden. Von dem letzteren kann hier 
keine Rede ſeyn, weil das Geſetz von Abneigung 
als der Folge eingeflößter Geſinnun⸗ 
gen ſpricht; die Geſin nung aber in der 
geprüften und überlegten Entſchlie⸗ 
ßung über fein Verhalten beſteht. Dieſe 
Abneigung muß daher nur als eine Wirkung 
von ſolchen Grund ſſätzen, Urtheilen und Schlüſ⸗ 
ſen, und ſolchen Erzählungen über die U m ſt än⸗ 
de, Verhältniſſe oder Begebenhei- 
ten des Staates angeſehen werden, welche über 
die Regierungs- Form, Staatsverwaltung oder 
Landes verfaſſung dadurch ein gehäßiges Licht 
zu verbreiten ſuchen, daß fie dieſelben als die 
Quelle öffentlichen und häuslichen Unglückes dar⸗ 
ſtellen. So, wahr als es iſt, daß Niemand 
dasjenige will, was ſein Unglück begründet, eben 
fo wahr iſt es auch, daß durch ſolche Vorſtel⸗ 
lungen Abneigung gegen dieſe Einrichtungen ers 
wecket werden muß. Es kommt nur noch dar⸗ 
auf an, ob der Volksverführer, um feinen Vor⸗ 
ſtellungen Eingang zu verſchaffen, ſchlau genug. 
if, oder nicht. In jenem Falle muß Abneigung 


c) S. Ludw. Hr. Jakob: Grundriß der Erfah⸗ 
rungs⸗Seelenlehre. (Nach der ꝛ2ten Auflage.) 
II. B. d. §. 648. 
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gegen die beſtehende Ordnung entſtehen; in die— 
ſem wird es freylich bey ſeinem fruchtloſen 
Beſtreben bleiben, obwohl er ſeiner Seits, 
was ihm zu Gebothe ſtand, gethan hat. Die 
letzte Rückſicht und der Umſtand, daß bey Ver— 
letzungen, wo keine Genugthuung gedenkbar iſt, 
das vorzügliche Streben des Staates auf A b— 
wendung der Gefahr gerichtet ſeyn müſſe, 
waren entſcheidende Gründe für die Geſetzgebung, 
das Daſeyn des vollen Thatbeſtandes 
nicht vom Erfolge abhängig zu machen. Aller- 
dings aber hängt der Thatbeſtand bey Reden 
nicht nur von dem Zuſammenhange, ſon⸗ 
dern auch von der Beton ung einzelner Wörter 
und Sätze, und von Umſtänden ab, unter 
denen geſprochen worden iſt. Ohne den gehöri— 
gen Zuſammenhang kann der Sinn einer ganzen 
Rede entſtellt oder verkehret, ohne die wahre Be— 
tonung ein ganz anderer Hauptbegriff erwecket, 
ohne Rückſicht auf die Umſtände kann zur ‚gefährs 
lichen Aeußerung werden, was witzelnder Ein— 
fall, was offenherzige oder pflichtmäßige Schil— 
derung war. Daher iſt es bey dieſem Verbrechen 
vorzüglich wichtig, aber auch eben ſo ſchwierig, 
das Daſeyn des böſen Vorſatzes rich—⸗ 
tig zu beurtheilen. Er iſt hier ſeinem Inhalte 
nach darauf gerichtet, ſolche Geſin nungen 
boshafter Weiſe ein zuflößen, daß 
daraus Abneigung gegen die Regie- 
rungs- Form, Staatsverwaltung 
oder Landesverfaſſung entſpringen 
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kann. Da es möglich iſt, daß Jemand über 
dieſe Einrichtungen Grundſätze und Bemerkungen 
verbreitet, welche wahr und nützlich ſind, aber 
eben deßwegen, weil menſchliche Einrichtun- 
gen immer Gebrechen unterworfen ſind, gegen 
dieſelben, ſo wie ſie beſtehen, Abneigung 
erwecken; ſo darf man die Frage nicht überge— 
hen, o beman für die nachtheiligen Fol⸗ 
gen der Verbreitung einer richtigen 
Behauptung haften müſſe. Man hat 
ſich bey der Entſcheidung an den klaren Buchſta— 
ben des Geſetzes zu halten. Es fordert zum Da— 
ſyn dieſes Verbrechens nicht bloß, daſſ Jemand 
Abneigung gegen die obigen Gegenſtände 
einzuflößen ſuche, welches allzeit unvermeidlich 
ſich ereignet, wenn man den Antrag zu einer Ver- 
beſſerung durch Gründe unterſtützet; ſondern 
es ſetzet noch bey, daß dieſes bos hafter Wei— 
fe d. h. nicht in der Abſicht, durch Verbreis 
tung einer Wahrheit der Geſellſchaft zu 
nützen, ſondern mit dem Vorſatze, durch gif— 
tigen Tadel der beſtehenden Ordnung wir 
derſtrebende Gemüther zu erzeugen, 
geſchehen müſſe. Hieraus ergibt ſich die Bemer— 
kung, daß nicht jede Aeußerung, durch welche 
Fehler und Mängel der Regierungs-Form, 
Staatsverwaltung oder der Landesverfaſſung auf— 
gedecket werden, hierher gerechnet werden dürfe. 
Zwar wird dadurch allezeit den Wunſch nach 
Werbeſſerung rege gemacht; allein nach 
Verſchiedenheit der Umſtände bringt dieſer in der 
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menſchlichen Geſinnung eine ganz verſchiedene Wir⸗ 
kung hervor. Wo die Bürger den guten Wil— 
len des Herrſchers erkennen, ſuchen fie durch 
Vorſchläge und andere rechtliche Mittel Verbeſſe— 
rungen einzuleiten, und zu unterſtützen. Dieſe 
Gemüthsſtimmung iſt nicht nur dem Staate nicht 
ſchädlich, ſondern vielmehr höchſt gedeihlich. Wo 
aber das Volk auf den Wahn verleitet wird, 
daß man Fehler und Mängel vorſätz lich 
handhabe, dort ſinnt es auf rechtswidrige Mit- 
tel zur Abhülfe. Hier fängt alſo der eigen t— 
lich gefährliche Tadel an, der wenigſtens 
vorzüglich darin beſteht, daß man 
Mängel und Fehler erdichtet, oder 
aufdecket, und zugleich die Meinung 
zu verbreiten ſucht, daß dieſelben 
abſichtlich genähret und gehandha— 
bet werden. Uebrigens wird derjenige, wel— 
cher die Zwecke, auf die der Hochverrath ge— 
richtet iſt, nicht aus den Augen läßt, eine auf 
denſelben abzielende Aufwieglung leicht von dem 
vorliegenden Verbrechen unterſcheiden. Dort iſt 
es (um nur das Gegenſtück von dieſem Vers 
brechen zu berühren) auf gewaltſame Verän— 
derung der Staatsverfaſſung, auf Zuziehung oder 
Vergrößerung der Gefahr von Außen gegen den 
Staat zunächſt abgeſehen: hier auf Erweckung 
der Abneigung gegen die Regierungs-Form, 
Staatsverwaltung oder die Landesverfaſſung. In 
Rückſicht der Subjecte, die wegen dieſes Ver- 
brechens nach dieſem Strafgeſetze behandelt wer— 
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den müſſen, find in Beziehung auf Inländer 
überhaupt, und Ausländer im Inlande die Vor— 
ſchriften der F. F. 30 und 31. gegenwärtig zu hal⸗ 
ten. Was aber Ausländer im Auslan⸗ 
de betrifft, ſo kann der §. 32. auf ſie nicht an⸗ 
gewendet werden, weil der gegenwärtige $. 57. 
entgegen ſteht. Denn hier heißt es ausdrücklich: 
„Wer boshafter Weiſe andern Mitbürgern 
ſolche Geſinnungen einzuflößen ſuchet ꝛc. ꝛc. Nun 
kann ein Ausländer im Auslande die 
Bürger unſeres Staates nicht als Mitbürger 
betrachten. In Beziehung auf ihn könnte daher 
dieſe Verordnung nur noch die Auslegung leiden, 
daß er, um nicht dieſes Verbrechen zu begehen, 
feinen Mitbürgern im Aus lande nicht 
ſolche Geſinnungen einzuflößen ſuche. Allein dies 
fe Deutung des Geſetzes iſt nicht nur, weil fie 
ſehr geſucht wäre, ſondern auch darum ver— 
werflich, weil fie auf die ungereimte Folgerung 
leitet, daß ein Ausländer, wenn er Ausländer 
im Auslande gegen unſere Staatsverwaltung, 
Regierungs- Form oder Landesverfaſſung erbit— 
tert, ein Verbrechen begehe, und daher ſträfli— 
cher ſey, als wenn er vom Auslande her In— 
länder im Inlande gegen jene Gegenſtände auf— 
reitzet, wo er ſtraflos davon käme. 


. 58. 


Unter dieſes Verbrechen werden guch 
Laͤſterungen auf die Perſon des Landes⸗ 
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fuͤrſten, aus welchen unverkennbare Abs 
neigung gegen denſelben entſtehen kann, 
wenn ſie in Geſellſchaft oder oͤffentlich 
vorgebracht worden, wie auch dergleichen 
Schriften oder ſpoͤttiſche Vorſtellungen, 
wenn ſie Jemanden mitgetheilet worden, 
gerechnet. | 


In Beziehung auf die Subjecte, welche 
wegen dieſes Verbrechens nach unſerem Strafge— 
ſetze können behandelt werden, iſt dasjenige, was 
im vorhergehenden F. geſagt worden, auch hier 
anzuwenden. Nur beſteht in dem Grunde, war 
um die Anordnung des F. 32. auch hier keine 
Anwendung findet, ein Unterſchied. Dieſer $. 
ſpricht nähmlich nur von Verbrechen, die auf die 
Verfaſſung, auf die öffentlichen Credits: 
Papiere oder auf das Münzweſen die ſes Sta a 
tes einen Einfluß haben. Das vorliegende 
Verbrechen dagegen läßt als ſolches diefe Punc— 
te ganz unberührt. Sein G egenſta nd iſt die 
Per fon des Landes fürſten, in wie 
weit ſie als ſolche auf vorzügliche 
Ehre Anſpruch machen kann a). Die 
Ehre d. i. die äußerlich erſcheinende Achtung, 
beſteht in der äußern Anerkennung des 


2) Hierdurch unterſcheidet ſich dieſes Verbrechen 
dem Objeete nach von dem Hochverrathe der er— 
ſten Art. S. §. 52. unter a). 
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Werthes eines Menſchen, info fern 
fie aus der zuſammenſtimmenden An⸗ 
erkennung feines Publicums hervor: 
geht b). Da ohne dieſe kein Zutrauen in die 
Perſon des Landesfürſten Statt findet, ohne je— 
nes aber alle Vorkehrungen desſelben gelähmet 
werden; ſo iſt es eine dringende Forderung der 
allgemeinen Wohlfahrt ſelbſt, dieſelbe, ſo weit 
es durch Strafgeſetze verhältnißmäßig geſchehen 
kann, in Schutz zu nehmen. Indeſſen folget aus 
dem klaren Inhalte des Geſetzes, daß die Ans 
gehörigen und Verwandten eines Regenten 
unter dieſer Anordnung nicht begriffen find, 


Der Inhalt der That beſteht in Läfter 
rungen, aus welchen unverkennbare 
Abneigung entſtehen kann, wenn fie in 
Geſellſchaft oder öffentlich vorgebracht, 
wie auch in dergleichen Schriften oder 
ſpöttiſchen Vorſtellungen, wenn fie 
Jemanden mitgetheilet werden. Die 
Wichtigkeit des Gegenſtandes wird es entſchul⸗ 
digen, wenn bey den einzelnen Worten etwas 
verweilet wird, um ihren Sinn genau zu be⸗ 
ſtimmen. Wer über vollkommen ſtittlich gute 
Handlungen und Eigenſchaften eines Anderen bey 
deſſen anerkannten innern und äußern Vorzügen 


b) S. Lehrbuch des gem. in Deutſchland guͤlt. 
peinl. Rechts. von P. J. A. Feuerbach. §. 271. 
(Dritte Auflage). 
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ein im hohen Grade entehrendes Urtheil fällt; 
oder demſelben grobe oder ſchändliche Unvoll— 
kommenheiten andichtet und ausſagt, der lä— 
ſtert ihn c). Die Läſterung kann durch Re— 
den oder in Schriften vorgebracht werden. 
Solche Schriften nennt man insgemein Pas— 
quille (Läſterſchriftendg. Spöttiſche Vor— 
ſtellungen (Darſtellungen) beſtehen in dem, 
durch ein Bild verſinnlichten, Ausdrucke ſolcher 
Ideen, die Lachen erregen. Das Lachen kann 
gutmüthig ſeyn, ohne den Nebenbegriff der 
Verachtung deſſen, worüber man lacht. Man 
pflegt dann zu ſagen, eine Sache werde bes 
lacht. Es kann aber auch von dem Neben— 
begriffe der Werachtung deſſen, worüber 
man lacht, begleitet ſeyn. Hier bedienet man 
ſich des Ausdruckes: Jemanden oder etwas aus- 
lachen, verlachen. Dieſe Unterſcheidung 


c) Hieher geboren alſo auch Verleumdungen 
gegen den Landesfuͤrſten, obwohl nach dem ſtren— 
gen Sprachgedrauche dieſe in dem Worte: Laͤ— 
ſterung, uicht begriffen find. Denn da die 
Merkmahle des Begriffes von Verleumdung im 
§. 128. fo bezeichnet find, daß, wenn dieſe That 
gegen den Landesfuͤrſten gerichtet wäre, jener $, 
nicht wohl eine Anwendung auf dieſen Fall litte; 
ja it, weil dieſes Verbrechen, an dem Landes— 
fürften veruͤbet, ſonſt unbeſtraft bliebe, zu ver— 
muthen, daß dieſes Wort hier im weitern 
Sinne genommen werden muͤſſe. 
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hat auf die genaue Beſtimmung des Thatbeſtan⸗ 
des dieſes Verbrechens einen wichtigen Einfluß. 
Denn wenn nicht beſondere Gründe die Abſtra— 
fung nothwendig machen, fo wird die Läfterung 
ſowohl, als die ſpöttiſche Darſtellung durch Ver: 
achtung am ſicherſten und ſchnellſten ihrem ver— 
dienten Loſe, der Vergeſſenheit, überliefert d). 
Strenge dagegen fordern die Umſtände und das 
Geſetz, wann ihr Inhalt und ihre Verbrei— 
tung ſie gefährlich machen. Durch jenen 
werden ſie gefährlich, wenn unverkennbare 
Abneigung gegen den Landesfürſten entſtehen 
kann. So lange ſpöttiſche Vorſtellungen bloß 
zum Lachen bewegen, iſt dieſes nicht zu befürch⸗ 
ten. Sobald aber der Gegenſtand derſelben da- 
durch entehret wird, daß ſittliche oder gei— 
ſtige Unvollkommenheiten in einem Bil- 
de verſinnlichet werden, welches wegen der mar 
türlich unanſtändigen oder eckelhaften Lage, in 


d) In ſo weit findet daher nach unſerer Geſetzge⸗ 
dung der wahrhaft fuͤrſtliche Ausſpruch der 1. un. 
c. fi quis imperatori maledixerit, Anwendung, 
two es heißt: Si quis modestiae nescius et pudo- 
ris ignarus, improbo petulantique maledicto 
nomina nostra crediderit lacessanda, eum poe- 
nae nolumes subjugari, neque durum aliquid aut 
asperum sustinere, quoniam, si id ex le vit a- 
te processerit, contemnendum est: si ex in- 
sania, miseratioue dienissimum: si ab injuria, 
remittendum., 

0 


> 
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der es erſcheint, oder wegen der, das Natürli⸗ 
che überſteigenden, Auszeichnung eines oder des 
andern Koͤrpertheiles Mißfallen, und weil 
ſich das (der) Dargeſtellte dieſe Lage gefallen 
laſſen muß, Lachen erwecket e); ſo wird 
der Inhalt eines Spottgemähldes wahrhaft ge— 
fährlich. Denn es kann nicht geläugnet werden, 
daß Abneigung damahls gegen Jemanden 
entſtehen müſſe d. h. daß ſie unverkennbar 
ſey, wann das Mißfallen eine Folge grober geiz 
ſtiger oder ſittlicher Gebrechen iſt Da nähm⸗ 
lich dieſe eine Wirkung des böſen Willens 
find, durch welchen nicht nur Jedermann bes 
drohet, ſondern auch eine der allgemeinen Men— 
ſchenbeſtimmung widerſtrebende Richtung verra— 
then wird; ſo iſt, wo man denſelben erkennet, 
die Abneigung eine unvermeidliche Folge. Was 
in dieſer Rückſicht im vorhergehenden 8, erörtert, 
und hier von ſpöttiſchen Vorſtellungen 
bemerket worden iſt, läßt ſich auch auf mü n d— 
liche oder ſchriftliche käſterungen ans 
wenden. Ihr Inhalt wird nähmlich vorzüglich 
nur damahls gefährlich, wann in ſelben es dar— 
auf angeleget iſt, den guten Willen eines 
Regenten verdächtig zu machen. Denn 
weil das Wohl Aller und jedes Einzelnen von je— 
nem abhängt, fo müſſen ſolche Läſterungen US 
neigung erzeugen. Indeſſen können dergleichen 


e) Man nennet ſolche Bilder insgemein Zerrbilder 
(Carricaturen). 
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Angriffe auf die dem Landesfürften ſchuldige Eh— 
re erſt dann Schaden ſtiften und geſtrafet wer— 
den, wann ſolche Schriften oder ſpöttiſche Dar- 
ſtellungen Jemanden mitgetheilet, oder Lä⸗ 
ſterungen vorgebracht werden entweder in Ges 
ſellſchaft d. h. in dem Umgange mit Ande— 
ren f), oder öffentlich d. h. außer demſelben 
vor Mehreren, mit denen man nicht in Geſell— 
ſchaft it g). Der böſe Vorſatz if hier ſei⸗ 
nem Inhalte nach zunächſt darauf gerichtet, 
unverkennbare Abneigung gegen den 
Landesfürſten zu erwecken. Wann bie 
ſes zu befürchten ſey, muß vorzüglich aus den, 
in dieſem und dem vorigen 5. bereits vorge— 
tragenen Grundſätzen beurtheilet werden. Daß 


jedoch 


1) Ob man auch die Aeußerung gegen einen Freund 
oder Gatten, bey welchen man auf Verſchwiegen— 
heit rechnet, als in Geſellſchaft vorge⸗ 
bracht, anſehen koͤnne, iſt zweifelhaft. Es 
ſcheint jedoch, daß man dieſes verneinen muͤſ⸗ 
fe, weil ſonſt die geſetzliche Beſchraͤnkung durch 
den Satz: wenn ſie (die Laͤſterung) in Ge⸗ 
ſellſchft oder oͤffentlich vorgebracht 
worden, ganz überfluͤſſig wäre, indem dieſe⸗ 
dann eben ſo viel hieße, als: die Laͤſterung be— 
gründe nur damahls dieſes Verbrechen, wann ſie 
gegen Jemanden geäußert wurde, was ſich 
ohnehin immer von ſelbſt verſteht. 


3) Ulpian fagt: Palam est coram pluribus. 
Dieſe Erklarung kann leicht in einem zu ausge⸗ 
dehnten Sinne verſtanden werden. 


1. 


jedoch Vermuthungen allein den böſen 
Vorſatz nicht er weiſen können, iſt ſchon aus den 
allgemeinen Grundſätzen über denſelben bekannt h); 
wird aber deſto mehr einleuchtend, wenn man 
bedenket, daß ſonſt ein Menſch, der als arglo— 
fer Neuigkeitskrämer etwa einem guten Bekann⸗ 
ten eine ſpöttiſche Darſtellung, die in feine Hän— 
de fiel, mittheilet, als Verbrecher behandelt wür⸗ 
de, da er doch ungezweifelt nur wegen Unvor— 
ſichtigkeit eine Ahndung verdienet. Wie ſteht es 
mit demjenigen, der eine ſolche Läſterung hörte, 
und dann in Geſellſchaft, oder öffentlich weiter 
erzählte? Entweder hat er dieſes gethan, um die 
Läſterung als ſolche zu verbreiten, oder 
nicht. In jenem Falle macht er ſich, weil er 
derſelben abſichtlich Vorſchub leiſtet, dieſes Ver- 
brechens ſchuldig; denn das Geſetz ſtrafet denje— 
nigen, welcher dieſelbe vor gebracht hat, oh— 
ne zu unterſcheiden, ob er der Erfinder davon war, 
oder nicht. In dieſem Falle dagegen iſt kein Ver 
brechen begangen, weil der böſe Vorſatz mangelt. 


9. 59. 


Das in den vorhergehenden zwey Pa— 
ragraphen erwaͤhnte Verbrechen ſoll mit 
ſchwerem Kerker von einem bis fünf Saba 
re beſtrafet werden. 


n) S. I. Thl. Anmerkung zu dem r. 5. 
©, C. R. II. Theil, D 


Strafe, 
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Die Geſetzgebung zeiget in der Beſtrafung 
dieſes Verbrechens eine beſondere Milde. Es iſt 
außer allen Zweifel geſetzet, daß die Zufrieden: 
heit der Bürger die vorzüglichſte Stütze eines 
Staates iſt, und daß, wer dieſelbe zu untergra⸗ 
ben ſucht, mit einem, der öffentlichen Ruhe höchſt 
verderblichen, Unternehmen umgehe. Das an— 
geführte Verbrechen hat aber keinen andern Zweck, 
als Abneigung und Unzufriedenheit mit der Re— 
gierungs = Form, Staatsverwaltung, Landes- 
verfaſſung oder dem regierenden Herrſcher zu er— 
wecken. Es iſt daher ſchon in dieſer Rückſicht 
ſehr gefährlich und ſtrafbar. Erwäget man nebſt— 
bey, daß der Landesfuͤrſt, bloß als erſte Perſon 
im Staate, ein Recht auf vorzügliche Eh: 
re hat, wenn auch Kränkung derſelben nicht ſonſt 
ſo gefährlich wäre; ſo erſcheint insbeſondere die 
zweyte Art dieſes Verbrechens doppelt ſtrafbar. 
Deſſen ungeachtet findet ſich, wenn man dieſes 
Verbrechen mit dem der Verleumdung, welche 
den guten Nahmen der Privaten an⸗ 
greifet, vergleicht, daß es weniger, als das 
letztere beſtrafet wird a). Dieſe Großmuth kann 
nur der Antheil eines Alleinherrſchers ſeyn, 
weil dieſer ſowohl durch feine Macht, als Wür⸗ 
de ſo weit über die niedrigen Ränke des Neides, 
der Ehrſucht und ſchwärmeriſcher Parteygänger 
erhaben iſt, daß er, was ſeine Perſon betrifft, 
mehr der Milde Gehör geben kann. 


a) Ver gleich dieſen $. mit dem §. 189. 
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In Abſicht auf die Ausſpaͤher (Spio⸗ 
ne) ſoll es bey dem bleiben, was wegen 
ihrer Aburtheilung und Beſtrafung durch 
die Militärs Behörde, in den Kriegsgeſetzen 
verordnet iſt. | 


Es iſt im F. 52. bemerket worden, daß man 
des Hochverrathes auch durch Aus ſpähung 
(Spionerie) ſchuldig werden könne. Das Ge— 
ſetz beſtimmet jedoch, daß dieſe Art des ſelben 
durch die Militär » Behörden nach den 
Kriegsgeſetzen beurtheilet werden ſoll. Der Grund 
iſt vermuthlich, weil dieſe Art des Hochverra⸗ 
thes in Kriegszeiten vorzüglich gefährlich wird, 
und wegen der unabſehbaren ſchrecklichen Folgen, 
die es begründen kann, eine beſonders ſchnelle 
und ſtrenge Behandlung erfordert. 


32 


Achtes Hauptſtuͤck. 


Von dem Aufſtande und Aufruhre. 


F. 61. 


Aufſtand. Die Zuſammenrottung mehrerer Perſo— 
nen, um der Obrigkeit mit Gewalt Wi⸗ 
derſtand zu leiſten, iſt das Verbrechen des 
Aufſtandes: die Abſicht eines ſolchen Wir 
derſtandes mag ſeyn, um etwas zu erzwin— 
gen, ſich einer aufliegenden Pflicht zu ent⸗ 
ſchlagen, eine Anſtalt zu vereiteln, oder 
auf was immer fuͤr eine Art die oͤffentliche 
Ruhe zu ſtoͤren, die Gewaltthaͤtigkeit mag 
gegen die Perſon der Obrigkeit ſelbſt ge— 
richtet ſeyn, oder gegen einen Beamten, 
Gemeinvorſteher oder gegen untere Die⸗ 
ner, welche zur Ausführung der Anord⸗ 
nungen beſtimmt find. 


Der Unterthan des Staates iſt vermöge des 
Unterwerfungsvertrages den Befehlen und An— 
ordnungen feiner Regierung zu gehorchen verbune 
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den. Der geäußerte Ungehorſam dagegen iſt uns 
erlaubt und ſträflich; allein ſowohl die Arten 
als Gra de desſelben können fo verſchieden ſeyn, 
daß dadurch mehrere Gattungen geſetzwi⸗ 
driger Handlungen begründet werden. Folgendes 
iſt die Stufenleiter, auf der fie ſich in der Straf: 
barkeit folgen: Bloße Verweigerung des 
Gehorſams gegen einzelne Befehle, Auf: 
lauf, öffentliche Gewaltthätigkeit, 
Aufſtand, Aufruhr, Empörung. Wenn 
der Unterthan öffentlich feine Weigerung, 
einzelnen Befehlen und Anordnungen zu gehor— 
chen, erkläret, ohne irgend eine Thät— 
lichkeit; ſo iſt er durch die Zwangsmacht des 
Staates zu verhalten, ſeine Schuldigkeit gegen 
die Geſellſchaft zu erfüllen. Ein weiteres Uebel 
gegen ihn zu verhängen, iſt hier nicht nothwen⸗ 
dig, und kann daher nicht gebilliget werden. Die 
Verweigerung des Gehorſames kann aber mit der 
Aufforderung mehrerer Menſchen zur 
Mithülfe oder Widerſetzung gegen ei 
nen in Ausübung ſeines Amtes oder 
Dienſtes begriffenen öffentliche nBe⸗ 
amten oder Diener verbunden ſeyn. 
Dieſe Art von Widerſetzlichkeit begründet den 
Auflauf a), der nicht ohne Grund, da Andere 


a) S. U. Thl. dieſes Strafgeſetzes $. 51. Schon 
der gemeine Sprachgebrauch wendet bey guten 
oder unſchaͤdlichen Zwecken einer Volksverſamm⸗ 
lung das Wort: Zulauf, an, und behält für 
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laut zum Beyſtande aufgefordert werden, Th äts 
lichkeit beſorgen läßt, und wegen der 
vergrößerten Gefahr in eine ſchwere Polizey-Ue— 
bertretung, die Strafe verdient, übergeht. Al— 
lein die Verweigerung des Gehorſames kann nicht 


nur Thätlichkeit beſorgen laſſen; fie kann 


manchmahl ſelbſtmit der Anwendung oder 
Androhung phyſiſcher Kräfte zur Be— 
hauptung einer Anmaßung verbunden 


werden. Hier hängt die Benennung der That 


von den Umſtänden ab. Geſchieht dieſes von 
Einzelnen (ohne Zufammenrottung) gegen ei= 
ne obrigkeitliche Perſon oder ihren Diener in 
Amts ſachen; fo entſteht das Verbrechen der ö f— 
fentlichen Gewaltthätigkeit (ſ. 5. 70. 
dieſes Strafgeſetzes). Rotten ſich dage⸗ 
gen mehrere Perſonen zuſammen, um 
der Obrigkeit mit Gewalt Widerſtand 
zu leiſten; ſo iſt das Verbrechen des Auf⸗ 
ſt andes, von welchem in dieſem §. gehandelt 
wird, vorhanden. Der Gegenſtand, auf 
welchen ſich dasſelbe bezieht, iſt die Obrig⸗ 
keit, d. i. eine phyſiſche oder moraliſche Per⸗ 
fon, in wie fern dieſelbe von dem Beherrſcher 
mittelbar oder unmittelbar das Recht 
und die Pflicht auf ſich hat, Beſchlüſſe, Anord— 
nungen oder Geſetze desſelben handzuhaben oder 


den entgegengeſetzten Fall das Wort: Auflauf, 
vor. 
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auszuführen. Hierbey kommt es auf den Grad 
des Ranges, welchen dieſelbe behauptet, gar nicht 
an. Nur iſt zu bemerken, daß hier, was ſich 
zwar ohnehin aus dem aufgeſtellten Begriffe deut 
lich ergibt, von der höchſten Obrigkeit, dem 
Staatsoberhaupte, die Rede nicht iſt. 
Denn Widerſetzlichkeit gegen dieſes, durch Ges 
walt unterſtützet, würde in eine Empörung 
(Rebellion) übergehen, und nach §. 52. dieſes 
Strafgeſetzes zu einer oder der andern Art des 
Hochverrathes gehören. Dem Inhalte 
nach wird eine Handlung zu dieſem Verbrechen, 
ſobald eine Zuſammenrottung Mehrerer 
geſchehen iſt. Dieſe entſteht durch eine ört— 
liche Vereinigung oder Ver ſammlung 
Mehrerer in der Abſicht, der Obrig⸗ 
keit mit Gewalt zu widerſtehen b). 
Wenn Mehrere ſind (und dieſes ſind auch 
zwey), ſo kommt es dann im Weſentli⸗ 
chen auf die größere oder kleinere Zahl nicht 
mehr an c), obwohl nicht geläugnet werden 


b) Es iſt zwar dieſer letzte Beyſatz, welcher bloß 
den boͤſen Vorſatz beſtimmt, zunächft nicht 
zum Inhalte der Handlung zu rechnen; allein 
eine zu peinliche Abſonderung ſolcher Merkmah— 
le, die zum Theil' in einander fließen, wuͤrde 
mehr verwirren, als erlaͤutern. 


e) Dieſes ergibt ſich ganz klar aus der Vergleichung 
des gegenwärtigen mit §. 70, 
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kann, daß das Wort: Zuſammenrottung, 
insgemein auf eine größere Anzahl deutet. Das 
Verbrechen iſt aber nach dem Geſetze ſchon 
durch die Verſammlung Mehrerer zum 
verbothenen Zwecke vollendet. In 
der Verabredung und Einleitung hierzu beſteht 
daher der ſträfliche Verſuch. Dieſe Anordnung 
des Geſetzes fließt aus der Betrachtung, daß 
damahls die Strenge desſelben vorzüglich auf 
die, zur Ausführung leitenden, Schritte gerich- 
tet ſeyn müſſe, wann die Verbrechen nach ihrer 
Natur Erſatz oder Genugthuung, wenn nicht un— 
möglich machen, doch nur unvollſtändig geſtatten, 
und zugleich, wenn ſie gelingen, einen ſo gefähr— 
lichen Zuſtand begründen, daß nicht ſowohl mehr 
von Strafe, als von Vertheidigung die 
Rede ſeyn kann 6). In Rückſicht des Z wes 
des, wodurch die Verſammlung in eine Zus 
fommenrottung und in dieſes Verbrechen über— 
geht, kann die Frage entſtehen, wann eigentlich 
könne angenommen werden, daß es auf gewalt— 
ſamen Widerſtand gegen die Obrigkeit ab: 
geſehen ſey. Es kann nähmlich die Perſon, durch 
welche die Obrigkeit vorgeſtellet wird, in einer 
zweyfachen Beziehung betrachtet werden; Einmahl, 
in wie fern ſte im Nahmen der Regie⸗ 
rung, als Bevollmächtigte derſelbenz 


d) S. Feuerbach: Kritik des Kleinſchrodi⸗ 
ſchen Entwurfs zu einem peinl. Geſetzb. u. f. 
w. III. Bd. Seite 47. u. f. 
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dann, in wie fern heim Nahmen eines 
Anderen oder im eigenen Nahmen han⸗ 
delt. Es unterliegt keinem Zweifel, daß man 
nur damahls behaupten kann, daß der Wider— 
ſtand gegen die. Obrigkeit gerichtet ſey, 
wann er gegen die Perſon, welche dieſelbe 
vorſtellet, in wie fern ſte im Rahmen 
der Regierung handelt berechnet iſt e). 
Denn in jeder andern Rückſicht iſt ſie nicht als 
Obrigkeit, ſondern als bloße Privat— 
Perſon zu betrachten. Der Endzweck, wel: 
chen der Thäter bezielen kann, kommt bey die— 
ſem Verbrechen ſo wenig, als bey einem andern in 
Anſchlag. Denn fo wie derſelbe in Rückſicht 
der nähmlichen Art des Verbrechens 
bey verſchiedenen Thätern ſehr verſchieden ſeyn 
kann, obwohl der böſe Vorſatz (der Zweck) 
feinem Inhalte nach dabey der näbmlicdhe 
bleiben muß: eben ſo kann er auch, ſelbſt wenn 
er gutartig wäre, die Natur des böſen Vorſa— 
tzes nicht ändern, weil der beſte Endzweck die 
Anſtiftung eines Uebels, das durch die Geſetze 
als Verbrechen erklärt wird, nicht rechtfer- 


e) Da auch Zollßeamte durch die Regierung 
zur Ausfuhrung ihrer Anordnungen beſtimmt 
ſind; ſo iſt es klar, daß gegen ſie ebenkalls dieſes 
Verbrechen begangen werden koͤnne. Die Rich- 
tigkeit dieſer Auslegung des ohnehin klaren Ge: 
ſetzes iſt auch durch ein Hof-Dekret vom 12. 
Juny 1807, außer Zweifel geſetzet. 
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tigen kann. Wie aber, wenn der Zweck wä⸗ 
re, die auf Hochverrath abzielende Unternehmung 
eines Andern zu unterſtützen? Dann geht 
die That durch Hülfleiſtung, in Mitſchuld an dem 
Verbrechen des er ch verrathes () über. 


8. 62. 


Jeder macht ſich des Aufſtandes Kay) 
dig, der fich der Rottirung, es ſey gleich 
anfaͤnglich, oder erſt in dem etc 
zugeſellet. 


Auf wie vielerley Arten man an einem Verbre⸗ 
chen mitſchuldig werden kann, hat das Geſetz im 
allgemeinen vorläufig in dem $. 5 beſtimmet. 
Wer ſich einer ſolchen Rotte mit der A bſicht, 
der Obrigkeit mit Gewalt Wider⸗ 
ſtand zu leiſten, es ſey gleich anfänglich, 
ober erſt in dem Fortgange zugeſellet, iſt ſchon 
nach dem dort aufgeſtellten Begriffe als Mitſchul⸗ 
diger zu betrachten. Reichet aber der Ausdruck 
des gegenwärtigen $. nicht weiter, und muß nicht 
auch derjenige hier als mitſchuldig erkläret wer— 
den, der ſich der Rottirung anfänglich oder im 
Verlaufe der That zugeſellet, wenn auch 
ohne die Abſicht, der Obrigkeit mit Ger 
walt ſich zu widerſetzen? So viel iſt 
klar, daß ein Solcher die Abſicht der Rotte, ges 


f) Vergl. §. 52. insbeſondere unter b). 
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waltfamgumiderfiehen, gekannt haben 
müſſe; denn ohne die ſe Kenntniß hat er 
ſich nach feiner Einſicht keiner ſträffichen 
Vereinigung d. i. kein er Rotte zugeſel⸗ 
let. Aber es ſcheint auch außer Zweifel zu ſeyn, 
daß das Geſetz zur Mitſchuld des Zugeſellenden 
deſſen Abſicht auf gewaltſamen Wi: 
der ſt and fordere. Denn man kann von dem— 
jenigen, welcher zu einer Rotte, deren böſe Ab— 
ſichten ihm bekannt ünd, hinzutritt, oder dieſel— 
be begleitet, fo wenig ſagen, daß er ſich derſel— 
ben zugeſellet habe, als dieſes von der 
Wache behauptet werden kann, die, weil ſie 
die Rotte einführet, dieſelbe begleitet. Ja, ſagt 
man, die Wache thut hier aus Pflicht, was 
dort aus freyem Entſchluſſe geſchieht. 
Wahr! Aber ſo viel iſt hieraus klar, daß das 
bloße Begleiten kein zureichender Grund 
iſt, daraus Einheit der Abſicht herzuleiten. 
Wer aber ſich Jemanden zug eſellet, gibt 
dieſſe zu erkennen. Denn das Wort: z uge— 
ſellen (der geſetzliche Ausdruck) erwecket 
immer den Begriff, daß man mit Jemanden 
gemeine Sache mache, was nach der Vor— 
ausſetzung hier nicht der Fall iſt a). 


a) Vergleiche auch das Ende des §. 66. Man übers 
zeuget ſich von dieſer Behanptung noch um deſto 
mehr, wenn man bedenket, daß im gegenwäͤrti— 
gen Geſetze der Ausdruck des Joſephiniſchen 
Strafgeſetzes, welcher das Gegentheil vermuthen 
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Eine andere Frage iſt es, ob nicht derjenige, 
welcher aus freyem Entſchluſſe eine Rotte beglei⸗ 
tet, die Vermuthung des, derſelben eigenen, bö⸗ 
fen Vorſatzes wider ſich erwecke. Dieſes iſt als 
lerdings zu bejahen, weil das Gewöhnliche 
vermuthet werden muß, und derfenige, welcher 
unter einer Geſellſchaft iſt, gewöhnlich fi, 
in derſelben befindet. Allein dieſe Vermuthung 
kann den Beweis des Gegentheiles nicht 
ausſchließen. Die gegebene Darſtellung von dem 
Sinne dieſer geſetzlichen Anordnung ſtimmt auch 
mit den Forderungen des philoſophiſchen Straf— 
rechts vollkommen überein; denn dieſem wider- 
ſpräche es, auf bloße, zweydeutige Handlungen 


F 

ließe, ganz weggelaſſen iſt. Dort heißt es nahme 
lich im §. 32. „Als Theilnehmer an dieſem Ver— 
brechen ſollen auch diejenigen betrachtet werden, 
welche ſich in eine Zuſammenrottung, von der 
ſie die Abſicht der Widerſetzung wußten, mit 
einziehen laſſen, und dabey beharren, wenn fie 
gleich weder des Vorſatzes ihrer eige- 
nen Mitwirkung, noch einer wirklich veruͤb— 
ten That über wieſen werden koͤnnen. Dieſer 
Zuſatz erſcheint nun nicht mehr im Geſetze; er 
darf daher auch nicht beliebig hinzugedacht wer⸗ 
den. Ein Ausleger des Geſetzes hat nicht das 
Recht, in das graͤnzenloſe Feld der Abſichten 
des Geſetzgebers einzugehen; er muß bey 
dem Sinne der Geſetze ſtehen bleiben. Er 
hat nicht die Abſichten des erſteren, ſondern 
den Sinn der letzteren zu erklaͤren. 
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eine ſolche Vermuthung eines beſtimmten böſen 
Vorſatzes zu gründen, die keinen Gegenbeweis 
zuließe b) 


6. 63. 


Diejenigen, welche bey einem Auf 
ſtande gegen die zur Stillung der Unruhe 
herbeykommenden obrigkeitlichen Perſonen 
oder Wachen in der Widerſetzlichkeit bes 
harren, haben ſchwere Kerkerſtrafe mit oͤf— 
fentlicher Arbeit von fuͤnf bis zehn Jahren, 
und wenn ſie zugleich Aufwiegler und Raͤ⸗ 
delsfuͤhrer find, von zehn bis zwanzig 
Jahren verwirket. 


$. 64. 

Außer dem Falle des vorhergehenden 
Paragraphes find die Aufwiegler und Nas 
delsfuͤhrer zu ſchwerer Kerkerſtrafe und oͤf— 
fentlicher Arbeit von fünf bis zehn Jah⸗ 
ren; die uͤbrigen Mitſchuldigen aber nach 
Maß der Gefaͤhrlichkeit, Schaͤdlichkeit 
und ihrer Theilnehmung auf Ein bis fuͤnf 
W zu verurtheilen. 


b) Vergl. hiermit die Bemerkung zu §. 2, Aber den 
vermutheten boͤſen Vorſatz. 


Strafe. 
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5. 65. 


Hat ſich die Unruhe bey ihrer Ent 
ſtehung ohne weitern gefaͤhrlichen Ausbruch 
bald wieder geleget, ſo iſt gegen die Auf— 
wiegler und Raͤdelsfuͤhrer Kerker zwiſchen 
Einem und fuͤnf Jahren; gegen die uͤbri— 
gen Schuldigen aber zwiſchen ſechs Monas 
then und Einem Jahre zu verhaͤngen. 


Es gibt kaum eine Gattung von Verbrechen, 
bey der ſich ein fo großer Abſtand in der Straf: 
barkeit der einzelnen Fälle ergeben kann, als bey 
der gegenwärtigen. Welch ein Unterſchied zwi⸗ 
ſchen einer Rotte von zwey bis drey Mann, die 
unbewaffnet, in ihren Maßregeln wankend und 
furchtſam nach dem Gerichtsorte zieht, und bey 
Erblickung desſelben von Furcht ergriffen um— 
kehrt, und ſich wieder zerſtreuet: und einer ans 
dern von hundert oder mehr Mann, welche mit 
tödtlichen Waffen verſehen, in ihren, nichts ſcho— 
nenden, Maßregeln einig, mit verwegener Hand 
die Werke der öffentlichen Vorkehrung zerſtöret, 
und bey dem Anblicke der Obrigkeit und ihrer 
Wachen mit trotzender Gewalt auf beyde los— 
geht! Die Weisheit der Geſetzgebung, welche we— 
der durch Aufzählung einzelner Fälle das Unmög— 
liche zu leiſten verſuchet, noch die Willkühr bes 
günſtigen will, beſteht hier darin, daß die Haupt— 
Puncte, welche einen weſentlichen Unterſchied in 
der Strafbarkeit begründen, herausgehoben, und 
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für jeden derſelben die Strafen dergeſtalt beſtim⸗ 
met werden, daß die Art, ſo wie ein Höchſtes 
und Niederſtes derſelben zwar feſtgeſetzet, die ge⸗ 
naue Ausmeſſung der Strafe in dieſem Zwiſchen⸗ 
raume aber dem richterlichen Ermeſſen, welches 
nicht vorhergeſehene Beſtimmungsgründe der Strafe 
barkeit zu berückſichtigen hat, vorbehalten bleibe. 
Die Strafbarkeit eines Verbrechers erwächſt aus 
der Wirkſamkeit des Entſchluſſes und 
des Mittels zu demſelben a). Die Haupt- 
a bſtufungen in der Strafe werden daher 
auf ein auffallend verſchiedenes 
Maß des her vorgebrachten, einem 
jeden Verbrechen eigenen Uebels, 
und auf einen weſentlich verfchiede: 
nen Grad des Antheiles an der Her⸗ 
vorbringung desſelben begründet 
werden müſſen. Bey dem Verbrechen des 
Aufſtandes iſt nun dasjenige, was dieſe Abs 
ſtufungen begründet: 


a) der auffallend verſchiedene Grad der Wi: 
derſetzlichkeit, welcher in einzelgen Bällen 
Statt finden kann. 


b) Der weſentlich verſchiedene Grad des An— 
theiles an derſelben, welcher in jedem einzelnen 
Falle zwiſchen Aufwieglern und Rädelsführern, 
und zwiſchen andern Mitſchuldigen vorhanden 


a) S. die Bemerkungen zu §. 36. a Strafge⸗ 
ſetzes, Seite 238. 5 


64 


it b). Die erſtere Ruͤckſiche wird durch das Ge⸗ 
ſetz in den folgenden drey Hauptabſtufungen dar— 
geſtellet: I. Es iſt eine Zuſammenrottung, durch 
welche das Verbrechen des Aufſtandes begründet 
wird, geſchehen; aber dieſelbe hat ſich, ohne 
in eine weitere gefährliche Handlung, 
als die gerade zum Da ſeyn des That⸗ 
beſtandes erforderlich iſt, aus zubre⸗ 
chen, bald nach ihrem Entſtehen wie⸗ 
der geleget Niederſte Stufe der Strafbarkeit 
dieſes Verbrechens nach 9. 6 5.). J. Es iſt nicht nur 
die, das Verbrechen begründende, Zuſammenrot— 
tung vor ſich gegangenz fie iſt auch durch die län⸗ 
gere Dauer, oder durch die weiteren 
Schritte zur Erreichung ihres Zwe⸗ 
ckes gefährlicher geworden, hat ſich 
aber, als die Obrigkeit, oder ihre 
Wa: 


b) Dieſer letzte Punct iſt zwar von der Art, daß 
er bey jeder Art von Verbrechen einen verſchie— 
denen Grad von Strafbarkeit begruͤndet: Aber 
bey keinem Verbrechen iſt der Abſtand zwiſchen 
dieſen verſchiedenen Mitſchuldigen ſo groß, als 
bey dem Verbrechen des Aufſtandes und 
Aufruhres. Denn wenn man die Aufwiegler 
und Nädelsführer ausnimmt, fo beſteht die Rotte 
gewoͤhnlich nur aus einem geiſtloſen Troſſe von 
Menſchen, welcher, ohne deutlich gedachten Zweck, 
bloß zum wuͤthenden Werkzeuge fremder Abſicht 
bearbeitet wird; dem es aber ohne den erſteren 
an Willen, Einſicht und Muth gebricht, irgend 
Etwas zu unternehmen. 
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Wache zur Stillung der Unruhe her 
ankam, zur Ruhe begeben (Mittlere 
Stufe der Strafbarkeit dieſes Verbrechens nach 
$. 64 ). III. Die verbrecheriſche Rette beh ar- 
ret ſogar gegen die zur Stillung der 
Ruhe her ankommenden obkeigkeitli⸗ 
chen Perſonen oder Wachen in der ei⸗ 
gen mächtigen Behauptungihres Un⸗ 
gehorſames. So lange nun die Rotte durch 
die gewöhnlichen (ordentlichen) Zwangs- 
kräfte der Obrigkeit zur Ruhe und Ordnung ge— 
bracht werden kann, bleibt die That ein Auf— 
ſtan d, und bildet nach $. 63. die höchſte Stu⸗ 
fe der Strafbarkeit dieſes Verbrechens C). Die 
zweyte Rückſicht auf den weſentlich ver⸗ 
ſchiedenen Antheil der Subfjecte an 
der Widerſetzlich keit begründet bey je⸗ 
der einzelnen, geſetzlich ausgezeichneten Stufe 
der Strafbarkeit eine Unterabtheilung in 
der Strafzeit, welche für Auf wiegler und 
Rädelsführer, und in jener, die für an— 
dere Mitſchuldige beſtimmt iſt. Den, 
durch das Geſetz frey gelaſſenen, Zwiſchenraum 
der Strafe ſoll der Richter für die Forderungen 
der etwa vorhandenen Milderungs- oder Erſchwe— 


c) So bald aber eine außerordentliche Macht 
dazu erforderlich iſt, geht ſie in das Verbrechen 


des Aufruhres über; wovon im 55 66. die 
Rede ſeyn wird. 


O. C R. II. Theil, € 
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rungsumftände benützen; vorzüglich aber hat er 
dabey Rückſicht zu nehmen: a) auf die Ge= 
fährlichkeit eines Thäters, welche 
theils aus dem Umfange des Anſchlages, 
theils aus der Beſchaffenheit der zur Ausfüh— 


rung beſtimmten oder angewendeten 


Aufruhr. 


Mittel zu beurtheilen iſt. b) Auf die Schäd— 
lichkeit desſelben, die ſich in den aus der 
Handlung entſtandenen Folgen dar⸗ 
ſtellet. c) Auf die Theilnehmung desſel— 
ben an der That, welche aus dem geäußer— 
ten Grade feiner, in Beziehung auf Mit: 
ſchuldige beſtimmter Art, mehr oder wenis 
ger thätigen Mitwirkung zu der ſel⸗ 
ben ermeſſen werden muß d). 


$. 66. 


Wenn es bey einer, aus was immer 
für einer Veranlaſſung entftandenen Zus 
ſammenrottung durch die Widerſpaͤnſtig— 


a) Das Geſetz befiehlt insbefondere bloß im 
§. 64. und zwar auch dort nur in Beziehung auf 
Mitſchuldige, welche nicht Aufwiegler oder Ra» 
delsfuͤhrer find, den Einfluß dieſer Puncte 
auf die Strafe zu beruͤckſichtigen. Allein da fie 
ihrer Natur nach aus den allgemeinen 
Grundfäsen über die erſchwerenden Umſtaͤnde 
hergeleitet ſind, ſo muͤſſen ſie mehr oder weniger 
auf alle Fälle Anwendung finden. Vergl. H. 36. 

S. 238. und die folg. 
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keit gegen die von der Obrigkeit voraus⸗ 
gegangene Abmahnung, und durch die 
Vereinigung wirklich gewaltſamer Mittel 
ſo weit kommt, daß zur Herſtellung der 
Ruhe und Ordnung eine außerordentliche 
Gewalt angewendet werden muß; ſo iſt 
Aufruhr vorhanden, und jeder macht ſich 
dieſes Verbrechens ſchuldig, der an einer 
ſolchen Rottirung Antheil nimmt. 


Durch die Benennung: Aufruhr, bezeich— 
net das Geſetz die höchſte Stufe einer gefähr- 
lichen, von dem Hochverrathe unterſchie— 
denen, Volksbewegung. Es iſt dieſes Ver— 
brechen mit dem vorhergehenden, von welchem 
es eigentlich die gefährlichſte Art ausmacht, ſehr 
nahe verwandt. Deſto zweckmäßiger wird es 
ſeyn, beyde mit einander zu vergleichen, um die 
zwiſchen denſelben beſtehenden Unterſchiede um ſo 
auffallender zu machen. In Beziehung auf den 
Gegenſtand dieſer Verbrechen kommt der Auf— 
ſtand mit dem Aufruhre darin überein, daß 
auch der letztere dazu, wenn er in ein Verbre— 
chen übergehen fol, eine Obrigkeit voraus- 
ſetzet. Sie find aber in Rückſicht des bofen 
Votſatzes darin von einander verſchieden, 
daß bey dem erſteren dieſer Verbrechen der ge— 
waltſame Widerſtand wider die Obrigkeit gleich 
anfänglich bezielet wird: bep dem letzteren 

E 2 
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dagegen kann die Rotte urfprünglid) etz 
was ganz Anderes beabſichtigen a): z. B. Gewalt: 
thätigkeit an einer Claſſe von Gewerbsleuten zu 
verüben; nur faſſet ſie hernach, wann die 
herbeykommende Obrigkeit fie zur Ruhe und Ord— 
nung zurückzukehren nöthiget, den Entſchluß, auch 
dieſer ſich mit Gewalt zu widerſetzen. Auch der 
Inhalt der Handlung dieſer Verbrechen ſtimmt 
darin überein, daß ohne Zuſammenrottung kei- 
nes derſelben gedacht werden kann. Allein das 
weitere Verhalten der Rotte gegen die 
Obrigkeit begründet neue Unterſchiede zwiſchen 
denſelben. Das Verbrechen des Aufſtandes 
iſt durch eine Zuſammenrottung Meh⸗ 
rerer, um der Obrigkeit mit Gewalt 
zu widerſtehen, ſchon begangen, wenn 
auch die Zuſammenrottung feine weis 
tere gefährliche Handlung nach ſich 
gezogen hat. Dagegen iſt das Verbrechen 
des Aufruhres ſelbſt dann nicht vorhanden, 
wann gegen die vorausgegangene Abmahnung der 
Obrigkeit Widerſpänſtigkeit gezeiget und gegen 
dieſelbe wirklich gewaltſame Mittel vereinigt wer— 
den, fo lan ge die Rotte durch die gew öh n— 
lichen (ordentlichen) Zwangsmittel zur Ruhe 
und Ordnung gebracht werden kann. Erſt dann, 
wann die Obrigkeit zur Herſtellung der letztern 


a) Ihr Anſchlag kann aber auch gleich Anfangs 
auf gewaltſamen Widerſtand gegen die Obrigkeit 
gerichtet ſeyn. 
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eine außerordentliche Gewalt anwenden 
muß, entſteht dieſes Verbrechen. Es wäre ein 
fruchtloſes Beſtreben, beſtimmen zu wollen, wann 
eine Rotte der Zahl nach ſo gefährlich wird, 
daß eine außerordentliche Zwangsmacht 
zu ihrer Bändigung erforderlich iſt. Denn dieſes 
hängt von mehreren Umſtänden ab, von denen 
einer gewiſſer Maßen den andern beſtim⸗ 
mend iſt. Es kommt nähmlich dabey nicht 
bloß auf die Zahl an, ſondern auch auf den 
Grad der Entſchloſſenheit und Verwe— 
genheit, ſo wie auf die Beſchaffenheit 
der Mittel, deren ſich die Rottirer bedienen. 
Jeder dieſer einzelnen Puncte hat erheblichen Ein— 
fluß auf den Nachdruck der übrigen b). Wann 
aber ihre vereinigte Kraft ſo weit ſich erſtre— 
cke, daß eine außerordentliche Gewalt zur 
Bekämpfung derſelben nothwendig iſt, wird die 
Obrigkeit in einzelnen Fällen leicht beurtheilen 
können. Denn da derſelben ihre gewöhnli— 
chen Zwangskräfte bekannt ſind, und ſie dieſe 
ohnehin vorläufig verſuchen muß; ſo 
wird fie bald einſehen, ob dieſelben zureichend 
ſind, Ruhe und Ordnung wieder herzuſtellen, 
oder ob ſie hierzu noch andere Hülfe d. i. eine 
außerordentliche Macht, herbeyziehen müſ— 


b) S. dagegen Feuerbach: Critik des Klein⸗ 
ſchrodiſchen Entwurfs zu einem peinl. Geſetzbu⸗ 
che für die Chur⸗Pfalz⸗Baieriſchen Staaten. 
III. Bd. S. 14. u. 15. 


Strafe. 
a) im Falle 
des Stand⸗ 


rechtes; 
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fe. Die Mitſchuld an dleſem Verbrechen muß 


aus den allgemeinen, in 9. 5. aufgeſtellten, 
Grundſätzen beurtheilet werden. Denn das Ge— 
ſetz erkläret hier Jeden dieſes Verbrechens ſchul— 
dig, der an einer ſolchen Rottirung Antheil 


nimmt. Antheil nimmt derjenige, der als 


Theil eines Ganzen betrachtet werden kann, 
was, wenn dieſes ein moraltſches iſt, nur 
von jenem geſagt wird, weicher mit den übri— 
gen Gliedern desſelben Ab ſichten und Kräf— 
te vereiniget. Dieſes führt daher auf den 
allgemeinen Grundſatz zurück, daß Mitſchuldi— 
ger derjenige iſt, welcher vorſätzliſch zur Her— 
vorbringung oder Fortſetzung dieſes Verbrechens 
beygetragen hat c). 


$. 67. 


Wenn dem Aufruhre durch Stand» 
recht Einhalt geſchehen muß, ſo hat die 
Todesſtrafe Statt, wovon in dem beſon— 
deren Hauptſtuͤcke: Von dem Standrech— 
te, gehandelt wird. 


Der Aufruh r gehört nach feinen weſent— 
lichen Beſtimmungen unter die gefährlichſte Gat— 


c) Da der Aufruhr die gefaͤhrlichſte Stufe des Auf— 
ſtandes iſt, und man nicht vermuthen kann, 
daß das Geſetz bey groͤßerer Gefahr eine 
gelindere Anordnung machen werde; ſo 
gewinnt die gegebene Auslegung des $. 62. hier— 
durch noch mehr an Wahrſcheinlichkeit. 
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tung der Verbrechen. Geht dieſe Volksbewe⸗ 
gung in ihren gewaltſamen Fortſchritten ſo weit, 
daß ihr thätiger Ungehorſam ſelbſt gegen die, 
nach Möglichkeit herbeygezogene a), a u- 
ßerordentliche Gewalt noch fortgeſetzet wird, 
ſo kann die Unterſuchung gegen einzelne Rottirer, 
die ergriffen worden, nicht den bedächtlichen Gang 
nehmen, der in der Regel gewöhnlich und zweck— 
mäßig, hier aber aus dem Grunde nicht anwend— 
bar iſt, weil die Lage, in welcher ſich der Staat 
befindet, die raſcheren und härteren Mit- 
tel der Vertheidigung nothwendig macht. 
Solche dringende Nothfälle fordern das 
her den Staat zu einem Verfahren auf, durch 
welches das Verbrechen a uf das Kürzeſte 
unterſucht, der Schuldige ſog leich verurtheilet, 
und die Strafe auf der Stelle vollzogen 
wird. Hierin beficht das Weſen des Stan d— 
rechtes b). So wie dieſes Verfahren ſelbſt, 
nur als eine Folge der Nothlage, in wel- 
cher ſich der Staat befindet, betrachtet werden 
kann; eben ſo kann der To d, der hier den Schuldi— 

gen trifft, nur als eine Folge derſelben, und 
daher nicht ſo wohl als eine eigentliche Stra— 
fe, als vielmehr als ein Uebel der Verthei— 


a) Es verſteht ſich von ſelbſt, daß dieſe Erkenutnitz 
von der Beurtheilung hoͤherer Behoͤrden, die, 
was thunlich iſt, zu uͤberſchauen im Stande finde 
abhaͤngen muß. 

b) S. F. 500. dieſes Strafgef. 
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digung gegen die Rotte bekrachtet werden c). 
Daß dieſes die wahre Anſicht unſeres Geſetzes 
ſey, erhellet insbeſondere daraus, weil es nach 
§. Fox. desſelben von dem Standrechte 
und ſeinen Folgen nach geſtillter Un⸗ 
ruhe ſogleich abzukommen hat, was, wenn der 
Tod hier für eine eigentliche Strafe anzuſehen wä— 
re, nicht geſchehen könnte, da das Verbre— 
chen ſchon einmahl begangen und das 
I: 1 b | 


c) Dieſe Anſicht der Sache iſt bekanntlich ſehr alt. 
Schon Salluſt leget bey einer ähnlichen Lage 
des Römiſchen Staates, in ſeiner vortrefflichen 
Schrift über die Catilinariſche Ver⸗ 

ſchwoͤrung, dem Cato in einer Rede gegen 
5 10555 und deſſen Anhaͤnger, welche von einer 

deutlichen Strafe gegen die Verraͤther 
e folgende Worte in den Mund: „Longe 
„mihi alia mens est, Patres conscripti, quum 
„res ätque pericula nostra considero, et quum 
„‚sententiasnonnullorum mecum ipse reputo. ni 
„mihi disseruisse videntur de poen a eorum, qui 
„patriae, parentibus, aris atque focis suis bel- 
„lum paravere; res autem monet, cavere ab 
„i llis magis, quam quid in illos statuamus, con- 
„‚suitare, Nam cetera tum persequare, 
„ubifacta sunt: hoc, nisi provideris, 
„ne accidat, ubievenit, frustra ju di- 
„eia implo res.“ Daß auch diejenigen Uebel, 
welche Nottirer treffen, wann es fo weit kommt, 
daß die Zuſammengerotteten mit Gewalt zerſtreuet 
werden muͤſſen für keine Strafe zu halten ſind, 
bedarf wohl kaum einer Erinnerung. 
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durch die Bedingung zur Strafe des- 
ſelben geſetzet iſt. Es iſt bloß als eine 
Folgerung aus eben dieſer Anordnung des 
Geſetzes zu betrachten, daß es damahls, wann 
das abſchreckende Beyſpiel ſchon durch 
die Hinrichtung eines oder des andern Haupt- 
ſchuldigen bewirket wird, von dieſer, durch 
die Nothumſtände dem Staate abgedrungenen, 
Schärfe, abzukommen hat. Deßwegen wird in 
ſolchen Fällen in Rückſicht derjenigen, die an 
dem Aufruhre geringeren Antheil genommen ha— 
ben, die Behandlung wieder auf den Weg der 
eigentlichen Strafe eingelenket, und dieſe nach 
dem F. 69. zuerkannt, nur mit der Erweiterung, 
daß hier auch öffentliche, d. h. außer den 
Mauern des Strafortes zu vollziehende, Züchti— 
gung Staat findet d). 

Auch außer dem Falle eines Stand— 
rechtes, in welchem die Umſtände der Geſetzge— 
bung eine ſehr beſchränkte Wahl unter den Straf- 
übeln geſtatten, ſind bey dem Aufruhre nicht 
ſo vielerley geſetzliche Abſtufungen in den Stra— 
fen, als bey dem Aufſtande, nothwendig, 
weil das erſtere dieſer Verbrechen nach ſeinen 
geſetzlichen Merkmahlen einen viel 
beſtimmteren Charakter der Gefähr⸗ 
lichkeit hat, als das letztere. Daher hat 
auch das Geſetz die Hauptabſtufung in der 


— — — 


6) S. F. 508. dieſes Strafgeſ. 


74 


Strafe, welche in den folgenden F. F. beſtimmt 
iſt, nur auf die ſubjective Rückſicht der we ſent⸗ 
lich verſchiedenen Theilnahme zwi 
ſchen Auf wieglern, Rädels führern und 
den übrigen Mitſchuldigen gegründet. 
Da aber bey dieſen der Art nach verſchie— 
denen Thätern ſelbſt der Grad der Strafbarkeit 
ſehr verſchieden ausfallen kann, ſo füget es eine 
Unterabtheilung in der Strafzeit bey, wel: 
che dazu beſtimmet iſt, ſo wohl den Rückſichten 
auf den verſchiedenen Grad der Bosheit e) 
und Gefährlichkeit des Anſchlages 
bey Aufwieglern und Rädelsführern, als den 
Rückſichten auf den verſchiedenen Grad der Theil— 
nahme und der Bosheit bey den übrigen Mit- 
ſchuldigen Genüge zu leiſten. 


9. 68. 


b) außer dem Außer dem Falle des Standrechtes 

Standrechte ſollen die Aufwiegler und Raͤdelsfuͤhrer 
zu ſchwerer Kerkerſtrafe mit öffentlicher 
Arbeit von zehn bis zwanzig Jahren; und 
bey ſehr hohem Grade der Bosheit und 
Gefaͤhrlichkeit des Anſchlages, auf lebens- 
lang verurtheilet werden. | 


e) Bosheit beſleht in dem geäußerten Hange, 
Anderen ohne beſondere Veranlaſſung 
und eigenen Vortheil Schaden zuzufügen. 
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Die uͤbrigen Mitſchuldigen ſollen mit 
ſchwerem Kerker und öffentlicher Arbeit von 
Einem bis fuͤnf Jahre; bey hoͤherem Gra— 
de der Bosheit und Theilnahme aber von 
fuͤnf bis zehn Jahren beſtrafet werden. 


So wohl bey dem Verbrechen des Auf 
ſtandes, als bey dem gegenwärtigen findet 
man, daß das Geſetz die Hauptſtrafe durch öf— 
fentliche Arbeit verſchärfet. Der Grund 
davon iſt nicht ſchwer zu errathen. Da nähm— 
lich dieſes Verbrechen ſind, an denen die nieder— 
ſten Volks-Claſſen (der Pöbel) vorzüglich An— 
theil nehmen, und die, wenn ihnen nicht abſchre— 
ckende Strafen folgen, ſehr gefaͤhrlich werden 
können; ſo iſt es nothwendig, eine Strafe zu 
wählen, die mit einer, in die Augen fallenden, 
Oeffentlichkeit verbunden iſt a). Dieſes iſt auch 
die Urſache, warum in Fällen des Aufruhres von 
der öffentlichen Züchtigung manchmahl Ger 
brauch gemacht wird. ü 


2) Vergl. die Bemerkungen uͤber den §. 18. dieſes 
Strafgeſetzes. 


Neuntes Hauptſtuͤck. 


Von oͤffentlicher Gewaltthaͤtigkeit. 


— — AN nn —- 


Es wäre ein vergebliches Bemühen, die ver— 
ſchiedenen Arten der Verbrechen, welche das Ge— 
ſetz unter dieſer Ueberſchrift zuſammen gefaſſet hat, 
durch ein beſonderes, ihnen unter ein⸗ 
ander aber gemeinſames Merkmahl in 
einem Begriff vereinigen zu wollen. Da es den 
verſchiedenen, hier vereinigten Verbrechen an 
Gleichartigkeit gebricht, ſo iſt es wahr— 
ſcheinlich der Mangel an Rubriken, unter welche 
man ſie ſchicklicher hätte einreichen können, gewe⸗ 
ſen, welcher dieſe Ordnung erzeuget hat. Neue 
und noch mehrere Ueberſchriften wollte man, ver: 
muthlich, um die Ueberſicht zu erleichtern, nicht 
machen. Oeffentliche Gewaltthätig⸗ 
keit kann nach dem Geſetze verübet werden J. 
an Sachen: a) durch gewaltſamen Einfall in 
fremdes unbewegliches Gut; b) durch andere bos— 
hafte Beſchadigung fremden Eigenthumes. II. 
Unmittelbar an Perſonen, und zwar 
an öffentlichen, im Nahmen der Re⸗ 
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gierung handelnden Per ſonen: A) 
durch gewaltſame Handanlegung oder gefährli— 
che Drohung gegen dieſelben in Amts ſachen. B) 
An Privat⸗Perſonent: a) durch Menſchen— 
raub; b) durch unbefugte Einſchränkung der per— 
ſönlichen Freyheit und e) durch Entführung. 


§. 7% 


Das Verbrechen der Öffentlichen Ge⸗ Gabal. 
waltthaͤtigkeit wird in folgenden Fallen tete: 
beg angen: gewaltſame 

Erſter Fall. Wenn Jemand fuͤr 1 
ſich allein, oder auch, wenn mehrere, je— 1 
doch ohne Zuſammenrottung, dem Rich, gegen obrige 
ter, einer obrigkeitlichen Perſon, oder ih, Perſohen in 
rem Abgeordneten in Amtsſachen; oder, Amtsſachen⸗ 
wenn Jemand einer Wache in Vollzie— 
hung des oͤffentlichen Befehls, ſich mit ges 
faͤhrlicher Drohung oder wirklicher gewalt— 
ſamer Handanlegung, obgleich ohne Waf— 
fen und Verwundung, widerſetzet. 


Dieſes Verbrechen ſtimmt darin mit dem 
Aufſtande überein, daß es, ſo wie das letztere, 
eine Obrigkeit, oder eine im Nah men der— y 
ſelben handelnde Perſon als Gegen: 
ſtan d vorausſetzet. Hieraus erhellet aber 
von ſelbſt, daß auch hier die einzelne Perſon nur 
in ſo weit als Gegenſtan d des Verbrechens bes 
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trachtet werden kann, als dieſelbe als öffentlie 
ch e erſcheint, d. h. in fo weit die Obrig⸗ 
keit im Nahmen der Regierung, und 
der untergeordnete Diener oder die 
Wache im Nahmen der Obrigkeit 
handelt a). Auch die A bſücht iſt bey bey— 
den dieſer Verbrechen auf das Nähmliche gerich— 
tet, nähmlich, der Obrigkeit oder der im 
Nahmen derſelben handelnden Per- 
fon gewalt ſamen Widerſtand zu lei⸗ 
ſten. Wenn jedoch bey dieſer Art des Verbre— 
chens der öffentlichen Gewaltthätig— 
keit durch die gewaltſame Widerſetzung die Ver— 
eitelung des öffentlichen Auftrages nicht be: 
zielet wird; fo iſt die That, ſelbſt wenn eine 
thätige Beleidigung der Wache mit un— 
terläuft, und dieſe ſogar in der Verrichtung ih⸗ 


a) Da es keinem Zweifel unterliegt, daß die Zoll⸗ 
beamten in Amtsſachen als Abgeordnete 
der Obrigkeit zu betrachten ſind; ſo iſt klar, 
daß auch an ihnen dieſes Verbrechen begangen 
werden kann. Wenn gleich frühere Geſetze hier— 
über etwas anderes beſtimmen mochten, fo find 
ſie doch vermoͤge des Kundmachungs-Patentes 
und der Einleitung zum gegenwärtigen Strafge- 
ſetzbuche, gemäß welchen jene Handlungen, die 
in demſelben als Verbrechen erklaͤret werden, 
nicht mehr nach altern, ſondern nach 
dem neuen Strafgeſetze zu behandeln 
find, für aufgehoben erklaͤret. Dieſes beftätiget 
auch die hoͤchſte Erläut. vom 12. Juny 1807. 
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res Dienſtes gehindert wird, nur für eine (ches 
re Polizey⸗ Uebertretung zu halten b). In 
Beziehung auf den Inhalt der That iſt dieſes 
Ve brechen von dem Aufſtande unterſchieden, Dieſer 
ſetzet eine Zuſammenrottung voraus, wel— 
che das Verbrechen ausmacht, ſob ald ſie auf 
gewaltſamen Widerſtand gegen die Obrigkeit a b— 
zwecket. Jenes dagegen wird von einem 
Einzigen, oder zwar von Mehreren, aber 
ohne eine Verbindung unter einan⸗ 
der, begangen. Auch it es, feinem Thats 
beſtande nach, erſt begründet durch eine Wis 
derſetzung mittel ſt wirklicher gewalt ſa— 
mer Handanlegung oder gefährlicher 
Drohung c). Gefährlich nennt man die 
Drohung, wann dieſelbe in der Vorhaltung ei— 
nes, die Geſundheit oder das Leben bedrohen- 
den Uebels beſteht, welches mit der Wahrſchein— 
lichkeit augenblicklicher Vollziehung verbunden iſt. 


b) Vergleiche hiermit §. 72. u. 73. des II. Thl. dies 
ſes Strafg. Dieſe Auslegung iſt auch durch ei— 
ne Erläut. v. 25. Detob, 18085. beſtaͤtiget. 


e) Der Grund dieſes letzten Unterſchiedes zwiſchen 
dem gegenwärtigen Verbrechen und dem Aufſtan— 
de iſt auch leicht einzuſehen. Eine Rotte, deren 
Zweck gewaltſamer Widerſtand gegen die Obrig— 
keit iſt, begruͤndet durch ihr bloßes Da⸗ 
ſeyn eine eben ſo große, wo nicht eine noch 
größere Gefahr, als der wirkliche Wider⸗ 
ſtand eines Einzelnen gegen dieſelbe. 
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Wirkliche gewaltſame Handanlegung 
beſteht in der Anwendung phyſiſcher, eine ans 
dere Perſon unmittelbar angreifender, 
Kräfte, die auf eine Ueberwältigung der⸗ 
Feldern zunäch ſt abzielen ). Wie aber, wenn 
bey dieſer Gelegenheit die öffentliche Perſon am 
Körper ſchwer verletzet oder wohl gar ges 
ködtet wird? Wann im erſten Falle die A b— 
ſicht, dieſelbe zu beſchädigen, im 
zweyten, die Abſicht, ſie zu tödten, die 
Thal begleitet, oder derſelben vorausgegangen iſt, 
ſo trifft mit der öffentlichen Gewalt— 
thätigkeit dieſer Art nach Verſchiedenheit der 
Fälle entweder das Verbrechen der ſchweren 
körperlichen Verletzung oder des Mor- 
des zuſammen. Wird aber nur die Abſicht 
erhoben, die Vereitelung des öffentlichen Auf: 
trages durch den gewaltſamen Widerſtand be— 
zwecket zu haben, fo kommt es vor Allem auf 
die Thathandlung an, durch welche die 
ſchwere Verwundung oder die Tödtung begrün— 
det worden iſt. Iſt dieſelbe von der Art, daß 
die eingetroffene Folge daraus als eine Wirkung 
her⸗ 


d) Sie unterſcheidet ſich daher von einer thaͤti⸗ 
gen Beleidigung, welche in einer, unmit⸗ 
telbar auf die Perſon eines Andern 
wirkenden Thathandlung beſteht, durch die gegen 
dieſelbe nach dem Anſchlage des Thaͤters Bere 
achtung an den Tag geleget werden 
ſoll. 
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hervorgeht, die, wenn die Handlung anders ih— 
rer Natur gemäß ausgeführet wird, eintreffen 
muß; ſo hilft es nichts, den böſen Vorſatz zu 
läugnen e). Iſt dieſelbe aber von der Art, 
daß die eingetroffene Folge daraus leicht oder 
gewöhnlich entſteht, ſo entſpringet zwar (nach 
§. 1. dieſes Strafgeſ.) auch die Vermuthung, 
daß der böſe Vorſatz darauf gerichtet war. Wenn 
jedoch bey einer, durch eine ſolche Handlung begrün— 
deten, Tödtung oder Verwundung ſich 
aus den Umſtänden zeigen läßt, daß die That 
ſich plötzlich ereignete, ſo wird die Entſchul— 
digung Statt finden f). Es würde daher im 
erſten Falle, weil doch eine fein dſelige A b— 
ficht gegen die öffentliche Perſon uaterläuft, das 
Verbrechen des Todtſchlages g), im zwey— 
ten die Ver wundung oder Verletzung 
als erſchwerender Umſtand mit dem Ver— 
brechen der öffentlichen Gewaltthätig⸗— 
keit zuſammen treffen. 


. 

Ein ſolcher Verbrecher iſt mit ſchwe— 
rem Kerker und oͤffentlicher Arbeit, von 
ſechs Monathen bis auf Ein Jahr; waͤre 
aber der Widerſtand mit Waffen geſche⸗ 


e) S. b. 413. dieſes Strafgeſ. 
f) S. F. 413. dieſes Strafgeſ. 
8) S. H. 123. dieſes Strafgeſ. 


O. C. R. II. Theil. F 


Strafe. 
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hen, oder mit einer Beſchaͤdigung oder 
Verwundung begleitet, von Einem bis 
auf fuͤnf Jahre zu beſtrafen. 


Bey der Ausmeſſung der Strafe dieſes 
Verbrechens iſt vorläufig zu unterſuchen, ob mit 
demſelben eines, der im verhergehenden $. ber 
rührten, Verbrechen zuſammen trifft, oder nicht. 
In jene m Falle iſt die Strafe nach der im J. 28. 
dieſes Strafgeſetzes gegebenen Vorſchrift auszu— 
mitteln. In dieſem Falle wird nach der Na— 
tur des, dieſem Verbrechen eigenen, Uebels die 
Hauptabſtufung der Strafe nach dem verſchie— 
denen Grade der Gefährlichkeit des Thä— 
ters, und nach dem Unterſchiede begründet, ob 
die öffentliche Perſon körperlich ver— 
letzet worden iſt, oder nicht. Die körperliche 
Verletzung kann nach ihren vorzüglicheren Arten 
in einer Verwundung, Lähmung oder 
in einer Verſtümmlung beſtehen «). Ber 
ſondere Gefährlichkeit des Thäters ent— 
ſteht aus einem Widerſtande desſelben mir 
telſt Waffen. Waffen find künſtliche, 
tragbare Werkzeuge, welche ſowohl zum Angriffe, 
als zur Vertheidigung entweder zu näch ft be— 


2) Die umſtaͤndlichere Erklaͤrung hiervon bey den 
Verbrechen der Verwundung oder ſchweren 
körperlichen Verletzung. 
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ſtimmt ſind, oder mit ſochen Werkzeugen im 
Weſentlichen gleiche Brauchbarkeit haben d). 


b) Man verbindet zwar manchmahl mit dieſem 
Worte eine noch ausgedehntere Bedeutung, und 
verſteht dann darunter alles, was man zum Ans 
griffe oder zur Vertheidigung anwenden kann. 
In dieſem Sinne ſind auch die Haͤnde, iſt auch 
ein gewohnlicher Stock unter die Waffen 
zu rechnen. Allein dann iſt dieſer Ausdruck im 
figürlichen Sinne genommen, und da der 
Geſetzgeber nicht in Bildern, ſondern durch 
Begriffe ſpricht; ſo iſt der Ausleger an die 
eigentliche Bedeutung der Worte desſelben 
gebunden. Weil jedoch die eigentlichen 
Waffen, welche der Krieger traͤgt, in ſo fern ſie 
nicht bloß zum Schutze dienen, als wie 
z. B. ein Panzer, ſaͤmmtlich zur Toͤdtung z u⸗ 
nacht geeignet, und daher moͤrderiſch find, 
unſer Geſetz aber, wie man aus der Vergleichung 
des gegenwärtigen mit dem §. 171. abnehmen 
kann, moͤrderiſche von andern unterſchei⸗ 
det: ſo kaun man bey der engeren Bedeutung 
des Wortes, in welcher es in der Krieges⸗ 
funſt angenommen iſt, nicht ſtehen bleiben. 
Was daher der alte Rechtsgelehrte Cajus ſagt: 
„Armorum appellatio non utique tantum ſcuta 
et gladios fignificat, fed et fuſtes (ein Knittel, 
oder vorzüglich zum Schlagen geeigneter 
Stock) et lapides,“ wird auch jetzt noch für eine 
angemeſſene Beſchreibung dieſes Begriffes müfe 


fen angeſehen werden. S. $. 6. Inft. de inter- 
dictis. ' 


F 2 


d) durch ges 
waltſamen 

Einfall in 
fremdes un⸗ 
bewegliches 
Gut. 
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§. 72. 


Zweyter Fall. Wenn mit Ue⸗ 
bergehung der Obrigkeit, der ruhige Ges 
ſitz von Grund und Boden, oder der dar— 
auf ſich beziehenden Rechte eines Andern, 
mit geſammelten mehrern Leuten, durch 
einen gewaltſamen Einfall geſtoͤret, oder, 
wenn auch ohne Gehuͤifen in das Haus 
oder die Wohnung eines Andern betoaff— 
net eingedrungen, und daſelbſt an deſſen 
Perſon, oder an deſſen Hausleuten, Ha— 
be und Gut, Gewalt ausgeuͤbet wird; 
es geſchehe ſolches, um ſich wegen eines 
vermeinten Uurechtes Rache zu verſchaffen, 
ein angeſprochenes Recht durchzuſetzen, 
ein Verſprechen oder Beweismittel abzu— 
noͤthigen, oder ſonſt eine Gehaͤſſigkeit zu 
befriedigen. 


Wann öffentliche Gewaltthätigkeit an Sa— 
chen verübet wird, ſo kann dieſes entweder 
durch gewaltſamen Einfall in frem⸗ 


des, unbewegliches Gut, oder durch 


andere boshafte Beſchädigungen 
fremden Eigenthumes geſchehen. Hier iſt von 
der erſtern Art dieſes Verbrechens die Rede, 
welche, je nachdem ſie ſich entweder auf Grund 
und Boden, oder die darauf ſich be- 
ziehenden Rechte, oder aber auf das 
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Haus oder die Wohnung eines Andern 
beziehet, verſchiedene Beſtimmungen erhält. Eine, 
nach dieſen verſchiedenen Gegenſtänden des 
Verbrechens abgeſonderte, Behandlung, des— 
ſelben wird über das Ganze mehr Licht verbreis 
ten. 5 MIR 

I. Von öffentlicher Gewaltthätigkeit durch ge— 
waltſamen Einfall auf fremden Grund 
und Boden, oder die darauf ſich 
beziehenden Rechte. 

Der Gegenſtand dieſes Verbrechens iſt der 
ruhige Bejitz; von Grund und Boden, 
oder der darauf ſich beziehenden Rechte eines 
Andern: z. B. des Weide = Jagd = oder Holz⸗ 
ſchlagrechtes ). Die Inhabung einer Sache, 
verbunden mit dem Willen, ſie als die Seinige 
zu behaupten, nennet man Beſitz, welcher 
fo lange eia ruhiger heißt, als die un ge⸗ 
geſtörte Ausübung der darauf gegründeten 
Rechte nicht unterbrochen worden iſt. Es 
kann daher gegen denjenigen, der ſelbſt in kei 


2) Dieſes Verbrechen unterſcheidet ſich hierdurch 
ſowohl vom Aufſtande, als dem Verbrechen 
der öffentlichen Gewaltthaͤtigkeit der e rſten Art. 
Denn diefe Verbrechen haben beyde die Obrig⸗ 
keit oder ihre Abgeordneten, in ſo weit 
ſie als oͤffentliche Perſonen erſcheinen, 
zum Gegenſtande. 
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nem ruhigen Beſitze iſt d), dieſes Verbre⸗ 
chen nicht begangen werden; jedoch wird nicht 
gefordert, daß der ruhige Beſitzer auch 
wirklicher Eigenthümer ſeye. Der erſte 
Theil dieſer Anordnung gründet ſich auf die Be— 
trachtung, daß die Rechte des geſtörten Beſitzes 
ſelbſt zweifelhaft, oder auch ganz grun d⸗ 
los ſind. Der letzte Theil derſelben ſtützet 
ſich auf den Grund, daß auch der bloße, ru: 
hige Beſitz einer Sache, ohne Eigenthum 
auf dieſelbe, dem Beſitzer bereits gegründete, 
durch Strafgeſetze zu ſchützende, Rechte ge— 
währet. | 


b) Man hat um fo mehr Grund, den Folgen -tei- 
chen Sinn dieſes Wortes zu beachten, da nicht 
nur überhaupt die Ehre des Geſetzgebers zu ver— 
muthen gebiethet, daß er kein Wort ſinnlos 
angewendet habe, ſondern auch der Umſtand, daß 
das Joſeph. Strafgeſetz dieſes Wort nicht ent⸗ 
haͤlt, die Kraft der Vermuthung, daß es nun 
abſichtlich aufgenommen ſey, noch vermehret. 
(Vergl. hiermit den §. 54. des Joſeph. Strafges 
ſetzes). Das gegenwartige Strafgeſetz ſcheint ins— 
beſondere auf den Fall zu deuten, wo derjenige, 
welcher rechtswidrig aus dem Beſttze vertrieben 
worden iſt, auf der Stelle (in continenti) 
feinen Gegner, welcher daher keinen ruhi— 
gen Beſttz für ſich hat, wieder aus dem Beſt— 
tze ſetzet. Hierdurch iſt offenbar kein Verbrechen 
begangen. Vergl. 1. 3. $. 9. u. I. 17. f. de wi 
et vi aımata, 
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Der In halt der That beſteht in einem e i⸗ 
genmächtigen, gewalt ſamen Einfall 
mit geſammelten mehreren Leuten. 
Es wird daher mittelſt phyſiſcher Ueber- 
macht auf Grund und Boden, welche Andere 
beſitzen, eingedrungen; jedoch ſetzet die That 
eine Verſammlung mehrerer Leute 
hierzu voraus, weil die Gefahr ſonſt 
nicht fo bedeutend if, Es kann alſo die ſe 
Art des vorliegenden Verbrechens durch einen 
einzelnen Menſchen nicht begangen werden c). 
Eine Vereinigung dagegen von Zweyen iſt 
dazu hinreichend, weil dadurch ſchon eine Ver— 
ſammlung Mehrerer gebildet wird d). Auf 
jeden Fall entſteht aber das Verbrechen erſt da— 
durch, daß die That ohne obrigkeitliche 
Erlaubniß geſchieht, weil erſt dann eine im 
Staate unerlaubte und gefährliche Selbfthülfe 
unterläuft. Daher beſteht das Eigenthüm— 
liche des böſen Vorſatzes hier darin, 
den ruhigen Beſitz von Grund und Boden, 


c) Hierdurch unterſcheidet ſich dieſes Verbrechen 
von der erſten Art der oͤffentlichen Gewalt, 
die immer nur von einzelnen Menſchen ver— 
uͤbet werden kann. 


d) Nach dem Joſeph. Strafgeſetze mußte wenigſtens 
eine Verſammlung dreyer Perſonen ſeyn. S. 
$. 54. desſelben, wo es heißt: Wer mit ge ſam⸗ 
melten mehreren Menſchen u. ſ. w.“ 
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ober den darauf ſich beziehenden Rechten eines 
Andern eigenmächtig und gewaltſam 
zu ſtören e). Der Endzweck des Thäters 
wird hierbey in keine weitere Betrachtung gezo— 
gen, als in wie fern er über die Bösartigkeit des 
Anſchlages einen Aufſchluß geben kann. Er kann 
aber den eigenmächtigen und gewaltſamen Schritt 
auch damahls nicht rechtfertigen, wann die That 
bloß als Mittel, ſich ſelbſt fein vermein⸗ 
tes Recht zu verſchaffen, betrachtet worden 
wäre, weil die Selbſthülfe in jeder bürgerlichen 
Geſellſchaft ſo lange unzuläßlich bleibt, als die 
richterliche Hülfe, ſo weit ein Recht gebührt, 
ohne Gefahr vor unwiderbringlichem Verluſte 
kann nachgeſuchet werden. 

II. Von öffentlicher Gewaltthätigkeit durch 
Eindringen in das Haus oder die Woh— 
nung eines Anderen. 

Jeder Bewohner des Staates erwartet von 
dem Beherrſcher desſelben in ſeiner Wohnung Si— 
cherheit vor fremder Gewaltthätigkeit. Der Ges 
nuß derſelben wird Hausfriede genannt. 
Seine Gegenſtände find das a) Haus oder 
die Wohnung; b) die darin befindli⸗ 
chen Bewohner derſelben, ſeyen fie Eigen⸗ 


e) Es iſt klar, daß die diebiſche Abſicht, ſich 
mit fremdem Gute zu bereichern, ausge⸗ 
ſchloſſen wird. 5 
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thümer, Miethsleute oder Dienſtleute, und 2 
das darin befindliche Habe und Gut. 
Dieſe find auch die Gegenſtände der gegen: 
wärtigen Art des Verbrechens, welches auf Stö— 
rung des Hausfriedens zunächſt abzielet. 

Der Inhalt der That ſetzt nicht nur vor— 
aus, daß in die Wohnung eines andern ein ge— 
drungen, ſondern auch, daß entweder an den 
darin befindlichen Bewohnern, oder 
an ihrem Habe und Gute, oder an bey— 
den zugleich Gewalt ausgeübet worden 
ſey (). Da man nicht ſagen kann, es ſey in 
eine Wohnung eingedrungen worden, wenn 
man in dieſelbe bey un verſchloſſener Thür 
re und ohne einen andern Widerſtand 
eingetreten iſt; ſo mangelt in einem ſolchen Falle 
ein weſentlicher Beſtandtheil zum Thatbe— 
ſtande dieſes Verbrechens. Dagegen ſcheint es 
keinem Zweifel zu unterliegen, daß man auch 
von demjenigen behaupten müſſe, er ſey einge 
drungen, welcher eingebrochen iſt. Denn 
obwohl durch das erſtere dieſer Worte vorzüg— 
lich nur die Ueberwindung eines Widerſtandes 


) Hierdurch unterſcheidet ſich dieſe Art des vor: 
liegenden Verbrechens von der damit zuſammen⸗ 
haͤngenden, unmittelbar vorhergehenden, bey wel— 
cher durch den bloßen eigenmaͤchſigen, gewalts 
ſamen Einfall das Verbrechen ſchon voll: 
bracht iſt. 
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bezeichnet wird, welchen man durch Menfchens 
kräfte leiſtet; ſo wird es doch auch in einem 
weitern Verſtande genommen, in welchem es die 
Ueberwindung was immer für eines Widerſtan— 
des bedeutet. Dieſe Auslegung wird verſtärket 
durch den Grund des Geſetzes: den Hausfrie— 
den zu ſchützen, der in beyden Fällen gleich 
gefährlich angegriffen wird. Es iſt nicht wer 
ſentlich zum Daſeyn dieſes Verbrechens, daß 
Mehrere ſich zu deſſen Verübung vereinigen; 
auch ein Einzig er kann dasſelbe begehen, 
wenn er mit Waffen verſehen iſt. Das 
Gegentheil muß behauptet werden, wenn er un— 
bewaffnet iſt, wo dem Hausfrieden ohnehin kei⸗ 
ne ſo große Gefahr drohen kann. Auf jeden 
Fall ſetzet dieſes Verbrechen zu ſeinem vollen 
Thatbeſtande Aus übung von Gewalt ent: 
weder a) an dem Eigenthümer, Miethsmanne 
oder andern Hausleuten voraus. Daher 
fällt das Verbrechen weg, wenn die Gewalt 
nur gegen andere, nicht in das Haus 
gehörige Perſonen verübet wird, weil die— 
ſe in einem fremden Hauſe ſich nicht auf das 
Hausrecht berufen können, wiewohl ein anderes 
Verbrechen gegen dieſelben, nach Verſchiedenheit 
der Umſtände, begangen werden kann. Oder b) 
an dem Habe und Gute der Bewohner. 
Denn ſchon hierdurch iſt der Hausfriede ge— 
ſtöret, wenn auch gegen die Hausleute, etwa 
weil dieſe ohnehin von Schrecken geängſtiget, 
und daher von allem Widerſtande abgehalten 
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werden, unmittelbar keine Gewalt angewendet 
wird. Um fo mehr iſt das Verbrechen vorhan— 
den, wenn an Beyden Gewalt ausgeübet wird. 
Nur iſt das Eigenthümliche des hier un— 
terlaufenden boͤſen Vorſatzes nie aus den Augen zu 
verlieren, welches darin beſteht, daß eigen— 
mächtig an den erwähnten Gegenſtän⸗ 
den Gewalt ausgeübet wird, ohne 
dabey die Abſicht zu haben, ſich mit 
fremdem Gute oder Schaden zu berei⸗ 
chern. 


$. 73. 


Der Urheber einer ſolchen Gewalt— 
thaͤtigkeit unterliegt der Strafe des ſchwe— 
ren Kerkers von Einem bis auf fünf Jah— 
re. Diejenigen, fo ſich als Mithelfer bas 
ben brauchen laſſen, ſollen mit Kerker von 
ſechs Monathen bis auf Ein Jahr bestes 
fet werden. 


Es verſteht ſich zwar von ſelbſt, daß der 
Richter bey der Ausmeſſung der Strafe bey die— 
ſem, ſo wie bey den übrigen Verbrechen, die all— 
gemeinen Beſchwerungs und Milderungsum— 
ſtände vor den Augen halten müſſe. Dennoch 
ſcheint es nicht überflüſſig zu ſeyn, ihn auf fol⸗ 
gende Puncte insbeſondere aufmerkſam zu machen. 
Es ereignet ſich oft auf dem Lande, daß 
bey ſolchen Gewaltthätigkeiten unter den Mite 


Strafe. 


derer 
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helfern ſich Dienſtleute des Urhebers 
befinden. Wenn hier der Urheber die Mithülfe 
von dieſen gefordert hat, fo wird deuſelben 
nach dem F. 39. unter c) ein mildernder Um— 
ſtand zu Statten kommen. Sind die Thäter 
mit Waffen verſehen, ſo iſt dieſes zwar nach 
dem allgemeinen, in dem 6. 36. aufgeſtellten, 
Grundſatze ins gemein als ein erſchwerender 
Umſtand zu betrachten. Jedoch kann dieſes dar 
mahls nicht behauptet werden, wann dieſes Ver: 
brechen, wie es im zweyten Falle desſelben mög: 
lich iſt, von einem Einzigen begangen wer— 
den kann, weil hier ſchon zum vollen That— 
beſt ande Bewaffnung desſelben voraus: 
geſetzet wirb. 


9. 74. 


Oeffentliche Gewaltthätigkeit an Sachen 
kann, außer den Fällen des F. 72. auch durch 
andere boshafte Beſchädig ung frem⸗ 
den Eigenthumes verübet werden. Hier: 
von ſpricht die folgende geſetzliche Anordnung. 


Sieafe an Andere boshafte Beſchaͤdigungen eis 


hafter Be- nes fremden Eigenthums find nach der 


ſchaͤdigun⸗ 
gen fremde 
Eigenthu⸗ 

ine! 


„ Groͤße der Bosheit und des zugefügten 
Schadens mit Kerker zwiſchen ſechs Mo—⸗ 
nathen und Einem Jahre; bey großer Bos⸗ 
heit und wichtigem Schaden aber mit 
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ſchwerem Kerker von Einem bis fünf Jah⸗ 
re zu beſtrafen. 


Der Gegenſtand dieſes Verbrechens iſt 
fremdes, bewegliches oder unbeweg— 
liches Eigent hum. Der Inhalt der That 
beſteht in einer Beſchädigung desſelben, wor- 
unter jede Handlung gehöret, durch welche eine 
Sache entweder unvollkommner, oder uns 
brauchbar gemacht, oder ganz zerſtöret 
wird. Nur darf die Beſchädigung nicht eine 
Wirkung des gewaltſamen Einfalles 
in fremdes unbewegliches Gut, oder einer Bran d— 
legung ſeyu, weil hierdurch beſondere Ver— 
brechen begründet werden. Wie groß der 
Schaden ſeyn müſſe, damit das Verbrechen ent— 
ſtehe, hat das Geſetz un beſtimmt gelaſſen a). 
Die ſubjective Bedingung dieſes Verbrechens 
iſt, daß die Beſchädigung aus Bosheit ge 
ſchehe d. h. eigens und bloß, um Schea— 
den zuzufügen. Hierdurch wird das ſſelbe leicht 
von allen, aus Eigennutz verübten Verbre— 


a) Waͤre ein unbedeutender Schade angerichtet wor⸗ 
den, ſo moͤchte eine Anfrage bey der Geſetzge— 
bung, ob die Entſcheidung nicht nach der Analo⸗ 
gie mit den §. $. 153. u. 179. gemacht werden 
dürfe, nicht überflüffig fenn. Uibrigens kann der 
Schade manchmahl ſehr bedeutend ſeyn. Man 
denke ſich eine vorſaͤtzlich bewirkte Ueberſchwem⸗ 
mung mittelſt Durchſtechung von Dämmen, 
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chen unterſchieden. Etwas Beſonderes ſcheint 
in Rückſicht derjenigen, welche willkührlich 
oder muthwillig (Worte des Geſetzes) 
Dbfibäume beſchädigeen, verordnet worden 
zu ſeyn. Dieſe ſollen im erſten Betretungs— 
falle mit einem ſtrengen Arreſte von einer Wo— 
che, im z weyten Falle aber mit einem firen- 
gen Arreſte von drey Monathen, und dabey 
auch noch nach Umſtänden mit fünf und zwanzig 
Stockſtreichen gezüchtiget werden (Hof. D. v. 28. 
Octob. 1806). Da es im Eingange dieſer Ver— 
ordnung heißt, daß ſie zur Beförderung 
der überaus nützlichen O bſtbaum— 
Cultur gegeben ſeyz boshafte Beſchädigun— 
gen eines fremden Eigenthums aber, auch, wenn 
dieſes in andern Gegenſtänden beſteht, 
nach dem gegenwärtigen $. des gemeinen 
Strafgeſetzes ſchon als Verbrechen zu be— 
ſtrafen ſind: ſo muß man dieſe Verordnung 
wahrſcheinlich bloß von muthwilligen 
d. i. ſolchen Beſchädigungen verſtehen, welche 
man darum verübet, weil es ein Vergnü— 
gen macht, ohne daß man auf den daraus 
entſpringenden Schaden denkt, beſonders, wenn 
er von keiner großen Bedeutung iſt. Zwar 
ſteht das Wort: Willkührlich, voran, wel— 
ches aber ſeinem gewöhnlichen Begriffe nach hier 
keinen Gegenſatz bilden, ſondern nur als 
durch das darauf folgende Wort: Muthwillig, 
erklärt, und als mit dieſem gleichbedeutend (wie 
es auch die ältere Sprache gebrauchet hat) be: 
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trachtet werden kann. Nach dieſen Gründen 
ſcheint daher die Anordunng des vorliegenden 8. 
des Strafgeſetzes hierdurch keine Abänderung er— 
litten zu haben. Dagegen wird dieſelbe aller— 
dings durch die §. $. 75. u. 77. des II. Theiles 
dieſes Strafgeſetzes beſchränket, nach welchen das 
vorſätzliche Zerſchlagen oder Beſchädigen ei— 
ner zur öffentlichen Beleuchtung aufgeſtellten La— 
terne, ſo wie die Hinwegreißung oder abſichtli— 
che Beſchädigung von Warnungszeichen, welche, 
um Unglück zu verhüthen, aufgeſtellet werden, 
ſelbſt bey unterlaufender größerer Bosheit, 
den ſchweren Polizey-Uebertretungen 
zugezählet werden. Der Grund dieſer abweichen— 
den Anordnung ſcheint darin zu liegen, weil 
durch dieſe Handlungen, wenigſtens zunächſt, 
keine Beſchädigung am Eigenthume Anderer, 
ſondern die Vereitelung einer Einrid: 
tung bezielet wird. 


§. 75. 


Dritter Fall. Wenn Jemand d durch 
ohne Vorwiſſen und Einwilligung der za en— 
rechtmaͤßigen Obrigkeit ſich eines Men— 
ſchen mit Liſt oder Gewalt bemaͤchtiget, 
um ihn wider ſeinen Willen in eine aus— 
waͤrtige Gewalt zu uͤberliefern. 


Oeffentliche Gewaltthätigkeit, wenn fie u n⸗ 
mittelbar gegen Perſonen gerichtet iſt, 


96 


kann verübet werden an folchen, welche mittelbar 
oder unmittelbar im Nahmen der Regie— 
rung handeln, und daher in ſo weit 
den Charakter der Oeffentlichkeit 
an ſich tragen, oder aber an ſolchen, die in ih— 
rem eigenen oder im Nahmen ander er 
Staatsbürger handeln, d. h. an Private 
Perſonen. Von den letztern Arten dieſes Ver— 
brechens iſt in dieſem und den folgenden $. $. die 
Rede. Es kann ſich dasſelbe nach dem gegen— 
wärtigen §. ereignen durch Menſchenraub. 
Der Gegenſtand dieſes Verbrechens iſt ein 
Men ſch in unſerem Staatsgebiethe, ſey er ein 
Inländer oder Ausländer, eine Weibs- oder eine 
Mannsperſon, ein Civiliſt oder Militariſt. Der 
böſe Vorſatz iſt darauf gerichtet, denſel— 
ben wider feinen Willen in eine aus⸗ 
wärtige Gewalt zuüber liefern. Hier: 
von iſt daher der Fall des $, 78. zu unterſchei⸗ 
den, wenn Jemand innerhalb des 
Staatsgebiethes in eine unrechtmä⸗ 
ßige Gewalt überliefert wird. Denn da 
Menſchenraub nur in Beziehung auf das 
Staatsgebieth, auf dem eine Perſon lebt, 
nicht aber in Beziehung auf die beleidigte Per: 
ſon ſelbſt gedacht werden kann; ſo verſchwindet 
im letztern Falle der Begriff dieſes Verbrechens. 
Der Inhalt der That ſetzet voraus a) eine 
Handlung, durch welche man die Perſon 
in ſeine Macht bringet, welche aber ent 
weder durch Liſt oder durch Gewalt ver- 
übt 
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ligung derſelben annehmen müßte, wo dann 
nicht mehr geſagt werden könnte, daß man ſich 
derſelben bemächtiget, ſondern daß man ſich 
mit derſelben zu einem beſtimmten Zwecke 
vereiniget habe. Durch den Act der Ber 
mächtigung iſt aber der volle Thatbeſtand 
des Verbrechens begründet, wenn auch die Ueber— 
lieferung an eine auswärtige Macht nicht gelun— 
gen hätte, weil dadurch die Kränkung der Frey: 
heit zu dieſem Zwecke ſchon vor ſich gegangen 
iſt. Dagegen iſt klar, daß die Verleitung 
der Unterthanen zur Anſtedlung in 
fremde Staaten, da die Freyheit derſelben nicht 
gekränket wird, auch hierher nicht gerechnet wer— 
den kann. Daher wird auch im II. Theile 5. 
70. des Strafgeſetzes dieſe Handlung nur als 
ſchwere Polizey-Uebertretung erkläret. b) Der 
Act der Bemächtigung muß ohne Vorwiſſen und 
Einwilligung der rechtmäßigen Obrigkeit geſchehen. 
Das Vorwiſſen und die Einwilligung derſelben 
ſind daher die Bedingungen, ohne welche, wenn 
fie nicht vereiniget eintreffen, die That zum 
Verbrechen wird. Wenn daher auch die rechtmä— 
ßige Obrigkeit allenfalls vorläufig in Erfahrung 
gebracht hätte, daß ſich Jemand eines Andern 
bemächtige; ſo würde dieſes Verbrechen doch nicht 
wegfallen, wenn die Handlung nicht mit ihrer 
Bewilligung geſchehen wäre. Dieſe Anord— 
nung beruhet auf dem klaren Grunde, weil ohne 
dieſelbe der Begriff der unerlaubten und ſträflichen 

O, C. R. II. Theil. & 
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Eigenmächtigkeit nicht verſchwindet. In Bezie⸗ 
hung auf Perſonen, die ſich in unſerem Staats- 
gebiethe aufhalten, kann in der Regel keine aus: 
wärtig e Obrigkeit für die rechtmäßige an: 
erkannt werden. Nur die aus wärtigen Ge— 
ſandtſchaften, das eigentliche Geſandt⸗ 
ſchafts - Perſonale und diejenigen 
Hausleute und Dienſtbothen eines Geſandten, 
welche unmittelbar Unterthanendes 
Staates ſind, zudem er gehört, mas 
chen hiervon eine Ausnahme. Dieſe bleiben mit— 
telbar oder unmittelbar den Gerichten ihrer Prin— 
cipale unterworfen a). 
9. 76. | 
Strafe. Auf ſolchen Fall iſt zur Strafe ſchwe— 
rer Kerker von fuͤnf bis zehn Jahren zu 
verhaͤngen; welcher jedoch wenn der Ges 
mißhandelte einer Gefahr am Leben, oder 
an Wiedererhaltung der Freyheit ausge— 
ſetzet worden, bis auf zwanzig Jahre ver— 
laͤngert werden kann. 
§. 77. 

Behandlung Wer fuͤr fremde Kriegsdienſte, oder 

e wer einen zu einem Militaͤr-Koͤrper gehöris 
gen Mann auch nur zur Anſiedlung in 
fremde Länder wirbt, iſt nach dem Kriegs- 
geſetze und durch das Militaͤr-Gericht zu 
verurtheilen, und zu beſtrafen. 


x a) Vergl. hiermit §. 221. 4) dieſes Strafgeſetzes. 
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Es iſt fhon im $. 75. bemerket worden, 
daß die bloße Verleitung unſerer Unterthanen 
zur Niederlaſſung in fremden Ländern kein Men— 
ſchenraub, ſondern nur eine ſchwere Polizey-Ue— 
bertretung ſey. Der gegenwärtige $. muß mit 
dem $. 70. des II. Theiles, welcher jene Anord— 
nung enthält, in Verbindung gebracht werden, 
weil er eine Beſchränkung desſelben enthält, 
da derjenige, welcher einen zum Militär: 
Körper gehörigen Mann auch nur zur 
Anſiedlung in fremde Länder wirbt, nach dem 
Kriegsgeſetze und durch das Militärs 
Gericht zu verurtheilen und zu beſtrafen iſt. 


$. 78. 


Vierter Fall. Wenn Jemand d durch une 
einen Menſchen, uͤber welchen ihm ver— a 
mög der Geſetze keine Gewalt zuſteht, der verfün- 

lichen Frey⸗ 
und welchen er weder als einen Verbre⸗ beit. 
cher zu erkennen, noch als einen ſchaͤd— 
lichen oder gefaͤhrlichen Menſchen mit 
Grund anzuſehen Anlaß hat, eigenmaͤch— 
tig verſchloſſen haͤlt, oder auf was immer 
fuͤr eine Art an dem Gebrauche ſeiner 
perſoͤnlichen Freyheit hindert; oder, wenn 
Jemand, auch bey einer gegruͤndet ſchei— 
nenden Urſache der unternommenen An— 
haltung, die Anzeige daruͤber ſogleich der 
ordentlichen Obrigkeit zu thun, gefliffents 
lich unterlaͤßt. 
G 2 
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Die unbefugte Etufhränfung der 
perſönlichen Freyheit, von welcher in 
dieſem F. die Rede iſt, kann entweder aus 
ganz nichtigen Gründen, oder aus 
gegründet ſcheinenden Urſachen un- 
ternommen werden. Nun von dem erſteren 
Falle dieſes Verbrechens. Es ſetzet zum Ger 
gen ſtande einen Menſchen voraus, von dem 
man keinen Anlaß hat, ihn weder als 
einen Verbrecher zu erkennen, noch als 
einen gefährlichen, oder als einen ſch eä d— 
lichen Menſchen mit Grund anzuſehen. 
Man hat Anlaß, Jemanden als Verbre 
cher zu erkennen, wenn er in dem Ber: 
brechen betreten iſt, oder rechtmä⸗— 
ßige Anzeigungen gegen ihn vor 
handen ſind a). Für ſolche Anzeigungen 
(indicia) ſind jene Unſtände zu halten, welche 
zwiſchen dem Verbrechen und einer Perſon einen 
ſolchen Zuſammenhang wahrnehmen laſſen, daß 
nach unparteyiſcher Ueberlegung daraus wahr— 
ſcheinlich wird, dieſe Perſon habe ein gewiſſes 
Verbrechen begangen b). Für einen gefährli— 
chen Menſchen iſt derjenige mit Grund 
anzuſehen, deſſen Umſtände und Betragen es 
unwahrſcheinlich machen, daß er mit 


a) S. $. 281. dicfes Strafgeſetzes. 

b) ©. $. 259. dieſes Strafgeſ. Was dieſes für 
Umſtände ſind, wird ausfuͤhrlich im III. Haupt⸗ 
ſtuͤcke des rechtlichen Wfabren uber Verbre⸗ 
chen vorkommen. 
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rechtlichen Abſichten umgehe: z. B. ein Land⸗ 
ſtreicher, der ohne bekannte Abſicht und Beſchäf— 
tigung im Lande herumzieht, und ſich nährt, ohne 
eine zuſagende erlaubte Nahrungsquelle nachweiſen 
zu können. Für einen ſchaͤdlichen Menſchen 
wird derjenige mit Grund gehalten, deſſen 
krankhafter Zuſtand des Körpers oder Gemü— 
thes in ſeinen Ausbrüchen ſo ſtürmiſch iſt, daß 
er, weil er entweder vorübergehend, oder an— 
haltend auch das Bewußtſeyn des Leidenden auf— 
hebt, ſowohl dieſem ſelbſt, als anderen Men— 
ſchen heicht verderblich werden kann: z. B. ein 
Menſch, welcher Merkmahle einer heftigen Sin— 
nenverwirrung äußert. Der Inhalt der That 
dieſes Verbrechens entſteht durch jede Handlung, 
wodurch ein Anderer an dem Gebrauche 
ſeiner perſönlichen Freyheit eigen⸗ 
mächtig gehindert wird. Jeder Staats- 
bürger genießet nähmlich in Rückſicht jener Hand- 
lungen, die durch kein Geſetz beſchränket ſind, 
das Recht, fie nach feinem Belieben eins 
zurichten, worin ihm die Regierung Schutz ge— 
währet. Jedoch muß jene Hinderung ohne 
gegründete Ur ſache c), und durch eine 
Perſon geſchehen, der nach dem Geſetze 
über die andere keine Gewalt zu: 
ſteht, weil ſonſt der Begriff der Eigen: 
mächtigkeit verſchwindet. Unter Gewalt 
wird die durch die Geſetze Jemanden eingeräumte 


c) Wann dieſes der Fall ſey, muß aus dem eben 
vorhin Geſagten abgenommen werden. 
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Zwangsmacht gegen gewiſſe Perſonen ver⸗ 
ſtanden, womit man daher ein Recht (Zwangs- 
recht) gegen eine Perſon nicht verwechſeln darf. 
Unſere Geſetze geſtatten dieſelbe in gewiſſen 
Fällen 1.) dem Ehemanne über ſein Weib 4); 
2.) den Aeltern CWahlälfern) über ihre minder— 


jährigen Kinder e); 3.) den Vormündern über ihre 


Mündel f); 4.) den Herrſchaften über ihre Untertha⸗ 
nen g); F.) den Gerichten über diejenigen, die in ih⸗ 
ren Gerichtszwang gehören 36.) den politiſchen Bes 
hörden über die in den Umkreis ihres Bezirkes ge— 
hörigen Perſonen; 7.) den Kloſterobern über 
ihre Religioſen h); und 8.) den Kirchenvorſte— 
hern über die ihnen untergebene Geiſtlichkeit i). 
Von ſolchen Vorgeſetzten kann daher dieſes 
Verbrechen nicht begangen werden, obwohl man 


, S. III. Sauptſt. des alem bürgerl, Geſetz⸗ 
buches $. 47. 


e) S. IV, Hauptſt. des allgem. bürgerl. Geſetz⸗ 
buches §. 18, 20. Uu. 26, 29, u. II. Thl. des ge: 
genwaͤrt. Strafgeſetzes §. 32. 


1) S. V. Hauptſt. eben dort §. 49. verglichen 
mit dem IV. Hauptſt. §. ı 


g) ©, das Unterthans-Straf-Patent v. 1. Sept. 
1781 u, Pat. v. 1. Dec. 1784. 


h) Hof. Dekr. v. 31. Aug. 1771, u. 17. Juny 1783. 
1) S. hierüber: Handbuch des Oeſterr, Kirchen- 


a Bon Ge g Rechberger, Doctor 


der Rechte u. biſchöfl. Conſiſtorial-Kanzler in 


Linz. Lind Haslinger 180). II. Thl. H. 284. 
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nicht in Abrede iſt, daß Verbrechen oder Ueber: 
tretungen anderer Art dabey unterlaufen können k). 


Der böſe Vorſatz iſt bey dieſem Ber: 
brechen darauf gerichtet, Jem anden an dem 
Gebrauche der perſönlichen Freyheit 
zu hindern, ſey der Endzweck hernach, 
um den Angehaltenen inner den Gränzen des 
Staatsgebiethes in eine andere unrechtmäßige 
Gewalt zu überliefern, oder ihn wie immer 
an ſeiner Freykeit zu kränken, wenn nur nicht 
auf eine Art, wodurch nach unſerem Geſetze ein 
eigenes Verbrechen begangen wird 1). Die un 
befugte Einſchränkung der perſön— 
lichen Freyheit kann auch aus gegrüns 
det ſcheinenden Urſachen unternommen 
werden, welches der zweyte Fall des Ver— 
brechens iſt, von dem der gegenwärtige L. ſpricht. 
Sobald eine gegründet ſcheinende Urſache 
vorhanden iſt, Jemanden an dem Gebrauche 
ſeiner Freyheit zu hindern, weil es wahr— 
ſcheinlich iſt, daß er ein Verbrecher oder 
ſonſt ein gefährlicher oder ſchädlich er 
Menſch iſt; fo kann der Staat eine ſolche Hand— 
lung ſeines Bürgers nicht mißbilligen, da ſie 


*) Vergl. hiermit F. 85. des I. Thls. dieſes Straf⸗ 
geſetzes, dann §. 86. u. 165. des II. Thls. 
desſelben. 

) Bey dieſer Beurtheilung find vorzuͤglich die $.S. 
75. u. 80. dieſes Theiles des Strafgeſ. vor Au— 
gen zu halten. 
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offenbar auf das gemeine Beſte abzielet, und 
einen lobenswürdigen Gemeinfinn beweiſet. Ja 
er muß ſich dabey mit Urſachen der Anhaltung 
begnügen, die, wenn ſie auch nicht gegrün⸗ 
det befunden werden, doch gegründet 
geſchienen haben, weil vor der perſönlichen 
Unterſuchung Gewißheit nicht leicht möglich 
wäre, dieſe Unterſuchung ſelbſt aber, wenn Ver— 
dachts gründe zu der Vornehmung derſelben 
durchaus für unzulänglich erklärt wür— 
den, beynahe immer vereitelt werden müßte. 
Dagegen fängt die eigenmächtige und unbefugte 
Beſchränkung der perſönlichen Freyheit an, wenn 
bey einer gegründet ſcheinenden Ur⸗ 
ſache der unternommenen Anhal⸗— 
tung, die Anzeige darüber ſogleich 
der ordentlichen Obrigkeit zu mas 
chen, unterlaſſen wird. Sie wird zum 
Verbrechen, wenn dieſes gefliſſentlich 
geſchieht, d. h. aus irgend einem Intereſſe, das 
zunächſt aus der Vorſtellung der pflichtwidrigen 
Unterlaſſung und ihrer Folgen entſpringet. Wer 
daher die Anzeige ſog leich zu machen, wie— 
gen dringender Geſchäfte, oder anderer wichti— 
ger Hinderniſſe unterlaſſen hat, dem kann b ö— 
fer Vorſatz nicht zur Laſt gelegt werden m). 


m) Ueberhaupt muß der Sinn des Wortes: for 
gleich, nicht nur durch das Maß der Zeit, ſon⸗ 
dern auch durch das Maß der Kräfte beſtimmet 
werden, weil zu dem Unmöglichen Niemand ver⸗ 
balten werden kann. So viel iſt jedoch auch 


4 
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Wenn aber dieſer vorhanden iſt, ſo kommt es 
dabey, wenn man das Daſeyn dieſes Verbre— 
chens in Beziehung auf den Thäter beur— 
theilen will, auf die End abſicht nicht mehr 
an, außer in wie weit dadurch ein eigenes Netz 
brechen begründet wird. Auch wird die Weſen— 
heit dieſes Verbrechens nicht aufgehoben, wenn 
der eigenmächtig gefangen Gehaltene, nachdem 
das Gericht die That entdecket und denſelben un— 
terſuchet hat, wirklich ſchuldig befunden 
worden wäre, weil das Geſetz in dieſer Rückſicht 
keinen Unterſchied macht, und im Staate Nie— 
mand berechtiget iſt, ohne Auftrag des Herr— 
ſchers gegen Jemanden eine Strafe zu verhän— 
gen. 
ö $. 79. 

Diejenigen Puncte, welche die Hauptabſtu⸗ 
fung in der Strafbarkeit dieſes Verbrechens be— 
gründen, laſſen ſich hauptſächlich auf folgende 
digen zurückführen: a) auf eine längere 
Zeit der Anhaltung, welche nach dem Ge: 
ſetze vorhanden iſt, wenn ſie über drey Tage 
dauert. Es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß 
dieſer Umſtand die Strafbarkeit der That noch 
mehr erhöhet, wenn die unbefugte Einſchränkung 
der Freyheit aus nichtigen Gründen ge— 
ſchah. b) Auf den dem Angehaltenen 


hieraus klar, daß, wenn einmahl die übrigen 
Beſtimmungen des Verbrechens eintreffen, die 
Länge der Zeit der Anhaltung kein ent 
ſcheidender Punet mehr iſt. 


106 


zugefügten Schaben. Die Gefangenhal⸗ 
tung kann ihn nähmlich an der Verrichtung ſol— 
cher Geſchäfte hindern, die ohne Nachtheil nicht 
können aufgeſchoben werden. Dieſer Erſchwe— 
rungsumſtand wird ſelbſt auf den Fall paſſen, 
wo die Anhaltung aus gegründet ſchei⸗ 
nenden Ur ſachen geſchehen, und hernach 
der Angehaltene auch ſchuldig befunden worden 
iſt, weil, wenn er ſogleich der Obrigkeit wäre 
anzeigt worden, dieſe auf der Stelle, wenn es 
der Angehaltene verlanget hätte, die nöthigen 
Vorkehrungen durch einen aufgeſtellten Geſchäfts— 
führer hätte treffen können. c) Auf das Uns 
gemach, welches dem Angehaltenen außer der 
entzogenen Freyheit vielleicht ſonſt iſt zu— 
gefüget worden: z. B. durch ſchlechte Aetzung, 
durch einen ungeſunden, eckelhaften Aufenthalts: 
ort. Nach dieſen Rückſichten hat das Geſetz die 
Hauptabſtufung der Strafe entworfen. 4 

Strafe. Die Strafe dieſes Verbrechens at 
Kerker von ſechs Monathen bis auf Ein 
Jahr. "Hätte die Anhaltung über drey 
Tage gedauert, oder der Angehaltene ei— 
nen Schaden, oder nebſt der entzogenen 
Freyheit noch anderes Ungemach zu leiden 
gehabt; fo ſoll auf Ein- bis fuͤnfjaͤhrigen 
ſchweren Kerker erkennt werden. 

9. 80. 

Se Fuͤnfter Fall. Wenn eine Weibs⸗ 

perſon in einer, ſey es auf Heirath oder 
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Unzucht gerichteten Abſicht, wider ihren 
Willen mit Gewalt oder Liſt entfuhret, 
oder wenn eine verheirathete Weibsper— 
ſon, obgleich mit ihrem Willen, dem Ehe⸗ 
gatten; wenn ein Kind ſeinen Aeltern, ein 
Muͤndel feinem Vormunde oder Verſor— 
ger mit Liſt oder Gewalt entfuͤhret wird, 
die Abſicht des Unternehmens mag erreicht 
worden ſeyn, oder nicht. 


Nach dieſem Texte des Geſetzes kann das 
Verbrechen der Entführung begangen wer: 
den: a) an einer Weibsperſon, die ledig 
und großjährig iſt; b) an einem Weibe 
unter der ehemännlichenz c) an ei⸗ 
nem Kinde unter der älterlichen, 
und d) an einem Mündel unter der 
vormundſchaftlichen oder pfleg vä⸗ 
terlichen Gewalt. Den einzelnen Arten 
dieſes Verbrechens liegt der ge meinſſame Be— 
griff der Entführung zum Grunde, 
welche in der rechtswidrigen Weg füh⸗ 
rung einer Weibsperſon, eines Kin⸗ 
des oder eines Mündels an einen, 
innerhalb der Gränzen des Staats- 
gebiethes gelegenen, Ort beſteht, wo 
dieſe Perſonen, und zu dem Zwecke, 
damit fie der Gewalt des Ensfüh- 
renden unterworfen, oder der Ge⸗ 
walt des Berechtigten entzegen find. 
Es kommt dabey nicht auf die Entfernung 
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des Ortes, ſondern nur auf jene Beſchaf⸗ 
fent desſelben an, welche ihn zu dieſem Zwe— 
cke geeignet macht. Allerdings kommt es 
aber bey der Frage, ob dieſes Verbrechen, und 
welcher der Fälle desſelben eintreffe, 
nicht nur manchmahl auf die beſondere 
weitere Abſicht, ſondern auch auf die Mit 
tel an, welche ſind angewendet worden. Um 
dieſes genau zu erörtern, wird es zuträglich ſeyn, 
die einzelnen Arten d'es ſelben in dieſen 
Puncten zu durchgehen. 

a) Entführung einer ledigen, 
großjährigen Weibsper ſon. 

Dieſe Art der Entführung ſetzet die bes 
ſondere Abſicht voraus, die Perſon zur Hei⸗ 
rath oder Unzucht zu bewegen. Deſſen uns 
geachtet fließet hieraus nicht, daß gerade ein 
Mann der Entführer ſeyn müſſe. Auch 
eine Weibsperſon kann dieſes Verbrechen zu 
Gunſten eines Mannes begehen. Denn 
das Geſetz läßt von Seite des Thäters das Ger 
Schlecht unbeſtimmt. Immer wird vorausge— 
ſetzet, daß die zu Entführende nicht einer a ug: 
wärtigen Gewalt überliefert zu werden beſtimmt 
war; denn ſonſtconcurrirt das Verbrechen 
des Menſchenraubes mit dem der Entführung. 
Dieſe Bemerkung gilt für alle Fälle des gegen— 
wärtigen Verbrechens. Die das Verbrechen bes 
gruͤndenden Mittel find Gewalt oder 
Lift, Fällt die angegebene Abſicht weg, fo 
geht die That, je nachdem man die Perſon an 
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eme auswärtige Gewalt überliefern wollte, 
oder nicht, in das, im §. 75 oder 5.78. beſchriebene, 
Verbrechen über. Fallen die erwähnten Mittel weg, 
ſo hört die Handlung ganz auf, ein Verbrechen 
zu ſeyn, wenn nicht vielleicht eine Verletzung An⸗ 
derer aus beſondern Verträgen ein ſolches be— 
gründet. Gewalt iſt aber nicht nur damahls 
vorhanden, wann wirklich phyſiſche Kraft zur 
Ueberwindung eines Widerſtandes angewendet, 


ſondern auch, wenn auf den Fall der Nichtfolge— 


leiſtung ein Uebel angedrohet wird, welches mit 
der Gefahr, ſog leich vollzogen zu werden, ver— 
bunden, und gleich oder größer iſt, als dieje⸗ 
nigen ünd, welche wahrſcheinlich wegen der 
Entführung zu befürchten ſind a). Kann dieſe 
Art des Verbrechens der Entführung nicht auch 


an einem Manne begangen werden? Da das 


Geſetz ausdrücklich als Gegenſtand eine 
Weibsperſon vorausſetzet, fo kann dieſes, 
ohne dem klaren Sinne desſelben Gewalt an— 
zuthun, nicht behauptet werden. Ein ſolcher 
Fall müßte daher nach den Grundſätzen des F. 
75. oder 78. beurtheilet werden b). 

b) Entführung einer verheir a⸗ 
theten Weibsperſon. 

) Diefe Behauptung iſt ein Folgefaß aus den all⸗ 
gemeinen Grundſaͤtzeu über die Natur des Zwan⸗ 
ges. S. Seite 132. des I, Theiles den Grundſatz 
unter 3). 

b) S. auch Feuerbach: Lehrbuch des gem. in 
Deutſchland gültigen peinl. R. (zte Auflage) 5. 
253. und Anmerkung b. 
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Die, von Seite der Willensrichtung des 
Thäters das Verbrechen begründende, Ab ſicht 
iſt hier darauf gerichtet, das Weib der eh— 
männlichen Gewalt zu entziehen. Da aber 
dieſe vor der feyerlichen und gültigen Abſchlie- 
ßung des wirklichen Eh vertrages nicht 
entſteht, fo läßt ſich auch dieſer Fall der Ent— 
führung vor derſelben nicht denken. Die Abſicht, 
die verheirathete Weibsperſon zur Unzucht oder 
einer neuen Ehe zu verleiten, wird, ſo lange 
bloß von dieſem Falle des Verbrechens die 
Rede ſeyn ſoll, ausgeſchloſſen. Denn würde die 
Entführung als Mittel zu dieſen Zwecken betrach— 
tet, ſo würde im Falle der beabſichteten oder 
wirklich erfolgten Unzucht die ſchwere Po— 
lizey⸗Uebertretung des verſuchten oder 
wirklich vollzogenen Ehebruches b), im 
Falle der bezielten oder wirklich erfolgten Ab— 
ſchließung einer neuen Ehe mit einem Dritten aber, 
das verſuchte oder vollbrachte Verbrechen der 
zweyfachen Ehe c) mit dem Verbrechen 
der Entführung zuſammen treffen. Auch dieſer 
Art des Verbrechens der Entführung kann eine 
Weibsper ſon ſchuldig werden, da das Ge: 
ſetz das Geſchlecht von Seite des Thäters 
nicht beſtimmt hat d). Die Anwendung von Ge— 


b) S. II. Theil dieſes Strafgeſ. §. 247. 

c) S. F. 185. u. 186. des I. Theiles dieſes Straf⸗ 
geſetzes. 

d) Wenn gleich der $. 142. des Joſeph. Strafge— 
ſetzes und die wahrſcheinliche Veranlaſſung der 
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walt oder Lift gegen die zu entführende Per- 
ſon iſt in dieſem Falle zum Thatbeſtande nicht 
weſentlichz wenn dieſelbe auch einge: 
williget hat, ſo iſt das Verbrechen ſchon 
dadurch begründet, daß ſie der Gewalt des 
Ehmannes rechtswidrig entzogen wird. 
Aber iſt das Weib im Falle ihrer zur Entfüh— 
rung geſchehenen Mitwirkung nicht für mit— 
ſchuldig zu halten? Da das Geſetz über die— 
fen Punct nichts Beſonderes feſtſetzet, 
fo wird die Entſcheldung nach dem allgemei- 
nen, in dem . 5. aufgeſtellten, Grund ſatze, 
nach welchem Jeder für mitſchuldig erkläret wird, 
der vorſätzlich zur Hervorbringung 
eines Verbrechens auf was immer für 
eine Art beygetragen hat, bejahend aus- 
fallen. Der Fall: wenn ein Mann ſeinem Wei— 
be entführt wird, iſt wieder entweder auf die 
im $. 75. oder im §. 78. enthaltene Anordnung 
zurückzuführen. 


c) Entführung eines Kindes un⸗ 
ter älterlicher, eines Mündels uns 
ter vormundſchaftlicher oder pfleg: 
väterlicher Gewalt. 


Durch das Verhältniß eines Kindes zu den 
Aeltern, eines Mündels zu dem Vormunde oder 


gegenwärtigen Tertirung des vorliegenden $. auch 
einige Gründe für die entgegengeſetzte Vermu— 
thung auffinden laſſen; fo koͤnnen dieſe doch nichts 
gegen den klaren Sinn des Geſetzes beweiſen. 
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Verſorger wird ein Inbegriff von Rechten begrün⸗ 
det, welchen, weil ſie ſich zum Theil unmit⸗ 
telbar auf die Perſon des Unter ge⸗ 
benen beziehen, wegen ihrer Vorzüglichkeit der 
Nahme: Gewalt, beygeleget wird. Obwohl 
man nicht läugnet, daß die zu entführende oder 
entführte Perſon an ihrer Freyheit, Ehre oder 
Geſundheit Schaden leiden kann; ſo iſt es doch 
vorzüglich dieſe Gewalt, welche, ſelbſt ohne 
alle Verletzung der Perſon, durch die ſe Art 
des Verbrechens der Entführung verletzet wird. 
So bald daher dieſelbe aufhört, welches entwe— 
der mit der Vollendung des vier und zwanzig— 
ſten Jahres, oder durch die Erlangung der voll— 
kommenen Nachſicht an Jahren, oder durch die 
Entlafung aus der väterlichen Gewalt geſchieht 
e), kann auch dieſer Fall des Verbrechens 
der Entführung nicht mehr gedacht werden. Als 
Mittel dazu wird Gewalt oder Liſt vor- 
ausgeſetzet. Doch läßt es das Geſetz unbeſtimmt, 
ob die Gewalt oder Liſt unmittelbar gegen die 
Aeltern, den Vormund oder Verſorger; oder aber 
gegen das zu entführende Kind oder Mündel ge— 
richtet ſeyn müſſe. Hieraus fließt von ſelbſt, daß 
dieſes Verbrechen auch dann begangen wird, 
wann das Kind oder Mündel einge⸗ 
williget hat, ſo bald es der Gewalt desjeni— 
gen, dem es nach den Geſetzen unterworfen iſt, 
auf dieſe geſetzwidrige Art entzogen wird. Denn 
der 


e) ©. IV. Hauptft. des allgem. buͤrg. Geſetzb. $. 
21. U. 28. und V. Hauptſt. desfelben $. 88. 
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der Untergebene kann durch feinen einſeitigen Wil— 
len bie Rechte feines Vorgeſetzten nicht aufheben. 
Auf das Geſchlecht des Kindes oder Mün— 
dels kommt es eben ſo wenig an, als auf die 
beſondere Abſicht, welche der Thäter mittelſt der 
Entführung bezielte. Nur wird jede Abſicht 
ausgeſchloſſen, durch welche ein eigenes Ver— 
brechen begründet würde. Ob ſ übrigens der Zweck, 
welchen man durch die Entführung bezielet hat, 
erreichet worden iſt oder nicht, macht, da das 


Verbrechen in der Entführung beſteht, im 


Weſentlichen keinen Unterſchied. Dieſe Bemer— 
kung gilt tür alle Fälle des in dieſem F. zer⸗ 
gliederten Verbrechens. 

* 9. 81. 

Die Strafe der Entfuͤhrung wider 
Willen der entiährten Perſon, oder der 
Entfuͤhrung einer unmuͤndigen Perſon iſt 
ſchwerer Kerker von fuͤnf bis zehn Jahren, 
nach Maß der angewandten Mittel und des 
beabſichteten oder erfolsten Uebels. Iſt 
die entfuͤhrte Perſon muͤndig, und ihre 
Einwilligung beygetreten; ſo ſoll ſchwerer 
Kerker von ſechs Monathen bis auf Ein 
Jahr verhaͤngt werden. 

Die Hauptabſtufung in der Strafe wird da: 
her nach der Unterſcheidung begründet, ob die 
Entführung wider Willen der entführten 
Perſon geſchehen iſt, oder nicht. Sie geſchieht wi— 


der Willen derſelben, wenn fie entweder durch 
O. C. X. II. Uheil. 5 


Strafe. 
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gift, oder ungeachtet ihres Widerſpru— 
ches oder Widerſtandes bewerkſtelliget wird. 
Dieſem Falle ſtellet das Geſetz denjenigen gleich, 
wenn die entführte Perſon unmündig iſt, d. h. das 
vierzehnte Jahr noch nicht vollendet hat 
a), vermuthlich, weil hier die, den Willensgebrauch 
allſeitig beſtimmenden, Kräfte noch unentwi— 
ckelt ſind, und daher, wenn auch ein Wille 
überhaupt vorhanden iſt, doch der ver— 
nünftige gar nicht vorhanden ſeyn kann. Bey 
der Ausmeſſung des geſetzlichen Zwiſchenraumes 
der Strafe muß insbeſondere Rückſicht genom⸗ 
men werden: aJaufdie angewandten Mit- 
tel. Sie können in Liſt b), in wirklicher 
Anwendung phyſiſcher Gewalt, oder in 
gefährlicher Bedrohung beſtehen. Je 
ſchlauer die angewandte Liſt, je größer die ger 
brauchte Gewaltthätigkeit oder das gefährlich 
angedrohte Uebel iſt: deſto größer wird auch die 
Strafe ausfallen müſſen. b) Auf das be— 
abſichtete oder erfolgte Uebel. Je 
mebrere oder wichtigere Rechte, oder je ſtärker 


a) S. II. Thl. dieſes Strafgeſ. $. 4. 


p) Lift beſteht in der Anwendung eines Mittels, 
welches auf die Herbeyfuͤhrung eines (hier) uner— 
laubten Zweckes abzielet, ohne daß es jedoch die 
zu täuſchende Perſon wahrnehmen ſoll. 
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dieſelben durch dieſes verletzet werden, deſto ſtraf— 
barer wird das Verbrechen c) 


988. 

Von Behandlung und Beſtrafung der- Von Ueber: 
jenigen, welche, mit Gewaltthätigkeit ge⸗ der Peſtan⸗ 
gen die Wache, den a ordon uͤberſchrei⸗ſtalten. 
ten, ober auf andere Art die zur Hintan⸗ 
haltung des Acht d che Peſtuͤbels ges. 
troffenen Anſtalten vercitein, wird in dem 
beſonderen darüber deſtehenden Geſetze 
Vorſchrift ertheilet. 


Da dieſe Uebertretungen weder den Verbre— 
chen, noch den ſchweren Polizey-Uebertretungen 
konnen zugezählet werden, fo gehört die Unter— 
ſuchung und die Zergliederung derſelben nicht an 
dieſen Ort a), 


c) Jedoch wird vorausgeſetzet, daß nicht eine Ver⸗ 
letzung geſchehe, durch die ein beſonderes 
Verbrechen begruͤndet wuͤrde; denn in dieſem 
Falle müfte die Strafe nach dem $. 28. über die 
Conucur renz der Verbrechen beurtheitet wer— 
den. 

a) Wer ſich hierin unterrichten will, kann das Noth⸗ 
wendige im I. Bd. der jaͤhrlichen Beytraͤge zur 
Geſetzkunde u. Nechtswiſſenſchaft in den Oeſterr. 
Erbſtaaten (von Edlen v. Zeiller) S. 137. u. f. 
finden, wo das Patent darüber v. 21. Map 1805 
mit einer nachträglichen Belehrung v. 3. Juny 
1805 eingerüͤcket iſt. 


5 2 
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Zehntes Hauptſtück. 


Von der Ruͤckkehr eines Verwieſenen. 


$. 83. 
RNuckkehr ei⸗ 
üͤckkehr ei Wenn Jemand, der aus den Laͤndern, 


nes Verwie: 
ſenen. worauf ſich dieſes Geſetz erſtrecket, eines 
Verbrechens wegen verwieſen iſt, unter 
was immer fuͤr einem Vorwande in Ei— 
nes derſelben zuruͤckkehrt, iſt dieſe N üch- 


kehr ein Verbrechen. 


Dieſes Verbrechen ſetzet als Subject des— 
ſelben einen Aus länder voraus, welcher, nach— 
dem er ein Verbrechen begangen hat, abge— 
ſtrafet und wegen desſelben aus allen Län— 
dern, auf welche dieſes Geſetz ſich erſtrecket, iſt 
abgewieſen worden a). Wer daher wegen ei— 
ner ſchweren Polizey-Uebertretung 
aus denſelben verwieſen worden iſt, und in eines 
verfelben zurückkehrt, begeht dadurch kein Ver— 
brechen, wohl aber eine ſchwere Poligey= Ueber— 


a) S. F. 22, und 34, dieſes Strafgeſ. 
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tretung b). Der Gegenſtand dieſes Verbrechens 
iſt dee Befehl der Regierung, durch welchen die 
Rücktehr unterſaget iſt C). Der Inhalt der 
That beſteht in der Rückkehr in was im— 
mer für eines jener Länder, auf wel— 
che ſich die Verbindlichkeit dieſes Ge— 
ſetzes erſtrecket, wovon daher Ungarn 
mit ſeinen Nebenländern, auf welche ſich dieſelbe 
nicht bezieht, ausgenommen iſt d). Die Straf: 
barkeit der Rückkehr kann unter keinem Vor— 
wan de d. i. durch keine erdichtete, ungegründe— 
te, verdächtige oder unſtatthafte Urſache, entſchul— 
diget werden. Wie aber, wenn eine gegrüns 
dete Urſache dazu vorhanden iſt: z. B. der 
Verwieſene beſitzet ſolche neue Beweiſe, welche 
ihm gegründete Hoffnung geben, ſeine Schuld— 
loſigkeit außer Zweifel zu ſetzen? Auch hier wird 
er ſo lange nicht berechtiget ſeyn, zurück zu keh— 
ren, als es in ſeiner Macht ſteht, bey dem Cri— 


b) S. H. 81. des II. Theiles dieſes Strafgeſ. 

e) Damit nicht Unwiſſenheit in Beziehung auf 
dieſe ſtraͤfliche Eigenſchaft der Ruͤckkehe koͤnne 
vorgewendet werden, iſt vorgeſchrieben, daß dem 
Verbrecher bey der Ankündigung des Urtheiles 
ausdrücklich erkläret werde, daß er ſchon 
durch die bloße Ruͤckkehr in eines Lieſer Län- 
der eines Verbrechens ſchuldig werde, und 
welche Strafe er ſich zuziehe. S. §. 453. dieſes 
Strafgeſetz. 

d) ©. das Kundmachungs-Patent zu dieſem Ge: 
ſetzbuche v. 3. Sept. 1803. 


8 


Strafe. 
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minal⸗ Gerichte, welches ihn verurtheilet hat, 
ohne unwiderbringlichen Nachtheil 
vorläufig die Gründlichkeit ſeiner Beweiſe unter— 
ſuchen zu laſſen, und ſo die Erlaubniß zu ſeiner 
Rückkehr auszuwirken e). Nur muß man nicht 
außer Acht laſſen, wohl zu erwägen, was man 
von einem ſolchen Verwieſenen nach ſeiner Einſicht 


und Lage fordern könne. In dieſer Rückſicht 


dürfte man in ähnlichen Fällen bey demjenigen, der 
ſich geradezu vor dem Criminal-Gerichte zur Wie— 
deraufnehmung der Unterſuchung ſtellet, nicht oh— 
ne Grund an dem Daſeyn des böſen Vorſatzes 
zweifeln, beſonders, wenn aus allem hervor— 
leuchtet, daß er mit den möglichen geſetzlichen 
Wegen, ſeine Unſchuld zu vertheidigen, ganz un— 
bekannt, oder nach ſeiner Lage, von denſelben 
Gebrauch zu machen, außer Stand war. 


9. 84. x 

Ein ſolcher Verbrecher foll auf der 
Schandbuͤhne aus geſtellet, dann mit ſchwe— 
rem Kerker zwiſchen ſechs Monathen und 
Einem Jahre beſtrafet, und nach vollen— 
deter Strafzeit abermahl verwieſen wer— 
den. Iſt er wegen der Ruͤckkehr ſchon 
Ein Mahl beſtrafet worden; ſo iſt die Ker— 
kerſtrafe zu verfchärfen, oder die Verſchaͤr⸗ 
fung zu verdoppeln. 


— 


e) S. $. 479. dieſes Strafgeſ. 
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Ueber die beſonderen Gründe, welche die 
Landes verweiſung gegen Fremde, und, im Falle 
ihrer Rücktehr, die Schandbühne gegen dieſelben 
rechtfertigen konnen, iſt in den Bemerkungen zu 
den $. $. 19. und 22. dieſes Strafgeſetzes (Sei— 
te 189. und 197. des J. Theiles) das Nöthige 
erinnert worden. Hier iſt nur noch einem mög— 
lichen Mißverſtändniſſe in der Anordnung dieſes 
9. vorzubauen. Das Geſetz erkläret, daß, wenn 
Jemand wegen der Rückkehr ſchon Ein Mahl 
beſtrafet worden iſt, die Kerkerſtrafe zu ver— 
ſchärfen, oder die Verſchärfung zu verd op— 
peln ſey. Dieſes muß mit der gehörigen Rück— 
ſicht auf die allgemeinen Vorſchriften der 9. J. 
20. und 21. verſtanden werden. Wenn daher: 
z. B. die Verſchärfung der Kerkerſtrafe, 
welche nun verdoppelt werden ſoll, ehvor 
in einer auf Ein Mahl zu vollziehenden Züchti— 
gung von dreyßig Streichen beſtanden wäre; 
ſo können jetzt nicht ſechzig auf ein Mahl 
gegeben werden, weil auf Ein Mahl nie mehr, 
als fünfzig Streiche zu geben geſtattet iſt. Da 
aber dennoch die Verſchärfung verdoppelt werden 
ſoll, ſo kann dieſes nur durch eine ſolche Abthei— 
lung der Streiche geſchehen, die auf Ein Mahl 
die Zahl von fünfzig nicht überſteiget. Die nähm— 
liche Bemerkung gilt auch mit der gehörigen An» 
wendung von der Verſchärfung des Kerkers durch 
Faſten. 8 
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Eilftes Hauptſtuͤck. 


Von dem Mißbrauche der Amtsgewalt. 


— — — — un 


$. 85. 


N mt iſt ein Inbegriff von Rechten und Pflich— 
ten, welche Jemanden unter öffentlicher 
Autorität und allgemeiner Verpflichtung oder 
Beeidigung zur Führung fremder Geſchäfte zu— 
ſtehen, und obliegen a). Wer ſich in dieſem Ver: 
hältniſſe befindet, wird im ausgedehnten 
Sinne des Wortes ein Beamter genannt b). 
Hat er Geſchäfte der Regierung vermöge 
mittelbaren oder unmittelbaren Auftra= 
ges derſelben zu beſorgen, ſo heißt er ein Beam— 
ter im engeren Sinne des Wortes; hat er da⸗ 

2) Es verſteht ſich von ſelbſt, daß man hier nur 
einen, dem Sinne des Strafgeſetzes angemeſſe— 
nen, Begriff aufſtellen will. 

b) Schiedsrichter koͤnnen alſo nicht darunter 
gerechnet we den. Miſ brauch der ihnen anver— 
trauten Gewalt wäre als Betrug zu behandeln. 
Vergl. $ 273. der allgemeinen Gerichtsordnung 
mit 5. 176, dieſes Strafg. 
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gegen Geſchäfte von Privaten zu Folge ihrer 
oder gerichtlicher, dieſelbe erſetzender Vollmacht 
zu verrichten, ſo heißt er ein Beamter im weis 
tern Sinne des Wortes ). Der Umfang der, 
dem Beamten zur Verrichtung ſeiner Amtsgeſchäf— 
te anvertrauten, Rechte macht die Amts gewalt 
aus. Wenn dieſe wider die Abſicht desjenigen, 
der ſie eingeräumet hat, angewendet wird, ſo 
wird davon ein Mißbrauch gemacht. Dieſer 
kann entweder darin liegen, daß die Amtsgewalt, 
um Jemanden zu ſchaden, gemißbrau— 
chet d,; oder aber die Ausübung derſel— 
ben entweder überhaupt, oder doch 
zu Gunſten eines Andern durch ein 
Entgeld bedungen wird. So entſtehen 
zwey Arten von Amtsverbrechen, wovon das er— 
fiere nach dem Geſetze durch die Benennung: 
Mißbrauch der Amtsgewalt, das letz⸗ 
tere durch die Benennung: Geſchenk-An— 
nahme in Amts ſachen, bezeichnet wird. 
Von dem erſteren dieſer Verbrechen ſpricht der 
gegenwärtige und 86. F. dieſes Geſetzes; von 
dem letztern der §. 88. 


Wer von dem Amte, in dem er ver— 
pflichtet iſt, von der ihm anvertrauten Ge— 


c) Ob daher der Veamte in landes fürſtlichen 
oder herrſchaftlichen Dienſten ſtehe, gilt 
gleich viel. N 

d) Jedoch wird vorausgeſetzet, daß dadurch nicht 
ein beſonderes Verbrechen begruͤndet werde. 


Mißbrauch 
der Amtsge— 
walt. 
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walt, um Jemanden Schaden zuzufuͤgen, 
was immer fuͤr einen Mißbrauch machet, 
begeht durch einen ſolchen Mißbrauch ein 
Verbrechen; er mag ſich durch Eigennutz, 
oder ſonſt durch Leidenſchaft oder Neben- 
abſicht dazu haben verleiten laſſen. 

Der Gegenſtand dieſes Verbrechens iſt 
dasjenige Amt, in welchem Jem and 
verpflichtet iſt. Es mangelt daher der Ge— 
genſtand dieſes Verbrechens, wenn ein Beamter 
von der ihm anvertrauten Gewalt eines Amtes, 
in dem er nicht verpflichtet iſt, einen Mißbrauch 
macht: z. B. eine politiſche Stelle delegirt einen 
Juſtiz⸗ Beamten in ihrem Geſchäfte, und dieſer 
mißbraucht die ihm hierin anvertraute Amtsge— 
walt. Der Inhalt der That kann in was im— 
mer für einem Mißbrauche der Amtsgewalt 
beſtehen; nur werden hiervon ausgeſchloſſen: a) 
thätige Beleidigungen, welche ſich 
öffentliche Beamte oder Diener in 
ihren Amts ⸗ oder Dienſtverrichtun— 

gen erlauben: z. B. durch geſetzwidrige Ver— 
haftnehmungen a). Dieſe find nach $. 86. des 


a) Wenn dieſer Uebertretung böſer Vorſatz zum 
Grunde lieget, ſo iſt man geneigt, zu glauben, 
daß dieſelbe nach §. 35. des I. Theiles in das 
Verbrechen des Mißbrauchs der Amtsgewalt übers 
gehe, obwohl es ſchwer ſeyn wird, dieſes aus 
den allgemeinen oder den beſonderen Anordnun⸗ 
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II. Theiles dieſes Strafgeſetz. den ſchweren 

Polizey⸗Uebertregungen zugezählet. b) 

Die Vorenthaltung oder Zueignung 

eines vermöge öffentlichen Amtes 

oder beſonderen obrigkeitlichen Auf— 

trages anvertrauten Gutes wird 

nach $. 161. des I. Theiles, und nach $. 211. 

des II. Theiles dieſes Strafgeſetzes als eine bes 
ſondere Uebertretung erkläret. Der böſe 

Vorſatz iſt bey dieſem Verbrechen darauf ge— 

richtet, Jemanden zu ſchadenz ſey es her- 

nach, um ſich durch dieſen Schaden zu 

bereichern, oder um irgend eine andere Nebenab— 

ſicht oder Leidenſchaft zu befriedigen. Es kommt 

nicht darauf an, daß die Abſicht gelungen 

fey ; denn das Verbrechen iſt dem Geſetze und 
ſeiner Benennung gemäß durch den blo— 
ßen Mißbrauch der Amtsgewalt, wenn 

auch die böſeAbſicht nicht erreichet wurde, begründet. 

Es kann überhaupt durch Beamte (dieſes Wort 

im ausgedehnten Sinne genommen) began- 

gen werden, und es kommt dabey auf die Be— 

nennung oder den Grad bes Ranges derſelben 

uicht an, fo bald ein Mahl die weſentlich bezeich- 

nenden Merkmahle vorhanden find. Dieſes er⸗ 
hellet aus der Vergleichung der verſchiedenen Fäl— 

le, von welchen der folgende §. Erwähnung 

macht. 


gen des gegenwärtigen Strafgeſetzes gründlich 
dar uthun. 


124 
. g. 86. 

Seſonben Unter ſolchen Umſtaͤnden begeht die⸗ 

Fälle. ſes Verbrechen insbeſondere: 

a) ein Richter oder anderer obrig— 
keitlicher, wie auch ſonſt jeder in Pflich⸗ 
ten ſtehender Beamte, der ſich von ge— 
ſetzmaͤßiger Erfuͤllung ſeiner Amtspflicht 
abwenden laͤßt; 

b) jeder Beamte, der in Amtsſachen 
eine Unwahrheit, bezeuget; 

ch) der ein ihm anvertrautes Amts— 
geheimniß gefaͤhrlicher Weiſe eroͤffnet; 
der eine ſeiner Amtsaufſicht anvertraute 
Urkunde vernichtet, oder Jemanden pflicht⸗ 
widrig mittheilet; 

d) ein Advokat oder anderer beei— 
deter Sachwalter, der zum Schaden 
ſeiner Partey dem Gegentheile in Ver— 
faſſung der Rechtsſchriften, oder ſonſt 
mit Rath und That behuͤfflich iſt. 

Da der allgemeine Begriff dieſes 
Verbrechens ſchon im vorhergehenden $, beſtimmt 
wird, ſo kann man die hier aufgezählten Fälle 
nur als Erläuterungen über denſelben durch Bey— 
ſpiele betrachten, was das Geſetz auch durch 
dea Satz: „Unter ſolchen Umſtänden begeht die— 
ſes Verbrechen insbeſondere, ganz deut- 
lich zu verſtehen gibt“. Es müſſen daher bey 
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dieſen einzelnen Fällen, wenn man ſich nicht in 
der Anwendung irren ſoll, alle weſentli⸗ 
chen Merkmahle, die im allgemeis 
nen Begriffe enthalten find, als vor⸗ 
handen vorausgeſetzet werden. Der unter b) 
aufgeführte Fall iſt wohl von dem Verbrechen 
der Verleumdung im Amte, wovon das 
Nöthige in den §. $. 188. und 189. c) erklä—⸗ 
ret wird, zu unterſcheiden. Der Grund, wa— 
rum ſonſt die Bezeugung der Unwahrheit eines 
Beamten in Amtsſachen dem Verbrechen des 
Mißbrauches der Amtsgewalt beyge— 
zählet wird, liegt wahrſcheinlich darin, weil der 
Beamte in Amtsſachen nur wegen feineg 
Amtes und feiner obrigkeitlichen 
Verpflichtung oder Beeidigung einen 
vollen Beweis herſtellet a). Wenn er daher 
dieſes beſon dere Zutrauen, welches andere 
Staatsbürger nicht beſttzen, durch eine unwahre 
Ausſage verletzet, ſo kann dieſelbe nur deßwegen 
ſo lange, bis ihre Falſchheit aufgedecket iſt, die 
Kraft eines vollen Beweiſes be— 
haupten, weil ihm ſein Amt Gelegenheit gibt, 
ein beſonderes Vorrecht desſelben Calſo einen 
Theil der Amtsgewalt) zu miß brau⸗ 
ch en. Zur Erläuterung der unter c) aufge— 
führten Fälle mögen folgende Erinnerungen die— 
nen. Amts geheimniß überhaupt heißt ein 
Umſtand, welcher nur einem oder meh re— 


—— 


a) S. §. 385. und 405. dieſes Strafg. 
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ten Amtsgenoſſen bekannt if, und 
von deſſen Geheimhaltung in der 
Regel die zweckmäßige Wirkſamkeit 
des Amtes abhängt b). Den näheren 
Gegenſtand derſelben muß man aus der Natur 
des Amtes und ſeiner Geſchäfte, aus den Amts— 
eiden und den beſonderen Amtsvorſchriften kennen 
lernen c). Die Geheimhaltung der Amtsgeheim— 
niſſe iſt zwar allezeit Pflicht, weil dieſelbe in 
der Regel die Bedingung der zweckmäßigen 
Wirkſamkeit eines Amtes iſt, und, nach eigener 
Beurtheilung davon gemachte Ausnahmen we— 
gen der Gefahr des dadurch möglichen Mißbrau— 
ches nicht geſtattet werden können. Jedoch wird 
die Eröffnung derſelben nur damahls zum Ver- 
brechen, wann ſie gefährlicher Weiſe, 


b) Amtsgeheimniſſe werden zu Staats⸗ 
geheimniſfen, fo bald fie Puncte enthalten, 
welche den Zuſtand des Staates betreffen, 
und um der Erhaltung des letztern 
willen geheim gehalten werden 


müffen. Der Verrath der Staatsgeheimniſſe 


geht, wenn demſelben böfer Vorſatz zum Grunde 
liegt, in das Verbrechen des Hochverrathes uber, 
S. H. 52. unter b). Vergl. hiermit auch: Jaͤhr⸗ 
liche Beytraͤge z. Geſetzk. u. Rechtswiſſ. w. o J. 
Bd. S. 144. u. 145., wo die Urſache angegeben 
wird, warum das Geſetz den Ausdruck. Staats: 
geheimniß, vermieden hat. 

c) Zum Beyſpiele kann der V. Abſchn. §. 63. des 
Pat. vom 9. Sept. 1785 und Hof -Dekret v. 
24. Jaͤnn. 1793 dienen, 
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d. h. wann fie unter Umſtänden geſchieht, welche 
es leicht möglich oder wahrſcheinlich machen, 
daß Jemand aus dem entdeckten Geheimniſſe uns 
erlaubten Vortheil ziehe. — Wenn durch Ver: 
nichtung einer anvertrauten Ur⸗ 
kunde dieſes Verbrechen begangen werden fol, 
ſo iſt dazu erforderlich, daß die Urkunde der 
Amtsaufſicht eines Beamten anvertraut wurde. 
Daß dieſes geſchehen ſey, kann man daraus 
abnehmen, wenn dieſelbe dem Beamten entweder 
mit dem Beyſatze, daß man fie feiner 
Amts auf ſicht anvertraue, übergeben 
wird, oder auf ämtlichem Wege in die Hände 
desſelben kommt d). Obwohl das Geſetz hier 
nur von dem Falle der Vernichtung einer 
der Amtsaufſicht anvertrauten Urtunde ſpricht, 
ſo iſt es doch außer Zweifel, daß auch die Ver— 
fälſchung derſelben ein hierher gehöriges 
Verbrechen iſt, weil dieſes aus dem im §. 85. 
aufgeſtellten Begriffe fließet, und die hier aufge⸗ 
zählten Fälle nicht als Beſchrän kungen 
desſelben, ſondern nur als Beyſpiele darüber 
betrachtet werden müſſen. Ein Mißbrauch mit 
ſolchen, der Amtsaufſicht anvertrauten, Urkunden 


d) Wenn einem Beamten außer dieſen Verhaͤlt— 
niſſen eine Urkunde anvertraut und durch ihn 
vernichtet oder verfälfchet würde, fo müßte die 
Uebertretung nach den Grundſätzen des XXIV. 
Hauptſtuͤckes: von dem Betruge beurtheilet 
werden. 
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kann auch dadurch geſchehen, wenn fie Jemanden 
pflicht widrig mitgetheilet werden, welches 
der Fall iſt, wann die Mittheilung nicht entwe— 
der vermöge allgemeiner Vorſchrift des Geſetzes, 
oder mit Bewilligung desjenigen, welcher die 
Urkunde in Verwahrung gegeben hat, oder ſei— 
nes rechtmäßigen Stellvertreters geſchieht. Noch 
iſt zu bemerken, daß hier nur von der Mitthei— 
lung der Urkunde, nicht aber von der Mit— 
theilung einer Abſchrift derſelben die Rede iſt. 
Die letztere dieſer Handlungen, durch welche 
allerdings auch ein Mißbrauch der Amtsgewalt 
geſchehen kann, müßte daher auf den erſten un— 
ter c) berührten Fall zurückgeführet und nach 
demſelben beurtheilet werden. Der Fall, von 
welchem das Geſetz unter d) ſpricht, ſetzt vor— 
aus, daß ein Advokat oder anderer beeideter 
Sachwalter die Vertretung einer fremden Streit— 
ſache wirklich auf ſich hat, weil nur der— 
jenige ſeine Partey (der Ausdruck des 
Geſetzes) genannt werden kann, deſſen Streit— 
ſache er zu beſorgen wirklich auf ſich hat. 
Wenn der Vertreter in dieſem Verhältniſſe zum 
Schaden ſeiner Partey dem Gegentheile mit 
Rath oder That behülflich iſt, fo begeht er die— 
ſes Verbrechen, wenn der Beyſtand nicht in 
Mittheilung ſolcher Einſichten beſteht, welche ge— 
ſetzlich Publicität haben, die alſo der Gegentheil 
ohnehin ſchon haben könnte, und ſollte, wo das 
Verbrechene wegfällt. So bald ein Advokat eine 


Par: 
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Partey gehörig aufgegeben hat e), begeht er 
nicht mehr dasſelbe, wenn er einer anderen in 
einer Sache an die Hand geht, in welcher er vor— 
bin dem Gegentheile gedienet hat. Da jedoch 
die Vertretung derjenigen Sache einer Par— 
tey, in welcher er vorhin dem Gegentheile ge— 
dienet hat, durch die Geſetze unterſaget iſt k), 
ſo wird ein ſolcher Beyſtand immer unter die 
unerlaubten und ſtrafbaren Handlungen gehören, 
und größten Theils auf die im §. 176. beſtimmte 
Uebertretung zurückgeführet werden müſſen. 
§. 87 

Die Strafe dieſes Verbrechens iſt 
ſchwerer Kerker von Einem bis auf fuͤnf 
Jahre. Nach der Groͤße der Bosheit 
und des Schadens kann derfelbe auch 
bis auf zehn Jahre vertaͤngert werden. 


Ueber die Anwendung der geſetzlichen Strafe 
auf einzelne Fälle läßt ſich im allgemeinen, da 
das Meiſte von beſonderen Umſtänden abhängt, 
nichts Genügendes beſtimmen. Nur muß der 
Richter ſtets darauf bedacht ſeyn, in ſolchen 
Fällen, wo das Geſetz ſeinem vernünftigen Er— 
meſſen einen anſehnlichen Zwiſchenraum in der 
Ausmeſſung der Strafzeit freygelaſſen hat, für 


den wirklichen Fall den zutreffenden Straf- 


e) S. alas F. 410. Uu. 420, der allgemeinen 
Gerichtsord nung. 

60 S. $. 421. der allgem. Gerichtsordn. 

O. C. R. II. Theil. 5 


Strafe: 


Geſchenk⸗ 
Annahme in 
Amtsſachen. 


— 
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grad auf der Stufenleiter der Strafbarkeit durch 
eine beſonders ſorgfältige Vergleichung mit den 
denkbar mehr oder weniger ſtraf ba— 
ren Fällen ausfindig zu machen. Verſchmäht 
er dieſe Umſicht, oder gebricht es ihm an derſel— 
ben, fo läuft er ſehr Gefahr, durch den individuel- 
len Eindruck der That in der Beurtheilung der 
Strafbarkeit derſelben zum Nachtheile der Ge— 
rechtigkeit ſehr irre geleitet zu werden. 

f 9. 88. 

Ein Beamter, der bey Verwaltung 
der Gerechtigkeit, bey Dienſtverleihungen, 
oder bey Entſcheidungen uͤber oͤffentliche 
Angelegenheiten zwar ſein Amt nach Pflicht 
ausübet, aber, um es auszuüben, ein Ge— 
ſchenk unmittelbar oder mittelbar annimmt, 
oder ſonſt ſich daher einen Vortheil zu— 
wendet, oder verſprechen laͤßt; ingleichen, 
welcher dadurch überhaupt bey Führung 
ſeiner Amtsgeſchaͤfte ſich zu einer Partey— 
lichkeit verleiten laͤßt, ſoll mit Kerker zwi— 
ſchen ſechs Monathen und Einem Jahre 
beſtrafet werden. Auch hat er das erhol— 
tene Geſchenk oder deſſen Werth zum 
Armen⸗Fonde des Ortes, wo er das Ver— 
brechen begangen hat, zu erlegen. 

Der Gegenſtand dieſes Verbrechens iſt das 
Amt als ein Inbegriff von Pflichten, welche 
man bey Verwaltung der Gerechtig⸗ 
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keit, bey Dienſtverleihungen oder 
bey Entſcheidungen über öffentliche 
Angelegenheit entgegen den Staat oder 
Andere unentgeldlich zu beobachten hat. 
Hieraus folget von ſelbſt, daß dieſes Verbrechen 
nur durch Beamte im engern Sinne dieſes 
Wortes begangen werden kann. Der Inhalt 
der That kann 1.) darin beſtehen, daß der Bes 
amte, welcher fein Amt nach Pflicht aus⸗ 
geübet, fi geweigert hat, dasſelbe, 
ohne einen dafür vorläufig ihm zu⸗ 
geſtandenen oder eingeräumten Vor⸗ 
theil, auszuüben. Wenn auch der ausbe— 
dungene oder angenommene Vortheil demſelben 
nur mittelbar zu Statten kommt, oder wenn 
er ihn auch nur mittelbar: z. B. durch feine, 
Angehörigen annimmt; ſo iſt es doch dieſes Ver— 
brechen. Dagegen iſt damahls der Fall degfels 
ben nicht vorhanden, wenn der Beamte, weil ges 
ſetzliche Taxen oder Gebühren für ein Amtsge— 
ſchäft zu bezahlen ſind, vor Bezahlung derſelben 
dasſelbe nicht verrichtet. Er handelt zwar hier- 
durch gegen die Vorſchrift der Geſetze, welche 
erklären, daß wegen unterlaſſener Berichtigung 
der Taxen oder Gebühren keine Amtshandlung 
unterlaſſen werden ſoll a). Allein da ſolche Ge: 
J 2 


2) S. $. 10. des Pat. v. 1. Nov. 1781. §. 11. des 
Pat. v. 13. Sept. 1787. dann das Pat. v. 12. 
Decemb. 1785. u. Hof⸗Deeret v. 16. Febr. 1789. 
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bühren unter die Nebeneinkünfte der Beamten oh⸗ 
nehin nicht gehören b), und auch auf jeden Fall 
ihrer Natur nach nicht als Geſchenke kön— 
nen angeſehen werden; ſo kann die That zwar, 
wenn böſer Vorſatz unterläuft, auf das, durch 
den §. 85. beſtimmte Verbrechen zurückgeführet, 
aber unter das gegenwärtige nicht gereihet wer— 
den. Die Weigerung, ſein Amt ohne Ent— 
geld auszuüben kann a) in der Erklärung beſte— 
hen, daß man ohne das ſelbe der gerech— 
ten Sache Abbruch thun werde, oder 
b) in der Aeußerung, daß man ohne das: 
ſelbe ſein Amt gar nicht ausüben wer⸗ 
de. Dieſe Neußerung kann entweder durch un— 
zweydeutige Worte, oder durch das Werhal— 
ten des Beamten an den Tag geleget werden, 
welches letztere damahls geſchieht, wenn er die 
Ausübung ſeines Amtes, ohne eine gegründete 
Urſache dazu zu haben, vorſätzlich ſo lange auf— 
ſchiebt, bis ihm Vortheile angebothen oder ein— 
geräumet werden. Wenn dagegen ein Beamter 
ſeinen Pflichten nachkommt, und ohne daß von 
ſeiner Seite eine ſolche Erklärung oder Aeußerung 
vorausgegangen iſt, Geſchenke, weil eine Par— 
tey ſie ihm anbiethet, annimmt; ſo begeht er 
zwar nicht dieſes Verbrechen, obwohl er ſich den— 
noch einer durch die Geſetze verbothenen und nach 
dem Civil = Rechte zu beſtrafenden Handlung 


b) S. $. 434. der allgem. Gerichtsordn. 
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ſchuldig macht c). Der Inhalt der That kann 
2.) auch darin beſtehen, daß der Beamte 
durch ihm ang ebothene oder wirklich 
eingeräumte Vortheile ſich übers 
haupt bey Führung feiner Amtgger 
ſchäfte zu einer Parteylichkeit ver⸗ 
leiten läßt. Parteylichkeit if eine Bes 
nützung der Amtsgewalt zur rechts widrigen 
Begünſtig ung einer Perſon. Hier wird als 
fo vorausgeſetzet, daß die Amtsgewalt ihrem I n- 
halte nach mißbraucht wird, und zwar aus 
dem Grunde, weil dieſes das Mittel iſt, von 
der begünſtigten Part ey ſich Vortheil zu 
verſchaffen. Wer dagegen in einem Geſchäfte, 
in welchem es ſich um ſeinen eigenen Nutzen 
oder Schaden mittelbar oder unmittelbar han— 
delt, ſich feiner Amtsgewalt wider das Ver- 
both der Geſetze bedient d), und in der Aug 
übung derſelben ſich Parteylichkeit zu Schulden 
kommen läßt, begeht nicht dieſes, ſondern das 
Verbrechen des Mißbrauches der Amts- 
gewalt, von welchem in den $. 5. 85. und 
86. die Rede iſt. 


c) S. $. 435. der allgem. Gerichtsordn. Es ver» 
ſteht ſich von ſelbſt, daß der Beamte für Dienſt— 
leiſtungen, die nicht zur Amtspflicht gehören, ei— 
ne Belohnung fordern koͤnne, ohne ſtrafbar zu 
werden. 

d) S. 9. 62. h) Abſchn. V. des Pat. v. 9. Sept. 
1785 


| 
| 
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In Rücckſecht der geſetzlichen Strafe, welche 
auf das Verbrechen der Geſchenk-Annahme 
in Amts ſachen gedrohet wird, iſt zu bemerken, 
daß damahls auf das Maximum derſelben erkannt 
werden müſſe, wann Parteylichkeit unter⸗ 
gelaufen iſt. Denn, wenn es ſchon ein Verbre⸗ 
chen iſt, feine Amtsgewoalt zun Erwerbungs⸗ 
mittel zu mißbrauchen, ſo muß dasſelbe noch 
größer ſen, wann fie auch ihrem Inhalte 
nach verletzet wird e). Der Grund, warum 
dieſes Verbrechen überhaupt gelinder, als das 
Verbrechen des Mißbrauches der Amtsgewalt be⸗ 
ſtrafet wird, muß in Beziehung auf den zwey⸗ 
ten Fall desſelben vorzüglich aus dem im $. 39. 
unter c) enthaltenen Milderungsgrunde, in Ber 
ziehung auf den erſten Fall desſelben aber dar⸗ 
aus erklärek werden, weil wenigſtens das Amt 
nach Pflicht ausgeübet wurde. Dieſem kann noch 
beygefüget werden, daß der Thäter hier nicht, 
wie in dem Falle des 5. 85., den Vorſatz, Je⸗ 
manden zu ſchaden, ſondern zu näſchſt die 


e) Man ſteht, daß das Geſetz den Verluſt des 
Amtes unter den gewohnlichen Strafen dieſes 
Verbrechens nicht angeſetzet hat. Zwar leuchtet 
ein, daß der Schuldige während der Strafzeit 
nothwendig außer Amtsthaͤtigkeit geſetzet werden 
müſſe; ob er aber das Amt auf immer verlie- 
ren ſoll, dieſes iſt von Fall zu Fall der beſonde⸗ 
ren höheren Verfügung vorbehalten. Daher die 
Vorſchrift des §. 447. 
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Abſicht habe, ſich zu bereichern. Er ver— 
räth daher weniger Bosheit. 


9. 89. 
Wer durch Geſchenke eine Obrigkeit, Derfübrung 
oder einen in Pflicht ſtehenden Beamten ach 15 
zur Parteylichkeit in einer Dienſtſache, Amtsgewalt 
bey einer Dienſtbefoͤrderung, oder uͤber— 
haupt zur Verletzung der Amtspflicht zu 
verleiten ſucht, macht ſich durch eine ſol— 
che Verleitung eines Verbrechens ſchul— 
dig; die Abſicht mag auf ſeinen eigenen, 
oder eines Dritten Vortheil gerichtet ſeyn; 
ſie mag ihm gelingen oder nicht. 
Obwohl dieſes Verbrechen ſelbſt in keinem 
Mißbrauche der Amtsgewalt beſteht, und in ſo 
weit unter der Aufſchrift dieſes Hauptſtückes nicht 
begriffen iſt; ſo kann es doch als eine gewöhn— 
liche Quelle des letztern betrachtet, und aus die— 
ſem Grunde ſchicklich hierher gerechnet werden. 
Der Gegenſtand desſelben iſt ein Beamter 
in dem engern Sinne dieſes Wortes. Dieſes 
erhellet ganz deutlich, wenn man ſich den geſetz— 
lichen Ausdruck dieſes §. aus dem F. 86. unter a) 
und d) erkläret. Advokaten oder andere 
beeidete Sachwalter können daher nicht 
hierher gerechnet werden a). Der Inhalt der 


a) Wer dieſe durch Geſchenke oder wie immer zu 
verleiten fuchte, daß fie zum Schaden ihrer Par— 


—— gung 
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That beficht in dem Beſtreben, ben Beam⸗ 
ten durch Geſchenke zur Verletzung 
der Amts pflicht zu verleiten. Es kommt 
alſo in Rückſicht des Thatbeſtandes nicht 
darauf an, ob die Abſicht gelungen iſt oder 
nicht, weil der Grad der fittlidjen Güte oder Ver— 
dorbenheit eines Beamten dem Thäter weder zum 
Verdienſte, noch zur Schuld kann angerechnet 
werden. Hieraus leuchtet auch ein, warum man 
dieſe That nicht als bloße Mitſchuld an dem 
vorhergehenden Verbrechen betrachten kann. Die- 
ſes Verbrechen kann nähmlich begangen wer⸗ 
den, ohne das erſtere dadurch zu begründen. 
Als Mittel zu dieſem Verbrechen werden Ge— 
ſchenke vorausgeſetzet, worunter man eine jede 
Sache verſteht, die an einen Andern ohne Ver— 
geltung und rechtliche Nothwendigkeit übertragen 
wird. Dringende Bitten um Begünſti⸗ 
gung ſeiner Sache, zudringliche Bewer⸗ 
bung um ein Amt oder die allgemeine Verſiche⸗ 
rung, man werde erkenntlich ſeyn, können 
nicht hierher gerechnet werden. Darauf kommt 
es aber auch nicht an, daß ein Geſchenk bereits 
übergeben ſey; wenn es verſprochen, 


ten dem Gegentheil durch Rath oder That bes 
hulflich ſeyn ſollten, iſt, wenn die Abſicht gelun- 
gen iſt, als intellectueller Urheber des 
Verbrechens des Mißbrauches der Amtsgewalt, 
ſonſt aber als des Verſuches zu demſelben 
ſchuldig, zu betrachten. 
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oder angebothen wurde, iſt das Strafbare 
der That vollendet. Der Zweck, durch welchen 
dieſes Verbrechen begründet wird, iſt, den Be— 
amten zur Verletzung der Amtspflicht 
zu verleiten, ſey es zu eigenem, oder dem 
Vortheile eines Dritten. Wer dagegen (nach 
dem erſten Falle des vorhergehenden $.) einem 
Beamten, um ihn dazu zu bewegen, ſein Amt 
nach Pflicht auszuüben, ein Geſchenk 
gibt, oder verſpricht, iſt dieſes Verbrechens nicht 
ſchuldig. Wenn dieſes Verbrechen bey einer Bes 
werbung um ein geiſtliches Amt begangen 
wird, ſo trifft es mit dem kirchlichen Ver— 
brechen der Simonie zuſammen b). In die— 
ſem Falle kann jedoch die im $. 28. enthaltene 
Vorſchrift über die Ausmeſſung der Strafe bey 
der Concurrenz der Verbrechen keine Anwendung 
finden, weil in Rückſicht des kirchlichen Ber: 
brechens die Strafe durch die rechtmäßige geiſtli⸗ 
che Obrigkeit zu verhängen iſt. 


§. 90. 

Die Strafe dieſer Verleitung iſt, 
nebſt dem einfachen Erlage des angetra— 
genen oder wirklich gegebenen Geſchen— 
kes zu dem Armen-Fonde des Ortes, nach 
Größe des dadurch verurſachten Scha— 


b) S. Pehem: Praeleetionum in jus ecelesiasti- 
cum universum pars II. $. 1291 7) u. §. 1295. II. 


Strafe. 
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dens, Kerker zwiſchen fuchs We und 
Einem Jahre. N 

Sn 6, 91. 


Beh großer Argliſt und wi irklich ver⸗ 
urſachtem erheblichen Schaden iſt eine ſol⸗ 
che Verleitung mit ſchwerem Kerker, wel— 
cher auch bis auf fuͤnf Jahre verlaͤngert 
werden kann, zu beſtrafen. . 


Die höhere Strafe dieſes §. kam alſo nur 
damahls eintreffen, wenn nicht nur wirklich er⸗ 
heblicher Schaden verurſachet, ſondern zugleich 
große Argliſt gebraucht worden iſt. Argliſt 
ſetzt aber eine Liſt voraus, welche die Verletzung 
eines Andern zum Zwecke hat, und wozu die 
ſchändlichſten Mittel angewendet werden, ſo daß 
beydes, ſowohl die Abſicht, als die dazu ge— 
brauchten Mittel, von einer Pen Bosheit des 
Thäters zeugen. 
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Zwoͤlftes Hauptftüd. 


Von der Verfaͤlſchung der Öffentlichen 
Credits⸗ Papiere. 


C redit überhaupt iſt das Vertrauen auf den 
Schuldner, daß er ſeiner Verbindlichkeit Genüge 
leiſten werde. Die Quelle des Credits iſt in je— 
nen Gründen zu ſuchen, welche die Verſicherung 
erzeugen, ußd nähren, daß der Schuldner das 
Vermögen und den Willen zu zahlen behalten 
werde. Je nachdem von dieſem Vertrauen ent— 
weder ein Private oder der Staat Gebrauch macht, 
entſteht der Begriff entweder des Privat- oder 
des Staats-Credites. Der letzte iſt wie— 
der entweder a) ein mittelbarer, wenn ihn 
die Regierung durch Andere erlanget: z. B. durch 
Negocianten. Davon iſt hier keine Rede. Oder 
er iſt b) ein unmittelbarer, wenn die Re⸗ 
gierung entweder bares Geld entlehnet, 
oder Verſchreibungen ausſtellet, um fie 
ſtatt baren Geldes anzuwenden. 
Dieſe Verſchreibungen erhalten den Nahmen der 
öffentlichen oder Staats- oder Cre— 
dits⸗Papiete. Werden fie bloß als Gas 
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pitale angewendet, fo heißen ſie insbeſondere ö f⸗ 
fentliche Schuldverſchreibung en (Ob- 
ligationen), unter welche auch die ſtändiſchen, 
in ſo weit ſie nur durch die Bewilligung 
und unter der Gewährleiſtung des 
Staates beſteh en, gerechnet werden müſ— 
ſen a). Vertreten dagegen Credits-Papiere 
die Stelle der Münze, ſo nennt man ſie 
Banco⸗ Zettel. Der Zweck der Credits— 
Papiere, ſo wie des Credites überhaupt, iſt, die 
Abweſenheit des baren Geldes zu erſetzen b). 
Je größer der Mangel an dem letzteren iſt, de⸗ 
ſto dringender wird das Bedürfniß nach einem 
feſten Credite dieſer Papiere, um dadurch jene 
Auslagen des Staates beſtreiten zu können, ohne 
welche ſich die Verwaltung desſelben „um min⸗ 
dere Uebel mit Stillſchweigen zu übergehen, auf— 
löſen müßte. Es laſſen ſich daher Fälle denken, 
in denen die Störung des Vertrauens auf die— 
ſelben ſo gefährlich wird, daß, wenn man auf 
die möglichen Folgen hinausſieht, der Staat 
ſelbſt in ſeinem Beſtande gabe, wird. Hier⸗ 


2) Hiervon machen daher jene 5 and b 8 en Schuld⸗ 
verſchreibungen, die bey einem feindlichen Ueber⸗ 
falle zur Beſtreitung der Contributionen und aͤhn⸗ 
licher Auslagen durch aufgenommene Darlehen 
entſtehen, eine Ausnahme. 

b) Vergl. hierüber v. Sonnenfels: Grundſaͤ⸗ 
tze der Polizey, Handlung u. Finanz. II. Thl. 
Abtheil. X. S. 522. u. f. und III. Thl. Abtheil. 
VII. 5. §. 195. 201. 220 (fuͤnfte Auflage). 
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aus zeiget ſich deutlich genug der hohe Grad der 
Strafbarkeit derjenigen, welche die Grund be— 
dingung des Credites der Staatspapiere, um 
ſich zu bereichern, zerſtören. Es beſteht dieſelbe 
in dem unerſchütterten Vertrauen 
auf die Echtheit dieſer Papiere, 
die auf jenen zuſammenſtimmenden Merkmahlen 
derſelben beruhet, welche die Ueberzeugung ge— 
währen, daß die Papiere nach ihren weſentlichen 
Beſtimmungen von demjenigen ausgeſtellet ſind, 
durch deſſen Credit ſie beſtehen. Ohne dieſe Ei— 
genſchaft ſind ſie eine betriegeriſche Anweiſung 
auf Jemanden (den Staat), der nach Verſchie— 
denheit der Verfälſchung entweder überhaupt kei— 
ne, oder keine, dem Nennwerthe derſelben zuſa— 
gende, Verbindlichkeit hat, fie anzuerkennen. Sie 
gelten daher entweder nichts, oder nicht das, 
was ſie nach ihrem Nennwerthe gelten ſollen. 
Dieſe Verfälſchung kann ſich vaher auf 
zweyfache Art ereignen: 1.) durch Na ch— 
machung der öffentlichen Credits⸗ 
Papiere; 2.) durch Abänderung ders 
ſelben in eine höhere Summe. Von 
der erſtern Art dieſes Verbrechens und ſeiner 
Beſtrafung handelt das Geſetz in dem §. 92.— 
100.; von der letztern in den F. $. 100. 101. 
und 102. 
$. 92, 
Dieſes Verbrechen begeht, wer öf- names 
fentliche Credits- Popiere, die entweder e 
redits⸗ 3 


als Wünze gelten, (Banko-Zettel), oder piere. 
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die von einer öffentlichen Caſſe ausgeſtell— 
ten Schuldverſchreibungen loͤffentliche Ob— 
ligationen) mit dazu vorbereiteten Werk— 
zeugen nachmachet: es mag ein oͤffentliches 
inlaͤndiſches, oder ein unter was immer 
für Benennung ausgefertigtes ausländis 
ſches Credits-Papier von aͤhnlicher Art 
nachgemacht werden; es mag das nach— 
gemachte Credits-Papier ſchon ausgege— 
ben worden, und ein Nachtheil erfolget 
ſeyn oder nicht. 

Der Gegenſtand dieſes Verbrechens iſt 
das Recht des Oberherrn, Credits- Papiere zu 
verfertigen, welches, da dieſe als auf dem gan— 
zen Staate laſtende Verbindlichkeiten und als 
Zeichen des Geldes anzuſehen ſind, aus— 
ſchließlich demſelben zuſteht. Jedoch iſt hier 
bloß von Credits-Papieren in dem Sinne die 
Rede, in welchem darunter, nach der vorläufi— 
gen Entwickelung, entweder Ban co-Zettel, 
oder öffentliche Schuldverſchrerbun— 
gen verſtanden werden. Die Ausfertigung ders 
ſelben haben im Nahmen des Land sfürſten die 
öffentlichen Caſſen zu beſorgen, unter 
welche auch die ſtändiſchen gehören, in wie 
fern fie Schuldverſchreibungen ausſtellen, die 
nur durch die Bewilligung und unter 
der Gewährleiſtung des Staates be 
ſtehen. Aus ländiſche öffentliche Credits— 
Papiere ähnliche Art, die alſo entweder als 
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Capitale oder als Münze die Stelle des 
baren Geldes im Auslande vertreten, ſtellet 
das Geſetz mit den inländiſchen unter gleichen 
Schutz, um hierdurch nach Kräften dazu beyzu— 
tragen, daß dieſe Zeichen des Geldes, wel— 
che durch die Verhältniſſe der meiſten Europäi- 
ſchen Staaten zur Erhaltung und Belebung des 
Verkehres fo nothwendig geworden find , das zu 
ihrer Brauchbarkeit unentbehrliche Vertrauen nicht 
verlieren. Der Inhalt der That beſteht in 
dem Nachmachen folder Credits-Pa⸗ 
piere mit dazu vorbereiteten Werk⸗ 
zeugen. Wer daher dieſelben ohne dazu vor— 
bereitete d. h. ohne ſolche Werkzeuge nachmacht, 
bie nach dem F. 93. dazu beſonders geeig- 
net find, iſt nur des Ver ſuches zu dieſem 
Verbrechen ſchuldig, deſſen daher auch derjenige 
ſchuldig wird, welcher Banco-Zettel nur durch Tins 
te und Feder nachmacht, oder nachgemacht 
hat 2). Die gewöhnliche Form derſelben iſt 
nähmich fo künſtlich und zuſammengeſetzt, daß 
eine Vachmachuug ohne dazu eingerichtete 
WMernzeuge nicht nur ſehr ſchwierig und lang- 
ſam , ſondern auch insgemein ſo uns 
vol! indig und kennbar ausfallen muß, 
daß Geſetzgeber, welchen in feinen Anordnun— 
gen Vorſtellung wahrſcheinlicher Fälle leitet, 


— — 


a} g, die Erlaͤuterung vom 25. October 1905. 
een. am 21. Febr. 1806. mit Pat. v. 23. 
July 1807. Beylage litt, G. $. 6, 
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dieſelbe nicht wohl für mehr, als für einen Vers 
ſuch zu dieſem Verbrechen erklären kann. Ge— 
ſchieht ſie dagegen auch nur mit einigen dazu 
vorbereiteten Werkzeugen, ſo geht der Verſuch in 
das, dem Thatbeſtande nach, vollendete 
Verbrechen über, und es iſt hierzu keineswegs 
nothwendig, daß ein Credits Papier bereits 
ganz nachgemacht ſey, weil durch den Ack 
des Nachmachens ſelbſt ſchon das Ver: 
brechen nach feinen weſentlichen geſetzlichen Ber 
ſtandtheilen begründet iſt. Um ſo weniger iſt zum 
Daſeyn des Thatbeſtandes nothwendig, daß das 
nachgemachte Credits = Papier ſchon ausgege— 
ben und ein Nachtheil erfolget ſey. Der böfe 
Vorſatz, ohne welchen nach $. 1. kein Ver: 
brechen gedacht werden kann, iſt darauf gerichtet, 
durch das nachgemachte unechte Credits-Papier 
Jemanden zu hintergehen. Wenn man da— 
her die möglichen, nicht aber die wahr— 
ſcheinlichen und gewohnlichen Fälle vor 
Augen hat, fo kann ein öffentliches Credits— 
Papier abſichtlich nachgemacht werden, 
ohne daß dabey der böſe Vorſatz, Jem an⸗ 
den zu hintergehen, unterläuft: z. B. ein 
mit den Geſetzen unbekannter, nichts Arges im 
Schilde führender Knabe, der zeichnen lernet, 
verfällt auf den Gedanken, ein ſolches, ohne wei— 
tere Abſicht, nachzumachen, und wohl gar in 
den vermeintlichen Unvollkommenheiten der Zeich— 
nung zu verbeſſern. Daß der Geſetzgeber dieſen 
Unterſchied in der Abſicht nicht unbeachtet laſſe, 
ers 
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erhellet auch klar aus dem Ende dieſes §., wo 
es heißt, es gelte in Beziehung auf den That— 
beſtand des Verbrechens gleich viel, ob das nach— 
gemachte Credits-Papier fd) on ausgegeben wor— 
den, und ein Nachtheil erfolget ſey, oder nicht. 
Durch das Wörtchen: ſchon, gibt das Geſetz 
deutlich zu verſtehen, daß es von dem Falle fpre= 
che, in welchem der böſe Vorſatz, das falſche 
Credits- Papier auszugeben und daher Jeman⸗ 
den dadurch zu hintergehen, vorausgeſetzet 
wirb b). Von welcher Vermuthung aber ein 
Richter, wenn ein Mahl der Inhalt der That 
geſetzwidrig iſt, ausgehen müſſe, iſt nach dem 
Seite 126 und 127 des I. Theiles vorgetrage— 


nen Grundſatze zu beurtheilen. Daß in einem 


ſolchen Falle der Umſtand, ob die Nachmachung 
mit dazu vorbereiteten Werkzeugen, oder ohne 
dieſelben geſchehen ſey, auf die Entſcheidung be— 
deutenden Einfluß habe, braucht kaum einer Er- 
wähnung. Daß auch Ausländer, ſelbſt 
wenn fie im Auslande öffentliche Credit s- 
Papiere unſeres Staates nachmachen, gleich 
den Eingebornen nach dieſem Geſetze zu behan⸗ 
deln ſind, unterliegt nach §. 32. keinem Zwei⸗ 


b) Dieſes erhellet noch mehr, wenn man hiermit 
$. 103, des I. und $. 83. des II. Theiles dieſes 
Strafg, vergleichet. Der letzte 5. laͤßt eine aͤhn⸗ 


liche Anordnung auch in Beziehung auf das Vers 


brechen der Verfaͤlſchung der Credits = Papiere 
wuͤnſchen. 


O. C. R. I. Theil. R 
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fel. Ob dieſes aber auch damahls der Fall ſey, 
wann Ausländer im Auslande öffentliche 
Credits⸗ Papiere eines fremden Staates nad)= 
machen, iſt eine Frage, welche verneinend 
beantwortet werden muß. Denn obwohl es in 
dieſem §. heißt, es gelte gleich viel, ob ein öf— 
fentliches inländiſches, oder ein öffentliches aus⸗ 
ländiſches Credits Papier nachgemacht werde; 
ſo muß man dennoch bedenken, daß die Vor— 
ſchriften des Strafgeſetzes in der Regel ſich 
nur auf diejenigen erſtrecken können, welche ent— 
weder eigentliche Unterthanen ſind, oder, 
weil ſie ſich auf unſerem Staatsgebiethe befin— 
den, ſich die zum Schutze desſelben nothwendigen 
Geſetze gefallen laſſen müſſen. Nur vermöge eie 
ner beſonderen Vorſchrift des Geſetzes kann 
hiervon eine Ausnahme beſtehen, und eine 
ſolche findet ſich im 9. 32. Dieſer erkläret, daß 
ein Fremder, der im Aus lanbe ein Ber 
brechen begangen hat, damahls nach dieſem Ge— 
ſetze zu behandeln ſey, wann das Verbrechen 
auf die Verfaſſung, auf die öffentlichen 
Credits- Papiere, oder auf das Münzwe⸗ 
fen dieſes Staates Einfluß hat. Dieſer Eins 
fluß iſt nicht vorhanden, wann ein Aus- 
länder im Auslande ausländiſche öf- 
fentliche Credits- Papiere nachmacht. Nach dem 
beſtehenden Geſetze kann daher mit einem ſolchen 
Uebelthäter nur gemäß der in den §. $. 33. und 
34. enthaltenen Vorſchrift verfahren werden. Die- 
ſe Anſicht gewinnet volle Zuverläßigkeit, wenn 
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man die Forderungen des Rechtes überhaupt 
vor Augen hält, denen es offenbar widerſpricht, 
einen Ausländer, der im Auslande ſolche Geſe— 
tze unſeres Staates zu wiſſen nicht ſchuldig iſt, 
nach denſelben zu beſtrafen, und zwar wegen ei— 
nes Verbrechens, welches unſern Staat auf 
keine Weiſe verletzet, und deſſen Strafbar— 
keit nach Verſchiedenheit der Lagen, in denen ſich 
Staaten befinden, ſo außerordentlich verſchieden 
iſt. Dieſe Gründe werden noch durch die Be— 
trachtung unterſtützet, daß es unklug wäre, 
ſich unnöthige Auslagen und Geſchäfte zu machen. 

9.93. 

Für Mitſchuldige an einem Verbrechen 
find nach $. 5. diejenigen zu halten, wel— | 
che zur Hervorbringung eines Verbrechens auf 
was immer für eine Art, wenn auch ohne 
beſonderen, durch ihre Handlung begründeten, 

Erfolg, vorſetzlich mitgewirket haben. Dieſer 
allgemeine Begriff wird hier auf einzelne Fälle, 
die ſich auf das vorliegende Verbrechen beziehen, 
angewendet. Sie find vorzüglich deßwegen merk— 
würdig, weil fie über den vorhergehenden $. in 
Rückſicht des Punctes, was man unter den zur 
Nachmachung vorbereiteten Werkzeugen 
zu verſtehen habe, eine Erläuterung enthalten. 

Mitſchuldiger dieſes Verbrechens iſt, Mitſchuldi⸗ 
wer die bey oͤffentlichen Credits⸗Papieren abet 
gewoͤhnlichen Wappen nachſticht, Papier, 
Staͤmpel, Matrizen, Buchſtaben, Prefs 

K a 
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fen oder was immer zu Hervorbringung 
falſcher Eredits⸗Papiere dienen kann, ob⸗ 
gleich nur in einem einzelnen Stücke verfer— 
tiget, und zum Vorſchube der Nach— 
machung wiſſentlich überliefert, oder auf 
was immer fuͤr eine Art zur Nachmachung 
mitwirket, wenn gleich ſeine Mitwirkung 
ohne Erfolg geblieben waͤre. 
f $. 94. 

Obwohl die Nachmachung der Credits⸗Papiere 
überhaupt unter die gefährlichſten und größten 
Verbrechen gehöret a), ſo zeiget ſich doch in der 
Strafbarkeit derſelben, je nachdem fie ſich ent: 
weder auf Banco Zettel, oder auf öffent⸗ 
liche Schuldverſchreibungen beziehet, ein 
merkbarer Unterſchied. Wenn gleich dieſe Credits— 
papiere beyde die Stelle des baren Geldes 
vertreten, indem die erſtere Art derſelben ein Zei— 
chen der Münze, die letztere ein Zeichen der, 
bloß in einem Capitale beſtehenden 
Barſchaft iſt; fo iſt doch das erſtere dieſer 
Verbrechen in dem Maße gefährlicher und ſtraf— 
barer, als das letztere, in welch em die 
Münze, und daher, bey ihrem Abgange, ein 
3 eichen derſelben für den dringendſten täg⸗ 
lichen Verkehr nothwendiger iſt, als ein, bloß 
Capitale vorſtellendes Zeichen. Auch 
iſt eben deßwegen ein falſches Banco Zettel 


— nn 


a) S. die Einleit. zu §. 92. 
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leichter unbemerkt an Mann zu bringen, als 
eine Schuldverſchreibung, die ihrer Natur nach 
eine nähere Unterſuchung erfordert, und noch das 
zu einem mehr veränderlichen Werthe, als jenes, 
unterworfen iſt. Es wird daher ſowohl durch 
die größere Gefahr, mit welcher das Nachma— 
chen der Banco-Zettel den Staat und den 
Privaten bedrohet, als auch durch den erhöhten 
Reitz größerer und leichter zu gewinnender Vor— 
theile, welcher zu dieſer Art der Verfälſchung 
einladet, eine Ha uptabſtufung in der Strafe 
dieſes Verbrechens nach dem Unterſchiede begrün— 
det, ob der Gegenſt and derſelben 
Banco = Zettel, oder aber öffentli⸗ 
che Schuldverſchreibungen find. Da 
auf dieſes Verbrechen, weil es unter die gefähr— 
lihften und größten gehöret, keine geringere, 
als die Strafe des Todes oder lebenslänglichen 
Kerkers kann angedrohet werden, dieſe Strafen 
aber ihrer Natur nach keine Milderung, ſondern 
nur eine Aenderung geſtatten; ſo muß das Ge— 
ſetz auch für den Verſuch, da er nach §. 40. 
als mildernder Umſtand zu betrachten iſt, eine 


eigene gelin dere Strafe androhen b).“ 


Hierdurch entſteht nun eine weitere und untergeord— 
nete Abſtufung in der dieſem Verbrechen anzudrohen⸗ 
den Strafe, je nachdem dasfelbe nur ver ſucht, 


b) Nur ganz beſondere Gründe konnen von dieſer 
Regel eine Ausnahme raͤthlich machen. S. hier- 
über die Bemerkungen zu $. 33, dieſes Strafg, 


| 
1 
\ 
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oder bereits ausgeführet worden iſt. Nach 
dieſen Abſtufungen wird die geſetzliche Strafe 
ausgemeſſen. 


F Wenn ein als Münze geltendes Cre— 
a) der voll 


brachten dits⸗Papier (Banko⸗Zettel) wirklich verfer⸗ 
Hun der als tiget worden iſt, wird der Verbrecher ſo⸗ 
wenden San als jeder Mitſchuldige mit dem 
lichen Cre Tode beſtrafet. 


Fa Papie⸗ Dieſe Strafe trifft daher, fo bald ein Ban— 
co = Zettel wirklich verfertiget wor⸗ 
den iſt, was nach dem Geſetze (ſ. F. 92.) 
ohne dazu vorbereitete Werkzeuge 
nie geſchehen kann, auch diejenigen 
Mitſchuldigen, deren Mitwirkung ohne 
Erfolg geblieben iſt. 

F. 95. ’ 

Die Todesſtrafe hat auch gegen den 
Theilnehmer Statt, welcher nachgemachte 
oͤffentliche Ereditss Papiere in Verſtaͤndniß 
mit dem Nachmacher oder einem Mit— 
ſchuldigen, ausgegeben hat. 

Unter Theilnehmer im allgemeinen 
Sinne des Wortes verſteht man nach 6. 5. den⸗ 
jenigen, welcher vor verübtem Verbrechen ſich 
mit dem Thäter (Urheber oder Gehülfen) über 
die nach vollbrachter That ihm zu leiſtende Hülfe, 
oder über einen Antheil an Gewinn und Vor— 
theil einverſtanden hat. In dem gegenwärtigen 
$. wird dieſes Wort in einem, von dem allge⸗ 
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meinen abweichenden, beſonderen Sinne ges 
nommen, und darunter derjenige verſtanden, welcher 
mit dem Nachmacher oder Mitſchuldigen im Ver— 
ſtändniſſe, mag dasſelbe der Nachmachung (dem 
Verbrechen) vorher gegangen, oder auf 
dieſelbe gefol get ſeyn, nachgemachte 
Banco - Zettel ausgegeben hat a). Sind 
die, durch denſelben ausgegebenen, Banco-Zettel 
nicht mit dazu vorbereiteten Werkzeugen verferti— 
get worden, ſo kann er, weil der Verfälſcher 
ſelbſt nur des Verſuches zur Nachmachung 
ſchuldig iſt, auch nicht dieſer Strafe unterliegen, 
weil er (der Theilnehmer) nicht Banco = Zettel, 
welche im Sinne des Geſetzes nachgemacht 
heißen können, ausgegeben hat. Er wird der 
in dem F. 96. enthaltenen Strafe unterliegen, 


welche auch denjenigen trifft, der verfälſchte 


Banco = Zettel im Verſtändniſſe mit dem Nachma— 
cher oder einem Mitſchuldigen auszugeben auf 
ſich nimmt, ob er gleich noch keine ausge e— 
geben hat. Wer ohne Verſtändniß 
mit dem Nachmacher oder einem Mitſchuldigen, 
und ohne, daß er ſelbſt ein Mitſchuldiger an dem 
Verbrechen iſt, ein falſches Banco-Zettel, das 


er unbemerkt eingenommen hat, wiſſentlich 


a) Es iſt beynahe außer Zweifel, daß als ein ſol— 
cher Theilnehmer auch derjenige zu beſtrafen ſey, 
welcher im Verſtaͤndniſſe mit dem eben beſchrie— 
benen Theilnehmer, der ſelbſt im weiten Sinne 
des Wortes zum Theil unter die Mitſchul— 
digen gehoͤret, Banco = Zettel ausgegeben bat. 
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weiter verbreitet, ift nach den $. $. 176. und 180; 
unter a) des Betruges ſchuldig. 


§. 96. 

Strafe des Iſt die Nachmachung der als Münze 

Verſuches. geltenden öffentlichen Credits-Papiere zwar 
verſucht, aber durch die Verfertigung nicht 
ganz ausgefuͤhret worden, fo ſoll jeder, wel— 
cher hierzu mitgewirket hat, mit ſchwerem 
Kerker von zehn bis zwanzig Jahren, 
und bey beſonderer Gefährlichkeit mit Its 
benslangem ſchwerem Kerker beſtrafet wer⸗ 
den. 


Die beſon dere Gefährlichkeit kann 
vorzüglich aus der Wichtigkeit, dem Umfange und 
der Tauglichkeit der Vorbereitungen und Voran— 
ſtalten, aus der Größe des Nennwerthes der 
Banco = Zettel, deren Nachmachung verſucht wor— 
den iſt, und aus der Größe des beabſichteten 
Schadens ermeſſen werden. 


Weil dem Staate ungemein viel daran lie- 
gen muß, ein ſo gefährliches Verbrechen, wie 
dieſes iſt, zu verhindern, oder in wie fern 
dieſes nicht bewirket werden ſollte, wenigſtens 
die baldige Entdeckung desſelben zu 
befördern, ſo wird durch das Patent v. 23. 
July 1807 nicht nur überhaupt demjenigen eine 
anſehnliche Belohnung angebothen, wel— 
cher die Verfälſchung eines Wiener - Stadt- 
Banco- Zettels anzeiget, ſondern noch nebſt— 
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bey, wenn er der Pe: ein Mitſch uldi⸗ 
ger oder Theilnehmer iſt, ihm dafür die Erlaſ— 
ſung der Strafe verſprochen. Die hierher 
gehörigen Puncte dieſes Patents find in dem 9. J. 
desſelben enthalten, und lauten wörtlich, wie 
folget: 

Für den Anzeiger der Berfälfhung eines 
Wiener⸗Stadt-Banco-Zettels wird eine Belohs 
nung aus dem Aerarium nach folgender Abſtu⸗ 
fung ausgemeſſen: 

1.) Wer zuerſt freywillig und mit rechtmä⸗ 

igen, zum Criminal⸗Verhafte hinreichenden Anz 

gungen einen Verbrecher angibt, der ein un— 
echtes Banco⸗ Zettel mit dazu vorbereiteten und ge⸗ 
eigneten Werkzeugen auf eine ſolche Art verfer— 
tiget, oder der Verfertigung nahe gebracht hat, 
daß die Unechtheit nicht leicht von Jedermann 
wahrgenommen werden konnte, erhält, wenn der 
Verbrecher in der Folge des Verbrechens auf 
eine rechtliche Weiſe ſchuldig erkannt worden iſt, 
eine Belohnung von zehntauſend Gulden. 

2.) Eine der Wichtigkeit der Anzeige und 
des Gegenſtandes angemeſſene, von der Finanz— 
ſtelle auszumeſſende Belohnung fol derjenige er: 
halten, welcher 


a) zuerſt freywillig und mit rechtmäßigen, 

zum Criminal-Verhafte hinreichenden Anzeigun— 
gen, einen Verbrecher angibt, der die Nachma⸗ 
chung auf eine leicht von Jedermann wahrzu— 
nehmende Weiſe vollbracht, oder ſie verſucht, je⸗ 
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doch der Wochende noch nicht nahe gebracht 
hat. N 

b) Welcher zuerſt und freywillig zwar nicht 
den Verbrecher ſelbſt, aber ſolche nähere beſtimm— 
te Anzeigungen an die Hand zu geben weiß, die 
zur Unterſuchung einer vorgegangenen Verfälſchung 
gegründeten Anlaß gaben; wofern in dieſen bey— 
den Fällen der Verbrecher entdeckt, und des Ver— 
brechens rechtlich ſchuldig befunden worden iſt. 

c) Wer eine wichtige Veranſtaltung zur Ber: 
fertigung oder zur Verbreitung einer größeren 
Menge unechter Banco Zettel zuerſt und freywillig 
angibt. * 

d) Wenn ein Verbrecher ſelbſt, bevor er 
entdeckt worden iſt, die Gehülfen der Verfäl— 
ſchung, noch ehe ſie als ſolche erkannt worden 
find, anzeiget, ſoll ihm nicht nur die Strafe 
nachgeſehen, ſondern auch, wofern er nicht ſelbſt 
der Verführer oder Urheber der Verfälſchung war, 
die nach dem oben angegebenen Unterſchiede aus— 
gemeſſene Belohnung ertheilt werden. 

e) Auch diejenigen, welche eine im Auslan— 
de geſchehene Verfälſchung der Wiener-Stadt— 
Banco⸗-Zettel und ihre Urheber zuerſt und frey— 
willig entdecken, oder zu einer ſolchen Entdeckung 
beytragen, und die Beweiſe oder die zur Entdeckung 
der Verfälſcher, der Mitſchuldigen oder Theilnehmer 
führenden Anzeigungen Unſeren auswärtigen Mis 
niſtern, oder Unſerer Finanz- Hofſtelle mitthei- 
len, ſollen die oben beſtimmten Belohnungen, 
und zwar in der in ihrem Wohnorte gangbaren 
Währung erhalten. 
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f) Der Nahme des Anzeigers wird in allen 
Fällen, wenn er es verlangt, geheim gehalten. 

Wenn man die beſonderen Anordnungen die- 
ſes Patentes und das jenige, was darauf Bezie— 
hung hat, abrechnet, ſo ſind ſonſt die nähmli— 
chen Bemerkungen, welche den §. $. 94. 95. und 
96. beygefüget wurden, auch auf die folgenden 
drey F. §. und zwar in der Ordnung, wie die 
$. $. ſich folgen, anzuwenden. Nur iſt die klei⸗ 
ne Verſchiedenheit zu bemerken, daß dasjenige, 
was in den erſtern drey $. J. von Banco-Zet— 
teln geſaget iſt, in den folgenden drey §. $. 
von öffentlichen Schul dverſchreibun— 
gen verſtanden werden muß. 

9. 97. 

Wenn eine von einer oͤffentlichen . 
Caſſe ausgeſtellte Schuldverſchreibung nach-Nachten 
gemacht worden, iſt der Verbrecher ſo— uns 
wohl, als jeder der Mitſchuldigen, mit le- öffentlichen 
benslangem ſchwerem Kerker, welcher bey u 
beſonders bedenklichen Umſtaͤnden des Verz gen. 
brechens verſchaͤrft werden ſoll, zu beſtra⸗ 
fen. 

§. 98. 

Gleiche Strafe trifft den Theilneh— 
mer, welcher nachgemachte öffentliche Cre— 
dits-Papiere, in Verſtaͤndniß mit dem 
Nachmacher oder einem Mitſchuldigen aus⸗ 
gegeben hat. 
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F. 99. 

Ferch. Wenn die im F. 97. angefuͤhrte Nach⸗ 
machung ver öffentlichen Credits-Papie⸗ 
re verſucht, aber nicht ganz ausgefuͤhret 
worden, ſoll jeder, welcher hierzu mitge- 
wirket hat, mit ſchwerem Kerker von fuͤnf bis 
zehn, und bey beſonders gefaͤhrlichen Um— 
ſtaͤnden des Verbrechens, von zehn bis 
zwanzig Jahren beſtrafet werden. 

§. 100, 


11. Abände⸗ Der Verfaͤlſchung der oͤffentlichen 
rung der oͤf⸗ 
fentlichen Credits Papiere iſt auch derjenige ſchul⸗ 
bier in eine dig welcher dergleichen echte Papiere in 
böbereSum- eine höhere Summe, als für welche fie 
urſpruͤnglich ausgeſtellet geweſen find, ab— 
aͤndert, oder dazu Huͤlfe leiſtet. 
Der Gegenſtand dieſes Verbrechens iſt 
ein echtes öffentliches Credits Papier, d. h. 
ein ſolches, welches nach ſeinen weſentlichen Be— 
ſtimmungen von demjenigen (nähmlich hier von 
der Regierung) ausgeſtellet iſt, durch deſſen 
Credit es beſtehet; mag es hernach ein Banco— 
Zettel, oder eine öffentliche Schul dverſchreibung 
ſeyn. Der Inhalt der That beſteht in der 
Abänderung eines ſolchen Papieres 
in eine höhere Summe, als für wel⸗ 
che das ſelbe urſprüng lich ausgeſtel⸗ 
let geweſen iſt, oder in der dazu ge 
leiſteten Hülfe. Da der Begriff des Ver⸗ 
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ſuches zu einem Verbrechen nach 5. 7. nicht aus 
der Anweſenheit ſeines Gegen ſtan⸗ 
des, ſondern aus der Beſchaffenheit der 
Handlung zu beurtheilen iſt; ſo wird man 
durch Abänderung eines nachgemachten, öf— 
fentlichen Credits-Papieres des Verſuches zu 
dieſem Verbrechen ſchuldig werden. In Bezie— 
hung auf den böſen Vorſatz wird hier auf 
dasjenige zurückgewieſen, was in §. 92. dar⸗ 
über bemerket worden iſt. Wer ein echtes, öf⸗ 
fentliches Credits » Papier zum Nachtheile eines 
Andern in eine niedrere Summe abändert, 
als für welche es urſprünglich ausgeſtellet iſt, 
oder dasſelbe gar vernichtet, iſt, nach Ver— 
ſchiedenheit der Fälle, nach den Vorſchriften der 
F. F. 74. 161. 165. und 176, u, f. zu richten. 
§. 101. 

Ein ſolcher Verbrecher ſoll mit ſchwe- Strafe des 
rem Kerker von zehn bis zwanzig Jah- Verbrechers 
ren; und iſt die Verfaͤlſchung zwar ver— 
ſucht, aber nicht vollbracht worden, von 
fuͤnf bis zehn Jahren beſtrafet werden. 


$. 102. 


Wer im Verſtaͤndniſſe mit dem Ver⸗ Strafe des 
faͤlſcher die faͤlſchlich abgeaͤnderten öffent: Br 
lichen Ereditss Papiere ausgegeben hat, iſt 
mit ſchwerem Kerker von fuͤnf bis zehn 


Jahren zu beſtrafen. 
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Ob das Verſtändniß mit dem Verfäl⸗ 
ſcher oder einem Mitſchuldigen, der Verfälſchung 
vorhergegangen, oder darauf gefolget iſt, 
gilt gleich viel. Auch hier ſcheint derjenige als 
Theilnehmer beſtrafet werden zu müſſen, welcher 
im Verſtändniſſe mit dem eben beſchriebenen Theil⸗ 
nehmer ſolche verfälſchte Credits: Papiere ausge- 
geben hat. Wer im Verſtändniſſe mit dem Ver⸗ 
fälſcher oder einem Gehülfen desſelben (oder Theile 
nehmer) ſolche Papiere auszugeben auf fid 
nimmt, ohne noch eines ausgegeben 
zu haben; iſt wahrſcheinlich (ſ. §. 7. dieſes 
Geſ.) mit der niederſten, den Theilnehmern in 
dieſem $. angedrohten Strafe zu belegen. Wenn 
Jemand verfälſchte, öffentliche Credits -Pa⸗ 
piere ohne Ein verſtändniß mit den Der: 
fälſchern weiter verbreitet, ſo macht er ſich 
nach F. 180. des Betruges ſchuldig. 


— — EN — 
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Dreyzehntes Haupt ſtuͤck. 


Von der Muͤnzverfaͤlſchung. 


5 eld überhaupt iſt ein Körper, welcher, oh— 
ne in dieſer Beziehung unmittelbar ein Bedürf— 
niß zu befriedigen, als der gewöhnliche Maßſtab 
des Tauſchwerthes der Waaren, welchen (letz— 
tern) er allgemein vorzuſtellen die Kraft hat, an— 
genommen iſt. Ueber wiegende Gründe haben faſt 
alle handelnde Nationen der Welt dazu beſtim— 
met, bey der Wahl des Stoffes, welcher zum 
Gelde dienen ſoll, Metalle, und darunter 
die feinen jedem andern vorzuziehen. Weil 
es aber ſehr unbequem ſeyn würde, wenn 
man ſtets die Wage in der Hand halten und die 
Quantität Metalles, welche man zu empfangen 
oder zu geben hätte, bewahrheiten müßte; weil 
ferner dasſelbe, als wie z. B. Gold und Sil— 
ber, mit andern Metallen, die geringfchäßiger 
ſind, gemiſcht werden kann, dieſe Miſchung aber 
mit bloßen Augen nicht erkennbar iſt; ſo wird 
eine Veranſtaltung eben fo nützlich, als noth— 
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wendig, welche die Bequemlichkeit mit der Si⸗ 
cherheit vor dem Betruge vereiniget. Hierzu iſt 
1.) ein Gepräge erforderlich, welches das Ge— 
wicht (Schrot) und die Feinheit (Korn) eines 
jeden Metallſtückes kurz, deutlich und leſerlich 
anzeiget. 2.) Ein ſolches Verhältniß desjenigen, 
der die Metallſtücke auspräget, zu jenen Indiwi⸗ 
duen, welche des Geldes bedürfen, welches, weil 
es fein beſonderes Intereſſe auf das 
allgemeine ſtützet, allgemeines Zus 
trauen erwecket. Dieſes iſt das Verhältniß des 
O berherrn zu feinen Unterthanen, welchem 
daher das ausſchließende Recht zuſteht, Metall- 
ſtücke als allgemeine Tauſchmittel aus⸗ 
zuſcheiden, und ſie mit einem Gepräge zu verſe— 
hen, welches die Feinheit und das Gewicht des 
darin enthaltenen Metalles anzeiget. Solche ge— 
prägte Stücke Metalles, welche von dem Gel: 
de überhaupt, ſo wie von den bloßen Zeichen 
des Geldes (dem Papiergelde) und den Scheide— 
münzen unterſchieden find, nennt man Mün⸗ 
zen, und das dem Landesfürften zur Auspräs 
gung derſelben ausſchließlich vorbehaltene Recht, 
das Münz⸗ Regal. Die Verletzung dieſes 
Rechtes iſt der Gegenſt and der Münzver⸗ 
fälſchung. 


$. 103. 


Münzver⸗ Das Verbrechen der Dinperfät 
kälſchung. ſchung begeht derjenige: 
2) 
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a) der unbefugt nach einem, wo im⸗ 
mer im Umlaufe gangbaren Gepraͤge Muͤn⸗ 
ze ſchlaͤgt, obſchon Schrot und Korn der 
echten Muͤnze gleich, oder noch haͤltiger 
waͤre; gr 

b) der nach einem, wo immer gang⸗ 
baren Gepraͤge entweder aus echtem Mer 
talle geringhaͤltigere, oder aus geringſchaͤ⸗ 
tzigerem Metalle unechte Muͤnze ſchlaͤgt, 

oder ſonſt falſcher Muͤnze das Anſehen ech 
ten Geldes gibt; 

c) der echte Stuͤcke Geldes auf was 
immer für eine Art in ihrem inneren Wer- 
the und Gehalte, nach welchem fie gemuͤn⸗ 
zet worden, verringert, oder ihnen die 
Geſtalt von Stuͤcken hoͤheren Werthes zu 
geben ſucht; 

d) der Werkzeuge zur falſchen Muͤn— 
zung herbeyſchafft, oder auf was ſonſt im⸗ 
mer fuͤr eine Art zur Verfaͤlſchung mit⸗ 
wirket. 

Ob die Münze, welche unbefugt oder be— 
trüglich verfertiget, oder verfälſchet wird, eine 
inländiſche oder ausländiſche ſey, iſt gleich— 
gültig. Denn da die meiſten gebildeten Staaten 
mehr oder weniger mit einander im Verkehre fies 
hen, und die Münzen eines jeden das vorzügli⸗ 
che Mittel ſind, denſelben zu betreiben; ſo liegt 


jedem Staate weſentlich daran, Verfälſchungen 
O. C. R. II. Theil, 2 
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derfelben zu verhindern, um hierdurch jene Hin- 
derniſſe zu entfernen, welche den zum gegenſeiti— 
gen Wohlſtande der Geſellſchaften ſo zuträglichen 
Verkehr damahls nothwendig lähmen, oder gar 
unterbrechen, wann es an einem ſicher en Auge 
gleichungsmittel, d. i. an echter Münze ge— 
bricht. Jedoch wird ſowohl in dem Falle, wenn 
dieſes Verbrechen durch Verfertigung neuer, als 
auch in jenem, wenn es durch Verfälſchung ech— 
ter Münze begangen wird, vorausgeſetzet, daß 
die erſte nach einem, die zweyte an einem 
wo immer im Umlaufe gangbaren 
Gepräge geſchehen ſey. Die unbefugte oder 
betrügliche Verfertigung, oder Verfälſchung von 
Schaumünzen, oder gänzlich verru fe- 
nen Münzen kann daher auf dieſes Verbre— 
chen nicht zurückgeführet werden; dagegen kön— 
nen in beyden Fällen, ſo wie auch insbeſondere 
bey einer betriegeriſchen Verbreitung 
verrufener Münzen unter dem Scheine 
noch gültiger, die Beſtimmungen des in den 
$, $. 176. 179. und 180. beſchriebenen Verbre— 
chens eintreffen. Nach den Beſtimmungen des 
Geſetzes kann die Münzverfälſchung ſich 
insbeſondere ereignen: 

a) durch unbefugte Verfertigung neuer 
Münzen. 

Weil hier vorausgeſetzet wird, daß Gewicht 
und Feinheit des Metalles der echten Münze 
gleich komme, ſo beſteht die Verletzung bloß 
in der Anmaßung des oberherrlichen Münzrechtes, 
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und in der rechtswidrigen Zuwendung jener Vor⸗ 
theile, die mit demſelben verbunden ſeyn können. 
Jedoch iſt zum Daſeyn des Verbrechens nicht 
nöthig, daß ſchon eine ſolche Münze verbreitet 
und dadurch ein Schade geſtiftet ſey. Der böſe 
Vor ſatz iſt ſowohl in dieſem, als dem folgen— 
den Falle darauf gerichtet, die verfertigte Münze 
als Mittel des Verkehres zu benützen. 

b) Durch betrügliche Verfertigung neu— 
er Münzen. 

Dieſer Art der Münzverfälſchung können auch 
diejenigen ſchuldig werden, denen entweder das 
Recht oder das Geſchäft der Aus münzung durch 
den Oberherrn übertragen iſt, ſobald ſie den 
Werth der Münze entweder an dem Gewichte, 
oder durch ein beygeſetztes, geringſchätzigeres Me— 
tall wider die Münzgeſetze verringern. 
Wer außer ſolchen Verhältniſſen dieſer Verfäl— 
ſchung ſchuldig wird, begeht zwar ebenfalls dies 
ſes Verbrechen, wird aber insgemein dem vori— 
gen, welcher durch ſein Amt oder Privilegium 
gegen allen Verdacht geſchützet iſt, und daher 
durch den Mißbrauch des einen oder andern Ge— 
fahr und Aergerniß in gleich hohem Grade ver— 
breitet, an Strafbarkeit nachſtehen. Noch rech— 
net es das Geſetz hierher, wenn ſonſt falſcher 
Münze das Anſehen echten Geldes gegeben 
wird: z. B. Jemand gibt Spielpfennigen das 
Anſehen von Ducaten a). Natürlich muß hier⸗ 

L 2 


a) Hiermit hängt das Hof⸗Dekret o. 17. Sept. 


N 


164 


zu die falſche Münze bearbeitet werben. Wer, 
weil er ſelbſt unbemerkt falſche Münze eingenommen 
hat, fie wieder ausgeben will, und den Empfän— 
ger, welchem gegen die Echtheit derſelben Zwei— 
fel aufſteigen, von derſelben dennoch zu überre— 
den ſich bemühet; kann daher nur nach §. 180. 
wegen Betruges beſchuldiget werden. Uebri— 
gens hängt auch in dieſem Falle das Verbrechen 
nicht davon ab, ob aus demſelben bereits ein 
Nutzen gezogen worden iſt, oder nicht, weil der 
Thatbeſtand durch den Act der betriegeri⸗ 
Then Ver fertigung ſchon begründet iſt. 
c) Durch Ver fälſchung echter Münzen. 
Dieſes geſchieht vorzüglich a) durch das 
Beſchneiden oder Befeilen des Münzrandes; b) 
durch eine ſolche Bearbeitung echter Stücke 
Geldes, wodurch ihnen die Geſtalt von Stücken 
höheren Werthes gegeben werden ſoll, wenn 
auch die Ausführung nicht gelungen hätte. In 
jedem Falle wird die Abſicht, Jemanden 
durch die verringerte oder fälſchlich 
erhöhte Münze zu hintergehen, vor⸗ 
ausgeſetzet. Wer daher gangbare Münzgat⸗ 


1801. zuſammen, welches erklaͤret, daß die Spiel⸗ 
»feunige (Dantes oder Jettons), welche von 
Metall verfertiget werden, weder ein Bildniß eis 
nes regierenden oder abgelebten Fuͤrſten, noch ir⸗ 
gend ein Zeichen einer oͤffentlichen Macht enthal⸗ 
ten dürfen; auch auf einer Seite jederzeit mit 
der Aufſchrift: Spielpfennig, verſeheu 
ſeyñ müffen, 
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tungen, ohne die Abſicht, Jemanden damit zu 
hintergehen, vergoldet, begeht kein Verbrechen. 
Weil aber die Leichtigkeit, davon einen Mißbrauch 
zu machen, zum Verbrechen einladet, ſo wird die 
Handlung, welche, ohne ſelbſt zu verletzen, die 
nächſte Gefahr der Verletzung begründet, den 
ſchweren Polizey - Uebertretungen 
zugezählet b). Dieſes kann jedoch von der arg— 
loſen Vergoldung nicht gangbarer Münz- 
gattungen keineswegs behauptet werden. 

d) Durch einen zur falſchen Münzung wie 
immer geleiſteten Bey ſt an d. 

Dieſer Beyſtand wird vorzüglich durch die 
abſichtliche Herbeyſchaffung der Werkzeuge 
zur Beförderung der Verfälſchung geleiſtet. Wer 
aber, auch ohne böſen Vorſatz, ein fo ge— 
nanntes Stoß oder Preß werk, wenn er nicht 
von der oberſten Münzbehörde dazu den Auftrag 
oder die Erlaubniß erhalten hat, ver fertiget, 
oder, ohne Erlaubniß von der Behörde, zu Haus 
fe hält; wird dadurch einer ſchweren Po⸗ 
lizey-Uebertretung ſchuldig o). 

$. 104. 

Die Strafe dieſes Verbrechens ift 
ſchwerer Kerker von fünf bis zehn Jah⸗ 
ren; wenn aber beſondere Gefährlichkeit, 
oder großer Schade dazu kommt, von 


b) S. II. Thl. dieſes Strafgeſ. §. 83. 
e) S. II. Thl. dieſes Strafg. §. 84. u. 85, 


Strafe: 
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zehn bis zwanzig Jahren. Nur dann, 
wann die Derfaͤlſchung ſich für Jeder⸗ 
mann kennbar darſtellet, oder, wann die 
unbefugt gepraͤgte Muͤnze der echten an 
Schrot und Korn gleich iſt, kann die 
Strafe zwiſchen Einem und fuͤnf Jahren 
ausgemeſſen werden. 


Das Geſetz macht alſo drey Abſtufungen 
in der Strafbarkeit dieſes Verbrechens. Auf der 
niederſten Stufe der Strafbarkeit ſtehen: 1.) 
die Verfälſchung, die ſich Jedermann kenn⸗ 
bar darſtellet, welche daher mit der echten Mün— 
ze auffallend unähnlich iſt. Die Leich⸗ 
tigkeit, dieſen Betrug zu entdecken, entfernet hier 
die größere Gefahr, mit welcher ſonſt dieſes ge— 
meinſchädliche Verbrechen den Staat und das 
Publicum bedrohet; ſie vermindert daher die 
Strafbarkeit der That. 2.) Die unbefugte Aus- 
prägung von Münzen, welche den echten an Ge— 
wicht (Schrot) und Feinheit (Korn) gleich find. 
Diefer Umſtand vermindert die Strafbarkeit, weil 
er die Verletzung des Publicums, welche ſich 
ſonſt bey dieſem Verbrechen mit der Verletzung 
des oberherrlichen Münzrechtes vereiniget, aus- 
fließt. Die höchſte Stufe der Strafbarkeit 
wird begründet, wenn 3.) entweder a) durch das 
Verbrechen großer Schaden geſtiftet worden 
iſt. Dieſes iſt nicht nur damahls der Fall, wenn 
die Summe der verfälſchten und bereits aus— 
gegebenen Münze anſehnlich iſt, und daher 
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(wenn es erlaubet iſt, dieſes nach Maßgabe an⸗ 
derer Geſetze beyläufig zu erklären) mehrere Hun- 
dert Gulden beträgt; ſondern auch damahls, 
wann durch die ſchlechte Münze dem Betroge— 
nen ein nach feinen Umſtänden empfindlicher Nach— 
theil verurſachet worden iſt a), Oder wenn b) 
durch dasſelbe beſondere Gefahr begrün— 
der wird. Dieſe kann vorzüglich aus der Taug⸗ 
lichkeit und dem Umfange der Vorbereitungen und 
Voranſtalten, aus der Höhe des Nennwerthes 
jener Münzen, deren Nachprägung bezielet wird, 
aus dem Grade der Abweichung ihres inneren 
Gehaltes von ber echten Münze und aus der 
Größe des beabſichtigten Schadens ermeſſen wer: 
den. Iſt die Münzverfälſchung von keinem der bis⸗ 
her erwähnten Umſtände begleitet, ſo ſteht die That 
auf der mittleren Stufe der Strafbarkeit b). 

Vielleicht findet man es ſonderbar, daß die 
Strafe dieſes Verbrechens mit der, auf die 
Nachmachung der Credits - Papiere gedrohten 
nicht die nähmliche iſt. Allein wer über die Na- 


a) Vergl. hiermit die §. §. 159. 164. und 182. die⸗ 
ſes Strafgeſ. 

b) In Rückſicht der Frage, in wie fern Ausländer, 
welche im Auslande das Verbrechen der Muͤnz— 
verfaͤlſchung begangen haben, nach dieſem Geſe— 
tze zu behandeln ſind, iſt ſich bey der Entſchei— 
dung an dasjenige zu halten, was unter $. 92. 
in Beziehung auf die Verfäaͤlſchung der Credits— 
Papiere auf die nähmliche Frage bemerket wor- 
den iſt. 
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tur dieſer Verbrechen mehr nachdenket, wied leicht 
wahrnehmen, daß nicht nur die Gefahr, hin— 
tergangen zu werden, ſondern auch der 
mögliche Schaden für den Privaten 
und das gemeine Weſen, ſo wie die 
wahrſcheinlichen Vortheile für den 
Verbrecher bey beyden ſehr verſchieden ſind. 
Denn in Rückſicht des erſten Punctes iſt es ber 
kannt, daß ein gewandtes Auge, welches Wer 
nige beſitzen, dazu erfordert wird, bey der Zer— 
krümmelung, welcher alle Credits Papiere mehr 
oder weniger unterliegen, die nachgemachten, wenn 
ihre Ausführung ein wenig gelungen iſt, von den 
echten zu unterſcheiden. Bey der Münze wird 
die Unechtheit, wenn fie nicht der echten an Ge— 
wicht und Feinheit gleich kommt, wo der Scha— 
den ohnehin geringer iſt, durch Farbe, Klang 
und Gewicht verrathen. Und wird auch manch— 
mahl eine falſche untergeſchoben, ſo iſt doch der 
Nachtheil nicht gleich ſo bedeutend, als bey Cre— 
dits⸗ Papieren, die ſchon ihrer Beſtimmung nach 
auf größere Summen lauten, und bey größeren 
Zahlungen angewendet werden. Auch behält 
ſelbſt die falſche Münze immer einigen Werth, 
wo es dagegen dem Papiere, das unecht iſt, an 
allem gebricht. Hierdurch wird zugleich die 
größte Verſchiedenheit auffallend, welche darin 
beſteht, daß das Papiergeld durch Verbreitung 
nachgemachter Papiere als gemeines Verkehrs— 
mittel ſeine ganze Brauchbarkeit verlieren kann 


169 


c), was in Beziehung auf echte Münzen bey der 
Mürnzoerfälſchung nie geſchehen wird, weil doch auch 
die unechte Münze einigen Werth enthält, und die 
echte von der unechten bey einer genauern Unter 
ſuchung immer leichter zu erkennen iſt, als das echte 
Credits- Papier von dem nachgemachten, welches 
letztere von dem erſtern oft nur durch geheime, 
öffentlich nicht bekannte, Merkmahle unterſchie— 
den werden kann. Hierzu kommt noch von Sei— 
te des Thäters die Betrachtung, daß er durch 
die Nachmachung öffentlicher Credits - Papiere 
viel geſchwinder, und mit weit weniger Voraus— 
lagen reich werden kaun, als durch die Münz— 
verfälſchung. In dieſem Falle iſt er nähmlich 
genöthiget wegen des Metalles, das er ſich bey— 
ſchaffen muß, anſehnliche Vorauslagen zu ma— 
chen, die in dem Maße ſteigen, als der Anſchlag 
auf größere Summen gerichtet iſt. In Anſehung 
der Staatspapiere wird die Verſchiedenheit der 
Koſten nicht ſehr bedeutend ſeyn, mag die Nach— 
machung Papiere mit einem Nennwerthe von— 
zwey, oder aber von hundert oder tauſend Gul— 
den betreffen. 
a $. 105. 
Als Theilnehmer an der Muͤnzverfaͤl- Tbeilnabme 

ſchung begeht ein Verbrechen, wer ver— Münzer 
faͤlſchtes Geld im Verſtaͤndniſſe mit dem- faͤlſchung. 


e) Wie gefährlich in dieſer Nückficht die Verfaͤl⸗ 
ſchung der Staatspapiere werden koͤnne, iſt 
ſchon in der Einleitung zu 5.92. gezeiget worden. 


170 


jenigen, der die Verfaͤlſchung begangen, 
oder begehen geholfen hat, auszugeben auf 
ſich nimmt; oder die Theile, um welche 
die echten Geldſtuͤcke in dem Falle des S. 
103. c) verringert worden, an ſich loͤſet. 
Hier wird mit dem Worte: Theilnehm er, 
fo wie in den §. $. 95. 98. u. 102., ein aus- 
gedehnterer Sinn, als in F. 5. der Einleis 
tung, verbunden. Denn obwohl in jedem Falle 
ein Verſtändniß mit dem Thäter (Urheber 
oder Gehülfen) zum Begriffe des ſelben vorausge- 
feet wird, fo iſt es doch nach dem gegenwärti— 
gen §., was nach 9. 5. anders ſich verhält, 
gleichgültig, ob das Einverſtändniß der That 
vorhergegangen, oder auf dieſelbe 
gefolget ſey. Auch hier ſcheint, wie im . 95., 
derjenige der Theilnehmung ſchuldig, der, wenn 
auch nur im Verſtändniſſe mit einem 
Theilnehmer, verfälſchtes Geld aus zu ge⸗ 
ben auf ſich nimmt, oder die Theile, um 
welche die echten Geldſtücke in dem Falle des 8. 
103. c) verringert worden find, an ſich lö— 
ſet a). Daß Geldſtücke bereits ausgegeben 


— 


a) Wenn im letzten Falle das Verſtaͤndniß und 
daher der boͤſe Vorſatz mangelt, und ein Gil: 
ber⸗ und Goldarbeiter, welchem geſchmolzenes 
Gold oder Silber zu kaufen angebothen wird, 
das nicht nach der beſtehenden Vorſchrift, mit 
dem Nahmen eines andern bürgerlichen Gold— 
und Silberarbeiters bezeichnet iſt, dasſelbe an 
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worden, iſt nicht nöthig; wohl aber, daß dieſes 
Verſtändniß ſich auf Metallſtücke beziehe, die, 
wenn gleich verfälſchte, Münzen ſind. Betrie— 
geriſches Ausgeben von Metallſtücken, die gar 
nicht als allgemeines Tauſchmittel 
gelten, oder das Ausgeben falſcher oder ver— 
fälſchter Münze ohne Verſtändniß mit den 
Verfälſchern, oder im Verſtändniſſe mit ei⸗ 
nem redlidhen Beſitzee, muß nach der 
Vorſchrift des §. 180. a) als Betrug erklä⸗ 
ret werden. 
$, 106, 

Eine ſolche Theilnehmung ſoll mit 
ſchwerem Kerker von Einem bis fuͤnf, und 
bey verurſachtem großem Schaden, bis 
zehn Jahre beſtraft werden. 

Was ein großer Schaden heißen konne, 
muß aus dem beurtheilet werden, was hierüber 
unter §. 104, bemerket worden iſt. 


ſich briugt, oder auch nur den Verkaͤufer anzus 
halten und verhaften zu laſſen, unterlaͤßt: fo 
wird er nach $. 223. des II. Theiles dieſes Strafg⸗ 
einer ſchweren Polizey⸗Uebertretung 
ſchuldig. 


Strafe. 
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Vierzehntes Haupt ſtuͤck. 


Von der Neligionsſtoͤrung. 


R. ligion, als Gegenſtand betrachtet, beſteht 
in der Anleitung zur Erkeuntniß der menſchlichen 
Beſtimmung und der daraus fließenden Pflichten 
als Gebothe eines höchſten Weſens, welches die 
Welt nach moraliſchen Geſetzen regieret. Bezo⸗ 
gen auf den Menſchen als Bekenner derſelben, iſt 
fie die Anerkennung und Erfüllung dieſer Pflich— 
ten als Gebothe eines ſolchen Weſens. Sie iſt 
ein, aus der Natur des Menſchen ſelbſt hervor⸗ 
gebn Bedürfniß, und kann in ſo weit als 
das große Werkzeug der Vorſehung zur Erziehung 
des menſchlichen Geſchlechtes betrachtet werden. 
Sie verdient daher, in fo fern nicht fremd—⸗ 
artige Grund ſätze dieſelbe entſtel⸗ 
len, nicht nur wegen ihrer eigenen Würde, 
ſondern auch wegen ihres wohlthätigen Einfluſſes 
auf die bürgerliche Geſellſchaft, durch den Staat 
auf jede ſchickliche Art befördert zu werden. Um 
ſo mehr leuchtet ein, daß die Bekenner der Re— 
ligion und die aus ſolchen Bekennern erwachſene 
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kirchliche Geſellſchaft mit allem Rechte fordern, 
in derſelben beſchützet zu werden, da dieſer Schutz 
nicht nur mit dem Wohle des Staates zuſam— 
men beſtehet, ſondern auch demſelben förderlich 
iſt, in ſolchen Fällen aber die Bürger einen ge— 
gründeten Anſpruch darauf machen, ungeſtört 
ihre Zwecke verfolgen zu dürfen. Dieſes Recht 
der kirchlichen Geſellſchaft, ung eſtört ihre 
religiöſen Zwecke verfolgen zu kön⸗ 
nen, ifi der eigentliche Gegen ſtand des Ders 
brechens der Neligionsſtörung. 

§. 107. 

Das Verbrechen der Religionsſtoͤ—⸗ Netigionse 
rung begeht: rung: 

a) wer durch Reden, Schriften oder 
Handlungen Gott läſtert; 

b) wer eine im Staate beſtehende 
Religionsuͤbung ſtoͤret, oder durch enteh— 
rende Mißhandlung an den zum Gottes⸗ 
dienſte gewidmeten Geraͤthſchaften, oder 
ſonſt durch Handlungen, Reden, Schrif— 
ten Öffentlich der Religion Verachtung bes 
zeiget; 

c) wer einen Chriſten zum Abfalle 
vom Chriſtenthume zu verleiten, ſich an— 
maßet; 

d) wer Unglauben zu verbreiten, oder 
eine der chriſtlichen Religion widerſtreben⸗ 
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de Irrlehre auszuſtreuen, wer Sektirung 
zu ſtiften, ſich beſtrebet. 

Dieſes Verbrechen wird daher 1.) durch 
Beſchimpfung der kirchlichen Gefell 
ſchaft (nach a. u. b.); 2.) durch argli⸗ 
ſtige Verführung ihrer Mitglieder 
(nach c. u. d.), begangen. 

1.) Diüurch die Beſchimpfung der kirchlichen 
Geſellſchaft. 

Die Ehre einer jeden Geſellſchaft, und 
daher auch der kirchlichen, hängt ſowohl von der 
anerkannten Güte ihres Zweckes, als jener Grund— 
ſätze, Gebräuche und Einrichtungen ab, welche, 
denſelben herbey zuführen, für wahr, nützlich oder 
nothwendig anerkannt und angewendet werden. 
Die boshafte Herabwürdigung ſolcher Gegenſtände 
iſt daher eine Beſchimpfung der Geſellſchaft, 
welche aber in Beziehung auf die kirchliche 
um ſo mehr Gefahr und Aergerniß verbreitet, je 
nothwendiger dieſe Geſellſchaft für den Einzelnen 
und den Staat, je heiliger ſie dem Menſchen 
überhaupt iſt. Aus dieſem Geſichtspuncte iſt zu 
betrachten die bürgerliche Strafbarkeit: J. der 
Gottesläſterung, unter welcher jede Aeu⸗ 
ßerung verſtanden wird, durch die der Gottheit 
Unvollkommenheiten angedichtet, oder ſonſt 
Verachtung gegen dieſelbe abſichtlich an den 
Tag geleget wird. Ob dieſes durch Worte, 
Schriften oder Handlungen geſchehe, iſt in der 
Hauptſache gleichgültig. Aber weſentlich iſt 
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zum Daſeyn dieſes Verbrechens die böfe Ab— 
ſicht, den Gegenſtand der kirchlichen Verehrung 
dadurch zu ſchmähen, d. i. in den Augen der 
Verehrer desſelben herabzuwürdigen. Aus dieſem 
Grunde können die irgendwo gewöhnlichen 
Scheltworte, wenn ſie im Zorne ausge— 
fioßen werden, ſollten fie gleich nach ihrem I n— 
halte in dieſes Verbrechen einſchlagen, nicht 
hierher gerechnet werden, wenn dieſelben nicht ſo— 
wohl aus der Aöſicht, einen ſolchen Gegenſtand 
zu ſchmähen, entſtehen, als vielmehr durch das 
Bedürfniß eines vollen Gemüthes, ſich Luft zu 
machen, ausgepreſſet werden. II. Der Stö⸗ 
rung einer im Staate beſtehenden Nez 
ligionsübung, worunter man jede Hand— 
lung verſteht, burch welche dieſelbe, beſtehe fie 
in der Geſtalt einer öffentlichen, oder Privat— 
Uebung, gefliſſentlich gehindert, unterbro— 
chen, oder aufgehoben wird. Unter die in unſe— 
rem Staate beſtehenden gehöoͤret aber die 
Religionsübung 1.) der Katholiken; 2.) der 
Augſpurgiſchen und Helvetiſchen Confeſſions— 
Verwandten; 3.) der nicht unirten Gries 
chen a), und 4.) der Juden b). III. Der öf⸗ 


a) S. Verord. v. 20. Jun. 1781. u. v. 13. Octob. 
1781. 

b) S. Handbuch des Deſterreichiſchen Kirchen— 
rechts. Von Georg Rechberger. 1. Thl. 
$. 296 und Oeſterr. Kirchenrecht. Von Our 
ſtermann. III. Thl. §. 583. u. f. 
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fentlich geäußerten Verachtung der 
Religion, welche bezeiget werden kann: a) 
durch entehrende Mißhandlung an 
den zum Gottes dienſte gewidmeten 
Geräthſchaften d. i. an ſolchen beweg⸗ 
lichen Sachen, die an ſich zwar weltlich, aber 
durch Weihung oder Einſegnung zu einem got— 
tesdienſtlichen Zwecke beſtimmet ſind: z. B. Mon⸗ 
ſtranzen, Ciborium u. derg. Eine entehrende 
Mißhandlung derſelben iſt diejenige zu nennen, 
welche in einer ſolchen mit dem Geräthe vorge— 
nommenen, der kirchlichen Beſtimmung desſelben 
widerſprechenden Handlung beſteht, daß, wenn 
dieſe bekannt wird, dadurch allein der fernere 
Gebrauch zum heiligen Zwecke ohne Aergerniß 
unmöglich gemacht wird. b) Sonſt durch 
Handlungen, Reden oder Schriften. 
Jedoch wird ſowohl in dieſem, als in dem vor: 
hergehenden Falle vorausgeſetzet, daß die ſträfli⸗ 
che Aeußerung nicht nur öffentlich vorge 
bracht, ſondern auch aus der Abſicht: der Re⸗ 
ligion dadurch Verachtung zu bezei⸗ 
gen, entſprungen ſey. Bey dieſer Abſicht 
kann dieſes Verbrechen aber auch derjenige bege⸗ 
hen, deſſen Aeußerung, ihrem Inhalte nach, in 
ſeiner religiöſen Ueberzeugung gegründet iſt, wenn 
ſie auf eine beſchimpfende Art vorgebracht 
wird c). Wer ohne böſen Vorſatz, bloß aus 
Manz 


I, Feuerba ch, Lehrbuch des gem. in Deutſchl. 
gültig, peinl. Rechts. §. 305, (gte Auflage). 
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Mangel an Unterricht oder Schwachheit, gefeh— 
let hat, iſt dem Religions-Lehrer und der ware 
nenden Polizey zu übergeben d). > 

2.) Durch argliſtige Verführung der Mits 
glieder dieſer Geſellſchaft. 

Daß eine Liſt, welche auf die Verletzung 
fremden Eigenthumes gerichtet iſt,, rechtswidrig 
und ein Betrug ſey, zieht man in keinen Zwei— 
fel. Das ſittliche Wohl des Menſchen, deſſen 
Erreichung gänzlich von der richtigen Vorſtellung 
ſeiner Beſtimmung und den, daraus abgeleiteten, 
Pflichten abhängt, iſt ein dem Menſchen nicht 
minder wichtiges Gut, als zeitliche Schätze; und 
da die unerläßliche Bedingung desſelben — die 
Kenntniß der menſchlichen Beſtimmung und Pflich— 
ten — eine richtige Einſicht in die Lehren einer, 
ihrem Zwecke entſprechenden, Religion vor— 
ausſetzet: ſo iſt eine, auf Täuſchung berechnete 
Einwirkung auf das Vorſtellungsvermögen eines 
Andern, um in demſelben in dieſer Beziehung irrige 
Begriffe zu erwecken, für keinen minder gefährli— 
chen Betrug zu halten. Und fo wie ferner eine 
Liſt, welche angewendet wird, um an fremdem 
Eigenthume Schaden zuzufügen, deßwegen nicht 
aufhöret, widerrechtlich zu ſeyn, weil fie nicht 
gelungen iſt, oder weil der Eigenthümer ſelbſt 
fein Gut auch hätte durchdringen, oder durch 
Zufall verlieren können: eben ſo kann auch ein 

d) S. v. Zeiller: I. Bd. der jaͤhrl. Beytraͤge 

zur Geſetzkunde u. Rechtswiſſenſchaft. S. 150. 

O. C. R. II. Theil. M 


178 


argliſtiger Irrlehrer deßwegen von dem Betruge 
nicht losgezählet werden, weil ihm die Verfüh⸗ 
rung entweder nicht gelungen iſt, oder man nicht 
wohl beſtimmen kann, ob der Irrthum in dem 
verführten Subjecte ſonſt nicht von ſelbſt entſtan⸗ 
den ſeyn würde e). Eine ſolche Verführung iſt 
daher zwar immer für eine Verletzung zu 
halten; als ein Verbrechen jedoch zeichnet 
das Geſetz nur die gefährlicheren Fälle aus, un— 
ter welche gerechnet wird: I. Wenn Jemand 
einen Chriſten zum Abfalle vom 
Chriſtenthume zu verleiten, ſich an⸗ 
maßet. Als Gegenſtand dieſes Verbre— 
chens wird daher entweder ein Katholik, 
ein Augſpurgiſcher oder Helveti⸗ 
ſcher Confeſſions ⸗ Verwandter, 
oder ein nicht unir ter Grieche vorausge- 
ſetzet, weil unter dieſen die in unſerem Staate 
rechtlich beſtehenden Chriſten begriffen ſind. 
Der Inhalt der That beſteht in dem Unter— 
nehmen, einen ſolchen Religionsgenoſſen dazu 
zu verleiten, daß er die chriſtliche Religion 
verlaſſe. Es iſt gleichgültig, ob man in dem— 
ſelben bloß dieſe auszurotten, oder zugleich 
eine nicht chriſtliche einzupflanzen ſucht. 
Daß die Ausführung der That gelungen ſey, 
iſt in dieſem Falle, fo wie in allen fol: 
genden dieſes N eben fo wenig erfor⸗ 


e) S. v. Zeiller: Das natürliche Privat-Recht 
5. 52. 
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derlich, als dagegen der böſe Vorſatz, das 
durch einen Andern irre zu führen, 
oder überhaupt wiſſentlich etwas Ge— 
ſetzwidriges zu thun, immer weſentlich 
bleibt. Wer, weil er ſelbſt durch Irrthum ge— 
blendet iſt, denſelben als vermeinte Gewiſſensſa— 
che Jemanden beyzubringen ſucht, iſt dem Religi— 
on8 Lehrer und der warnenden Polizey zu über— 
liefern, wenn nicht etwa deutliche Spuren der 
Verrücktheit, welche die Zurechnung ausſchließet, 
ihn der ärztlichen Hülfe zuweiſen. Wer, ohne 
Verführung, vom Chriſtenthume abfällt, begeht 
hierdurch kein Verbrechen. Wenn er dieſes aber 
öffentlich: z. B. vor dem Kreisamte erklärte, 
ſo iſt er nach den darüber eigens beſtehenden 
politiſchen Vorſchriften zu behandeln f). II. 
Wenn Jemand, Unglauben zu ver— 
breiten, ſich beſtrebet. Man verſteht 
unter Unglauben (irreligio) die Ab- 
läugnung aller Verhältniſſe und Pflichten gegen 
Gott. Weil ohne Anertennung eines höchſten 
Weſens keine Religion gedacht werden kann, fo 
bezielet dieſes Verbrechen eigentlich die Untergra— 
bung aller Religion. IL. Wenn Jemand 
eine der chriſtlichen Religion wider- 
ſtrebende Irrlehre aus zuſtreuen 
ſucht. Unter Irr lehre verſteht man hier eine 
jede, von dem unter öffentlichem Schutze 
2 


10 ©. hieruͤber Guſter mann: Oeſterr. Kirchen: 
recht. II. Thl. § 462, und Anmerkung b). 
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beſtehenden chriſtlichen Lehrbegriffe in we— 
ſentlichen Puncten abweichenden Meinung eines 
Chriſten. Unter öffentlichem Schutze ſtehende 
Chriſten find: die Katholiken, die Aug— 
ſpurgiſchen und Helvetiſchen Con: 
feſſions- Verwandten, und die nicht 
unirten Griechen. Die Irrlehre muß daher 
allen beſtehenden Glaubens -Symbolen dieſes 
chriſtlichen Cultus widerſprechen, wenn das Be— 
ſtreben, ſie auszuſtreuen, dieſe Art des Verbre— 
chens begründen fol g). Sonſt unterſcheidet ſich 
dieſe Verführung von den beyden vorhergehenden 
Arten vorzüglich durch Beſchränkung in dem Zwe— 
cke. Sie iſt nur gegen einzelne Lehren der 
chriſtlichen Religion gerichtet, wo dagegen in dem 
Falle unter c) die gä nzliche Abläugnung der 
chriſtlichen Religion, und in dem unmittelbar 
vorhergehenden die Untergrabung aller Reli— 
gion bezielet wird. IV. Wenn Jemand, 
Sectirung zu ſtiften, ſich beſtrebet. 


8) Man nennt eine ſolche Jrrlehre in der Kirchen— 
ſprache Ketzer ey. Dieſe iſt daher kein bu r— 
gerliches Verbrechen; wohl aber die Ketzer— 
macherey, wie Klein in den Grundſaͤtzen des 
peinlichen Rechts es nennet. Wie diejenigen zu 
behandeln ſeyen, welche ſich, aus ſelbſt zugezoge— 
ner Verblendung, öffentlich für eine im Toleranz 
geſetze nicht begriffene Secte: z. B. der Deiſten, 
Menoniſten u. dergl. erflären, darüber ſ. II. Thl. 
des Oeſterr. Kirchenrechtes. Von Guſter mann, 
zu §. 452. Anmerkung a), 
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Dieſe Art des Verbrechens der Religionsſtörung 
ſetzet alfo voraus, daß Jemand eine Secte 
zu ffiften, d. h. eine neue Glaubensgeſell— 
ſchaft zu begründen, ſich beſtrebet. In dem vor= 
hergehenden Falle wird ein Anhänger der chriſt— 
lichen Religion, der jedoch derſelben in weſent— 
lichen Puncten widerſtrebende Lehren ausbreitet, 
als Verführer vorausgeſetzet; hier ein beter ie— 
geriſcher oder ein ſolcher Stifter einer neuen 
Secte, welcher wiſſentlich wider die Ge— 
ſetze eine ſolche begründet. Dort iſt es auf die 
Ausbreitung einer falſchen Lehre; hier auf die 
förmliche Stiftung einer neuen Geſellſchaft abge: 
ſehen. 
$. 108. 

Iſt durch die Religionsſtoͤrung oͤf— 
fentliches Aergerniß gegeben worden, oder 
eine Verfuͤhrung erfolget, oder gemeine 
Gefahr mit dem Unternehmen verbunden 
geweſen; ſo ſoll dieſes Verbrechen mit 
ſchwerem Kerker von Einem bis auf fuͤnf 
Jaͤhre; bey großer Bosheit oder Gefaͤhr— 
lichkeit aber auch bis auf zehn Jahre be— 
ſtrafet werden. 


Von dieſen Erſchwerungsumſtänden hat der 


erſte vorzüglich auf die unter a) und b) enthal— 
tenen Arten dieſes Verbrechens Beziehung; der 
zweyte und dritte findet mehr auf die, in c) 
und d) begriffenen, Fälle Anwendung. Es iſt 
daher auch leicht einzuſehen, warum der erſte Er— 


Strafe. 
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ſchwerungsumſtand ein öffentliches Aerger⸗ 
niß vorausſetzet. Wer nähmlich durch ein, ſeiner 
ſittlichen Würde auffallend widerſprechendes, Bey— 
ſpiel, welches Nachfolge bewirken dürfte, es 
darauf angeleget hat, zu zeigen, daß er ſich um 
die Achtung Anderer, die ſie ihm als moraliſchen, 
die Pflicht hochſchätzenden Weſen ſchuldig wären, 
gar nicht bekümmere; gibt ein Aergerniß. 
Da die Gegenſtände des Verbrechens der Reli— 
gionsſtörung unter a) und b) dem Menſchen ſo 
ehrwürdig und heilig ſind, ſo wird durch eine 
Beſchimpfung derſelben immer Aergerniß ges 
geben. Um daher den gewöhnlichen Fall des 
Verbrechens von einem, dasſelbe insbeſondere 
erſchwerenden, Umſtande zu unterſcheiden, konn— 
te als verſchärfender Umſtand nur ein öffent 
liches Aergerniß erkläret werden, d. i. ein ſol⸗ 
ches, welches vor den Augen des Publicums 
gegeben wird. Der Grund der hierdurch erhöh— 
ten Strafbarkeit liegt nicht nur in der durch die 
Oeffentlichkeit vermehrten Beſchimpfung der kirch— 
lichen Geſellſchaft, ſondern auch in der dadurch 
herbeygeführten Gefahr, daß ſchwachſinnige Men— 
ſchen durch ein ſolches Beyſpiel verführet werden 
dürften a). Die zwey übrigen geſetzlichen Er— 
ſchwerungsgründe ſind zwar ohnehin klar; nur 
iſt in Rückſicht des letzten zu bemerken, daß, 
wenn mit dem Unternehmen eine allgemeine, 


| 2) S. Handbuch der Religionswiſſenſchaft. Von 
Jakob Frint. J. Theiles I. Bd. §. 206. 
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den Staat im Ganzen betreffende Gefahr, vers 
bunden iſt, bey die ſem Verbrechen die in den 9. 
52. einſchlagende Abſicht ausgeſchloſſen werde. 

9. 109. 

Treffen keine der in dem vorherge— 
henden Paragraphe erwaͤhnten Umſtaͤnde 
mit ein; ſo iſt die Religionsſtoͤrung mit 
Kerker von ſechs Monathen bis auf Ein 
Jahr zu beſtrafen. | 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß, wenn au 
dieſes Verbrechen auch die weltlichen Strafen ver— 
hänget werden, dadurch die geiſtlichen, in wie 
weit ein kirchliches Verbrechen dabey unterläuft, 
nicht ausgeſchloſſen werden a). 


a) ©. Pehem: N in jus ‚ecelesiasticum 
\ universum, pars, II. F. 1186. 
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Sunfzebntes Hauprf 


Von der N und andern umugte, 
faͤllen. n uten, 
1% M We. — ash ed 
Die d e belegen; en. „ Staat eatweder 
in ſeinem Banden in den öffentlichen Vorkehrun⸗ 
gen, oder dem öffentlichen Vertrauen; o der ſie 
verletzen denſelben in den einzelnen Menſchen. 
Die geſetzlich en Beſtimmungen über die verſchiedenen 
Gattungen der erſtö en Art dieſer Verbrechen ſind 
nun bis auf einige Jerbrechen, über welche in 
dem XXVII. Hauptſtücke die geſetzlichen Vor: 
ſchriften enthalten ſind, vollendet. Die Verbre— 
chen, welche den Staat in den einzelnen Mens 
ſchen verletzen, betreffen entweder die Perfon, 
oder das Vermögen, oder die Freyheit 
oder andere Rechte derſelben. Diejenigen, wel— 
che die Freyheit derſelben verletzen, ſind in 
dem IX. Hauptſtücke vorgekommen. Die übris 
gen, den einzelnen Menſchen a) betreffenden Ver— 


2) Dieſen werden auch die im Staate beſtehenden 
Gemeinden und Geſellſchaften gleich geſtellet. 
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brechen werden in dieſem und den folgenden Haupt⸗ 
ſtücken nach der Ordnung, in welcher, gemäß 
ihrer Wichtigkeit, die Gegenſtände derſelben, auf 
die ſie ſich beziehen, ſind angedeutet worden, be— 
handelt werden. Das Geſetz beginnt daher mit 
denjenigen, welche die Sicherheit einzelner Men- 
ſchen an der Perſon verletzen. Dieſe Ver: 
brechen find: Nothzucht und andere Un: 
zuchtsfällez 2.) Mord und Todtſchlagz 
3.) Abtreibung der Leibes frucht; 4.) 
Weglegung eines Kindes; 5.) Ver⸗ 
wundung oder andere körperliche Ber: 
letzungen, und 6.) 8 w eykamp f. Obwohl 
unter dieſen Verbrechen der Mord das ſtrafbar⸗ 
ſte iſt, ſo werden doch die Beſtimmungen über 
das Verbrechen der Noth zucht und ande— ö 
rer Un zuchts fälle gleich in dieſem Haupt- 

ſtücke feſtgeſetzet, weil dieſes Verbrechen mit dem 
vorhergehenden in dem nächſten Zuſammenhange 
ſteht, da beyde auf die öffentliche Sittlichkeit ſich 
beziehen b). Wenn gleich die Verbrechen, von 
welchen in dem gegenwärtigen Hauptſtücke die 
Rede iſt, dadurch unter ſich in Verbindung ſte⸗ 
hen, daß fie beyde in Handlungen beſtehen, wel— 
che der öffentlichen Sittlichkeit widerſprechen; ſo 
wird doch ſchon durch die geſetzliche Aufſchrift 
angedeutet, daß ſie wegen ihrer weſentlichen Ver— 
ſchiedenheit in zwey Arten: Noth zucht und 
andere Unzuchtsfälle, abgetheilet werden 


b) S. v. Zeiller: a. o. a. O. S. 150. 


Nothzucht. 
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müſſen. Von der Nothzucht handeln die §. §. 
110. 111. und 112.; die darauf folgenden be⸗ 
treffen andere Unzuchtsfälle. ö 


§. 110. 


Wer eine Weibsperſon durch gefaͤhr⸗ 
liche Bedrohung, wirklich ausgeuͤbte Ge⸗ 
waltthaͤtigkeit, oder durch argliſtige Bes 
taͤubung ihrer Sinne außer Stand ſetzet, 
feinen Lüften Widerſtand zu thun, und in 
ſolchem Zuſtande ſie ſchaͤndet, begeht das 
Verbrechen der Nothzucht. 

Der Geg enſtand dieſes Verbrechens iſt 
eine Weibs per ſon, wenn auch von ſchlech⸗ 
tem Rufe a), mit welcher der Später nicht vers 


a) Obwohl RR geſetzliche Ausdruck: Schänden, 
in dem en gern Sinne die Entziehung der 
jungfräulichen Ehre andeutet, ſo muß er 
doch bier in dem weiteren Sinne eines, die 
Ehre der Weibgperfon überhaupt be⸗ 
flecken den, derbothenen Veyſchlafes genom- 
men werden, weil die letztere Bedeutung des Wor⸗ 
tes dem Sprachgebrauche nicht widerſpricht, und 
auch deßwegen als die geſetzliche wahrſcheinlich 
wird, weil dieſes Wort ganz allgemein auf eine 
Weibsperſon, mithin ohne Ruͤckſicht auf ih⸗ 
re jungfraͤuliche Ehre, bezogen wird. Hierzu 
kommt noch, daß bey der entgegengeſetzten Aus- 
legung, an einer verheiratheten, die Mutter iſt, 
oder einer andern geſchwaͤchten, wiewohl ſonſt 
ehrbaren Perſon, dieſes Verbrechen nicht beg an— 


187 


ehlichet iſt. Der Inhalt der That befteht in 
der wider Willen der Weibsper ſon 
vollbrachten Schändung derſelben. 
Es wird daher vorausgeſetzet, daß man den 
Gegenſtand der Mißhandlung auf irgend eine Art 
außer Stand geſetzet habe, der Vollziehung des 
Beyſchlafes zu widerſtehen, und daß derſelbe in 
dieſem Zuſt an de der Perſon wirklich vollen— 
det worden ſey. Das Mittel, die Perſon in die- 
fen Zuſtand zu verſetzen, kann ſeyn: „Yargli⸗ 
ſti ge Betäubung ihrer Sinne, durch welche 
dieſelbe, den Lüften des Verbrechers Widerſtand 
zu thun, außer Stand geſetzet wird, 
welches damahls der Fall iſt, wenn die Perſon 
wegen derſelben zur Zeit des Beyſchlafes gar nicht 
den Gebrauch der höhern Gemüthskräfte hatte. 
Argliſtig kann die Betäubung genannt wer— 
den, wenn ſie, in fo weit man dieſelbe als Mit- 
tel zur Schändung betrachtet, der zu Mißhan— 
delnden ohne Wiſſen und Willen beygebracht wird. 
Daher kann die Schwächung einer Weibsperſon, 
die ſchläft, wenn der Schlaf nicht eine Folge 
der argliſtigen Betäubung iſt; die wahnſin— 
nig oder völlig berauſcht iſt, wenn die 
Berauſchung nicht argliſtig herbeygeführet wur— 
de, nicht zu dieſem Verbrechen gerechnet werden. 


gen werden koͤnnte. Eine Auslegung, welche, 
ohne ſicheren Anhaltspunct, auf ſolche Mängel 
der Geſetze führte, iſt ſelbſt für ſehr mangelhaft 
zu halten. 
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b) Gefährliche Bedrohung derſelben, 
wenn nähmlich der Verbrecher den Willen (das 
Begehren) der Perſon zur Hingebung durch Vor— 
ſtellung ſolcher Uebel beſtimmet, welche mit der 
Gefahr augenblicklicher Vollziehung verbunden 
ſind, und mit dem Uebel der Verletzung jung— 
fräulicher Ehre entweder im gleichen Verhältniſſe 
ſtehen, oder dasſelbe überwiegen by. Wenn dies 
ſe Beſtimmungen nicht vereinigt eintreffen, kann 
man wohl ſagen, daß die Weibsperſon mit 
Widerwillen ſich hingegeben, nicht aber, daß 
ſie durch Nöthigung dazu beſtimmet wor- 
den ſey. c) Wirklich ausgeübte Ge⸗ 
waltthätigkeit gegen dieſelbe, wenn 
der Verbrecher durch das Ueber gewicht der, ihm 
zu Gebothe ſtehenden, körperlichen Kräfte die 
widerſtehenden Körperkräfte der Weibsperſon über» 
windet. Daher muß die Schändung derſelben, 
wenn dadurch dieſes Verbrechen begründet wer— 
den ſoll, von Seite der entehrten Perſon bloß 
eine Folge der Unmöglichkeit eines wei⸗ 
teren Widerſtandes ſeyn. Man erkennt 
dieſes vorzüglich aus der Art und Dauer des 
Widerſtandes, welcher dem Verbrecher geleiſtet 
worden iſt c). 


b) S. Feuerbach: a. o. a. O. §. 267. 
c) S. Feuerbach: a. o. a. O. §. 266. 
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F. 111. 

Die Strafe der Nothzucht iſt ſchwe⸗ Strafe. 
rer Kerker zwiſchen fuͤnf und zehn Jah— 
ren. Hat die Gewaltthaͤtigkeit einen wich— 
tigen Nachtheil der Beleidigten an ihrer 
Geſundheit, oder gar am Leben zur Fol— 
ge gehabt; ſo ſoll die Strafe auf eine 
Dauer zwiſchen zehn und zwanzig Jah— 
ren verlaͤngert werden. 

Was die Erſchwerungsumſtände betrifft, 
welche das Geſetz hier ausgezeichnet hat, ſo iſt 
dabey zu bemerken, daß ſie auf den Fall des 
Verbrechens beſchränket ſind, wenn dasſelbe 1.) 
auf Gewaltthätigkeit ſich gründet, und 
2.) hierdurch der gemißhandelten Perſon ein wich- 
tig er Nachtheil an der Geſundheit, oder gar 
an dem Leben zugezogen worden iſt. Insbeſon— 
dere iſt der Beyſatz: Wichtiger Nachtheil, 
nicht zu überſehen, weil ohne einigen Nach⸗ 
theil für die Geſundheit der entehrten Perſon das 
Verbrechen kaum jemahls ablaufen wird, und 
daher, wenn auf das erſtere Wort nicht der ge— 
hörige Nachdruck geleget wird, der ordentli* 
che Fall der Beſtrafung von dem auß eror— 
dentlichen in Nichts unterſchieden wäre. 

$. 112. 

Die an einer Perſon, welche noch Schändung 
nicht vierzehn Jahre alt iſt, unternomme— eds 
ne Schaͤndung wird ebenfalls als Noth Verſon. 


zucht angeſehen, und beitraft. 
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Der Gegenſtand biefes Verbrechens iſt 
eine Weibsperſon, welche nicht vierzehn Jahr 
zurückgeleget hat, und daher noch uns 
mündig iſt. Durch die unternommene, 
wenn auch nicht vollzogene Schändung iſt 
das Verbrechen vollendet. Das Geſetz un— 
terſcheidet nicht, ob dieſelbe ſich auf gefährs 
liche Bedrohung, wirklich ausgeüb— 
te Gewaltthätigkeit oder argliſtige 
Betäubung gründe; oder ob fie ohne 
dleſe Mittel unternommen worden ſey a). 


a) Man dürfte vielleicht verfucht ſeyn, zu glauben, 
daß, wenn man den letzten dieſer Falle ausnimmt, 
die übrigen ſchon in dem §. 110. enthalten, und als 
dorthin gehoͤrig zu betrachten ſeyen. Allein da 
das Geſetz in dem gegenwärtigen $ von der un: 
ternommenen Schaͤndung einer un muͤndigen 
Perſon, ohne alle Unterſcheidung der 
Art, wie fie geſchehe, beſondere Meldung 
macht; da es ferner dieſelbe, ſobald ſie auch nur 
unternommen iſt, der Nothzucht in dem Sin: 
ne des §. 110., gemaͤß welchem dieſe erſt nach 
vollbrachter Schaͤndung vollendet iſt, 
gleich ſtellet: ſo kann eine ſolche Auslegung 
ſchon aus dem erſten dieſer Gruͤnde nicht Statt 
finden, welcher aber noch durch die Betrachtung 
verſtaͤrket wird, daß nach derſelben die offenbar 
ſtrafbarere That einer geringeren Strafe, als 
die minder ſtrafbare unterzogen werden muͤßte. 
Es iſt nähmlich einleuchtend, daß die unter- 
nommene Schaͤndung einer Unmuͤndigen, wel: 
che ſich auf gefährliche Bedrohung, wirklich aus: 
geuͤbte Gewaltthaͤtigkeit oder auf argliſtige Ve, 
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Vielmehr wird die That auch in dieſem Falle 
als Nothzucht angeſehen, ſo lange nähmlich, 
was ſich ohnehin verſteht, nicht der Begriff eis 
ner Verletzung ganz verſchwindet. Denn da man 
doch insgemein vorausſetzen kann, daß eine 
ſolche Perſon von der Eigenſchaft und den Folgen 
der mit ihr vorzunehmenden Handlung keine Kennt⸗ 
niß hat, fo iſt feld ft die Möglich keit ei— 
nes vernünftigen Willensgebrauches für einen ſol⸗ 
chen Fall bey derſelben ausgeſchloſſen. Wer nun 
dieſe Unwiſſenheit dazu benützet, eine Schwächung 
derſelben zu unternehmen, begeht unſtreitig eine 
Verletzung, welche für Nothzucht kann angeſehen 
werden, weil unter dieſer auch eine unfreywil— 
lige Schwächung, die hier eintrifft, begriffen 


taͤubung gruͤndet, ſtraͤflicher iſt, als wenn fie ſich 

nicht auf ſolche Mittel gruͤndet. In dieſem letz⸗ 

ten Falle iſt die That gemäß dem Sinne des ges 

genwaͤrtigen §., wenn fie gleich nicht voll« 

bracht, ſondern nur unternommen worden, 

doch für vollendet zu halten. In dieſer Ber 

ziehung trifft daher hier kein Milderungsgrund 

ein. Dagegen würde in den übrigen Fällen, wenn 

dieſelben nach §. 110. zu beurtheilen wären, die 

That nur fuͤr einen Verſuch zu halten, und 

daher nach $. 40. ein Milderungsgrund vorhan— 

den ſeyn, was ſich mit folgerechten Grundſaͤtzen 

einer weiſen Geſetzgebung, welche der Ausleger 

ihrer Geſetze, ſo lange das Widerſpiel nicht klar 

1 iſt, immer vorausſetzen muß, nicht vereinigen 
lließe. 

A 
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if. Wenn aber eine ſolche Perſon ihre jungfräus 
liche Ehre, für welche die geſetzliche 
Vermuthung iſt, ſchon verloren hätte, fo 
würde eine Schwächung derſelben nur damahls 
als Nothzucht können angeſehen werden, wann 
fie ſich nicht auf ihren eigenen, durch Geſchlechts— 
luſt beſtimmten Willen gründete, weil ſonſt der 
ganze Begriff von einer Verletzung und einem 
dadurch entſtandenen Verbrechen gegen dieſelbe 
verſchwände. 

Da dieſes Verbrechen, der Nothzucht gleich 
geſtellet iſt, ſo iſt auf dasſelbe auch die in dem 
vorhergehenden $. enthaltene Strafe gedrohet. 
Nur iſt es im allgemeinen verhältnißmäßig ſchär⸗ 
fer zu beſtrafen, als die im $. 110. beſchriebene 
Nothzucht, weil in dem Falle des gegenwärti— 
gen §. ſchon die unternommene, in dem 
Falle des $. 110. aber erſt die vollzogene 
Schändung das, im geſetzlichen Sinne vollen de— 
te, Verbrechen darſtellet. Auch wird die Schän— 
dung einer unmündigen Perſon, welche ſich auf 
gefährliche Bedrohung, wirklich ausgeübte Ge— 
waltthätigkeit oder argliſtige Betäubung gründet, 
ſchärfer beſtrafet werden müſſen, als wenn die— 
ſelbe an einer ſolchen Perſon ohne dieſe Mittel 
verübet wird. 


§. 113. 
Von andern Unzuchtsfällen, 


durch welche ein Verbrechen begrün⸗ 


det wird. 
Unter 
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Unter dieſe rechnet das Geſetz: 1.) Un: 
zucht gegen die Natur; 2.) Blutſchan⸗ 
de in auf- und abſteigender Liniezz.) 
Verführung zur Unzucht einer zur 
Erziehung oder Aufſicht anvertrau— 
ten Perſon; 4.) Verkuppelung einer 
unſchuldigen Perſon. Die erſten zwey 
dieſer Unzuchtsfälle ſind der Gegenſtand des vor— 
liegenden $, 


Verbrechen 
Als Verbrechen werden auch nachſte- denz c 


hende Arten Unzucht beſtrafet: gegen die 
I. Unzucht gegen die Natur. e 


II. Blutſchande, welche zwiſchen Ver-ſchande. 
wandten in auf -und abſteigender Linie, 
ihre Verwandtſchaft mag von ehelicher 
oder unehelicher Geburt herruͤhren, began— 
gen wird. 

J. Unzucht gegen die Natur ſetzt 
eine Befriedigung des Geſchlechtstriebes voraus, 
welche wiſſentlich auf eine andere Art ge— 
ſchieht, als welche die Natur hierzu beſtimmet. 
Da der Text des Geſetzes dieſes Laſter ohne Bes 
ſchränkung und daher im weiteſten Sinne ums 
faſſet, ſo iſt darunter begriffen: 1.) Selbſtſchän— 
dung; 2.) Unzucht a) eines Mannes mit einem 
Manne; b) eines Weibes mit einem Weibe; c) 
eines Mannes mit einem Weibe auf eine natur— 
widrige Art; 3) Unzucht eines Menſchen mit ei— 
nem Weſen verſchiedener Gattung. Weil aber 
kein Verbrechen ohne böſen Vorſatz gedacht wer— 

O. C. R. II. Theil. N 
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den kann, ſo iſt dieſes Laſter nur damahls als 
Verbrechen zu betrachten, wann der Wüſtling, 
dem die Schandthat zur Laſt fällt, weiß, daß 
dieſe Art der Befriedigung des Geſchlechtstriebes 
wider die Natur läuft a), Selbſt in dieſem 
Falle werden die Rechte Anderer nur in ſo weit 
verletzet, als mit der Unthat öffentliches Aerger— 
niß verbunden iſt b). Allein der hohe Grad von 
Verworfenheit, welchen dieſes Laſter voraus ſe⸗ 
tzet; die aus ihm entſpringende Abnahme der 
Ehen, ihrer Fruchtbarkeit und des darauf ſich 
gründenden Nachwuchſes der bürgerlichen Geſell— 
ſchaft; die körperliche Entnervung und das gei— 
ſtige Verderbniß, welche dadurch beyde begrün— 
det werden, und den Bürger endlich ſich ſelbſt, 
feinen Angehörigen und dem Staate zur Laſt mas 
chen: dieſes find die wichtigen Gründe c), wel— 
che dieſes Laſter allgemein der bürgerlichen Straf— 
barkeit zu unterziehen und den Abſcheu vor dem— 
ſelben auch dadurch zu erhöhen gebiethen, daß 


a) Es wäre ein Irrthum, die Unwiſſenheit in fol- 
che Stuͤcken für ignorantiam legis zu halten, 
welche nicht entſchuldigen koͤnnte. 

b) S. D. Carl Grobman: Grundſaͤtze der Cri⸗ 
minal = Nechtswiffenfchaft nebſt einer ſyſtemati⸗ 
ſchen Darſtellung des Geiſtes der deutſchen 
Criminal⸗Geſetze. Gieſſen. 1798. §. 557. 

c) Eine angemeſſene Schilderung der ſchrecklichen 
Folgen dieſes Laſters findet man in Michaelis 
Moſaiſchem Rechte. §. 258. Bd. V. 
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man es, wie bisher d), den Verbrechen zu⸗ 
zählet. 

II. Blutſchande in der auf- und 
abſteigenden Linie, d. i. Beyſchlaf mit 
einer Perſon verſchiedenen Geſchlechtes, von wel— 
cher man weiß, daß man mit ihr in dieſem Ver- 
hältniſſe der Verwandſchaft ſtehe. Verwand— 
ſchaft iſt die Verbindung mit einem Andern durch 
Einheit des Blutes. Dieſe Einheit des Blutes 
beruhet entweder auf Zeugung, oder Ge- 
währen, oder auf beyden zugleich. Nimmt 
man nun auf die Erzeugten, und Gebornen Rück— 
ſicht, ſo ſagt man, daß Mehrere derſelben in 
Beziehung auf einander in den beyden erſten 
Fällen in einer halben, im letzten in einer 
vollen Verwandſchaft ſtehen. Daher die Be— 
nennung von halb- und vollbürtigen 
Verwandten. Eine ununterbrochen auf einander 
folgende Reiche von Verwandten heißt eine Lien e, 
und dieſe iſt, je nachdem von den jüngeren zu den 
ältern hinauf, oder von dieſen zu jenen herabge— 
zählet wird, entweder die aufſteigende (as- 
cendens), oder die abſteigende (descen— 
dens), ſo wie auch die Verwandten in dieſen 

N 2 


d) Nach dem Joſeph. Strafgeſetze wurde es unter 
die politiſchen Verbrechen gezaͤhlet. S. deg 
Joſeph. allgemeinen Geſetzes über Verbrechen. 
II. Thl. §. 71. Vermoͤge einer nachträglichen 
Verordnung war die Selbſtſchändung dar⸗ 
unter nicht begriffen. 
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Rückſichten entweder Afcendenten oder Des 
ſcendenten heißen. Vereinigen ſich mehrere 
Linien in einer, ſie gemeinſchaftlich begründenden 
Perſon, ſo nennt man die eine im Verhältniß zur 
andern eine Seitenlinie; eine jede Linie 
an ſich betrachtet aber im Gegenſatze davon die 
gerade. Das Verbrechen der Blutſchande fin— 
det nur Statt zwiſchen Perſonen verſchiedenen 
Geſchlechtes, die in der geraden d. h. hier, 
in der auf- oder abſteigenden Linie blutsverwandt 
ſind. Auf den Grad der Verwandtſchaft, d. h. 
aus wie vielen Zeugungen ſich dieſe Einheit des 
Blutes herſchreibt, kommt es nicht an; auch 
nicht auf den Umſtand, ob dieſelbe ſich auf ehli— 
chen oder außerehlichen Beyſchlaf gründe. Weil 
aber ohne böſen Vorſatz kein Verbrechen gedacht 
werden kann, ſo iſt es allerdings weſentlich, daß 
die ſträflichen Perſonen dieſes Verhältniß ihrer 
Verwandtſchaft gekannt haben. Dieſes voraus: 
geſetzt, werden dann beyde Theile dieſes Ver- 
brechens ſchuldig. Wenn jedoch die Weibsper— 
ſon noch unmündig d. i. noch nicht vierzehn 
Jahr alt iſt, ſo trifft von Seite des Mannes 
das Verbrechen der Nothzucht nach §. 112. 
mit dem gegenwärtigen zuſammen; es muß da— 
her die Ausmeſſung der Strafe nach dem, im 
$. 28. dargeſtellten, Grundſatze beurtheilet wer— 
den. In Beziehung auf die unmündige Perſon 
fällt damahls alle Strafe weg, wann ſie noch 
unſchuldig war, d. h. wann fie in einem 
Zuſtande der gänzlichen Nichtkenntniß der Eigen⸗ 
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fchaft und der Folgen der mit ihr vorgenomme— 
nen Handlung verführet worden iſt; ſonſt aber 
iſt fie nach den §. F. 28. 29. 30. und 31. des 
IT, Theiles dieſes Strafgeſetzes zu behandeln. 
Uebrigens kann dieſes Verbrechen ſowohl began— 
gen werden während einer zum Scheine (denn 
wirklich iſt dieſes nie möglich) mit einer fol- 
chen Perſon eingegangenen Ehe e), als außer— 
dem durch eine an ſich geſetzwidrige Handlung. 
Unzucht zwiſchen voll- und halbbürtigen Ge— 
ſchwiſtern, zwiſchen Ehgenoſſen der Aeltern, der 
Kinder oder Geſchwiſter iſt nach $. 246. des II- 
Theiles den ſchweren Polizey-Uebertretungen zu— 
gezählet. Die Gründe, um deren Willen der 
Beyſchlaf und ſelbſt die Ehe zwiſchen nahe ver— 
wandten und verſchwägerten Perſonen durch 
bürgerliche Geſetze, welche durch Strafen gehand— 
habet werden, verbothen iſt, ſtützen fi über: 
haupt auf die Nothwendigkeit, den Ausſchwei— 
fungen und ihren fürchterlichen Folgen k) zwi— 


e) Hier trifft dann zugleich mit dieſem Verbrechen 
die in §. 252. des II. Theiles enthaltene ſchwere 
Polizey-Uebertretung zuſammen. Dieſe letztere 
entſteht durch die Abſchließ ung der Ehe bey 
einem entgegenſtehenden trennenden Ehhinderniſ— 
ſe; das erſtere aber durch die Vollziehung 
der Ehe. Wegen der Abſtrafung iſt ſich in dieſem 
Fall an §. 29. des I, Theiles dieſes Strafgefe: 
tzes zu halten. 

) Hieruͤber, fo wie überhaupt über die irrigen und 
wahren Gründe, welche über dieſen Gegenſtand 


Strafe. 
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ſchen Perſonen, welche zu denſelben wegen ihres 
nahen und zurückhaltungsloſen Umganges vieler— 
ley Anläſſe und Gelegenheiten haben, dadurch 
vorzubeugen, daß ihnen alle Ausſicht auf eine 
mögliche Ehe abgeſchnitten werde; ins beſon— 
dere aber bey der Blutſchande zwiſchen Ver— 
wandten in auf und abſteigender Linie auf die 
Betrachtung, daß die Gefühle der mit Unterthä— 
nigkeit verbundenen Ehrerbiethung, ohne welche 
der Aſcendent ſeine Verbindlichkeiten gegen den 
Deſcendenten (z. B. die Pflicht der Erziehung) zu 
erfüllen außer Stand geſetzet iſt, verſchwinden, 
wenn der erjtere in der Befriedigung der heftigſten 
Leidenſchaft von der Gewogenheit des letzteren ab- 
hängt. Hieraus läßt es ſich erklären, warum 
dieſe Art der Blutſchande unter die Verbrechen 
gerechnet wird. Sie zerſtöret nähmlich die Be— 
dingung, ohne welche die Erfüllung jener Vers 
bindlichkeiten, die durch das natürliche und poſt— 
tive Geſetz den Aſcendenten gegen den Deſcenden— 
ten auferleget ſind, nicht mehr gedacht werden 
kann; fie geht daher, wenn ſie gleich nicht alle— 
zeit (was doch oft der Fall ſeyn wird) in arg⸗ 
liſtiger Verführung beſteht, doch immer in eine 
eigentliche Verletzung über. 
§. 114. 

Die Strafe iſt Kerker zwiſchen ſechs 

Monathen und Einem Jahre. 


vorgebracht werden, f Joh. Dav. Michaelis, 
Moſaiſches Recht. II. Thl. §. 101. — 109. 
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Bey der Aus meſſung der geſetzlichen Strafe 
wird der Richter insbeſondere in Erwägung zie— 
hen: a) ob nicht vielleicht durch die That ö f— 
fentliches Aergerniß gegeben worden iſt. In 
dieſem Falle geht Unzucht gegen die Natur 
zugleich in eine Beleidigung Anderer über, ſo wie 
dadurch in Rückſicht der Blutſchande aus 
dem nähmlichen Grunde eine neue Beleidigung 
entſteht. Dieß iſt daher ein wichtiger Erſchwe— 
rungsgrund. b) In Beziehung auf Blut ſchan— 
de ſind insbeſondere die Milderungsumſtände bes 
$. 39. unter a) und c), dann der erſchwerende 
Umſtand des F. 37. unter d) wohl vor Augen a 
zu halten. 

§. 115. 

IM. Verführung, wodurch Jemand zuerich 
eine feiner Erziehung oder Aufſicht an- und Kuppe⸗ 
vertraute Perſon zur Unzucht verleitet. ** 

IV. Kuppeley, wofern dadurch eine 
unſchuldige Perſon verfuͤhrt worden. 

III. Verführung zur Unzucht ei 
ner zur Erziehung oder Aufſicht an⸗ 
verteauten Perſon. Dieſes Verbrechen 
ſetzt daher als Gegenſtand eine Perſon vor— 
aus, welche der Aufſicht oder Erziehung eines 
Andern iſt an vertrauet worden. Die— 
jenigen, welchen dieſes Recht der Aufſicht und 
der Erziehung vermöge ihrer natürlichen 
Verhältniſſe zu der Perſon zuſteht, d. i. die 
Aeltern derſelben, können nicht hierher gerech— 
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net, ſondern müſſen in einem ähnlichen Falle nach 
F. 113. behandelt werden. Auf das Alter der 
anvertrauten und verführten Perſon kommt es nur 
damahls an, wann dieſelbe weiblichen Ge— 
ſchlechtes iſt; denn wenn ſie hier das vierzehnte 
Jahr noch nicht zurückgeleget hat, ſo trifft das 
Verbrechen der in $. 112. beſchriebenen NRotb: 
zu ht mit dem gegenwärtigen zuſammen. Der 
Inhalt der That, durch welchen dieſes Ver- 
brechen entſteht, wird durch Verf ührung 
zur Unzucht begründet, woraus erhellet, daß 
dasſelbe vollendet ſey, ſobald die Perſon 
männlichen oder weiblichen Geſchlechtes), der 
die Erziehung oder Aufſicht über eine Andere ver— 
ſchie denen Geſchlechtes a) anvertrauet iſt, 
mit dieſer den außerehlichen Beyſchlaf vollzogen 
hat. Obwohl hier immer vorausgeſetzet wird, 
daß dieſer ſich auf Verführung gründe, wel- 
ches damahls der Fall iſt, wann die Perſon, oh— 
ne ſelbſt durch ihr unſittſames Betragen dazu 
aufzufordern, zu der unerlaubten Handlung ver— 
leitet wird; ſo kann doch keineswegs behauptet 
werden, daß dieſes Verbrechen nur an einer uns 
ſchuldigen Perſon begangen werden könne. 


a) Wäre fie nicht verſchiedenen Geſchlechtes, 
ſo wuͤrde die Perſon zur Unzucht wider die 
Natur, wodurch ein eigenes Verbrechen be— 
gangen wird, verleitet werden. In einem ſol— 
chen Falle wäre der Verführer als Urheber 
des Verbrechens der Unzucht gegen die Natur 
nach $. 114. zu heſtrafen. 
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Denn wenn gleich das Geſetz zum Daſeyn des— 
ſelben Verführung vorausſetzet, und man 
wegen dieſes Ausdruckes verſucht werden dürfte, 
zu glauben, es ſetze dabey eine unſchuldige 
Perſon voraus; ſo gibt es doch ſelbſt die beſte 
Aufklärung darüber, daß dieſe Auslegung irrig 
wäre. Es erkläret nähmlich in dieſem §. unter 
IV. Kuppeley für ein Verbrechen, wofern da— 
durch eine unfhuldige Perſon verführt 
worden. Hieraus erhellet deutlich, daß nach 
dem Sinne, in welchem das Geſetz das Wort: 
Verführen, anwendet, nicht gerade eine un— 
ſchuldige Perſon müſſe angenommen werden. 
Dieſe Auslegung gewinnet an Zuverläſſigkeit noch 
mehr, wenn man derſelben den natürlichen Grund 
der Strafbarkeit einer ſolchen That an die Seite 
ſtellet. Wer nähmlich die Erziehung oder Auf- 
ſicht über eine Perſon auf ſich genommen hat, 
iſt zu Folge dieſes Vertrages immer verpflichtet, 
mit aller Sorgfalt darüber zu wachen, daß die 
anvertraute Perſon ihr Betragen nach den Geſe— 
gen einrichte. Schon durch die Unterlaſſung dies 
fer Pflicht zur Aufmerkſamkeit handelt der Erzie⸗ 
her oder Aufſeher ſeiner Rechtspflicht entgegen. 
Er handelt aber in hohem Grade treulos, und 
wird ſehr gefährlich, wann er das ihm geſchenk— 
te Zutrauen zur Befriedigung ſeiner ſchändlichen 
Lüſte mißbraucht. Die wichtige Verletzung, wel- 
cher ſich ein ſolcher Verführer ſchuldig macht, 
verbunden mit der Gefahr, die derſelbe in dem 
letzten Falle begründet, fordern das Geſetz ohne 
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Unterſchied, ob die anvertraute Perſon noch un— 
ſchuldig ſey oder nicht, nach allgemeinen Grund- 
ſätzen zur Criminal- Behandlung auf, 
obwohl nicht geläugnet wird, daß die Verſchie— 
denheit dieſer Umſtände auf die Verſchärfung oder 
Milderung der Strafe einen bedeutenden Einfluß 
behaupte b). 10 

IV. Verkuppelung einer unſchul⸗ 
digen Perſon, männlichen oder weiblichen 
Geſchlechtes. Kuppeley überhaupt iſt 
jede abſichtliche Beförderung der geſetzwidrigen 
Befriedigung des Geſchlechtstriebes Anderer, wel— 
che auf eine Art geſchieht, durch die nicht, wegen 
verbrecheriſcher Hülfeleiſtung zur Nothzucht, Mit— 
ſchuld an dieſem Verbrechen begründet wird. Der 
Kuppler iſt an ſich immer nur Gehülfe; aber feis 
ne Hülfeleiſtung hat das Beſondere, daß ſie oft 
ſtrafbarer iſt, als die That ſelbſt, deren Ber: 
übung ſie befördert. Der Ausſchweifung ſind 
wenigſtens durch die Natur Gränzen geſetzet, der 
Kuppler kennt keine Schranken; vor ſeinen Fall- 
ſtricken iſt kein Geſchlecht, kein Alter, keine Per: 
ſon, kein Verhältniß geſichert. Der Wollüſtling 
beſchöniget noch eines Theils ſeine That durch die 
Berufung auf die Schwäche der menſchlichen Na— 
tur; was kann aber derjenige für ſich vorbrin— 
gen, welcher mit kalter Liſt zur Beförderung 
fremder Unzucht der Sittlichkeit allenthalben 


b) Vergl. mit dieſem Verbrechen die §. §. 249. 250. 
u. 251. des II. Theiles dieſes Strafg. 


203 


Netze ſpannek? Den höchſten Grad der Straf— 
barkeit erreichet dieſe That, wenn eine un⸗ 
ſchuldige Perſon dadurch verführt 
worden iſt. In dieſem Falle wird Kuppeley 
zum Verbrechen; denn da fie ſich hier nach 
ihrem Gegenſtande auf eine unſchuldige 
Perſon beſchränket, d. h. auf eine ſolche, die 
nicht nur von aller Unkeuſchheit rein iſt, ſondern 
auch von den Vergehungen dieſer Akt keine Kennt— 
niß hat, fo beruhet Ge auf einem Betruge. Weil 
die Verletzung zugleich ſich auf ein wichtiges 
Gut der Menſchen bezieht, ſo iſt dieſelbe nach 
allgemeinen Grundſätzen zur Criminal-Behand— 
lung geeignet ). Daß der Verführer den uner- 
laubten Zweck erreichet haben müſſe, ſcheint zur 
Weſenheit der That nicht nothwendig zu ſeyn; 
denn wenn gleich die Worte des Geſetzes: „wor 
fern eine unſchuldige Perſon verführet wor— 
den, darauf hindeuten dürften, ſo ſteht dieſer 
Auslegung doch die Anordnung des §. 7. des J. 
und des $. 257. des II. Theiles entgegen. Iſt 
der Kuppler eine Perſon, welcher eine beſon— 
dere Verbindlichkeit obliegt, über die Stttlich— 
keit der verführten Perſon zu wachen: z. B. Ael⸗ 
tern uͤber ihre Kinder, Vormünder über ihre 
Mündel; ſo wird die Strafbarkeit des Thäters, 
welcher doppelte Pflichten verletzet, erhöhet, ob— 


— 


c) In andern Faͤllen iſt Kuppeley den ſchweren 
Polizey-Uebertretungen zugezaͤhlet. S. die $. 
257. 261. des II. Theiles. 


Strafe. 
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wohl das nähmliche Verbrechen bleibt. Dieſes 
Verbrechen unterſcheidet ſich vorzüglich von dem 
vorhergehenden in dieſem §. dadurch, daß das 
erſtere auf die Befriedigung des Geſchlechtstrie⸗ 
bes des Verführers, das gegenwärtige aber auf 
Beförderung der Befriedigung fremder Lüfte bes 
rechnet iſt. 
5. 116. 

Die Strafe iſt ſchwerer Kerker von 
Einem bis fuͤnf Jahre. i 

Bey der Ausmeſſung dieſer Strafe wird man 
vorzüglich auf jene mildernden und erſchwerenden 
Umſtände Rückſicht nehmen müſſen, die ſchon bey 
der Erörterung über die vorhergehenden Verbre— 
chen berühret worden ſind. 
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Sechzehntes Hauptſtuͤck. 


Von dem Morde und Todtſchlage. 


Under den Rechten des Menſchen iſt das Recht 
auf das Leben das wichtigſte, da durch den 
Verluſt desſelben nicht nur ihm der Genuß und 
Beſitz aller Rechte, ſondern auch dem Staate 
ein Bürger entzogen wird. Daher gehöret die 
Tödtung, d. i. eine Handlung, welche den 
zureichenden Grund des Lebensverluſtes eines 
Menſchen enthält, unter die gefährlichſten und 
ſträflichſten Uebertretungen, wenn ſte nicht ſelbſt 
die Folge eines wohlbegründeten Rechtes, nähm— 
lich der gerechten Nothwehr iſt. Wann 
dieſe eintreffe, beſtimmet $. 127. Mangelt es aber 
zu derſelben an den geſetzlichen Beſtimmungen, 
fo iſt die Tödtung als eine rechtswidrige Hand— 
lung, der Strafe zu unterziehen; nur hängt die 
nähere Beſtimmung und der Grad der Strafbar— 
keit derſelben noch weiter von dem Umſtande ab, 
ob die Handlung, auf welche dieſelbe ſich grün— 
det, mit dem Vor atze zu tödten, oder aus 


Mord. 
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einer andern, jedoch feindfeligen Ab⸗ 


ſicht, oder aber aus bloßem Verſehen 
(ex culpa) verübet worden iſt. In dem erſten 


Falle entſteht das Verbrechen des Mordes; in 


dem zweyten das Verbrechen des Todtſchlha— 
ges; in dem dritten eine ſchwere Polizey⸗ 
Uebertretung gegen die Sicherheit 
des Lebens. Von dieſer handelt das achte 
Hauptſtück des II. Theiles dieſes Strafgeſetzes. 
Von den berührten Verbrechen iſt in dem 
gegenwärtigen Hauptſtücke die Rede, und zwar 
von dem Todtſchlage in F. 123. und den 
folgenden; von dem Morde in J. 117. — 123. 


„ 

Wer gegen einen Menſchen, mit dem 
Entſchluſſe ihn zu toͤdten, auf eine ſolche 
Art handelt, daß deſſen Tod daraus noty« 
wendig erfolgt, macht ſich des Verbre— 
chens des Mordes ſchuldig. 

Zum Gegenſtan de dieſes Verbrechens ge— 


höret ein Wefen, welches die Eigenſchaf⸗ 


ten und Rechte eines Menſchen hat. 
Die weitere Beſchaffenheit des ſelben kommt dabey in 
keine Betrachtung, ja nicht ein Mahl der Umſtand, 
daß dieſe Perſon ſelbſt getödtet zu werden ver— 
langte, ober dazu einwilligte a). An ei: 
nem Weſen dagegen, dem es an den weſentlichen 
Eigenſchaften eines Menſchen gebricht, kann die— 
ſes Verbrechen nicht begangen werden. Daher 
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begeht man dasſelbe nicht 1.) an Todtenz 
denn das Recht eines Todten auf das Leben iſt 
undenkbar, und daher die Verletzung desſelben 
unmöglich. Hier verſchwindet daher ſogar der 
Begriff eines ver ſuchten Mordes. 2.) An ei: 
ner Fehlgeburt d. i. an einer noch unreifen 
nicht lebensfähigen Leibesfrucht, die zu früh von 
der Mutter gegangen iſt. So lange die Frucht 
im Mutterleibe iſt, und Hoffnung zu einem wer— 
denden Bürger gibt, iſt dieſelbe durch ein eige— 
nes Strafgeſetz geſchützet b). Wenn aber dieſe 
Hoffnung durch eine ſolche Fehlgeburt vereitelt 
wird c), ſo fällt der Grund und Zweck eines 
Strafgeſetzes weg. Um jedoch die Gelegenheit 
abzuſchneiden, in dieſem und dem vorhergehen— 
den Falle Kindesmorde durch das Vorgeben zu 


a) S. hierüber die Bemerkungen unter $. 4. dieſes 
Strafg. Wer in der Abſicht, ſich das Leben zu 
nehmen, fich ſelbſt toͤdtet, begehet einen Selb ſt— 
mord, welcher als ſchwere Polizey-Uebertre— 
tung behandelt wird. S. §. 90. bis 93. des II. 
Theiles. Wie die Gehbülfen am Selbfimor- 
de zu beſtrafen ſind, kann aus der Vergleichung 
der angeführten Geſetzesſtellen leicht geſchloſſen 
werden. f 

b) S. das XVII. Hauptſtuͤck dieſes Strafg. 

c) Wann iſt aber eine ſolche Fehlgeburt vorban- 
den? Vergl. hierüber $. 1. Hauptſt. IV. des all⸗ 
gem. buͤrgerl. Geſetzbuches. Thibaut: Syſtem 
des Pandekten-Rechts. §. 191. J. D. Metzger 
Kurzgefaßtes Syſtem der gerichtlichen Arzney⸗ 
wiſſenſchaft. §. 280. u. § 28e, bis 286. 
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beſchönigen, daß eine Fehlgeburt geſchehen, oder 
das Kind gleich nach der Geburt geſtorben ſey, 
iſt eine Weibsperſon, die ſich von einem außer— 
ehelichen Beyſchlafe ſchwanger befindet, verbun— 
den, bey der Niederkunft einen Geburtshelfer, 
eine Hebamme oder ſonſt eine ehrbare Frau 
zum Beyſtande zu rufen. Wäre ſie dieſes zu 
thun gehindert worden, und ſie hätte eine Fehl— 
geburt gethan, oder das lebendig geborne Kind 
wäre binnen vier und zwanzig Stunden, von der 
Zeit der Geburt an, geſtorben; ſo begeht ſie ei— 
ne ſchwere Polizey⸗Uebertretung, wenn 
fie es unterläßt, einer zur Geburtshülfe berech- 
tigten, oder, wo eine ſolche nicht zur Hand iſt, 
einer obrigkeitlichen Perſon von ihrer Niederkunft 
die Anzeige zu machen, und derſelben die unzeiti— 
ge Geburt, oder das todte Kind vorzuzeigen ). 
3.) An einer Mißgeburt, d. h. an einem vom 
Weibe gebornen Weſen, welchem durchaus die 
phyſiſchen Anlagen fehlen e), welche das Cha: 
rakteriſtiſche des Menſchen begründen. Der I n— 
halt der That beſteht in einer Handlung, wel— 
che die zureichende Urſache des Lebensver— 
luſtes eines Menſchen iſt. Daher begründet der 
Tod, welcher auf eine körperliche Verletzung oder 
Ver⸗ 


d) S. F. 94. u. 95. des II. Theiles dieſes Strafg. 

e) Dieſe phyſtſchen Anlagen find hauptſaͤchlich dar: 
aus zu beurtheilen, ob der Kopf die menſchli— 
chen Organe habe. S. jedoch hieruͤber Metzger 
a. o. O, in der Anmerkung zu §. 261. 
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Verwundung folge, nur damahls das Verbrechen 
des Mordes, wann dieſelbe nothwendig 
töbtlich iſt, entweder durch ihre Natur, 
in Rückſicht eines jeden Menſchen, oder 
wegen der beſonderen körperlichen 
Beſchaffenheit des Verletzten k). Bey 
dem erfolgten Tode iſt aber eine Verletzung oder 
Verwundung fo lange für nothwendig tödt⸗ 
lich zu halten, als ſich keine beſtimmten Urſa— 
chen zeigen, welche entweder einen gegründeten 
Zweifel an der nothwendigen Tödtlichkeit zulaſ⸗ 
ſen, oder beweiſen, daß der Tod des Verletzten 
zufällig eingetroffen ſey, weil er nicht durch 
die rechtswidrige Handlung, ſondern durch an— 
dere Urſachen verurſachet worden, welche mit 
derſelben weder an ſich, noch in Beziehung auf 
die zugleich vorhandenen und durch den Ver— 
brecher benützten Umſtände in einer nothwendi⸗ 
gen Verbindung ſtehen. Das Verbrechen des 
Mordes iſt daher nicht vorhanden, wenn die 
Verletzung oder Verwundung bloß durch die Das _ 
zwiſchenkunft zufälliger Urſachen tödtlich 
wird. Dieſe That iſt, nach Verſchiedenheit der 
dabey unterlaufenden Abſicht, entweder als kö r— 
perliche Verletzung nad) dem XIX. Haupts 


f) S. hieruͤber Metzger: a. o. O. F. 68. u. f. und 
überhaupt von dem III. bis zum VIII. Hauptſt. 
Veegl. hiermit C. Aug. Titt mann: Handbuch 
der Strafrechtswiſſenſchaft u. der Deutſchen Ge- 
ſetzkunde. II. Thl. §. 186. — 190. (Halle 1807.) 

O. C. R. II. Theil. O 
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ſtücke dieſes Geſetzes, oder als verſucht er 
Mord zu beſtrafen. Dagegen fällt das Verbre- 
chen nicht weg, wenn auch der auf Tödtung ges 
richteten und dazu geeigneten Handlung eine von 
derſelben unabhängige Urſache, welche den Tod 
nothwendig nach ſich zieht, vorher ge— 
gangen iſt, außer es ließe ſich erweiſen, daß 
der Tod deſſen ungeachtet nicht früher erfolget ſey. 
Das Verbrechen des Mordes begeht, ſo wie an— 
dere Verbrechen, nicht nur, wer unmittelbar 
die That verübet, ſondern auch, wer auf was 
immer für eine Art mitelbar zur Verübung 
derſelben mitwirket g). Selbſt die Unterlaſſung 
einer Handlung begründet das Verbrechen, wenn 
es eine ſolche Handlung betrifft, zu deren Unter— 
nehmung man durch das Strafgeſetz über den 
Mord verbunden h), deren Unterlaffung aber die 
nothwendige Urſache des Todes eines Andern iſt. 
Soll die Tödtung in irgend einem Falle ſtreaf— 
bar ſeyn, ſo muß derjenige, welcher getödtet 
hat, durch dieſelbe die Gränzen feines Rechtsge⸗ 
biethes überſchritten haben; ſoll ſie das Ver— 
brechen des Mordes begründen, ſo muß ſie 
mit dem Entſchluſſe, den Andern zu 
tödten, verübet werden i), wobey es aber, 
wenn die Tödtung widerrechtlich iſt, keineswegs 


g) Vergl. die §. §. 5. 118. 179. u. 120. 

n) S. $. 122. dieſes Strafg. 

1) Bey einem Morde, der im Affecte begangen 
wird, iſt auf jene Grundſaͤtze Ruͤckſicht zu neh⸗ 
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welter darauf ankommt, aus welchem Bewe- 
gungsgrunde, oder zu welchem Zwecle fie geſche—⸗ 
hen iſt. Dieſer Ent ſchluß wird entweder a) 
rechtlich eingeſtanden, welches nicht nur 
damahls der Fall iſt, wenn der beſtimmte 
Vorſatz, zu tödten eingeſtanden, ſondern, weil 
in der Gattung die Art begriffen iſt, auch 
damahls, wann der unbeſtimmte Vorſatz, dem 
Andern an dem Körper oder der Geſundheit Uebel, 
gleich viel, welche, zuzufügen bekannt wird k). 
Oder b) er wird geläugnet. Daß das 
bloße Läugnen des böſen Vorſatzes und mit» 
hin im Falle einer Tödtung, der Abſicht zu töd— 
ten, zur Entſchuldigung nicht hinreiche, fließt ſo— 
wohl aus der Natur der Sache, als aus 
der Anordnung der Geſetze. Nach der 
erſteren ſteht der Grundſatz feſt: Eine verübte 
Verletzung begründet gegen den Thä⸗ 
ter ſo lange die Vermuthung des bis 
fen Vorſatzes, bis das Gegentheil 
dar gethan iſt I). Die letzteren ertheilen in 
$. 413. dem Richter die Anweiſung, in einem 
ſolchen Falle insbeſondere darauf zu ſehen, ob 
9.2 


men, die in dem 5. 39. unter d) Seite 253., und 
in $. 2. unter e) Nr. 2. Seite 144. find vorge⸗ 
tragen worden. 

7) Nur iſt dieſes ein, den Mord mildernder, Um⸗ 
ſtand. 

1) S. Seite 126. u. f. des I. Theiles die Bemer⸗ 
kungen zu $. 1. 
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nach den, aus der Unterſuchung ſich zeigenden, 
Umſtänden die That ſich plötzlich ereignet, oder 
der Thäter zur Vorbereitung derſelben Mit- 
tel angewendet, Hinderniſſe zu entfernen geſucht 
habe. Im erſten Falle kann die Entſchuldigung 
des Thäters, aber auch nur in ſo fern 
Statt haben, als das Uebel nach der natürli— 
chen Ordnung der Dinge nicht ſchon noth— 
wendig aus der Handlung entſtehen 
mußte. Hat aber der Beſchuldigte Gelegenheit 
und Mittel, die That auszuüben, vorbereitet, 
fo iſt er auch des böſen Voͤrſätzes überwie— 
fen in) zu halten; es ſey denn, daß aus der 
Unterſuchung beſondere Umſtände hervorkommen, 
welche füglich eine andere Abſicht erkennen laſſen. 
Um ſo viel mehr muß der Thäter des Entſchluſſes 
zu tödten damahls für überwieſen gehalten wer— 
den, wenn derſelbe die böfe Abſicht, eine minder 
ftrafbare körperliche Verletzung zu begehen, einge— 
ſteht, dazu aber eine Handlung angewendet hat, 
aus welcher das eingetroffene Uebel (die Töd— 
tung) gemeiniglich oder leicht erfolget 1). 


m) Alſo bey einer veruͤbten Toͤdtung, des Ent⸗ 
ſchluſſes, zun toͤdten. 

n) S. $. 1. dieſes Strafe. Man koͤnnte daher 
nicht behaupten, daß eine Toͤdtung, bey welcher 
der Entſchluß, zu toͤdten, gelaͤugnet, aber, weil 
die Umſtaͤnde des §. r. eintreffen, rechtlich ver— 
muthet wird (Toͤdtung aus dem fo genannten in⸗ 
directen boͤſen Vorſatze), nur das Verbrechen 
des Todtſchlages begruͤnde. Ein ſolches Geſetz 


213 


Denn ſonſt entſtände hieraus die Ungereimtheit, 
daß derjenige, welcher alle böſe Abſicht 
läugnet, des Entſchluſſes, zu tödten, überwie— 
ſen werden könnte, nicht aber derjenige, welcher 
irgend eine böſe Abſicht eingeſteht. Jedoch 
kann nicht bezweifelt werden, daß, wenn der 
Entſchluß, zu tödten, bloß aus einer rechtlichen 
Vermuthung erkannt wird, derſelbe durch ver— 
ſchiedene Umſtände geſchwächt oder verſtärket wer— 
den könne. Der Richter wird bey der Beurthei— 
lung der Kraft der Vermuthung ſein Augenmerk 
vorzüglich richten: 1.) auf die Beſchaffen— 
heit der Werkzeuge und Mittel, durch 
welche die Tödtung geſchehen iſt, und auf die 
Artihres Gebrauches. Iſt die Tödtung 
a) mit einem nothwendig tödtlichen 
Werkzeuge, welches auf eine ſeiner Be— 
ſtimmung gemäße Art gebraucht worden, 
geſchehen; fo läßt dieſes auf den beſtimmten 
Entſchluß, zu tödten, ſchließen. Sit dieſelbe b) 
durch ein zufällig tödtliches Werkzeug ge— 
ſchehen, welches jedoch eben ſo leicht eine Töd— 
tung, als körperliche Verletzung begründen kann; 
fo wird daraus der un beſtimmte Entſchluß, 
waͤre eben ſo unklug, als unbillig, weil durch 
dasſelbe Moͤrder, welche Schlauheit und Hart— 
näckigkeit genug beſaͤſſen, beharrlich zu läugnen, 
mit einer Kerkerſtrafe von fuͤnf bis zehn Jahren 
davon kaͤmen; ſolche aber, die aufrichtig bekenn— 
ten, zum Tode verurtheilet würden. Vergl. hier— 
mit § 123. 
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dem Andern körperliche Uebel, gleich viel, welche, 
zuzufügen, gefolgert. Iſt fie geſchehen c) durch 
ein nothwendig tödtliches Werkzeug, 
welches bey der Tödtung nicht auf eine fei- 
ner Beſtimmung gemäße Art gebraucht 
worden, und bey welchem mehr Wahrſcheinlich— 
keit, daß es bloß verletze, als tödte, vorhan— 
den iſt; fo wird bey dem geläugneten Entſchluſ— 
fe, zu tödten, die Vermuthung für eine an— 
dere feindſelige Abſicht überwiegend, 
welches in einem ähnlichen Falle auch behauptet 
werden muß bey einer Tödtung d) durch ein 
zufällig tödtliches Werkzeug, welches 
entweder an ſich, oder wegen der Art ſeines Ge— 
brauches eine Tödtung wahrſchein licher Weiſe 
nicht befürchten laſſen konnte o). In allen dieſen 
Fällen verliert die Vermuthung des böſen Vorſatzes 
einiges von ihrer Kraft, wenn das Werkzeug wegen 
einer andern möglichen Beſtimmung ſich vorläufig 
in den Händen des Thäters befunden hat p). 2.) 
Auf des Thäters bey, oder kurz vor oder 
nach der That geäußerten böſen Willen, welcher 
durch Zeugenausſagen bekannt iſt g). 3) Auf 
das beſtandene Verhältniß des Thäters zu dem 
Verletzten. 4.) Auf die Zeit und den Ort der 
That. 


0) S. Feuerbach a. o. a. O. §. 214. 

p) S. Ferdinand Klein: Erundſaͤtze des ge⸗ 
meinen Dewfchen peinl. Rechts. $. 273. 3.) 

4) S. Edlen v. Zeiller: Jährliche Beytraͤge 
zur Geſetzkunde ꝛc. ꝛc. Bd. II. Seite 65. 
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$. 118. 

Wenn man auf die Zwecke des Mordes, 
auf die zur Verübung desſelben angewendeten 
Mittel, auf die Verhältniſſe, welche 
zwiſchen dem Mörder und dem Gemordeten be- 
ſtanden haben, oder auf den Zuſtand, in wel— 
chem ſich die Perſon, die den Mord begehet, zur 
Zeit der Thatverübung befunden hat, Rückſicht 
nimmt; ſo laſſen ſich verſchiedene Arten des 
Mordes, die in dem gegebenen Gattungs— 
begriffe enthalten ſind, durch näher beſtim— 
mende Worte eigens auszeichnen. Jedoch iſt dies 
ſes, nach einem vorläufig aufgeſtellten allges 
meinen und richtigen Begriffe, eben ſo über— 
flüſſig, als es überhaupt die Aufzählung einzel— 
ner Fälle wäre, wenn nicht beſondere Gründe 
dazu vorhanden ſind. Solche Gründe finden ſich 
in der ſehr verſchiedenen Strafbarkeit, durch 
welche ſich einige Arten des Mordes von den 
übrigen unterſcheiden. Es gibt nähmlich eine Art 
des Mordes, die wegen beſonders wichtiger Mil— 
derungsgründe zum Zwecke einer gelin deren 
Abſtrafung durch eine eigene Benennung 
ausgezeichnet zu werden verdienet. Hierher ge— 
hört der Kindesmord. Andere Arten müſſen 
wegen beſonders erſchwerender Umſtände, die in 
der Natur derſelben liegen, zum Zwecke einer 
härtern Abſtrafung eigens benannt wer— 
den. Hierher iſt der Meuchelmord, Rau b— 
mord und der beſtellte Mord zu rech— 
nen. Das Geſetz nennt dieſe Arten des Mordes 
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ſchwere (qualificirte). Jeder andere Mord, 
welcher zu keiner der bisher angeführten Arten 
gehöret, iſt als ein gemeiner zu betrachten. 
In dieſem §. beſtimmt das Geſetz die fchwes 
ren Arten des Mordes, denen man noch den 
Mord an gewiſſen, dem Thäter zu⸗ 
nächſt angehörigen Perſonen, von 
welchen in dem 9. 120. die Rede iſt, zuzählen kann. 


Gattungen des Mordes find; 
Gattungen 1) Meuchelmord, welcher durch 
des Mordes. ; e ee 
Gift, oder ſonſt tuͤckiſcher Weiſe geſchieht; 

2) Raubmord, welcher in der 
Abſicht, fremdes Gut mit Gewaltthaͤtig⸗ 
keiten gegen die Perſon an ſich zu bringen, 
begangen wird; 

3) der beſtellte Mord, wozu Je⸗ 
mand gedungen, oder auf eine andere Art 
von einem Dritten bewogen worden iſt; 

4) der gemeine Mord, der zu kei⸗ 
ner der angefuͤhrten ſchweren Gattungen 
gehoͤret. Ä 

Nach dem Geſetze gehöret daher unter die 
ſchweren Arten des Mordes: I.) der Meu— 
chelmord, welcher ſich von andern Mordesar— 
ten dadurch unterſcheidet, daß er tückiſcher 
Weiſe verübet wird. Dieſes kann geſchehen: 
a) durch abſichtliche Täuſchung des 
nun Getödteten: z. B. unter dem Scheine 
der Freundſchaft, des Vertrauens, der Liebe. 
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b) Durch liſtige Benützung eines zu⸗ 
fälligen Zuſtandes desſelben, in 
welchem jene Gegenwehr, die ſonſt in den Kräf— 
ten des Angefallenen ſtände, ausgeſchloſſen oder 
erſchweret wird: z. B. im Zuſtande des Schla— 
fes. Ein ſehr gewöhnliches Mittel zur Verübung 
der Meuchelmorde iſt das Gift; daher das Ge— 
ſetz einen Mord durch Gift, wenn dasſelbe tü— 
ckiſcher Weiſe iſt beygebracht worden 3), 
für Meuchelmord erkläret b). Unter Gift wird 
jeder Stoff verſtanden, welcher, wenn er dem 


a) Das Geſetz ſagt naͤhmlich, Meuchelmord 
fen ein Mord, welcher durch Gift, oder ſonſt 
tuͤckiſcher Weiſe geſchieht. Hieraus erhellet 
deutlich, daß der Mord durch Gift nur damahls 
ein Meuchelmord ſey, wenn er tückiſcher 
Weiſe geſchieht, weil bey einer andern Aus 
legung das Woͤrtchen: ſonſt, keine Bedeutung 
haͤtte. 

b) Sonſt pflegen die Criminaliſten den Mord durch 
Gift als eine beſondere Art des ſchweren 
Mordes unter der Benennung: Giftmord, 
aufzuführen, was aber unnatuͤrlich iſt, weil er 
nur damahls unter die qualificirten Mor⸗ 
desarten zu zahlen iſt, wenn er, weil er meuch— 
lings geſchieht, zum Meuchelmorde gehöret, 
In dieſem Falle wird naͤhmlich Vorſicht und Ver— 
theidigung dagegen, wenn nicht immer ganz aus— 
geſchloſſen, doch allezeit ſehr erſchweret. Dieſes 
iſt aber eben der Grund, warum der Meuchel— 
mord uͤberhaupt beſonders gefaͤhrlich und 
ſtrafbar gefunden, und den ſchweren Arten 
des Mordes zugezählet werden muß. 
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menſchlichen Körper entweder überhaupt, oder 
doch nur beſondere Krankheitszuſtände desſelben 
ausgenommen, auch in geringer Doſis innerlich 
oder äußerlich beygebracht wird, durch eine be— 
ſondere, eigene Kraft eine ſchwere Krankheit 
oder den Tod verurſachet c). Bey der Frage, 
wann ein Meuchelmord durch Gift für vol— 
lendet zu halten ſey, iſt ſich an jene Grund— 
ſätze zu halten, durch die im $, 117. beſtimmet 
wird, wann die That die zureichende Urſache 
der Tödtung genannt werden könne d). Es fol— 
get ſowohl aus dieſen Beſtimmungen, als ins- 
beſondere aus dem $. 7. dieſes Strafgeſetzes, 
daß damahls kein Wer ſuch zu dieſem Verbre— 
chen gedacht werden kann, wann das Mittel zur 
Ausführung der That nicht etwa bloß unzu— 
länglich, ſondern ganz untauglich iſt e). 


c) Was als ein ſolcher Körper anzuſehen ſey, ha— 
ben Naturkuͤndige zu entſcheiden. S. hieruͤber 
Joh. Jak. a Plenk. Toxicologia feu doctrina de 
venennis et antidotis. Vienae. MDCCCI. und 
Joh. Friedr. Gmelin. Allgemeine Ge: 
ſchichte der Gifte. III. Bd. 


d) Eine genauere Belehrung hieruͤber muß man in der 
gerichtlichen Arzneywiſſenſchaft ſuchen. S. Metz⸗ 
ger: Kurzgefaßtes Syſtem der gerichtlichen Arz— 
neywiſſenſchaft. $. 201. u. d. f. 

e) S. Seite 155. $. 7. Deßwegen find aber die 
noͤthigen Vorſichten gegen eine ſolche Perſon 
nicht ausgeſchloſſen. Vergl. hiermit $. 455. wel⸗ 
cher einen analogiſchen Fall betrifft, und dem 
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Das Gegentheil iſt zu behaupten, wenn der Tod 
des Verletzten, welchen der Thäter bezielte, bloß 
deßwegen nicht erfolgte, weil das Mittel unz u— 
länglich war. Ungereimt iſt es aber, bey cis 
nem, aus der Vergiftung nothwendig erfolgten, 
Tode, die That ohne Unterſchied aus dem Grunde 
für einen bloßen Verſuch des Meuchelmor— 
des zu erklären, weil es möglich geweſen wäre, 
den Vergifteten zu retten, wenn ſogleich nach dem 
beygebrachten Gifte die zweckmäßigen Heilmittel 
wären angewendet worden. Fließet denn in je— 
nem Falle, wann die Doſis Gift ohne ſchnelle 
Hülfe nothwenig tödtlich iſt, die Tödtung nicht 
damahls wenigſtens nothwendig aus der Vergif— 
tung, wann alle Hülfe fruchtlos wird, weil das 
Uebel nicht auf der Stelle erkannt worden iſt? 
Wenn man dieſes läugnen wollte, ſo müßte man den 
freylich ſonderbaren, bisher unerhörten Satz ver— 
theidigen, jeder Meuchelmord habe den beſonde— 
ren Milderungsumſtand für ſich, daß der Tod 
des meuchlings Gemordeten viel 
leicht nicht erfolgt ſeyn würde, 
wenn derſelbe, was er zwar nach der 
Natur der Sache nicht konnte f), ſich 


Richter den Fingerzeig gibt, welchen Weg er in 
dem gegenwärtigen einzuſchlagen habe. 
1) Jeder Meuchelmord ſchließet naͤhmlich nach ſei— 
ner Natur Vorſicht und Vertheidigung entweder 
ganz aus, oder erſchweret ſie wenigſtens. S. 
hierüber auch Carl Aug. Tittmann. Hands 
buch der Strafrechtswiſſenſchaft. II. Thl. §. 189. 
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vertheidiget hätte. Der Werth dieſer 
Lehre entſcheidet ſich von ſelbſt: nach ihr wird 
dasjenige als mildernder Umſtand betrach— 
tet, was den Geſetzgeber bewogen hat, Meuchel— 
morde den ſchweren Mordesarten beyzuzählen. 

Vergiftungen, welche aus Verabſäumung 
der gehörigen Vorſichtigkeit entſtehen, zählet das 
Geſetz zu den ſchweren Polizey-Ueber— 
tretungen g). 

II. Der Raubmord, welcher ſich von 
andern Arten des Mordes dadurch unterſcheidet, 
daß er in der Abſicht, fremdes, beweg⸗ 
liches Gut mit Gewaltthätigkeiten 
gegen die Per ſon h) an ſich zu brin— 
gen, begangen wird. Wenn es ein Mahl aus 
gemacht iſt, daß die Ermordung eines Andern 
als Mittel zur Erreichung dieſer Abſicht be— 
trachtet worden, ſo wird dadurch an der Weſen— 
heit des Verbrechens nichts geändert, daß ge— 
mäß dem Thatverlaufe die Ermordung des An— 
gefallenen erſt auf die Ergreifung des Gutes ge— 
folget iſt, oder daß dem Getödteten das fremde 


8) S. hierüber $. 115. bis 125. und 5. 158. bis 
$. 161. des II. Theiles dieſes Strafg. 

h) Der Umſtand, daß eine ſolche Gewaltthaͤtigkeit 
gegen die Perſon tuͤckiſcher Weiſe verübet 
worden, und die Toͤdtung daher meuchlings 
geſchehen iſt, aͤndert die Weſenheit des Verbre— 
chens nicht, wenn die angedeutete Abſicht vor— 

» handen iſt. Nur erhoͤhet dieſer Umſtand die 
Strafbarkeit der That. 


\ 
1 
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Gut nicht gehöret hat. Dieſes Verbrechen iſt 
für vollendet zu halten, wenn auch durch 
die Verübung des Mordes das bezielte fremde 
Gut nicht erlanget worden wäre; denn das Ge— 
ſetz kann dieſen Nebenerfolg einer That, deren ei: 
gene erhöhte Strafbarkeit auf der großen Gefahr 
für das Leben der Bürger beruhet, nur für z u— 
fällig anſehen. Nicht jeder Mord aus eige n⸗ 
nütziger Abſicht iſt für einen Raubmord zu 
halten. So kann: z. B. die Ermordung einer 
Perſon, um fie früher zu beerben, nicht 
hierher gerechnet werden, weil es der That an 
der, zum Raubmorde weſentlichen, Abſicht ge— 
bricht, ſich dadurch des fremden Gutes zu b e— 
mächtigen, ohne die eine räuberiſche That nicht 
gedacht werden kann i). Wer ohne dieſe Ab⸗ 
ſicht eines fremden Gutes ſich bemächtiget, und 
hernach zu deſſen Vertheidigung den Eigenthümer 
oder vorigen Beſitzer, der ihm dasſelbe abzuneh⸗ 
men ſucht, tödtet, wird nicht des Raubmordes 
ſchuldig. Der Grund, wegen deſſen das Geſetz 
dieſen Mord als ſchweren (qualificirten) er⸗ 
kläret, iſt in der beſonderen Gefährlichkeit des⸗ 
ſelben zu ſuchen. Verbrecher, die ſich anderer 
Arten des Mordes ſchuldig machen, ſind minder 
gefährlich, weil jene Leidenſchaft, welche dis 
Uebelthat begründet, insgemein nur gegen bes 
ſtimmte Perſonen gerichtet if. Der Raubmör⸗ 
der aber wird nach der Natur ſeines Verbrechens 


1) Vergl. hiermit J. 169, 
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jedem Menſchen gefährlich, bey welchem er ſich 
eine Beute verſpricht. Ueberdieß gehöret der 
Raubmord auch unter die zuſammengeſetzten Ber: 
brechen, die immer eine höhere Strafbarkeit be— 
gründen k). 


III. Der beſtellte Mord, welcher ſich 
von andern Arten des Mordes dadurch unter— 
ſcheidet, daß er von Jemanden, welcher 
durch einen Dritten dazu beſtimmet 
worden iſt, verübet wird. Der Begriff 
dieſes Verbrechens ſetzet nothwendig zwey ver- 
ſchiedene Perfonen voraus: den unmittel— 
baren Thäter und den moraliſchen Urs 
heber d. h. hier denjenigen, welcher den erſteren 
zum Morde beſtellet hat. Der erſtere kann 
zur That bewogen werden entweder a) durch 
Lohn d. h. er kann gedungen werden. Ob 
der Lohn groß oder klein, ob er verheißen oder 
bereits gegeben, beſtimmt oder unbeſtimmt ſey, 
gilt gleich viel. Ein um Lohn beſtellter Mord 
heißt insgemein Bandit en-Mord (Lohn⸗ 
mord); wer ihn verübet, ein Bandit oder 
Lohnmörder. Oder b) auf irgend eine 
andere Art: z. B. durch Drohungen, Bitten, 
Befehl. Es iſt einleuchtend, daß ſowohl in die— 
ſem, als in dem vorhergehenden Falle der Be— 
ſteller zwar allezeit, aber auch nur für 
den Inhalt ſeines Auftrages hafte. Ein Unters 


Kk) S. 5. 36. dieſes Strafg. 
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ſchied zwiſchen dem beſtellten Morde und ans 
dern Arten des Mordes, welche nebſt dem un— 
mittelbaren Thäter einen moraliſchen Urheber vor⸗ 
ausſetzten, iſt nach unſerem Geſetze nicht denk— 
bar. Hätte der unmittelbare Thäter die That zu 
verüben felbft und früher beſchloſſen, als er 
von einem Dritten dazu iſt aufgefordert 
worden, ſo würde auf dieſen (den Dritten) der 
Begriff eines Urhebers durch Beſtellung zum Mors 
de nicht mehr anwendbar ſeyn, weil nach dem 
bereits gefaßten Entſchluſſe nicht 
erſt die zureichende Urſache desſel⸗ 
ben entſtehen kann D, Wenn daher ein 
ſolcher Mord nicht aus einem andern Grunde zu 
einer der ſch weren Arten gehörte, fo würde 
man vermöge jener Einwirkung auf den Willen 
des unmittelbaren Thäters als intellectuel⸗ 
ler Gehülfe an dem gemeinen Morde ber 
trachtet werden müſſen. Der Grund, wegen deſ— 
fen der beftellte Mord den ſchweren Arten 
des Mordes zugezählet wird, liegt in der grö— 
ßeren Gefahr, die durch denſelben begründet wird. 
Dem Beſteller, nähmlich demjenigen, welcher 


1) Eine Ausnahme hiervon würde damahls zu ma: 
chen ſeyn, wenn derſelbe (der Dritte) den bereits 
zum gemeinen Morde Entſchloſſenen zu einem 
Raub - oder Meuchelmorde beſtimmet 
hätte, weil er hierdurch die zureichende Urfache 
einer beſonderen, ſchweren Mordesars 
wurde. N 
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den Mord aus eigenem Intereſſe an der That 
einleitet, ſtehen die natürlichen Hinderniſſe nicht 
im Wege, die der Thäter bey einem gemeinen 
Morde zu überwinden hat, und die ſonſt nicht 
ſelten die vorzüglichſten Urſachen ſind, warum 
die That unterlaſſen wird. Dieſe Leichtigkeit, 
einen Mord zu verüben, macht den feigſten Bö— 
ſewicht eben ſo gefährlich, als den tollkühnſten. 
Nebſtbey wird die Strafbarkeit des Beſtellers noch 
durch die Verleitung des Andern (des Be— 
ſtellten) zum Morde erhöhet. Auch von Seite 
des zum Morde Beſtellten wächſt die Strafbar⸗ 
keit, und zwar nicht nur überhaupt aus dem 
Grunde, weil derjenige, welcher um Anderer 
Willen Verbrechen verübet, in der Regel mehr 
Bosheit verräth, und ohne einen ſolchen die That 
wahrſcheinlich unterbleiben würde; ſondern in s- 
beſondere bey dem Lohnmorde darum, 
weil derjenige, welcher dazu feine ſchändlichen Diens 
fe anbiethet, um Gewinn Jedem gegen Jeder— 
mann dienet, und nebſtdem, daß er, wie der 
Naubmörder mit kaltem Blute mordet, auch, wie 
derſelbe, gemein⸗ gefährlich wird. Unter 
die ſchweren Mordesarten kann man noch 
rechnen: IV.) den Mord an gewiſſen dem 
Thäter zunächſt angehörigen Perſo— 
nen. Unter dieſe zählet $. 120. 4) die Ver⸗ 
wandten in auf- und abſteigender Linie m), oder 
50 
m) Es macht keinen Unterſchied, ob die Verwandt⸗ 


ſchaft von ehlicher ober außerehlicher Geburt 
herrühret. 
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b) den Ehgenoſſen des Thäters oder Theil: 
nehmers. Nur müſſen dieſen die erwähnten 
Verhältniſſe bekannt ſeyn, weil ſie ſonſt die 
mehrfachen Pflichten, durch welche ſie von 
einer ſo abſcheulichen That ſollten abgehalten 
werden, nicht einſehen können. 


§. 119. 

Es iſt natürlich, daß, nachdem die Todes— 
ſtrafe durch die Geſetzgebung in das Straf: Sp- 
ſtem aufgenommen iſt, dieſelbe gegen das größte 
Privat- Verbrechen, den Mord, angedrohet wer- 
de a). Da jedoch die Strafbarkeit derjenigen, 
welche zu dieſem Verbrechen mitgewirket haben, 
ſehr verſchieden ſeyn kann, und die Todesſtrafe, 
weil eine Verſchärfung derſelben aus überwie— 
genden Gründen für verwerflich erkläret wird b), 
ſonſt keine Abſtufung zuläßt; ſo muß das Ge— 
ſetz, um der anzudrohenden Strafe die nöthige 
Vollſtändigkeit zu verſchaffen, nach Umſtänden 
der Todesſtrafe die Kerkerſtrafe an die Seite ſe— 
tzen. Den auffallendſten Unterſchied in der Straf— 
barkeit biethet hier die Verſchiedenheit 
des Erfolges und der Theilnahme 
dar. Daher unterſcheidet das Geſetz in der Ab- 
ſtrafung dieſes Verbrechens ſowohl zwiſchen 


a) Daß hiervon der von einer Mutter an ihrem 
Kinde bey der Geburt verübte Mord eine Aus⸗ 
nahme mache, wird der 5. 122. lehren. s 

b) ©. Seite 272. H. 43. 


O. C. R. II. Theil. 55 


Strafe. 
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dem Verſuche undder Vollbringung, 
als in jedem dieſer Fälle zwiſchen der näs 
heren und entferntern Theilnahme 
an demſelben. 


Jeder vollbrachte Mord ſoll ſowohl 
an dem unmittelbaren Moͤrder, als an 
demjenigen, der ihn etwa dazu beſtellet, 
oder ihm die That ausuͤben, geholfen hat, 
mit dem Tode beſtrafet werden. 

Die Todesſtrafe trifft alſo auch denjenigen, 
welcher dem unmittelbaren Mörder die 
That ausüben geholfen hat. Das 
Wort: Helfen, wird hier, was wohl zu be— 
merken iſt, gerade auf den Act der Aus- 
übung der That bezogen. Obwohl nun ſonſt 
durch Hülfeleiſtung jede Wirkſamkeit bes 
zeichnet wird, welche um der Beförderung 
der Rechtsverletzung eines Andern Willen ſich äu— 
ßert; ſo muß dieſer Begriff hier doch auf ſolche 
Handlungen, welche unmittelbar den Act 
der Tödtung unterſtützen c), beſchrän⸗ 
ket werden. Ein anderer Wortverſtand würde 
auch die Auslegung des folgenden §. ganz unſi⸗ 
cher und willkührlich machen. 


c) S. Franz Edlen v. Zeiller: Jaͤhrlicher Bentrag 
w. o. J. Bd. Seite 152, 
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$, 120, 


Diejenigen, welche auf eine entferns Strafe der 
tere in dem F. 8. bemerkte Art an dem Tbhlilaahme. 
veruͤbten Morde Theil haben, ſollen, bey 
einem gemeinen Morde mit ſchwerem Ker— 
ker von fuͤnf bis zehn Jahren, wenn aber 
die Mordthat an Verwandten der auf— 
ſteigenden oder abſteigenden Linie, an 
dem Ehegenoſſen des Thaͤters oder Theil— 
nehmers, da ihnen dieſe Verhaͤltniſſe be— 
kannt waren, oder wenn ein Meuchelmord 
oder Raubmord veruͤbet worden, zwiſchen 
zehn und zwanzig Jahren beſtrafet werden. 


Wenn man dieſen §. mit dem vorhergehen— 
den vergleichet, ſo wird es leicht, zu beſtimmen, 
welche man nach dem Geſetze unter die ent— 
fernteren Theilnehmer zu zählen habe. Bey 
einem vollbrachten Morde iſt nähmlich nach 
dem $. 119. 1.) der unmittelbare Mör⸗ 
der; 2.) wer denſelben zum Morde be 
ſtellet hat, wen es ſich um einen beſtellten 
Mord handelt, und 3.) derjenige, welcher den 
erſten unmittelbar in dem Acte der 
Tödtung unterſtützet, mit der Todesſtra⸗ 
fe zu belegen. Die Uebrigen dagegen, welche auf 
eine andere, in dem §. 5. bemerkte, Art an dem 
Verbrechen Theil haben, ſind unter die entfern⸗ 
tern Theilnehmer, die nach dem gegenwärtigen $. 
beſtrafet werden müſſen, zu rechnen. Ihre Stra⸗ 

P 2 
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fe ift aber verſchieden, je nachdem fie an einem 
gemeinen Morde, oder an einer ſchweren 
Art des ſelben Theil genommen haben. Die Be— 
ſtimmungen des Geſetzes hierüber ſind klar. Es 
iſt eine bloß aus dieſen abgeleitete Bemerkung, 
daß die Theilnehmung an dieſem Verbrechen, in 
fo weit dieſelbe nach dem vorliegenden §. zu bes 
ſtrafen iſt, damahls den höchſten Grad der Straf— 
barkeit erreichet, wann zu dem, was ſchon für 
ſi ch eine ſchwere Art des Mordes begründet, 
noch ein zweyter Umſtand, welcher ebenfalls für 
ſich einen qualificirten Mord begründet, 
hinzu kommt: z. B. Theilnehmung an einem 
Raubmorde, welcher an einem bekannten Ver— 
wandten in aufſteigender Linie verübet wird. 
§. 121. 
ace Der unternommene, aber nicht dolle 
brachte gemeine Mord, iſt an dem Thaͤ— 
ter und den Mitſchuldigen mit ſchwerem 
Kerker von fünf bis zehn Jahren; an den 
entfernten Theilnehmern von Einem bis 
fuͤnf Jahre zu beſtrafen. Iſt aber ein 
Naubmord, Meuchelmord, beſtellter Mord, 
oder ein Mord an den in dem vorigen 
Paragraphe erwähnten Angehoͤrigen ver— 
ſuchet worden; fo iſt die Strafe des ſchwe⸗ 
ren Kerkers gegen den Thaͤter und die 
Mitſchuldigen zwiſchen zehn und zwanzig 
Jahren, und bey beſonders erſchwerenden 


Umſtaͤnden auf lebenslang; gegen die ent— 
fernten Theilnehmer aber zwiſchen Fünf 
und zehn Jahren auszumeſſen. 

Die Strafe des unternommenen, aber nicht 
vollbrachten Mordes iſt alſo verſchieden, je 
nachdem von einem gemeinen Morde, oder 
von einer ſchweren Art desſelben die Rede iſt. 
In jedem dieſer Fälle unterſcheidet das Geſetz 
bey Beſtimmung der Strafe wieder weiter zwi— 
ſchen dem Thäter ſammt feinen Mie 
ſchuldigen, und zwiſchen den entfernten 
Dheilnehmern. Daher wird es nothwendig, 
diejenigen, welche das Geſetz durch den Aus- 
druck: Mitſchuldige, bezeichnet, genau von 
ſenen zu unterſcheiden, welche dasſelbe in den 
Worten: entfernte Theilnehmer, begrei⸗ 
fet. Die beſte Aufklärung hierüber gibt die Ver— 
gleichung der zwey vorhergehenden $. §., durch 
welche ſchon beſtimmet iſt, daß das Geſetz unter 
den entfernten Theilnehmern alle jene verſte— 
he, die nach dem $. 5. überhaupt für Mitſchul⸗ 
dige und Theilnehmer erkläret werden, mit Aus— 
nahme a) des unmittelbaren Mörders; 
b) desjenigen, der ihn etwa zum Mor— 
de beſtellet hat, und c) des jenigen, 
welcher denerſtenun mittelbar indem 
Acte der Tödtung unterſtützet hat. 
Wendet man dieſes auf den vorliegenden $. an, 
ſo erhellet daraus, daß das Geſetz nur die un— 
ter b) und c) erwähnten Perſonen unter den 
hier bemerkten Mitſchuldigen verſtehen kann. 
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Wenn man daher dieſe und den unmittek 
baren Thäter aus nimmt, fo beſtimmt 
ſich der Umfang des Begriffes der entfernten 
Theilnehmer von ſelbſt dahin, daß darunter alle 
jene zu verſtehen ſeyen, welche auf eine an de— 
re, in dem F. 5. bemerkte, Art zu dieſem Ver— 
brechen mitgewirket haben. 
a §. 122. 

Wichtige Gründe haben die Geſetzgebung 
bewogen, von den, in den §. §. 119. 120. und 
121. feſtgeſetzten Strafen des Mordes in Rück- 
ſicht des Kindes mordes eine Ausnahme zu 
machen, und dieſen gelinder zu beſtrafen. Die 
Gründe hierzu werden beſſer einleuchten, wenn 
man vorläufig die näheren, geſetzlichen Beſtim— 
mungen dieſes Verbrechens wird kennen gelernet 
haben. 

Strafe des Gegen eine Mutter, die ihr Kind bey 
datdesmors der Geburt toͤdtet, oder durch abſichtliche 
Unterlaſſung des bey der Geburt noͤthigen 
Beyſtandes umkommen läßt, iſt, wenn 


ſchehen, lebenslanger ſchwerſter Kerker zu 
verhaͤngen. War das Kind unehelich, ſo 
hat im Falle der Toͤdtung zehn bis zwan— 
zigjaͤhrige; dafern aber das Kind durch ab— 
ſichtliche Unterlaſſung des noͤthigen Bey— 
ſtandes umkam, fünf bis zehnjaͤhrige ſchwe⸗ 
re Kerkerſtrafe Statt. 
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In fo fern zu dem Begriffe des Kindesmor⸗ 
des Dödtung erfordert wird, iſt ſich an das— 
jenige zu halten, was darüber in §. 137. iſt 
vorgetragen worden. Das Eigene dieſes Ver— 
brechens iſt, daß es A, nur durch die Mutter 
begangen werden kann. Der Mord eines Va— 
ters an feinem Kinde gehöret unter die [ch we: 
ren Arten des Mordes, und iſt nach den vor— 
hergehenden §. §. zu beſtrafen. Auch die Mut— 
ter iſt nur damahls nach dieſem $. zu beſtrafen, 
wann ſie B. die Tödtung ihres Kindes bey der 
Geburt vorſätzlich bewirket. Der Ausdruck: bey 
der Geburt, begreifet 1.) den Zeitraum in 
ſich, in welchem das Kind geboren wird (Töd— 
tung des Kindes während der Geburt). 2.) 
Eine kurze Zeit nach der Geburt. Hätte das 
Geſetz dieſe Zeit ausſchließen wollen, ſo würde 
es ſich der völlig beſtimmenden Worte: wäh: 
rend der Geburt, bedienet haben. Es hat 
aber den obigen Ausdruck, welcher nach dem all— 
gemeinen Sprachgebrauche mehr umfaſſend iſt, 
dieſem vorgezogen. Noch einleuchtender muß dies 
ſes werden, wenn man bedenket, daß dieſes Ver— 
brechen auch durch abſichtliche Unterlaſ— 
ſung des bey der Geburt nöthigen 
Beyſtandes begangen werden kann. Dieſer 
Fall des Verbrechens beweiſet klar, daß das Ge— 
ſetz den Zeitpunct gleich nach der Geburt auch 
eingeſchloſſen habe, weil zur Erhaltung des Kin— 
des ein Beyſtand während der Geburt ſelten, 
aber gleich nach derſelben immer nothwendig 
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iſt. Der gewöhnliche Fall des Verbrechens 
kann ſich daher nur auf den letzteren Zeitpunct 
beziehen. Nur iſt die Beſchränkung nothwendig 
beyzuſetzen, daß die That kurz nach der Ge— 
burt geſchehen ſey. Der Zeitraum iſt aber durch 
die Geſetze der Zahl nach unbeſtimmt gelaſſen, 
vermuthlich, weil man glaubte, daß die Grün— 
de zur mildern Behandlung des Kindes mordes 
keine gleichförmige Beſtimmung desſelben 
geſtatten. Dieſe Gründe ſind nähmlich über— 
haupt in der durch die Niederkunft verurſachten 
Gemüthszerrüttung der Mutter und in der Schwä— 
che der mütterlichen Liebe gegen das neugeborne 
Kind a) zu ſuchen; insbeſondere aber bey 
ehloſen Müttern, in der Furcht vor Schande 
und Verachtung, vor Mißhandlung und bittern 
Vorwürfen der Angehörigen, und in dem Be— 
ſorgniſſe für das eigene und des Kindes Schick⸗ 
ſal b). Wenn man dieſe, die Strafbarkeit der 
That mildernden, Umſtände erwäget, ſo leuchtet 
ein, daß es, wenn man die rechtlichen Zurech— 
nungsgründe vor Augen hält, nicht wohl mög⸗ 


a) Es iſt eine vielfältig gemachte Beobachtung der 
Aerzte, daß Muͤtter gleich nach der Geburt ge— 
wohnlich in einem ſolchen Zuſtande von Gefühle 
loſigkeit ſich befinden, welcher jedes heftigere Be— 
gehren nach was immer für einem Gegenſtande 
ausſchließet. 

b) S. Edlen v. Zeil ler: I. Bd. der jährlichen 
Beyträge w. o. Seite 133. 
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lich iſt, den Zeitraum nach der Geburt, durch 
welchen dieſelben dauern, gleichförmig, etwa z. 
B. durch Stunden zu beſtimmen c). Die ange— 
führten Umſtände wirken zwar alle nur bis auf 
eine kurze Zeit nach der Geburt; allein 
dieſer kurze Zeitraum ſelbſt iſt nicht für alle Müt— 
ter von der nähmlichen Dauer, weil nicht alle 
durch die Entbindung gleich heftig angegriffen 
werden. Da man nun eine Mutter, welche ihr 
Kind kurz nach der Geburt mordet, obwohl ſie 
ſich vorläufig ſchon dergeſtalt erhohlet hat, daß 
ihr die erwähnten Milderungsgründe nicht mehr 
zu Statten kommen können, aus dem Grunde 
nicht begünſtigen kann, weil die That einer An— 
dern indem nähmlichen Zeitpuncte je⸗ 
ne mildernden Rückſichten verdienet; ſo folget 
daraus die Nothwendigkeit, in Beziehung auf 
eine kurz nach der Geburt d) durch die Mutter 
bewirkte Tödtung ihres Kindes von Fall zu Fall 
zu beurtheilen, ob jene Gründe, welche das Ver— 


c) Das Preußiſche Geſetzbuch verſteht unter 
Kindesmord die von der Gebärerinn bewirk— 
te Zödtung neugeborner, d. i., folcher Kinder, 
dieniht über vier und zwanzig Stun: 
den nach der Geburt gelebet, und deren 
Daſeyu nur der Mutter und denen, welche an der 
Ve heimlichung der Riederkunft Theil genom- 
men haben, bekannt geworden iſt. 1I. Thl. 20. 
Tit. $ §. 887. 913. u. 949. 

d) Wenn die Toͤdtung während, oder gleich 
nach der Geburt geſchieht, ſo ſind die Milde⸗ 
tungsgründe ſchon durch das Zeitverhaltniß an⸗ 
ßer Zweifel geſetzet. i 
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brechen mildern, der Mutter noch zu Statten kom⸗ 
men, oder nicht. In jenem Falle iſt die That 
nach dieſem $. zu behandeln, in dieſem aber als 
eine ſchwere Art des Mordes an einem Ver— 
wandten in der abſteigenden Linie zu beſtrafen. 
C. Ob die Tödtung durch eine rechtswidrige Hand— 
lung oder Unterlaſſung der Mutter bewirket wer— 
de, gilt im Weſentlichen gleich viel. Nur wird 
auch im letzten Falle erfordert, daß der nöthige 
Beyſtand abſichtlich unterlaſſen worden ſey. 
Wenn daher eine der Mutter zugeſtoßene Ohn— 
macht dieſelbe daran hinderte, oder wenn der 
Beyſtand, wegen deſſen Unterlaffung der Tod 
erfolgen mußte, wegen Un wiſſenheit e) 
derſelben unterblieb; ſo kann von dieſem Ver— 
brechen keine Rede ſeyn. D Das Kind muß nicht 
nur gelebet, ſondern auch die Fähigkeit zum 
Fortleben beſeſſen haben f); denn einer Ger 
burt, welcher dieſelbe nicht beywohnet, kommen 
die Rechte eines Kindes nicht zu, da ſie nur durch 
das Nebeneinanderſeyn rechtsfähiger We— 
fen, welches hier nicht vorhanden iſt, ges 
dacht werden können. 

Der Verſuch des Kindesmordes iſt mit 
keiner beſonderen Strafe bedrohet, weil es, da 


e) Jedoch kann hier nach Umſtaͤnden culpa unterlau⸗ 
fen, in welchem Falle eine ſchwere Polizey⸗ 
Uebertretun g wider die Sicherheit des Lebens 
begangen wird. S. II Thl. dieſes Strafg. F. 89. 

N Vergl. hierüber $. 117. Ueber die Kennzeichen, 
ob ein neugebornes Kind gelebet habe oder nicht, 
ſ. Metz ger a. a. O. 5. 308. u. f. 1 1 
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deſſen Vollbringung nicht mit dem Tode beftras 
fet wird, unnöthig geweſen wäre, dieſelbe eigens 
zu beſtimmen. Es iſt, wie bey allen Kerkerſtra— 
fen, jene Strafe, die auf das vollendete Ver— 
brechen geſetzlich angedrohet wird, nach dem 
Maße, als der Verſuch von der Vollbringung 
des Verbrechens entfernt geweſen, auf dieſen an— 
zuwenden g). 


Wie find diejenigen, welche an dem Kindes- 
morde der Mutter Theil genommen haben, zu 
beſtrafen? Der gegenwärtige §. macht von den 
Grundſätzen, nach welchen der Mord gemäß den 
F. F. 119. 120. und 121. insgemein zu beſtra⸗ 
fen iſt, eine Aus nahme. Dieſe Aus nahme 
beſchränket das Geſetz bloß auf die Mutter 
des Kindes. Wer daher außer derſelben zu dies 
ſem Verbrechen mitgewirket hat, iſt nach der 
Vorſchrift der vorhergehenden §. 9. als Theil: 
nehmer an dem Verwandtenmorde 
in abſteigender Linie zu beſtrafen. Dies 
ſes ſtimmet auch ganz mit den Grundfägen über 
die Zurechnung überein; denn die Natur jener 
Milderungsgründe, welche der Mutter zu Stat— 
ten kommen, erlaubet keine Anwendung auf die 
Theilnehmer an dieſem Morde. Dagegen wird 
die Strafbarkeit derſelben dadurch insbeſondere 


80 S. Edlen v. Zeiller: a. a. O. I. Bd. Sei⸗ 
te 153 


Zodtſchlag. 
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erhöhet, daß fie wiſſenklich eine an fich ſchwert 
Art des Mordes h) unterſtützen. 
as §. 123. 

Wird die Handlung, wodurch ein 
Menſch um das Leben kommt, zwar nicht 
mit dem Entſchluße ihn zu toͤdten, aber 
doch in anderer feindſeliger Al ſicht ausge⸗ 
über; fo iſt das Verbrechen ein Todt⸗ 
ſchlag. | 

Mord und Todtſchlag kommen in der Wir: 
kung ganz überein; denn jedes dieſer Verbre— 
chen begründet eine Tödtung. Auch ſetzet je⸗ 
des eine Handlung voraus, von welcher die Töd— 
tung eine nothwendige Folge iſt; daher auf 
das Verbrechen des Todtſchlages dasjenige muß 
angewendet werden, was hierüber in Beziehung 
auf das Verbrechen des Mordes unter §. 117. 
bemerket worden iſt. Aber die weſentlichen Merk: 
mahle, durch welche ſich dieſe Verbrechen von ein⸗ 
ander unterſcheiden, beruhen auf Folgendem. Zu 
dem Verbrechen des Mordes wird erfordert, daß 
die Abſichtezu tödten entweder rechtlich ein— 
geſtanden, oder, wenn dieſelbe geläugnet wird, 


n) Daß der Kindermord durch Aſcendenten unter 
die an ſich ſchweren Arten des Mordes gehoͤre, 
erhellet aus dem §. 120. Der gegenwärtige 5. 
macht davon nur in RNückſicht der Mutter, wel⸗ 
che ſubjective Milderungsumſtaͤnde für ſich 
hat, eine Ausnahme. 


ſonſt rechtlich dargethan ſey. Die Belehrung, wis 
dieſes geſchehen könne, iſt aus dem §. 1. und 413. 
zu entnehmen a). Wird dagegen bey einer verur— 
ſachten Tödtung zwar eine feindſelige Ab— 
ſicht erhoben, aber der Vorſatz zu tödten 
geläugnet, und kann derſelbe auch nicht rech t— 
lich ver muthet werden: fo trifft das Ver— 
brechen des Todtſchlages ein b). Dieſes 
führet auf einen weitern Unterſchied, welcher in 
der Natur der Hand lung ſich findet, und 
die nöthige Gränzlinie zwiſchen dem Morde, 
dem ein fo genannter dolus indirectus zum 
Grunde lieget, und dem Todtſchlage bildet. 
Beyde Verbrechen ſetzen den zu reichenden 
Grund der Tödtung in eine rechtswidrige Hands 
lung, die aber, wenn ſie gegen den Läugnenden 
eine rechtliche Vermuthung der böſen Abſicht, zu 
tödten, und daher das Verbrechen des Mordes 


a) Hiermit iſt dasjenige zu vergleichen, was über 
dieſen Punct unter §. 117. bemerket worden iſt. 

b) Es kann daher wohl ein verſuchter Mord, 
aber kein verſuchter Todtſchlag gedacht wer— 
den. Denn der Verſuch zu einem Verbrechen 
ſetzet immer nebſt einer äußerlich gefährlichen 
Handlung, durch die jedoch ein beſtimmtes gr⸗ 
ſetzwidriges Uebel noch nicht hervorgebracht wor 
den iſt, wenigſtens die auf dieſes gerichtete und 
erhobene Abſicht voraus. Nun kann die Abſicht 
zu södten bey dem Verbrechen des Todtſchlages 
auf keine Weiſe erhoben werden; man kann dae 
her dieſes Verbrechen bloß aus dem Erfolge 
erkennen. 
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begründen fol, über dieß von der Befchaffen« 


heit ſeyn muß, daß daraus die Tödtung 
leicht oder gewöhnlich folget c). 
9. 124. 

So wie das Geſetz zwiſchen dem gemeinen 
Morde und den ſchweren Arten desſelben in 
Beziehung auf die Abſtrafung unterſchieden hat; 
eben ſo macht es auch zu dem nähmlichen Zwecke 
hier zwiſchen dem gemeinen und dem raus 
beriſchen Todtſchlage, einer ſchweren Art 
desſelben, einen Unterſchied. In dieſem §. hans 
delt es von der näheren Beſtimmung und 
Strafe des räuberiſchen Todtſchlages; in 
den folgenden von der Strafe des gemeinen 
Todtſchlages. 

Strafe des Wenn bey der Unternehmung eines 

Al Raubes ein Menſch auf eine ſo gewaltſame 

ges. Art behandelt worden, daß daraus deſſen 
Tod nothwendig erfolgt iſt; ſoll der Todt⸗ 
ſchlag an allen denjenigen, welche zur 
Toͤdtung mitgewirket haben, mit dem 
Tode beſtraft werden. 

Jene Merkmahle, durch welche nach dem 
vorhergehenden $. das Verbrechen des Todtſchla— 
ges überhaupt bezeichnet wird, kommen nothwen— 
dig auch dem räuberiſchen Todtſchlage, einer Art 
desſelben, zu. Außerdem wird aber bey 


c) S. hierüber 5. 1. dieſes Strafgeſetzes. 
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dieſem noch voraus geſetzet, daß er bey der 
Unternehmung eines Raubes verübet 
werde, mag hernach der unternommene Raub ge— 
lungen haben, oder nicht. Es wird daher noth— 
wendig, einen Unterſchied zu machen zwiſchen 
denjenigen, welche bloß zu dem Raube, bey 
deſſen Unternehmung die Tödtung geſchah, und 
denjenigen, welche zu der dabey erfolgten 
TDödtung ſelbſt unmittelbar mitgewir— 
fer haben. Nur dieſe letzteren find eines räube⸗ 
riſchen Todtſchlages ſchuldig; aber dieſe find es 
ſelbſt damahls, wenn der Tod erſt durch alle 
Wunden oder gewaltthätige Mittel zuſammen 
wäre verurſachet worden, oder ſich nicht beſtim— 
men ließe, wer die tödtliche Wunde oder Verlet— 
zung verſetzet habe. Entferntere Theilnehmer 
können nicht gedacht werden; denn von der uns 
mittelbaren Mitwirkung zur Tödtung ſind 
dieſe durch den Begriff ausgeſchloſſen; die mit: 
telbare Theilnehmung an der Tödtung aber 
erforderte die Ab ſicht zu tödten, welche in 
dem Falle dieſes Verbrechens ſelbſt bey denen 
nicht erhoben werden kann, durch die der Todt— 
ſchlag unmittelbar begangen wird. Dieſes leitet 
auf den, zwiſchen dem räuberiſchen Todtſchlage 
und dem Raubmorde beſtehenden, Unterſchied, 
welcher ſich zum Theil ſchon durch die Benen- 
nung ankündiget. Das letztere Verbrechen ſet— 
zet nähmlich einen Mord, das erſtere einen 
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Todtſchlag voraus a), Der Raubmörder 
ſtellet ſich den Mord als Mittel zum Raube vor; 
in Beziehung auf den Todtſchläger aber erſcheint 
die Tödtung zwar als eine nothwendige, aber 
keines weges als eine beabſichtigte 
Folge der That. 

Die Strafe derjenigen, welche zu einem räu⸗ 
beriſchen Todtſchlage mitgewirket haben, iſt die 
nähmliche, welche auf den Raubmord gedrohet 
wird. Nach unſerem Straf- Syſteme iſt diefel- 
be nothwendig, welches einleuchtend wird, wenn 
man bedenket, daß nach dem F. 174. auf das 
Verbrechen des Raub es unter den erſchwerend— 
ſten Umſtänden lebenslänglich ſchwerſter 
Kerker angedrohet iſt, und daß in dem gegen— 
wärtigen Falle ſich mit demſelben noch das Ver— 
brechen des Todtſchlages vereiniget. Der 
Umſtand, daß auf den Raubmord die nähmliche 
Strafe ſtehet, kann dagegen nicht eingewendet 
werden. Es iſt undenkbar, daß ein Raubmord 
aus dem Grunde geſchehen ſoll, weil dem räube— 
riſchen Todtſchläger die nähmliche Strafe bevor— 
ſtehet; aber es iſt aus mehreren Gründen begreif— 
lich, daß derjenige ſeiner Gewaltthätigkeit ſelten 
Schranken ſetzen werde, welcher vorläufig über— 
zeuget iſt, daß ſelbſt die ſchlimmſte Folge derfel: 
ben, die Tödtung des Angefallenen, 
ihm die Strafe des Raubes nicht verſchärfen 

könne, 


— — 


a) Ueber den Unterſchied zwiſchen Mord und Todt⸗ 
ſchlag f. den vorhergehenden $, 
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könne, fo lange die Abſicht zu tödten auf keine 
Weiſe verrathen wird, welche hier ohnehin viel— 
fältige Gelegenheit, fi) zu bemänteln, findet b). 
Die Straf-Politik räth daher, dieſe Strafe zu 
verhängen. Sie ſchließet jedoch die Rückſichten 
auf rechtliche Milderungsgründe nicht aus, wel— 
che den Landesfürſten bewegen können, die Todes: 
ſtrafe, wenn es wichtige Urſachen fordern, in eine 
gelindere umzuändern. 
$. 185. 
In andern Faͤllen ſoll der Todtſchlag Strafe des 
mit ſchwerem Kerker von fuͤnf bis zehn m 
Jahren; wenn aber der Thaͤter mit dem ges, ch 
Entleibten in naher Verwandtſchaft, oder 
gegen ihn ſonſt in beſonderer Verpflichtung 
geſtanden waͤre, von zehn bis zwanzig 
Jahren befirafet werden. 5 
Unter die beſonderen Erſchwerungsumſtände 

zählet das Geſetz l. die nahe Verwandt— 
ſchaft des Thäters mit dem Entleib- 
ten. Unter den nahen Verwandten ſind be— 
griffen a) die nächſten, zu welchen Verwandte 
in der auf- und abſteigenden und in der Seiten— 
linie des erſten Grades (nach kanoniſcher 
Berechnungsart) gehören. b) Verwandte in dem 
zweyten Grade der Seitenlinie (nahe Ver— 
wandte). Es ſtehen daher in dem Verhältniſſe 
einer nahen Verwandtſchaft mebft den Blutsvers 

b) S. Franz Edlen vd. Zeiller: a. a. O. 

I. Bd. Seite 154. 
O. C. R. II. Theil. Q 
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wandten in auf= und abſteigender Linie, folgens 
de in der Seitenlinie: 1) Bruder und Schweſter; 
2) Bruder und Bruders oder Schweſter Tochter; 
3) Schweſter und Bruders oder Schweſter Sohn; 
4) Geſchwiſterkinder a), Ob die Verwandtſchaft 
in der Seitenlinie zwey oder einbändig iſt, ob 
ſich dieſelbe auf ehliche oder außerehliche Zeugung 
gründe, gilt gleich viel. Nur müſſen über— 
haupt dieſe Verhältniſſe dem Thäter und ſeinen 
Mitſchuldigen bekannt ſeyn. Schwägerſchaft 
oder entfernte Verwandtſchaft müſſen zwar 
nach dem allgemeinen, im $. 36. aufgeſtellten, 
Grundſatze als erſchwerende Umſtände betrachtet 
werden; weil aber das Geſetz hier denſelben kei— 
ne beſondere Wirkung zuſchreibet, ſo muß ihr 
Einfluß auf die Ausmeſſung der Strafe nach je— 
ner Vorſchrift, welche der §. 42. im allgemeinen 
hierüber ertheilet, beurtheitet werden. II. Eine 
andere beſondere Verpflichtung des 
Thäters gegen den Entleibten. Eine 
ſolche iſt vorhanden, wenn die allgemeine 
Pflicht, Andere an dem Leben nicht zu verletzen, 
durch beſondere Verhältniſſe, in welchen dieſelbe 
aus mehrfachen Gründen oblieget, verſtärket 


a) Dieſe Auslegung, welche aus den Worten des 
Geſetzes zu fließen ſcheint, beſtaͤttiget ſich noch 
mehr, wenn man ſie mit den Beſtimmungen des 
bürgerlichen Geſetzbuches vergleichet, wel— 
ches den Begriff der nahen Verwandtſchaft auch 
auf dieſe Grade beſchraͤnket. S. I. Thl. des 
allgem. buͤrgerl. Geſetzb. III. Hptſt. $. 17. bis 19. 
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wird. Daher beſtehet eine beſondere Verpflichtung 
zwiſchen Ehgatten, Diener und Herrn, zwiſchen 
Vaſallen und Lehenherrn, zwiſchen dem Unterge— 
benen und dem weltlichen oder geiſtlichen Borges 
ſetzten, zwiſchen Unterthan und Obrigkeit, zwiſchen 
Mündel und Vormund. g 


g. 126. 


Wenn in einer zwiſchen mehreren Leu— 
ten entſtandenen Schlaͤgerey Jemand ges 
toͤdtet worden, iſt jeder, der ihm eine 
toͤdtliche Wunde verſetzet hat, des Todt— 
ſchlages ſchuldig. Iſt aber der Tod nur 
durch alle Wunden zufammen verurfachet 
worden, oder laͤßt ſich nicht beſtimmen, 
wer die toͤdtliche Wunde verſetzet habe; 
fo kann zwar keiner des Todtſchlages, 
aber alle, welche an den Getoͤdteten Hand 
angelegt haben, ſollen der ſchweren Ver— 
wundung ſchuldig erkannt werden. 


Dieſer §. iſt durch die Anordnung des §. 124. 
nothwendig geworden. Nach dieſem letzteren ſind 
alle diejenigen, welche bey der Unternehmung 
eines Raubes zur Tödtung des Angefallenen mit: 
wirken, des räuberifchen Todtſchlages ſchuldig⸗ 
Wenn dagegen Jemand in einer zwiſchen mehreren 
Leuten entſtandenen Schlägerey getödtet wird, 
wollte das Geſetz nur diejenigen des Todte 
ſchlages ſchuldig erklären, von denen erhoben iſt, 

Q 2 
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daß fie eine tödtliche Wunde a) verſetzet ha⸗ 
ben b). Die Uebrigen, welche an den Getödte— 
ten Hand angeleget haben, ſollen der ſch weren 
Verwundung ſchuldig erkannt und nach dem 
$. 139. abgeſtrafet werden c). Dieſe Ausnahme, 
außer welcher der gegenwärtige $. im Grunde nichts 
Neues verordnet, iſt zum Zwecke der gelinde- 
ren Abſtrafung gemacht, und hat wichtige Grün— 
de für ſich. Denn 1.) haben ſolche Schlägereyen, 
wenn auch daraus eine Tödtung erfolget, nie das 
Gemein⸗ gefährliche an ſich, welches den räus 
beriſchen Todtſchlag auszeichnet. 2.) Mangelt 
hier dem Thäter jener Grad von Selb ſtbe— 
ſtimmung, welcher aus der That des Räubers 
auffallend hervorleuchtet. Denn der Schlägerey 
geht gewöhnlich ein Wortgezänke vorher, darauf 
folgen anzügliche Reden und wörtliche Beleidi— 
gungen. Dieſe brechen in heftige Drohungen aus, 
welche dann zu wechſelſeitigen Thät lichkeiten und 


a) Es verfteht ſich ohnehin, daß hier von einer not h⸗ 
wendig toͤdtlichen Wunde die Rede iſt; denn eis 
ne andere kann eigentlich toͤdtlich nicht ge: 
nannt werden. 

b) Wie ſich dieſer Fall von dem Z weykampfe 
unterſcheidet, erhellet aus dem §. 140. 

c) Wenn die durch dieſe zugefügte Verletzung auch 
geringfuͤgig waͤre; denn das Geſetz erklaͤret Alle, 
die an den Getoͤdteten Hand angeleget ha⸗ 
ben, der ſchweren Verwundung ſchuldig. Der 
Grund dieſer Anordnung liegt in den Umſtänden, 
unter denen die Verletzung begangen wird. 
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Schlägereyen den Uebergang machen. Bey bies 
ſem Hergange ſolcher Händel ſieht Jedermann 
ein, daß auf keiner Seite der in dieſelben vers 
flochtenen Parteyen jene Selbſtbeſtimmung vor⸗ 
handen iſt, welche den gefährlichen Verbrecher 
von demjenigen unterſcheidet, der, durch das in 
Affect überwallende Gefühl fortgeriſſen, das Ges 
ſetz übertritt. Hierzu kommt noch, daß jede 
Partey, und daher ſelbſt der Getödtete, zum 
Theil jene Folgen, die aus der That gefloſſen 
ſind, ſich ſelbſt zuſchreiben muß, weil bey ſolchen 
Händeln beyde Theile mehr oder weniger dazu 
beygetragen haben, daß es zu dieſen gewaltſa⸗ 
men Auftritten gekommen iſt. Ganz anders ver⸗ 
hält ſich der Fall, wenn Jemand widerrechtlich 
angegriffen, und zur Selb ſtvertheidig ung 
zu ſchreiten genöthiget wird. 
$. 127. 

Derjenige, der Jemanden in Anwen- Notwehr. 
dung einer gerechten Nothwehr toͤdtet, be— 
geht kein Verbrechen. Es muß jedoch be— 
wieſen, oder aus den Umſtaͤnden der Pers 
ſon, der Zeit, des Ortes mit Grund zu 
ſchließen ſeyn, daß der Thaͤter ſich der 
noͤthigen Vertheidigung gebraucht habe, 
um ſein oder ſeines Nebenmenſchen Le— 
ben, Vermoͤgen oder Freyheit zu ſchuͤtzen. 

In dem Begriffe des Rechts liegt die Be⸗ 
fugniß zu deſſen Ausübung, ſomit auch zur Hin⸗ 
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wegräumung der Hinderniſſe, die derſelben im We⸗ 
ge ſtehen. Wer daher nach der Regel, ſich auf 
ſein Rechtsgebieth zu beſchränken, handelt, ver— 
fährt, ob er gleich feſt entſchloſſen iſt, dasſelbe 
gegen Jedermanns Angriffe zu ſchützen, dennoch 
nach einer Maxime, bey welcher, wenn man ſie 
allgemein beobachtet, das Recht eines jeden Ein— 
zelnen geſichert iſt, d. h. er handelt nach dem 
Rechts- Principe a). Die Vertheidigung, 
durch welche Jemand zum Schutze ſeines Rechtes 
Gewalt mit Gewalt zurücktreibet, iſt daher den 
Grundſätzen des natürlichen Rechts gemäß. Weil 
aber der Menſch bey dem Eintritte in den Staat 
dieſes Recht der Schutzgewalt des letzteren über— 
tragen mußte, ſo ſetzet die Rechtmäßigkeit der 
eigenmächtigen Vertheidigung in dem 
Staate, außer den Gründen zur rechtmäßigen 
Vertheidigung überhaupt, noch einen Fall vor: 
aus, auf welchen das Recht zur Selbſthülfe nicht 
veräußert worden iſt, der damahls eintrifft, 
wann dre öffentliche Macht nicht fhü- 
tzen kann. Sobald daher der Schutz 
durch die Macht des Staates un 
möglich iſt, darf der Bürger zur Gi: 
cherung feiner Rechte gegen eine an: 
gefangene Verletzung derſelben von 
der Selbſthülfe Gebrauch machen. 
Dieſe Selbſtvertheidigung desſelben heißt übers 


a) S. Franz EdT. o. Zeiller: Das natürliche 
Privat⸗ r $. 177. 
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haupt Nothwehr (moderamen inculpa- 
tae tutelae), durch welche aber ſonſt auch in 8= 
beſondere die Verwundung oder Töd— 
tung des widerrechtlichen Angreifers unter ſol— 
chen Umſtänden verſtanden wird b). Wer in der 
Nothwehre Jemanden tödtet, verwundet, oder 
ſonſt verletzet, begeht daher nicht nur kein Ver— 
brechen, ſondern überhaupt keine ſtraf ba— 
re Handlung, wenn er anders jene Grän— 
zen, welche durch das Geſetz derſelben vorgezeich— 
net ſind, nicht überſchritten hat. Aus dieſem 
Grunde ergeben ſich als beſondere Erforderniſſe 
derſelben: 1.) daß der Angriff gegen wär— 
tig c); 2.) auf das Leben d), Ver mö⸗ 
gene) oder die Freyheit des Verthei⸗ 


b) S. Edl. v. Zeiller: Das natürliche Privat⸗ 
Recht. §. 189. 

c) Vertheidigung, ſagt das Geſetz. 

d) Es iſt aber ein zureichender Grund vorhanden, 
dafuͤr zu halten, daß der rechtswidrige Angriff 
gegen das Leben gerichtet ſey, wenn derſelbe 
die koͤr per liche Sicherheit verletzet, weil nebſt 
dem, daß die Folgen koͤrperlicher Verletzungen 
vorhinein nicht zu berechnen find, noch die Ve— 
trachtung zu beruͤckſichtigen iſt, daß durch dieſel— 
ben, wenn fie auch das Leben nicht ſogleich ver— 
nichten, doch die Lebenskraft vermindert und def 
ſen Dauer verkuͤrzet wird. 

e) Die erlaubte Selbſtvertheidigung des Vermoͤ— 
gens iſt auf keine beſtimmte Summe be- 
ſchraͤnket. Dem Armen iſt Wenig nicht min⸗ 
der viel werth, als dem Reichen Viel. Jedoch 
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digers oder ſeines Nebenmenſchen ge 
richtet f), mithin 3.) ungerecht ſey; daß 4.) 
das dem Angreifer zugefügte Uebel als die e in zi⸗ 
ge Bedingung g) zur Erhaltung des ange— 
griffenen Rechtes erſcheine. Der rechtswidrige 
Angriff muß daher auf ein Gut gerichtet ſeyn, 
welches entweder, wie z. B. Leben und Geſund— 
heit, an ſich unerſetzlich iſt, oder doch unter 
den beſondern Umſtänden des gegenwärtigen Anz 
griffes wahrſcheinlich un wiederbringlich 
verloren geweſen wäre. Auch ergibt ſich daraus 
von ſelbſt, daß der Angriff in dem Sinne uns 
erwartet geweſen ſeyn müſſe, daß man ſich 
nicht abſichtlich in die Lage verſetze, in welcher 


dürfen bey der Vertheidigung des Vermögens die 
Polizey-Geſetze nicht uͤberſchritten, und es darf 
keine verborgene Gefahr des Lebens oder der Ge- 
ſundheit damit verbunden werden. Die Ueber⸗ 
ſchreitung dieſer Vorſchrift: z. B. durch heimli⸗ 
che Anbringung von Selbſtgeſchoſſen, Fangeiſen, 
begründet eine ſchwere Polizey - Uebertretung. 
S. $. 183. des II. Thls. Vergl. hiermit Klein: 
Grundſatze des gemeinen Deutſch. peinl. Rechts. 
§. 277. 

HD Bloße Ehrenverletzungen find daher kein Ge⸗ 
genſtand der gerechten Rothwehr. 9 

g) Daher ſagt das Geſetz: Noͤthige Vertheidi— 
gung.“ Hieraus erhellet noch mehr, daß bloße 
Chrenverletzungen die Nothwehr nicht rechtferti— 
gen koͤnnen. S. Edl. v. Zeiller: Das natuͤr⸗ 
liche Privat-Recht. $. 191. und die erſte Anmer⸗ 
kung dazu. 
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die Selbſtvertheidigung nothwendig wird, weil 
ſonſt nicht mehr behauptet werden könnte, daß die 
Nothwehr die ein zige Bedingung zur Erhaltung 
der Rechte ſey, da es in dem Belieben des Han: 
delnden geſtanden wäre, dieſer Lage auszuwei— 
chen h). Eben ſo wenig könnte dieſes damahls 
behauptet werden, wenn der nähmliche Schutz 
der Rechte durch irgend ein gelinderes 
Mittel hätte bewirket werden können: z. B. durch 
Entwaffnung des Angreifers, durch die Flucht 
vor demſelben, durch eine ſolche Hülfe Anderer, 
welche dem Angreifer minder nachtheilig gewe— 
fen wäre. „Nur kann, wie Herr Klein be 
merket 1), von demjenigen, der ſich in dem Fal— 
le der Nothwehr befindet, keine andere, als ei— 
ne nach den Umſtänden mögliche Ueberlegung ge— 
fordert werden. Wenn er daher auch ſchonen— 
der hätte verfahren können, der Gemüthszuſtand 
aber, vermöge deſſen er nicht fähig war, unter 
den verſchiedenen möglichen Vertheidigungsmit⸗ 
teln, das gelindeſte zu wählen, eine Folge der 
Beleidigung iſt; fo kann dieſes nicht ihm, ſon⸗ 
dern nur dem Beleidiger zugerechnet werden k).“ 


h) Vergl. hiermit 7 euerb ach: Lehrbuch des 
gem. in Deutſchl. guͤltigen peinl. Rechts. §. 37. 
(Dritte Aufl.) N 

i) In feinen Grundſaͤtzen des gemeinen Deutſchen 
peinl. Rechts. $. 35. 

*) Die verſchiedenen Bedingungen, welche zu einer 
gerechten Nothwehr erforderlich ſind, muͤſſen, da 


er 
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Wer unter den angeführten Bedingungen von 
der Selbſtvertheibigung Gebrauch macht, iſt durch 
die gerechte (eigentliche) Nothwehr ent⸗ 
ſchuldiget. Eine Selbſtvertheidigung aber, wel— 
cher es an einigen, oder an allen der erwähnten 
Bedingungen gebricht, iſt ſtrafbar, und ſoll ei— 
gentlich gar nicht Nothwehr heißen, wird aber 
insgemein ſchuldhafte Nothwehr genannt 
(moderamen deculpatae tutelae ſ. exceſſus 
moder. inculp. tut.). Ob derjenige, welcher 
Jemanden in Anwendung einer ſchuldhaften Noth— 
wehre tödtet, als Mörder oder Dodtſchläger zu 
beſtrafen ſey, ob ferner Milderungsgründe vor— 
handen ſeyen oder nicht, dieß muß der Richter 
aus der Vergleichung aller erhobenen Umſtände J), 
insbeſondere aber aus der Natur jener Bedin— 
gungen, die zur gerechten Nothwehre mangeln, 
nach den, über den Mord und Todtſchlag vor— 
ausgeſchickten, Erklärungen, beurtheilen. 


ſte auf beſonderen Umſtänden bernhen, entweder 
erwieſen, oder aus den Umftänden der Perſonen, 
der Zeit, des Ortes mit Grund koͤnnen abgenom— 
men werden. S. hieruͤber Quiftorp: De 
moderaminis inculp. tutel. probatione. Rost, 1765. 

J) S. Edlen v. Zeiller; Jaͤhrlicher Beytrag zur 
Geſetzkunde und Rechtswiſſenſchaft u. ſ. w. I. 
Bd. Seite 133. 
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Siebenzehntes Hauptſtuͤck. 


Von Abtreibung der Leibesfrucht. 


$. 128. 


D 


Leer Staat bauet feinen fortwährenden Beſtand 
auf den Nachwuchs, zu welchem die Hoffnung 
in der Leibesfrucht der Mutter heranwach ſet. Mag 
daher auch der Streit der Aerzte und Philofo- 
phen, von welchem Augenblicke an die Frucht 
für belebet zu halten ſey, und Menfden- 
rechte beſitzen könne, ganz unentſchieden blei— 
ben; ſo wird doch der Rechtskündige ſich leicht 
überzeugen, daß das Recht des Staates, ſtch 
in dem Embryo einen werdenden Bürger zu ſchü— 
tzen, keinem gegründeten Zweifel unterliege. Hier— 
aus erhellet die Strafbarkeit des Verbrechens der 
Abtreibung der Leibesfrucht, welches 
kann begangen werden: I. als bloße Ver— 
letzung des werdenden Menſchen, 
wenn die Mutter ſich ſelbſt, oder eine andere Pers 
ſon mit dem Willen der Mutter, die Frucht 
abtreibet (Abtreibung der eigenen Leibesfrucht, 


Abtreibung 


der eigenen 


Leibesſrucht 
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nach dem gegenwärtigen $.); II. als Berlet 
zung der Mutter und des werdenden 
Menſchen zugleich, wenn die Abtreibung 
durch eine andere Perſon wid er den Willen der 
Mutter geſchieht (Abtreibung einer fremden 
Leibesfrucht, nach §. 13 1.). 

Eine Weibsperſon, welche abſichtlich 
was immer fuͤr eine Handlung unternimmt, 
wodurch die Abtreibung ihrer Leibesfrucht 
verurſachet, oder ihre Entbindung auf ſol⸗ 
che Art, daß das Kind todt zur Welt 
kommt, bewirket wird, macht ſich eines 
Verbrechens ſchuldig. 

Der Gegenſtand dieſes Verbrechens iſt 
die Frucht im Mutterleibe. Das Geſetz 
macht aber von dem Unterſchiede, ob dieſelbe 
belebt oder unbelebt iſt, keine Meldung, 
weil der Erfolg der Verletzung immer der nähm⸗ 
liche bleibet; die Unterſuchung aber, wenn ſie 


nicht, was jedoch die Vermuthung für ſich hat, 


ganz ungegründet iſt, wenigſtens auf ſo unſichern 
Kennzeichen beruhet a), daß ſie der ſchuldigen 
Perſon nur zu Ausflüchten Gelegenheit biethet. 
Allein es unterliegt deſſen ungeachtet keinem Zwei- 
fel, daß es ein erſchwerender Umſtand ſey, wenn 
die That erſt in den letzten Monathen der Schwan— 
gerſchaft geſchehen iſt, weil ſich in dieſer Zeit 


a) S. Metzger: Kurzgefaßtes Syſtem der ge⸗ 
richtl. Arzneywiſſenſchaft. $. 267. u 268. 
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das Daſeyn und Leben des Kindes ſchon ſtärker 
ankündiget, und daher der Entſchluß zur Vers 
übung der That mehr Stärke verräth b), 
als zu einer Zeit, wo das verborgene Daſeyn 
desſelben noch kaum wahrgenommen wird. Hier» 
zu kommt noch, daß nach dem Zeugniſſe der Aerz⸗ 
te in den erſten Monathen ein zufälliger 
Abortus ſich leichter, als in den folgenden ereige 
net; folglich durch die vorſätzliche Abtreibung in 
den ſpätern Monathen eine gewiſſere Hoffe 
nung zu einem werdenden Menſchen zerſtöret wird 
c). Ob die Leibesfrucht die Folge eines eh li— 
chen oder außerehlichen Beyſchlafes iſt, 
gilt ebenfalls in Beziehung auf die Weſenheit dies 
ſes Verbrechens gleich viel; nur werden jene Grün— 
de, welche in dem 9. 122. für die mindere Strafs 
barkeit des Kindesmordes an einem un eh li⸗ 
chen Kinde ſind angeführet worden, auch hier 
ihre Anwendung finden. Der Inhalt der That 
beſteht in einer Handlung, welche entweder a) 
die Abtreibung der Leibes frucht ver⸗ 
urſachet d. h. den zureichenden Grund 
enthält, daß ſich die Frucht auflöſet, und weg 
geht, oder ſo frühzeitig weggeht, daß ſie zum 
Fortleben außer dem Mutterleibe unfähig iſt; 
oder b) auf die Frucht im Mutterlei⸗ 
be dergeſtalt wirket, daß ſich dieſel⸗ 


b) S. hierüber den I, Thl. Seite 238. und 239. 
e) S. Metzger: 4. a. O. S. 377. 
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be tobt von der Mutter abfondertd), 
mag hernach zu dieſem Zwecke durch Anwendung 
äußerlicher oder innerer Mittel gewirket 
worden ſeyn e). Ob es gleich wahr iſt, daß 
bis jetzt noch kein untrügliches Mittel, die Abe 
treibung der Frucht zu bewirken, bekannt iſt f), 
und daß ſelbſt, wenn ſie bewirket wird, noch kei⸗ 
ne vollkommene Gewißheit vorhanden iſt, aus 
welcher erhellte, daß jene Wirkung gerade für 
die Folge des abtreibenden Mittels, und keiner 
andern Urſache zu halten ſey; ſo wird man doch 
bey der erfolgten Abtreibung dieſelbe als die 
nothwendige Wirkung dieſes Mittels betrach— 
ten müſſen, ſobald eine folche Wirkung 
daraus ſich gewöhnlich ergibt, und 
ſich keine beſtimmten Urſachen zeigen, 
daß die Abſonderung der Leibes frucht 
zufällig geſchehen iſt. Wie aber, wenn 
die abgeſonderte Frucht nicht eine menſchliche d. 
h. nicht eine ſolche wäre, aus welcher ein Menſch 
werden kann? z. B. eine Mola. In dieſem Fal⸗ 
le würde das Verbrechen wegfallen, weil der 


d) Hat die That dieſe Folge nicht hervorgebracht, 
fo muß nach den im §. 7. aufgeſtellten Regeln 
beurtheilct werden, ob nicht doch ein verbre⸗ 
cheriſcher Verſuch vorhanden iſt. S. I. Thl. 
Seite 155. u. f. 

e) Nur wird vorausgeſetzet, daß das Mittel nicht 
nach dem Gutachten der Aerzte zur Erhaltung 
der Mutter nothwendig geweſen ſey. J 

f) S. Metzger: g. a. O. §. 174. 
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Schutz des Geſetzes ſich nur auf die Leibes⸗ 
frucht d. i. auf jene Frucht erſtrekket, aus der 
ein Menſch werden kann. Subject dieſes Ber: 
brechens iſt ſowohl eine ſchwangere Weibs— 
perſon, als eine andere Perſon mit dem 
Willen der erſteren. Wenn das Geſetz ausdrück— 
lich bloß von einer ſchwangeren Weibsper— 
fon als Thäterinn ſpricht, fo geſchieht dieſes 
nur aus dem Grunde, weil die That ihren 
Willen immer vorausſetzet, und ſich meiſtens auch 
auf demſelben urſprünglich gründet; es ändert 
aber keineswegs die Weſenheit dieſes Verbrechens, 
wenn der moraliſche Urheber desſelben ein von der 
ſchwangeren Weibsperſon verſchiedenes In— 
dividuum iſt, fo bald zur Verübung der That 
dieſelbe mit dieſem ihren Willen vereiniget g). 
Nur wird ihre Schuld nach §. 39. c) in eben 
dem Maße gemildert, als die Strafbarkeit 
derjenigen Perfon, durch die fie hierzu verleitet wird, 
nach dem §. 37. d. und e. erhöhet wird. Die 
Ab ſich t, durch welche ſich bey dieſem Verbrechen der 
böſe Vorſatz darſtellet, iſt auf die Abtrei— 
bung der Leibes frucht gerichtet. Da⸗ 
her iſt es zwar nothwendig, daß die ſchwangere 
Weibsperſon ſammt dem Mitſchuldigen, der ihr 
etwa Beyſtand leiſtet, um die Schwangerſchaft 
wiſſe, oder dieſelbe vermuthe, wiewohl dieſe Kennt— 
niß allein, wenn ſich gleich zu derſelben eine der 


Man überzeuget ſich hiervon, wenn man den $, 
130, und 5. mit dem gegenwaͤrtigen vergleichet. 
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Leibesfrucht gefährliche Handlung geſellet, nicht 
immer auf den böſen Vorſatz ſchließen läßt. Wenn 
z. B. eine Weibsperſon, welche weiß, daß fie 
ſchwanger iſt, abſichtlich zum Selbſtmorde ge- 
eignete Mittel ergreifet, deren Erfolg jedoch zu— 
fälliger Weiſe verhindert worden iſt; ſo hat ſie 
unſtreitig 1.) eine Handlung unternommen, wel— 
che, wenn ſie nicht aus Zufall mißlungen wäre, 
die Tödtung der Leibesfrucht wahrſcheinlich bewir— 
ket haben würde. Sie hat 2.) auch um ihre 
Schwangerſchaft gewußt. Deffen ungeachtet kann 
fie nicht des Ver ſuches zu dieſem Verbrechen 
ſchuldig erkannt werden, weil es, bey der erho— 
benen Abſicht, ſich ſelbſt das Leben zu nehmen, 
ungereimt wäre, zu vermuthen, das Ziel des 
Selbſtmordes ſey geweſen, die Leibesfrucht zu 
tödten, da hierzu einer Perſon wohl leichtere 
Wege offen ſtehen h). Man dürfte vielleicht den 
angeführten Fall auch aus dem Grunde von die— 
ſer Anordnung des Geſetzes ausſchließen, weil 
die Worte desſelben: Abtreibung der Lei⸗ 
besfrucht, darauf nicht anwendbar wären. 
Dagegen kann man aber fragen, ob derjenige 
nicht dieſes Verbrechens würde ſchuldig erkläret 
werden, welcher zu deſſen Ausübung der ſchwan— 
geren 


u) Dieſe That begründet daher die von einem er: 
ſchwerenden Umſtande begleitete ſchwere Polizey— 
Uebertretung des verſuchten Selbſtmordes, 
und iſt nach dem 5. 91. des II. Theiles dieſes 
Strafgeſetzes zu behandeln. 
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geren Perſon mit ſolchen Mitteln an die Hand 
geht, durch die aus Unwiſſenheit des Nathgebers 
nur dieſelbe und erſt durch ſie die Leibes⸗ 
frucht getödtet wird i)? 

§. 129. 

Iſt die Abtreibung verſucht, aber 
nicht erfolgt; ſo ſoll die Strafe auf Ker— 
ker zwiſchen ſechs Monathen und Einem 
Jahre ausgemeſſen, die zu Stand gebrach— 
te Abtreibung mit ſchwerem Kerker zwi⸗ 
ſchen Einem und fuͤnf Jahren beſtraft 
werden. . 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß dieſe Stra— 
fe nach der geſetzlichen Abſtufung nicht nur jene 
Weibsperſon, gegen deren Leibesfrucht die Ab— 
treibung gerichtet iſt, ſondern auch ihre Mitſchul— 
digen trifft. Bep der Ausmeſſung der Strafe 
wird der Richter, ſo wie überhaupt, auch hier 
die allgemeinen Gründe, welche die Schuld er— 
ſchweren oder mildern, ſich gegenwärtig halten. 
Insbeſondere aber verdienen von dieſen Um— 
Händen diejenigen, welche bey der Erörterung 


i) Es unterliegt keinem Zweifel, daß in dieſem Fal⸗ 
le mit dem Verbrechen eine ſchwere Polizey Ue— 
bertretung gegen die Sicherheit des Lebens (ſ. §. 
89. des J. Theiles), bey welcher eine durch do- 
jus begründete culpa unterläuft, zuſammentrifft. 


Die Strafe wird nach der in dem §. 29. enthals. 


tenen Vorſchrift ausgemeſſen werden, 


O. C. R. II. Theil. N 


Strafe. 
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tiber dieſes Verbrechen eigens bemerket worden 
find, wegen ihrer Wichtigkeit und ihres näheren 
Zuſammenhanges mit demſelben in Erwägung 
gezogen zu werden. 

$, 130. 

Zu eben dieſer Strafe, jedoch mit 
Verſchaͤrfung, iſt der Vater des abgetrie— 
benen Kindes zu verurtheilen, wenn er mit 
an dem Verbrechen Schuld trägt. 

Hieraus ergibt ſich, daß auch in Beziehung 
auf die Ausmeſſung der Strafe des Vaters ziel: 
ſchen dem verſuchten und vollbrachten 
Verbrechen zu unterſcheiden iſt, und daß in kei⸗ 
nem Falle weder der beſtimmte Grad derſelben 
geändert, noch die mit demſelben verbundene 
höchſte Dauer überſchritten werden darf. Es 
kann daher nur von den im §. 17. enthaltenen 
Verſchärfungen, und nur nach Maßgabe des F. 18. 
bis 23. Gebrauch gemacht werden. Die Urſache, 
wegen welcher gegen den Vater im Falle feiner 
Mitſchuld die Strafe des vorigen 6. verſchärfet 
wird, iſt in den allgemeinen Gründen der Straf— 
barkeit zu ſuchen. Er iſt ſtrafbarer, als die 
Mutter, weil er zunächſt durch die Folgen der 
Schwangerſchaft, welche die Mutter immer mehr 
oder weniger und unmittelbar angreifen, nicht 
betroffen wird; er iſt ſtrafbarer, als andere Mit: 
ſchuldige, weil er doppelte Pflichten verletzet. In 
jedem Falle handelt er mit mehr Selbſtbeſtim— 
mung. Man darf aber keineswegs glauben, 
daß die Strafe des vorigen 9. außer dem Vater, 
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keinen Mitſchuldigen mit Verſchärfung trefs 
ſen könne. Das Geſetz hat von der ſträflichen 
Mitſchuld des Vaters, weil dieſelbe öfters vor— 
kommt, nur des Beyſpieles wegen beſondere Er— 
wähnung gemacht. Man kann dieſes daraus 
ſchließen, weil es in Beziehung auf die Beſtra— 
fung derſelben nichts feſtgeſetzet hat, was nicht 
ſchon aus den allgemeinen Örundfägen über die 
Ausmeſſung der Strafe ſich ergibt a). Daher 
widerſtreitet es nicht der Anordnung dieſes 9. „ 
auch gegen einen Arzt, welcher wider ſeinen Be— 
rufseid zur Verübung dieſes Verbrechens mit⸗ 
wirket, die Strafe des vorigen F. mit Ber 
ſchärfung zu verhängen, 

g. 131. 

Dieſes Verbrechens macht ſich auch Abtreitung 
derjenige ſchuldig, der aus was immer für den Leibes 
einer Abſicht, wider Wiſſen und Willen frucht. 
der Mutter, die Abtreibung ihrer Leibes— 
frucht bewirket, oder zu bewirken verſuchet. 

Das vorhergehende Verbrechen unterſcheidet 
ſich daher von dem gegenwärtigen, der Abtrei— 
bung einer fremden Leibesfrucht, a) 
in Beziehung auf die ſchuldige Per ſon. 
Dieſe iſt hier immer ein von der ſchwangern 
Weibsperſon verſchiedenes Individuum. Daher 
geſchieht hier die Abtreibung, wie das Geſetz ſich 
ausdrückt, wider Wiſſen und Willen 

R 2 


2) Vergl. hiermit F. 36. U. 45. 


Strafe. 
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der Mutter. Indeſſen iſt es wahrſcheinlich, daß 
man durch dieſe Beſtimmung den Fall nicht aus— 
ſchließen wollte, wenn die Abtreibung zwar mit 
Wiſſen der Mutter, aber durch Zwang ver: 
ſucht oder bewirket wird, weil die rechtswidrige 
Einwirkung auf die Mutter und ihre Frucht in 
demſelben ebenfalls vorhanden iſt. b) In Ber 
ziehung auf die Wir kung. Der Verſuch 
wird hier in dem Hauptbegriffe dem vollen⸗ 
deten Verbrechen gleich geſtellet a), weil, wenn 
die Abtreibung der Leibes frucht auch nicht bewir⸗ 
ket wird, doch die Verletzung der Perſon der 
Mutter vollbracht iſt. Daher iſt dieſes Ver: 
brechen vorhanden, wenn auch das angewandte 
Mittel, die Abtreibung zu bewirken, ganz un: 
tauglich, aber die Geſundheit der Mutter zu 
verletzen, geeignet it b). In den übrigen 
Merkmahlen ſtimmt dieſes Verbrechen mit dem 
vorhergehenden überein. 


$. 132. 
Ein ſolcher Verbrecher fol mit ſchwe— 
rem Kerker zwiſchen Einem und fünf Kal 
ren; und wenn zugleich der Mutter durch 


a) Deſſen ungeachtet begründet die Vollbringung 
der That in Beziehung auf den Verſuch derſel— 
ben einen erſchwerenden Umſtand. Vergl. §. 36. 
mit 40. a). 

5) Daß dieſes in der Negel (bey einfachen Ver⸗ 
brechen) nicht gelte, erhellet aus §. 7. S. 3. 
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das Verbrechen Gefahr am Leben, oder 
Nachtheil an der Geſundheit zugezogen 
worden iſt, zwiſchen fuͤnf und zehn Jah— 
ren beſtrafet werden. 

Um bey der Abſtrafung dieſes Verbrechens 
den Geſichtspunct des Geſetzes gehörig aufzu— 
faffen, iſt vor allem zu bedenken, daß dabey eis 
ne doppelte Verletzung unterläuft, nähmlich 
a) an dem werdenden Menſchen (der 
Leibesfrucht); und weil die Abtreibung der— 
ſelben hier immer wider Willen der Mutter ge— 
ſchieht, b) an der Perſon der Mutter. 
Dieſes Verbrechen hat daher überhaupt einen hö— 
hern Grad von Strafbarkeit, als das der Ab— 
treibung der eigenen Leibesfrucht, weßwegen 
das Geſetz ſowohl die kürzeſte als längſte Straf— 
dauer hier verhältnißmäßig länger ausmißt, und 
insbeſondere ſich genöthiget ſieht, von einer grö— 
ßeren Strafe Gebrauch zu machen, wenn mit 
der verſuchten oder vollbrachten Abtreibung der 
Leibesfrucht ſich eine Gefahr am Leben, 
oder ein Nachtheil an der Geſundheit 
der Mutter vereiniget. Aus der vorliegenden An— 
ordnung des Geſetzes läßt ſich zu der Ausmeſ— 
ſung der Strafe dieſes Verbrechens folgende Stu— 
fenleiter entwerfen. J. Schwerer Kerker 
zwiſchen Einem und fünf Jahren. Die⸗ 
ſer iſt zu verhängen, wenn der Mutter weder 
Gefahr am Leben, noch Nachtheil an der Ge— 
ſundheit iſt zugezogen worden, mag hernach die 
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Abtreibung verſucht oder vollbracht worden ſeyn. 
Nur iſt bey der Ausmeſſung des geſetzlichen Zwi— 
ſchenraumes der Strafe auf den letzten Unterſchieh 
und jene Umſtände, von deren Einfluß auf die 
Strafe in den $. $. 126. 129. und 130. insbe- 
ſondere iſt Meldung gemacht worden, vorzügli— 
che Rückſicht zu nehmen. U. Schwerer Ker⸗ 
ker zwiſchen fünf und zehn Jahren. 
Dieſer findet damahls Statt, wenn die Abtrei— 
bung verſucht ober vollbracht, und zugleich 
der Mutter Gefahr am Leben oder Nachtheil an 
der Geſundheit zugezogen worden iſt. Die Straf— 
barkeit der hierher gehörigen Fälle ſteiget in fol⸗ 
gender Ordnung: 1.) Verſuchte Abtreibung 
der Leibesfrucht mit Nachtheil an der Geſun d—⸗ 
heit der Mutter; 2.) Vollbrachte Abtreibung 
der Frucht mit Nachtheil an der Geſundheir 
der Mutter, oder verſuchte Abtreibung mit 
Gefahr am Leben derſelben; 3.) Voll- 
brachte Abtreibung der Leibesfrucht mit Le⸗ 
bensgefahr der Mutter. 

Der Grund, wegen deſſen dieſes Verbrechen 
in der Strafe dem Kindesmorde nicht gleich 
geſtellet, ſondern gelinder beſtrafet wird, ſtützet 
ſich darauf, weil die Pflichten der Erhaltung ei— 
nes noch ungeborenen Weſens, deſſen verborge— 
nes Daſeyn eine geraume Zeit kaum wahrge— 
nommen wird, ſich der Mutter nicht mit der 
nähmlichen Lebhaftigkeit, wie bey dem Kindes- 
morde, ankündigen, und auch die inſtinctartigen 
Neigungen, durch welche die Natur eine Muse 
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ter an ihren Geborenen feſſelt, gegen den 
verborgenen Ungeborenen entweder noch 
gar nicht, oder nur ſchwach ihre Wirkſamkeit 
äußern. Der Entſchluß zu dieſem Verbrechen 
läßt daher auf keine ſo große Kraft rechtswidri— 
ger Neigung ſchließen, als der Entſchluß zu dem 
Verbrechen des Kindesmordes a). Auch iſt dem 
Staate in dem Kinde eine gewiſſere Hoffnung 
eines werdenden Bürgers, als in der Leibesfrucht 
zerſtöret. 


2) S. Feuerbach: Kritik des Kleinſchrodi⸗ 
ſchen Entwurfs zu einem veinl. Gefes. w. o. 
III. Thl. Seite 190. u. f. 


Achtzehntes Haupt ſtuͤck. 


Von Weglegung eines Kindes. 


—— —ä ie 


F. 133. 


Weglegun W̃ 1 ind in eine U 0 

eines gung Ver cin Kind in einem Alter, da es zur 

des. Rettung ſeines Lebens ſich ſelbſt Huͤlfe zu 
verſchaffen, unvermoͤgend iſt, wegleget, 
um dasſelbe der Gefahr des Todes aus— 
zuſetzen, oder auch nur, um feine Rettung 
dem Zufalle zu uͤberlaſſen, begeht ein Ver— 
brechen, was immer fuͤr eine Urſache ihn 
dazu bewogen habe. 


Der Gegenſtand dieſes Verbrechens iſt 
ein Kind in einem Alter, da es zur 
Rettung ſeines Lebens ſich ſelbſt Hül⸗ 
fe zu verſchaffen, unvermögend iſt. 
Der Zeitraum dieſes Alters läßt ſich nicht durch 
Zahlen feſtſetzen, weil er in Beziehung auf ver— 
ſchiedene Kinder von verſchiedener Dauer ſeyn 
kann. Nur iſt wohl zu bemerken, daß hier bloß 
von einem Uavermögen zur Selbſthülfe, welches 
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aus dem zarten kindlichen Alter ent⸗ 
ſpringet, die Rede iſt. Erwachſene Menſchen, 
die aus anderen Gründen außer Stand ſind, ſich 
zur Rettung des Lebens ſelbſt Hülfe zu verſchaf— 
fen, ſind kein Gegenſtand dieſes Verbrechens. 
Der Inhalt der That beſteht in der Wegle— 
gung des Kindes, welche dadurch geſchieht, 
daß dasſelbe aus der Wohnung entfernet und 
an einen Ort gebracht und ſich überlaſſen wird, 
wo deſſen Rettung von dem Zufalle abhängt. 
Hiervon iſt aber der Fall zu unterſcheiden, wenn 
entweder die Art der Weglegung ſelbſt in exe 
an fi tödtlichen Handlung beſteht, oder das 
Kind durch die Natur des Ortes, wenn 
nicht zufällige Umſtände es verhindern, das Le— 
ben verlieren muß a), und daraus der Tod erfol- 
get iſt; denn hier trifft nach Verſchiedenheit der 
Abſicht entweder das Verbrechen des Mordes 
oder des Todtſchlages ein. Auf den Be we— 
gungsgrund, der zwar die Schuld nach Um— 
ſtänden erſchweren oder mildern kann, kommt es 
weiter bey dieſem Verbrechen ſo wenig, als bey 
anderen an; weſentlich aber iſt dabey die A b— 
ſicht, das Kind der Gefahr des Todes 
auszuſetzen b), oder ſeine Rettung 


a) S. Feuerbach: Lehrbuch des gem. in Deutſchl. 
guͤlt. peinl. Rechts. §. 390. 

d) Die Abſicht, ein Kind der Gef ahr des Todes 
auszuſetzen, muß wohl von der Abſicht, dasſelbe 
zu tödten, unterſchieden werden. 
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dem Jufalle zu überlaſſen c). Da bier 
ſes eine feind ſelige Abſicht iſt, fo könnte man 
vielleicht auf die Meinung verfallen, daß nach 
den gegebenen Beſtimmungen über dieſes Verbre— 
chen ſich das ſelbe damahls, wann der Tod des 
Kindes wegen der Weglegung eingetroffen iſt, 
von dem Verbrechen des Todtſchlages nicht un— 
terſcheide d). Dieſer Schein verſchwindet aber, 
wenn man bedenket, daß der Todtſchlag eine 
nothwendig tödtliche Handlung, welche 
hier ausgeſchloſſen wird, vorausſetzet e). Wenn 
derjenige, welcher ein Kind weggeleget hat, na ch— 
weiſen kann, daß er dasſelbe weder der Ge— 
fahr des Todes ausgeſetzet, noch deſſen Rettung 
dem Zufalle überlaffen, ſondern das Kind fo 
lange, bis es durch Jemanden entdecket und mit⸗ 


c) Man kann auf die erſte Abſicht ſchließen, wenn 
die Weglegung ſo geſchehen iſt, daß die baldige 
Wahrnehmung und Rettung nicht leicht moͤglich 
iſt. Man kann auf die letzte ſchließen, wenn die 
Weglegung dergeſtalt geſchehen iſt, daß die Wahr: 
nehmung und Rettung des Kindes mit Grund 
bald erwartet werden darf. S. §. 134. u. 135. 

d) Vergl. hiermit $. 123. 

e) Dieſe Bemerkung iſt von wichtigen Folgen, weil 
auf das Verbrechen des Todtſchlages, wenn der 
Thaͤter mit dem Entleibten in naher Verwandt— 
ſchaft oder gegen ihn in beſonderer Verpflichtung 
geſtanden wäre, eine größere Strafe gedrohet iſt— 
als auf die Weglegung eines Kindes, woraus 
deſſen Tod erfolget, Vergl. §. 123, mit §. 134. 
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genommen worden iſt, gegen alle Gefahr ges 
ſchützet habe; ſo fällt dieſes Verbrechen weg. 
9. 134. | 

Der Begriff des Verbrechens leitet ſelbſt auf 
die wichtigſten Abſtufungen in der Strafe desſel— 
ben. Es kommt dabey vorzüglich auf zwey Punc⸗ 
te an: a) auf die Gefährlichkeit der Ab- 
ſicht, die aus der That hervorleuchtet; b) auf 


den Erfolg. Nach dieſen Rückſichten wird in. 


dem gegenwärtigen und folgenden $ die Strafe 
ausgemeſſen. 

Wenn das Kind an einem abgelege— 
nen, gewoͤhnlich unbeſuchten Orte, oder 
unter ſolchen Umſtaͤnden weggeleget wor— 
den, daß die baldige Wahrnehmung und 
Rettung desſelben nicht leicht moͤglich war; 
fo iſt die Strafe ſchwerer Kerker von Er; 
nem bis zu fuͤnf Jahren; und wenn der 
Tod des Kindes erfolget iſt, von fuͤnf bis 
zehn Jahren. 


§. 135. 

Wenn aber das Kind an einem ge— 
woͤhnlich beſuchten Orte, und auf eine Art 
weggeleget worden, daß die baldige Wahr— 
nehmung und Rettung desſelben mit Grund 
erwartet werden konnte; fo iſt die Weg— 
legung mit Kerker zwiſchen ſechs Mona— 
then und Einem Jahre zu beſtrafen. Waͤ⸗ 


St vafe, 
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re der Tod des Kindes dennoch erfolget; 
ſo iſt die Strafe Kerker von Einem bis 
fünf Jahre. 

Weil der Richter bey der Ausmeſſung der 
Strafe die allgemeinen Erſchwerungsumſtände ſich 
ſtets vor den Augen halten muß, ſo unterliegt es 
keinem Zweifel, daß die geſetzliche Strafe in je— 
dem Falle nach Anleitung des $. 45. verſchärfet 
werden muß, wenn dieſes Verbrechen den Ael— 
tern zur Laſt fällt, da dieſe mehr Pflichten da⸗ 
durch verletzen. 
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Neunzehntes Hauptſtuͤck. 


Von Verwundung und anderer koͤrper⸗ 
licher Verletzung. 


$, 136. N 
Wer Jemanden in der Abſicht, ihn 
zu beſchaͤdigen, ſchwer verwundet, oder 
verletzet, oder demſelben an feiner Geſund⸗ Le rechen 
heit Nachtheil zuziehet, begeht ein Ver- dung oder 


koͤrperlichen 
brechen. Verletzung. 


Der Gegenſtand dieſes Verbrechens iſt 
die körperliche Sicherheit des Menſchen, in 
wie fern durch dieſelbe nicht zugleich beſondere 
Rechte des Staates, welche durch eigene Straf: 
geſetze geſchützet ſind, verletzet werden, wie die— 
ſes bey Verletzungen in einem Zweykampfe a), 
oder an der Perſon des Landes fürſten b) 
der Fall iſt. Dem Inhalte nach ſetzet das⸗ 
ſelbe eine Handlung voraus, durch welche Je— 
mand ſchwer verwundet oder verletzet, oder 
demſelben an feiner Geſundheit Nachtheil zugezo⸗ 
gen wird, ohne daß der Tod nothwen⸗ 


a) S. das XX. Hptſt, dieſes Strafg. 
S. $. 32. 2. 
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dig daraus erfolge iſt ch. Nur da⸗ 
mahls, wann dieſer in einer unter mehreren Leu— 
ken entſtandenen Schlägerey durch alle Wun— 
den zuſammen verurſachet wird, oder zwar 
durch eine einzelne, ohne daß fid aber 
beſtimmen läßt, wer fir verſetzet hat, 
iſt die That dieſem Verbrechen gleich geſtellet d). 
Die Handlung kann überhaupt ohne Störung 
des Geſundheitszuſtandes eines Andern nicht ge— 
dacht werden, und da die Geſundheit darauf be— 
ruht, daß ſo wohl die äußern als innern Theile 
des Körpers die entſprechenden Verrichtungen ma— 
chen, fo leuchtet ein, daß die Störung ſich fo: 
wohl auf die erſtern, als die letztern beziehen 
kann. Sie kann daher geſchehen I. durch Aus 
ßere Gewaltthätigkeit, wodurch ein 
Theil des menſchlichen Körpers entweder in ſei— 
nen Verrichtungen geftöret, oder deſſen gänzlicher 
Verluſt verurſachet, oder gar das Leben des 
Menſchen gefährdet wird e). Solche körperliche 
Verletzungen gibt es von verſchiedener Ark, als 
eigentliche Wunden, d. h. friſche blutige Tren⸗ 
nungen in weichen Theilen; Quetſchungen; 
Verſtümmelungen, d. i. Abtrennungen ei⸗ 
nes Gliedes von dem Körper; Beinbrüche 
oder durch ähnliche Verletzungen entſtandene Lü h⸗ 


— 
* 


c) Wenn der Tod daraus nothwendig erfolget, ſo iſt 
der Fall nach den §. §. 117. u. 123. zu bene 

d) S. F. 126. 

eo) S. Metzger: a. a. DS. 30. 
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mungen. Sind dieſelben von der Art, daß ſie 
den Verluſt, die Unbrauchbarkeit oder die 
Unheilbarkeit des verletzten Theiles entwe— 
der durch ſich ſelbſt oder durch ihre Folgen veran— 
laffen können, ohne den Lebens verluſt zu 
begründenz ſo ſind ſie für ſchwere Verletzun— 
gen zu halten f). Nur durch ſolche wird dieſes Vers 
brechen begangen. Geringere Verletzungen aber, 
unter welche es auch gehöret, wenn bey Raufhän— 
deln Jemand auf eine Art verletzet wird, daß die 
Verletzung ſicht bare Merkmahle und 
Folgen zurückläßt, ſins, wenn dieſelbe nicht 
durch die vorhin erwähnten Umſtände erſchweret 
wird, nur als ſchwere Polizey-Uebertretungen 
zu beſtrafen g). II. Ohne äußere Gewalt 
thätigkeit, oder zwar vermöge der⸗ 
ſelben, jedoch durch Mittel, welche der 
Geſundheit innerlich Nachtheil zuziehen, ohne 
daß ſich eine Verwundung oder Verletzung dazu 
geſellet. Unter dieſe Mittel können vorzüglich j e— 
ne Stoffe gerechnet werden, welche der Ge— 
ſundheit heimlich und verborgen Ab— 


) Vergl. hiermit Metzger: a. a. O. §. 53. 

2.) S. F. 163. u. 164. des II. Theiles. Einfache, 
thaͤtige Injurien, welche das Geſez weder unter 
die Verbrechen, noch unter die ſchweren Polizey— 
Uebertretungen rechnet, bleiben den dazu beſtimm— 
ten Behörden nach den darüber vorhandenen Vor— 
ſchriften vorbehalten. Erlaͤut, v. 21. Jaͤnn. 180g. 
u, §. VII. der Einleitung. 
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bruch thun (Gifte oder audere Mittel, welche 
die Geſundheit auf ſolche Art zerrütten). Nur 
wird immer vorausgeſetzet, daß die Tödtung des— 
jenigen, dem dieſelben beygebracht werden, we— 
der die Abſicht des Thäters, noch die nothwen⸗ 
dige Folge ſeiner That geweſen ſey. Außerdem 
kommt es aber nicht darauf an, gb die Stö— 
rung des inneren Geſundheitszuſtandes eine Kranfe 
heit des Körpers, oder des Gemüthes z. B. 
Verrücktheit, Naſerey u. dgl. erzeuget habe. Der 
böſe Vorſatz iſt bey dieſem Verbrechen dar— 
auf gerichtet, Jemanden durch dergleichen 
Handlungen an der Geſundheit zu ſcha⸗ 
den. Daher begeht dieſes Verbrechen auch der— 
jenige, welcher einen Andern auf fein Ver— 
langen beſchädiget h). Es fällt aber das ſelbe 
weg 1.) in Beziehung auf denjenigen, welcher ſich 
feld fi verſtümmelt, oder ſonſt abſichtlich ſel b ſt 
verletzet. Hierdurch wird eine ſchwere Polizey— 
Uebertretung begangen i). 2.) Bey dem Miß— 
brauche der Zuchtgewalt, wenn gleich der Ge— 
züchtigte am Körper Schaden nimmt. Solche 
Mißhandlungen find wegen Mangel des böſen 
Vorſatzes nur zu ſchweren Polizey-Uebertretun— 
gen geeignet k), unter die auch gehören 3.) 
ſchwere Verletzungen und Verwundungen aus 


Wer⸗ 
h) S. 6. 4. g 
1) S. $. 161. u. 162. des II. Theiles. 
Kk) S. §. 165. bis 174. des II. Theiles. 
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Verſehen D 4.) Solche, gegen den Ges 
ſundheitszuſtand unternommene oder geſetzwidrig 
unterlaſſene Handlungen, welche auf Fahr läſ— 
ſigteit, oder zwar auf Abſicht, jedoch 
nicht auf den böſen Vorſatz, Jemanden 
an der Geſundheit zu ſchaden, ſich gruͤnden m). 
Treffen bey einer Verwundung oder Verletzung 
alle Bedingungen der gerechten Not h— 
wehr ein, ſo wird die gänzliche Strafloſigkeit 
der That begründet n). 
. 137. 

Wenn a) mit der zugefuͤgten Beſchaͤ, Strafe. 
digung Lebensgefahr verbunden, oder die 
Beſchaͤdigung ſo beſchaffen iſt, daß der 
Beſchaͤdigte wichtigen Nachtheil an feinem 
Koͤrper zu leiden hat; 

b) wenn die Beſchaͤdigung mit einem, 
ſolchen Werkzeuge und auf ſolche Art 
unternommen worden, womit gemeiniglich 
Lebensgefahr verbunden iſt; | 

c) wenn der Anfall tuͤckiſcher Weiſe 
geſchehen, und in ſolchem eine Perſon ger 
waltſam, wäre es auch nur mit Schlaͤ⸗ 
gen, verletzet worden; ſo iſt die Strafe 
Kerker zwiſchen Einem und fuͤnf Jahren. 


— — 


1) S. das VIII. und X. Hptſt. des II. Theiles. 
m) S. IX. Sptſt. des II. Theiles. 
n) S. $. 127. 


O. C. R. II. Theil. S 
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Nach der Größe der Bosheit, Gewalt 
thaͤtigkeit und Beſchaͤdigung wird auch 
auf ſchweren Kerker von Einem bis auf 
fuͤnf Jahre zu erkennen ſeyn. 

Lebens gefährlich iſt eine Beſchädigung, 
wenn nur durch ſchnelle Hülfe, verbunden 
mit geſchickter und aufmerkſamer Behandlung, 
jedoch unter dieſen Bedingungen in der Regel, 
verhindert werden kann, daß daraus der Tod 
nicht erfolget. Hiervon ſind die an ſich tödtli— 
chen Verletzungen zu unterſcheiden, unter welchen 
man diejenigen verſtehet, welche, wenn ſte ſich 
ſelbſt überlaſſen bleiben, den Tod nach ſich ziehen, 
bey denen aber doch die Heilung durch geſchickte 
Anwendung der gehörigen Mittel bis weilen 
möglich iſt, obgleich es dabey auf viele mitwir— 
kende Umſtände ankommt a). Wenn hier der 
Tod des Verletzten erfolget, ſo iſt die That nach 
dem F. 117. oder 123. zu behandeln, je nach⸗ 
dem eine Abſicht erhoben iſt. Wird aber der Ver— 
letzte gerettet, und die Abſicht zu tödten von dem 
Thäter geläugnet; ſo trifft die höchſte Stufe des 
vorliegenden Erſchwerungsumſtandes ein. Die 
Wichtigkeit des Nachtheiles am Körper muß 
aus dem Zwecke, zu dem der verletzte Theil 
nach der thieriſchen Haushaltung beſtimmet 
iſt, ermeſſen werden. Je wichtiger in dieſer Rück⸗ 
ſicht der verlorne, unbrauchbare oder unheilbar 


a) S. Metzger: a. a H. 5. 74. 


275 
gewordene Theil iſt, deſto größer iſt der Nach— 
theil. Unter wichtige Nachtheile werden da— 
her gehören: Zuziehung der Verrücktheit 
oder fortdauernder Geiſtesſchwäche; 
Bewirkung eines ſiechen Zuſtandes; eine 
ſolche Lähmung oder Verſtümmelung, 
welche Er werbungs unfähigkeit zur 
Folge hat. a 

Unter die in b) erwähnten Werkzeuge gehö— 
ren gemäß der Beſtimmung des Geſetzes nicht 
bloß eigentliche Waffen, als geſchoſſene Pfeile, 
Kugeln, Schrotkörner, Säbel, Dolche, Lanzen 
u. dgl., ſondern auch andere Inſtrumente, mie 
deren Gebrauch, wenn man ihn darnach machen 
will, gemeiniglich Lebensgefahr verbunden 
iſt. Nur wird immer vorausgeſetzet, daß, wenn 
dieſer Erſchwerungsumſtand eintreffen ſoll, die 
Art des Gebrauches, den man von dem 
Werkzenge gemacht hat, gewöhnlich Lebens— 
gefahr begründe: z. B. es iſt mit der Schnei— 
de des Säbels auf einen Menſchen eingehauen 
worden. Daß die hierdurch bewirkte Verletzung 
ſelbſt lebensgefährlich ſey, iſt nicht er forderlich; 
begründet aber, wenn es eintrifft, einen weiteren 
erſchwerenden Umſtand b). Man kann behaup— 

S 2 


d) Wenn die Verletzung den Tod des andern be— 
gruͤndet, fo muß die That nach dem $. 117. oder 
123. beurtheilet werden. Vergl. hiermit unter 
§. ı. dasjenige, was über den vermutheten boͤſen 
Porſatz geſagt worden iſt. 
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ten, daß ein Anfall (nach c) tückiſcher 
Weiſe geſchieht, wenn durch die Umſtände, 
unter denen er vor ſich geht, die drohende Ge— 
fahr, welche ſonſt zum Widerſtande auffordert, 
abſichtlich verborgen gehalten wird. Wird in 
dieſem Falle eine Perſon gewaltſam, wäre 
es auch nur mit Schlägen durch die Hand, einen 
Stock, oder durch ein ähnliches Werkzeug verletzet; 
ſo wird die That, wenn anders durch dieſelbe 
eine ſchwere Verletzung begründet iſt, insbe— 
ſondere durch den Umſtand beſchweret, daß ſie 
den Widerſtand ausſchließet, und daher eine grö— 
ßere Gefahr begründet; nebſtbey aber auch durch 
den Schrecken, welchen ſie dem Angefallenen ver— 
urſachet, auf den ganzen innern Geſundheitszu— 
ſtand desſelben einen ſehr nachtheiligen Einfluß 
haben kann. 

Die Strafbarkeit dieſer erſchwerenden Um— 
ſtände wird noch mehr erhöhet, wenn ſich zu 
denſelben geſellet: a) eine große Bosheit 
des Thäters, welche vorzüglich aus ſolchen Hand— 
lungen desſelben geſchloſſen werden kann, bey 
denen es eigens darauf angeleget iſt, gerade 
ſolche Theile des Körpers zu verletzen, deren Be— 
ſchädigung oder Verluſt entweder überhaupt, oder 
insbeſondere für den Verletzten ſehr ſchmerzlich 
iſt. b) Große Gewaltthätigkeit, wel⸗ 
che vorzüglich aus der größeren Zahl ſolcher Merk— 
mahle, die als Folgen der verſetzten Schläge und 
Stöße am Körper ſich zeigen, kann abgenommen 
werden. c) Größe der Beſchädigung, 
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wenn z. B. Jemand, der eine beſondere Kunſtfer⸗ 
tigteit beſitzet, durch die Verletzung außer Stand gea 
ſetzet wird, von jener Gebrauch zu machen. 

§. 138. 

Andere in dem vorhergehenden Para— 
graphe nicht ausgedruͤckte ſchwere Ver— 
wundungen oder Verletzungen ſind mit 
Kerker zwiſchen ſechs Monathen und Ei— 
nem Jahre zu beſtrafen. 

§. 139. 1 

Diejenigen, welche wegen des in ei— 
ner Schlaͤgerey geſchehenen Todtſchlages 
nach dem S. 126. des Verbrechens der 
ſchweren Verwundung ſchuldig erklaͤret 
werden, ſind zum ſchweren Kerker zwiſchen 
Einem und fuͤnf Jahren zu verurtheilen. 


278 


Zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 


Von dem Zweykampfe. 


— — 


D er Zweykampf iſt ein zuſammengeſetztes 
Verbrechen. Betrachtet man ihn als Mittel, 
wegen einer wahren oder vermeinten Beleidigung in 
einem Falle, wo es weder nothwendig noch zweck— 
mäßig iſt, eigenmächtig Rache zu nehmen; ſo 
begründet er eine Art des Verbrechens der oͤffent— 
lichen Gewaltthätigkeit, weil es im 
Staate, außer dem Falle der gerechten Nothwehr, 
dem Einzelnen (dem Privaten) verbothen iſt, ſeine 
Rechte anders, als mittelſt eines öffentlichen Ur— 
theiles durch die richterliche Gewalt zu verfolgen. 
Sieht man dabey auf die gewöhnliche Folge, die 
in einer Verwundung oder Tödtung beſteht, ſo 
gehöret er in die Reihe jener Verbrechen, welche 
das Leben oder ſonſt die körperliche 
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Sicherheit gefährden a). Bey der Frage, 
wo dieſes Verbrechen, da es zwey verſchiedenen 
Gattungen angehöret, ſoll eingereihet werden, 
muß vorzüglich die Entſcheidung den Ausſchlag 
geben, welche von den beyden Verletzungen, die 
dieſes Verbrechen begründet, im allgemeinen die 
vorwaltende iſt, weil es der Natur der Sa— 
che angemeſſen iſt, die geringere nur als era 
ſchwerenden Umſtand der überwiegenden zu 
betrachten b) Da im Civil» Stande ſich dieſes 
Verbrechen höchſt ſelten ereignet, ſo darf man 
ohne Anſtand behaupten, daß die Gefahr, mit 
welcher dieſes Verbrechen das Anſehen und die 
Feſtigkeit der richterlichen Gewalt bedrohet, nicht 
ſo bedeutend ſeyn kann, als der Verluſt des Le— 
bens, der Geſundheit, oder die Verſtümmelung 
Eines der ſtreitenden Theile iſt c). Dieſe aus 
der Natur der Sache ſelbſt hergehohlte Betrach— 
tung weiſet daher dem Zweykampfe ſeine Stelle 
unter jenen Verbrechen an, welche das Leben 
oder ſonſt die körperliche Sicherheit verletzen. 
Dazu geſellet ſich noch die Bemerkung, daß hier— 
durch das Entehrende und Schändliche dieſes Ver 


a) Läßt ſich aber in dieſer Beziehung eine Verlet— 
zung, da beyde Theile daruͤber einverſtanden ſind 
begreifen? Daß dieß bejahet werden müffe, er 
hellet aus $. 4. I. Thl. Seite 148. u. f. 

b) Vergl. hiermit §. 28. u. 29. 

c) Dieſe Behauptung findet auch ihre Beſtaͤttigung 
in der, durch die §. §. 141. 142. u. 143. aus: 
gezeichneten Abſtufungen der geſetzlichen Strafe. 
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brechens mehr herausgehoben, und auf diefe 
Weiſe auch der Triebfeder zu dieſem Verbrechen, 
welche auf einem falſchen Begriffe von Ehre be— 
ruhet, auf einige Art begegnet wird ). 

$. 140. 

Zweykampf. Wer Jemanden aus was immer fuͤr 
einer Urſache zum Streite mit toͤdtlichen 
Waffen herausfordert, und wer auf eine 
ſolche Herausforderung ſich zum Streite 
ſtellet, begeht das Verbrechen des Zwey— 
kampfes. 

Dieſes Verbrechen kann daher I. durch den 
Herausforderer; Il. durch den Ge— 
forderten begangen werden. Von Seite 
des erſtern iſt dasſelbe begangen durch die 
Herausforderung zum Streite mit 
tödtlichen Waffen. Da das Geſetz 
Schlägereyen und Raufhändel von dem Zwey— 
kampfe unterſcheidet e), fo können unter toͤ d t⸗ 
lichen Waffen nur ſolche künſtliche, tragba— 
re kriegeriſche Werkzeuge verſtanden werden, wels 
che, wenn ſie auf die ihrer Beſtimmung ange— 
meſſene Art gebrauchet werden, zur Tödtung 
geeignet ſind. Die Herausforderung zum Streite 
geſchieht durch denjenigen, welcher von einem An— 
dern durch eine unzweydeutige Aeußerung zuerſt 


d) S. Edlen von Zeiler: Jährlicher Beytrag u. ſ. w. 
J. Bd. Seite 158. 

e) Vergl. hiermit $. 126. des I. Theiles, und $. 
163. des II. Theiles dieſes Strafg. 
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verlanget, daß er mit ihm einen Kampf mit 
tödlichen Waffen eingehe. Es iſt daher nicht 
nöthig, daß die Forderung gerade mündlich oder 
ſchriftlich geſchehe; ſie kann auch durch andere 
Zeichen, wenn dieſe die Abſicht des Fordernden 
beſtimmt ausdrücken, an den Tag geleget wer— 
den. Eben ſo wenig iſt es zur Begründung des 
Verbrechens, in ſo weit von dem Herausforde— 
rer die Rede iſt, weſentlich, daß der Geforderte 
ſich geſtellet, oder mit ihm ſich wirklich geſchla— 
gen habe. Denn da dieſer Umſtand von dem 
Fordernden nicht abhängt, ſondern in Beziehung 
auf ihn nur zufällig iſt; fo muß das Geſetz die- 
ſen, da er ſeiner Seits durch die Herausforde— 
rung alles gethan hat, um das Verbrechen zu 
begründen, auch desſelben ſchuldig erklären k). 
Daß auch die Triebfeder, welche das Verbrechen 
begründet, dasſelbe nicht entſchuldige, iſt bekannt. 
Dieſes Verbrechen wird II. von Seite des Ges 
forderten begangen, wenn er ſich auf eine 
ſolche Herausforderung zum Strei⸗ 
temittödtlichen Waffen ſtellet. Die 
bloße Herausforderung kann in Beziehung auf 
ihn, da er für das Verbrechen eines Andern nicht 
haftet, auch dieſes Verbrechen nicht begründen, 
deſſen er, ſelbſt durch die Annahme derſelben, die 


1) Daß deſſen ungeachtet das Geſetz, bey der Aus⸗ 
meſſung der Strafe, dieſe, wenn die Folge des 
Verbrechens eine Verwundung oder Toͤdtung iſt, 
verſchärfen muͤſſe; wird nicht bezweifelt, 
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aus verſchiedenen Gründen ohne ernſtliche Abſicht 
geſchehen kann, nicht fchuldig wird. Der Ge— 
forderte begeht das Verbrechen erſt durch die 
Stellung d. h. durch jenes äußere Verhalten, 
durch welches er ſich unmittelbar zum Kampfe 
(mit tödtlichen Waffen) darbiethet, geſchehe die— 
ſes dadurch, daß er ſich zu der beſtimmten Zeit 
an dem verabredeten Orte einfindet (Zweykampf 
im engern Sinne des Wortes), oder dadurch, 
daß er ſogleich und zwar an Ort und Stelle zum 
Kampfe ſich bereit zeiget (Zweykampf im wei: 
tern Sinne des Wortes, Rencontre, Be— 
gegnung). Weil der letzte Fall, wenn er nicht 
auf einem bloßen Vorwande beruhet, ſich in der 
erſten Hitze des Affectes ereignet, ſo kann dieſer 
Umſtand, ſo bald ſich nachweiſen läßt, daß der 
Affect aus dem gewöhnlichen Menſchengefühle 
entſtanden iſt, die That zwar nicht entſchuldigen 
g), aber doch die Strafbarkeit derſelben vermin— 
dern h). Von der Begegnung iſt die Atta— 
que zu unterſcheiden, d. i. der unvermuthete, 
bewaffnete Anfall, mit der Aufforderung, ſich zu 
wehren. Da hier die Wahl, ſich zu ſchlagen oder 
nicht, dem Angegriffenen keines wegs überlaſſen 
iſt, ſo kann ihm, wenn er ſich inner den Grän— 
en der gerechten Nothwehr hält, nichts zur Laſt 
gelegt werden. Die That des Angreifers aber 


g) S. die Grundſaͤtze der Polizey von Sonnen 
fels. § 184. (Sechſte Auflage). 
h) S. 9 39. d. 
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iſt nach Verſchiedenhelt des Erfolges und der Ab— 
ſicht nach den Grundſätzen über Tödtung und kör— 
perliche Verletzung zu beurtheilen. 

$. 141. 

Dieſes Verbrechen foll, wenn es auch 
ohne Folgen geblieben iſt, mit ſchwerem 
Kerker von Einem bis auf fuͤnf Jahre ge— 
ſtrafet werden. 

Der Grund dieſer Anordnung beruhet auf 
der Bemerkung, daß durch das Verbrechen, wenn 
dasſelbe auch keine körperliche Verletzung begrün— 
det, doch eine öffentliche Gewaltthätigkeit aus— 
geübet wird a). 

$. 142. 

Iſt in dem Zweykampfe eine Ver— 
wundung geſchehen, ſo ſoll auf fuͤnf bis 
zehnjaͤhrigen ſchweren Kerker erkannt wer— 
den. 

Dieſe Strafe trifft ein, mag das Verbre— 
chen eine leichte oder ſchwere Verwundung zur 
Folge haben. Das Geſetz ſtellet die Verwundung 
in einem Zweykampfe an Strafbarkeit dem g e— 
meinen Todtſchlage gleich a), und beſtrafet 
daher dieſelbe ſchärfer, als andere, ſelbſt ſchwe— 
re, Verwundungen b), weil dadurch eine zwey— 
fache Verletzung begründet wird. 


a) S. hierüber die Einleitung zu §. 140. 
a) Vergl. hiermit §. 125. 
p) Vergl. hiermit $. 137. 


Strafe. 


234 
$. 143. 

Iſt aus dem Zweykampfe der Tod 
eines Theiles erfolget; ſo ſoll der Todt— 
ſchlaͤger mit zehn bis zwanzigjaͤhrigem ſchwe⸗ 
rem Kerker geſtrafet, der Leichnam des 
Getoͤdteten aber, wenn er auf der Stelle 
todt geblieben iſt, unter Begleitung der 
Wache auf einen außer der gewoͤhnlichen 
Begraͤbnißſtaͤtte gelegenen Ort gebracht, 
und daſelbſt eingeſcharret werden. 

Die Strafe desjenigen, welcher ſeinen Geg— 
ner in dem Zweykampfe tödtet, iſt der Strafe 
des gemeinen Todtſchlages unter den, im §. 125. 
ausgezeichneten Erſchwerungsumſtänden gleich ge— 
ſtellet. Man ſieht die That für Todtſchlag 
an, weil die Abſicht zu tödten nicht außer Zwei: 
fel iſt, und gewöhnlich ſich nicht vermuthen läßt 
a). Sollte auch in ſeltenen Fällen dieſelbe ſich 
nachweiſen laſſen, und einen Mord begründen, 
fo würde doch die Zweckmäßigkeit der Todesſtra— 
fe noch immer einem gegründeten Zweifel unter— 
liegen b). Man ſtellet die That an Strafbarkeit 
dem gemeinen Todtſchlage unter den in $. 125. 
berührten Erſchwerungsumſtänden gleich, weil da— 
durch nicht nur eine Tödtung begangen, ſondern 
auch eine öffentliche Gewaltthätigkeit ausgeübet 


2) S. Edlen v. Zeiller: Jaͤhrlicher Beptrag u. 
ſ. w. I. Thl. Thl. Seite 161. 
b) S. v. Sonnenfels: a. a O. §. 186. 
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und daher mehr Pflichten verletzet werden. Die 
Verſagung des ordentlichen Begräbniſſes, wenn 
ein Theil auf der Stelle todt geblieben iſt, 
kann nicht als Strafe, ſondern nur als billige 
Begünſtigung eines, ſich auf eine fromme Mei— 
nung gründenden, Gebrauches der chriſtlichen Ge— 
meinde betrachtet werden c). 

§. 144. 

In jedem Falle iſt der Herausforde— 
rer ſtrenger als der Herausgeforderte, 
zu beſtrafen, folglich auf laͤngere Zeit zu 
verurtheilen, als er, wenn er der Her— 
ausgeforderte geweſen waͤre, wuͤrde ver— 
urtheilet worden ſeyn. | 

Der Herausforderer iſt deßwegen ſtrafbarer, 
weil er die wichtig ſte Urſache dieſes Verbre⸗ 
chens iſt. 

Ueber die zweckmäßige Beſtrafung des Zwey⸗ 
kampfes iſt vor der gelehrten Welt ſeit langer 
Zeit und vieles verhandelt worden. Es ſcheint, 


c) Schon die Kirchenverſammlung zu Trient hat 
dem in einem Zweykampfe Gefallenen das kirch⸗ 
liche Begraͤbniß verſaget. Sess. XXV. cap. 19. 
de reform. Man wendet ein, dem Todten ſey 
der Ort, an welchem er begraben liege, gleich— 
guͤltig. Man kann dagegen mit den Worten ei— 
nes Heiligen ſagen: „Curatio funeris, conditio 
sepulturae, pompa exequiarum, magis sunt vi- 
vorum solatia, quam subsidia mortuorum. A u- 
gusti nus: De civit, cap. 12. 
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daß der glückliche Erfolg der guten Sache, wenn 
es an dem ernſten Willen nicht ge— 
bricht, durch ſehr einfache Mittel kann herbey— 
geführet werden So viel iſt außer Zweifel, daß 
die Wurzel eines Vorurtheiles, welches hier auf 
einem irrigen Begriff’ von Ehre und Standes- 
werth beruhet, nur durch Unterricht kann ausge— 
rottet werden. In dieſer Hinſicht muß die Uns 
terrichts-Polizey der Strafgeſetzgebung vorarbeiten, 
ſie muß derſelben zur Seite ſtehen. Allein dieſe 
kann bey dem ehrliebenden Manne nicht wirken, 
ſo lange er nicht die Ueberzeugung erhält, daß 
ihm dasjenige, auf deſſen eigenmächtige Beſchützung 
er Verzicht leiſten ſoll, durch den Arm der Gerech— 
tigkeit geſchützet werde. Dieſe beruhigende Ueber— 
zeugung kann nur die Frucht einer ſolchen Erfah- 
rung ſeyn, welche lehret, daß die Gerechtigkeit 
in ähnlichen Fällen ſtets ſchnelle und nach— 
drückliche Genugthuung bereitwillig lei⸗ 
ſte. Hat eine Regierung dieſes bewirket, ſo iſt 
eine ſtarke Triebfeder zu dieſem Verbrechen, wel⸗ 
che der Entſchuldigung des Duellanten ſonſt ei— 
nen Anſtrich von Billigkeit gibt, gänzlich geho— 
ben. Eine wirkſame Strafe auf dieſes Verbre⸗ 
chen iſt nicht ſo ſchwer auszumitteln, wenn ſie 
nur kräftig gehandhabet wird. Eben deß— 
wegen darf aber zur Hauptſtrafe keine ſolche ger 
wählet werden, deren Wirſamkeit von der Mei— 
nung der nähmlichen Stände, welche durch das 
Hirngeſpinſt einer falſchen Ehre geblendet ſind, 
abhängig iſt. Daher kann man die Entehrung, 
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in wie fern ſie nicht die Folge eines jeden Ver— 
brechens iſt, hier für keine zweckmäßige Strafe 
halten, weil ſich die Wirkſamkeit derſelben zu— 
nächſt durch die Meinung der Standesgenoſſen, 
welche die That nicht für entehrend halten, be— 
ſtimmet. Jede andere Strafe dagegen, welche 
vermöge ihrer Natur allgemein wirkſam 
iſt, insbeſondere aber die Kerkerſtrafe a), wird 
anwendbar ſeyn, ſo bald kräftig darüber 
gehalten wird. Dieſes iſt der Grund, 
warum das Geſetz bey der Beſtrafung des Zwey— 
kampfes von feinen Haupkſtrafen nicht abweichet, 
obwohl es dennoch der zu dem Verbrechen einladen: 
den Triebfeder: dem miß verſtandenen Ehr⸗ 
triebe, dadurch insbeſondere zu begegnen nicht 
unterläßt, daß es ſtets auf ſch weren Kerker er— 
kennet, welcher nach §. 23. den Verluſt des Ehe 
renranges und Adels zur Folge hat b). 


a) Gegen die Todesſtrafe laͤßt ſich wenigſtens 
zum Theil die Betrachtung machen, daß der— 
jenige, welcher das Leben hoͤher ſchaͤtzet, als ſeine 
vermeinte Ehre, ſich nicht ſchlaͤgt: wer aber die— 
fe Ehre dem Leben vorzieht, den Tod nicht fuͤrch⸗ 
tet. Sieh. v. Sonnenfels a. a. O. $. 186. 

b) Wenn zwifchen einer Civil- und Militär Perfor 
ein Zweykampf vorgefallen iſt, ſo kann es ſich 
leicht ereignen, daß gleich ſtrafbare Perſonen ei— 
ne ungleiche Strafe trifft. Die Preußiſche 
Geſetzgebung hat für dieſen Fall angeordnet, daß 
zuerſt über das Verbrechen der Militär-Perſon 
erkannt, und hernach die Strafe der Civil-Per⸗ 
fon verhaͤltnißmaͤßig beſtimmet werden fol, (P. 
II. T. 20. $. 687.) 


\ 


Strafe der 
Theilneh⸗ 
mer. 
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9. 145. 

Wer zur Herausforderung, oder zur 
Annahme derſelben auf was immer für eir 
ne Art beygetragen, oder demjenigen, der 
die Herausforderung abzuwenden ſuchte, 
Verachtung gedrohet oder bezeiget hat, 


iſt mit Kerker; wenn aber ſein Einfluß 
beſonders wichtig geweſen, und Verwun⸗ 


dung oder gar Tod erfolgt iſt, mit ſchwe— 
rem Kerker von Einem bis auf fünf Jahre 
zu beſtrafen. 

Der ſo genannte Ehrenpunct (point d' hon- 
neur) iſt die Haupttriebfeder zu dem Verbre— 


chen des Zweykampfes. Da die Ehre in der 


äußern Anerkennung des Werthes eines Menſchen 
beſteht, in fo ferne fie als das Reſultat der zu— 


ſammenſtimmenden Anerkennung ſeines Publi- 
cums betrachtet wird; ſo leuchtet ein, daß der— 


jenige, welchem dieſelbe theuer iſt, auf die ge— 


äußerte Meinung Anderer einen hohen Werth ſet— 
zen, und daher bey dem Urtheile derſelben über 


fein Betragen nicht gleichgültig bleiben werde. 


Von dieſem Geſichtspuncte ſtellet ſich die Gefaͤhr— 
lichkeit derjenigen dar, welche auf was immer 


für eine Art zur Herausforderung oder zur An— 
nahme derſelben beytragen. Dieſe haben es in 


ihrer Macht, die rechtswidrige Triebfeder zu dies 


ſem Verbrechen in den Streitenden auf das höch— 


ſte zu ſpannen, in jedem Falle aber derſelben 
einen vorzüglichen Nachdruck zu geben. 
$. 146. 
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$. 146. 

Diejenigen, die ſich als Beyſtaͤnde 
oder ſo genannte Sekundanten fuͤr einen 
der Streitenden zu dem Zweykampfe ges 
ſtellet haben, ſollen zu ſchwerem Kerker 
von Einem Jahre, und nach der Groͤße 
ihres Einfluſſes und des erfolgten Uebels 
auch bis fuͤnf Jahre verurtheilet werden. 

Beyſtände (Secundanten) unters 
ſcheiden ſich von andern Theilnehmern am Zwey⸗ 
kampfe dadurch, daß ſie ſich gegen die Duellan— 
ten anheiſchig machen, ſich zum Kampfe zu ſtel⸗ 
len, und darüber zu wachen, daß bey demſelben 
das Verabredete beobachtet, und keine unerlaub- 
te Liſt angewendet werde. Das Verbrechen iſt. 
von ihrer Seite begangen, ſo bald ſie ſich 
zum Kampfe geſtellet haben. 


O. C. R. II. Theil. S 
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Ein und zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 


Von der Brandlegung. 


ir die Verbrechen, welche entweder unmit- 
telbar den Staat, oder einzelne Menſchen ver— 
letzen, gehören diejenigen, welche ſich auf das 
Vermögen beziehen. Vermögen bedeutet hier 
den Inbegriff alles deſſen, was äu— 
ßeres Eigenthum des Bürgers oder 
der Regierung ſeyn kann, mit Ausſchluß 
desjenigen, was durch eigene Strafgeſetze ge— 
ſchützet iſt. Die Verbrechen, welche unter dieſer 
Beſchränkung auf das Vermögen Beziehung 
haben, find: 1.) Brandlegung; 2.) Dieb- 
ſtahl und Veruntreuung; 3.) Raub; 
4.) Betrug. Das Verbrechen der Brand: 
legung, von welchem hier die Rede iſt, kann, 
nach feinem nächſten Gegenſtande betrachtet, be— 
gangen werden entweder: a) an fremdem Ei⸗ 
genthume (nach $. 147.), oder b) an der 
eigenen Sache, in wie fern fremdes Eigen— 
thum dadurch der Feuersgefahr ausgeſetzet wird 
Cnach §. 149.) 
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§. 147, 

Das Verbrechen der Brandlegung Brandle— 
begeht derjenige, der eine Handlung un- 
ternimmt, aus welcher nach ſeinem An— 
ſchlage an fremdem Eigenthume eine 
Feuersbrunſt entſtehen ſoll; wenn gleich 
das Feuer nicht ausgebrochen iſt, oder 
keinen Schaden verurſachet hat. 

Der unmittelbare Gegenſtand dieſes Ver⸗ 
brechens tft fremdes Eigenthum, ohne Un— 
terſchied, ob es beweglich oder unbeweglich ift, 
Der Inhalt der That beſteht in der Unter— 
nehmung einer Handlung, aus wel— 
cher an fremdem Eigenthume eine 
Feuersbrunſt entſtehen kann. Es iſt 
daher zum Daſeyn dieſes Verbrechens nicht er— 
forderlich, daß ein Schade verurſachet worden, 
oder das Feuer ausgebrochen ſey; denn das We— 
ſentliche des Verbrechens beſtehet in der Brand— 
legung. Mit dieſer Anſicht der Sache ſtimmet 
auch die e überein, welche wegen 
des großen, oft nicht zu berechnenden Schadens 
der Feuersbrünſte es räthlich macht, die Straf— 
drohung ſchon gegen die dringende Gefahr 
zu richten a). Die Handlung, welche unternom— 

T 2 
a) Die Wirkung einer ſolchen geſetzlichen Anord⸗ 
nung iſt, daß ſelbſt durch die eigenwillige Ein— 
ſtellung des Verſuches von Seite des Thaͤters, 
derſelbe nicht aufhoͤret, als Verbrecher ſtrafbar 
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men wird, muß jedoch eine ſolche ſeyn, aus 
welch er eine Feuersbrunſt entſtehen kan n. Sonſt 
verſchwindet der Begriff einer als Verbrechen 
ſtrafbaren Handlung b). Der böfe Vorſatz, 
durch welchen in Beziehung auf den Thäter (ſub— 
jectiv) das Verbrechen bedungen iſt, beruhet dar— 
auf, daß die Handlung in der Abſicht, an 
fremdem Eigenthume eine Feuers— 
brunſt zu ſtiften, unternommen werde. Der 
Endzweck der That oder der beſondere Bewe— 
gungsgrund dazu ändert die Weſenheit derſelben 
nicht C), außer in wie fern der letztere von der 
Beſchaffenheit wäre, daß er die Willkührlichkeit 
in dem Handeln ausſchlöſſe: z. B. wenn eine 
Sache auf höheren Befehl verbrannt werden müß— 
te d), in welchem Falle ſchon aus allgemeinen 
Gründen einleuchtet, daß die That aufhöret, 
firafbar zu ſeyÿn. Die Vera bſäumung der 
zur Abwendung der Feuersgefahr beſtehenden Vor— 


zu ſeyn. (Vergl. hiermit I. Thl. Seite 137. 
Anmerkung) Deſſen ungegchtet nimmt der Ge: 
ſetzgeber in der Ausmeſſung der Strafe auch 
auf den Erfolg Ruͤckſicht. 

b) Vergl. hiermit §. 7. und 8. 

c) Nur kann der Endzweck den boͤſen Vorſatz und 
Uebergang zu einem weiteren Verbrechen begruͤn— 
den: z. B. der Zweck waͤre, fremdes Gut in 
Flammen zu ſetzen; der Endzweck, bey der da— 
durch entſtandenen Verwirrung zu ſtehlen. 

4) Beyſpiele hiervon findet man in dem §. 148. u. 
f. des II. Theiles. 
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ſchriften iſt als ſchwere Polizey-Ueber⸗ 
tretung zu behandeln und zu beſtrafen e). 
9. 148. 

Die Strafe iſt nach folgendem Unter— 
ſchiede auszumeſſen: 

a) Wenn das Feuer ausgebrochen a), 
und dadurch ein Menſch, da es von dem 
Brandleger vorgeſehen werden konnte b), 
getoͤdtet wird; wenn der wirklich ausges 
brochene Brand zu wiederhohlten Mahlen 
geleget c); oder wenn der Brand durch 
beſondere, auf Verheerungen gerichtete Zus 


e) S. II. Thl. $. 184. bis $. 210. 

a) Das Feuer iſt ausgebrochen, ſobald die Sa— 
che, welche angezuͤndet wird, Flammen gege— 
ben hat, nicht aber, wenn ſte bloß geglimmet, 
oder nur der Stoff, mittelſt deſſen angezuͤndet 
werden ſoll, gebrannt hat. 

b) Wenn es gleich unter ſolchen Umftänden nach 
dem Vorwande des Brandlegers von ihm nicht ſoll— 
te vorgeſehen worden ſeyn: z. B. er zündet zur 
Nachtzeit ein Krankenhaus an, und toͤdtet dadurch 
Jemanden. u 

c) Z. B. A leget Feuer. Es liſcht aus. Nun 
leget er dasſelbe neuerdings, und es bricht aus. 
Oder umgekehrt. A leget Feuer. Es bricht aus, 
wird aber durch herbey geeilte Menſchen gluͤck— 
lich geloͤſchet. Nun leget A neuerdings Feuer. 
Der Ausdruck des Geſetzes: zu wiederhohl— 
ten Mahlen beziehet ſich nicht auf den Aus⸗ 
bruch, ſondern auf die Legung des Feuers. 


Strafe. 


294 


ſammenrottung d) bewirket worden, iſt 
die Strafe der Tod. 

b) Wenn das Feuer ausgebrochen, 
und ein fuͤr den Verungluͤckten erheblicher 
Schade entſtanden iſt e); wie auch 


d) d. i. eine Vereinigung Mehrerer, deren Zweck 
Verwuͤſten und Zerfiören iſt, ſey es auch, daß ne⸗ 
ben her noch andere Abſichten: z. B. bey ſolchen 
Gelegenheiten zu ſtehlen u. d. bezielet werden. 
Da das Wort: Verheerungen, deſſen ſich 
das Geſetz bedienet, auf ein einzelnes Gebäude nicht 
anwendbar iſt; ſo wird die Todesſtrafe, wenn 
ſie nicht aus andern Gründen verhaͤnget werden 
muß, die Mitglieder einer Rotte, die nur ein 
beſtimmtes Gebäude in Brand zu ſtecken, ſich vers 
ciniget und ihr Vorhaben ausgeführet haben, 
nicht treffen. Noch weniger kann dieſe Strafe 
die Mitglieder einer Raͤuberbande treffen, wenn 
ein Mitglied derſelben ohne den Willen der uͤb— 
rigen bey Gelegenheit eines Raubes ein Haus in 
Brand geſtecket hat. 

e) Die Erheblichkeit des Schadens iſt daher 
aus dem Verhaͤltniſſe desſelben zu dem Vermoͤ⸗ 
gen des Verunglückten zu ermeſſen. Wenn 
demjenigen, deſſen Vermoͤgen tauſend Gulden 
beträgt, der Verluſt von hundert empfindlich 
iſt; fo muß der Verluſt von zehen Gulden demje- 

nigen, deſſen Vermögen hun dert beträgt, eben ſo 
empfindlich fallen. Denn zehn verhaͤlt ſich zu hun— 
dert, wie hundert zu tauſend. Nur verſtehet es ſich 
von ſelbſt, daß in dieſer Gleichung ein Verletz— 
ter gegen den Andern ohne Ruͤckſicht auf Ange- 
hoͤrige, bloß als Einzelner, betrachtet wird. 
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c) wenn der Thaͤter die Brandle— 
gung zu verſchiedenen Mahlen, obgleich 
jedes Mahl ohne Erfolg, unternommen hat, 
ſoll er lebenslang mit ſchwerem, bey be— 
ſonderer Bosheit und Größe des Schas 
dens f) aber mit ſchwerſtem Kerker beſtra— 
fet werden. 

d) Wenn das Feuer ausgebrochen, 
jedoch mit keinem bisher angeführten Um- 
ſtande begleitet iſt; ſoll auf ſchweren Ker— 
ker von zehn bis zwanzig Jahren erkannt 
werden g). 


1) Wenn dieſer Fall nicht in den unter a. begriffe⸗ 
nen uͤbergehen ſoll, ſo muß immer voraus geſe— 
tzet werden, daß das Feuer nicht ausgebro⸗ 
chen ſey. Dennoch kann großer Schaden ver— 
urſachet werden: z. B. Jemand leget Feuer, und 
um nach feiner Meinung deſto ſicherer den Aus- 
bruch desſelben zu befoͤrdern, bringet er Pulver 
in die Naͤhe. Dieſes entzuͤndet ſich, und verurſa⸗ 
det eine Erplofion, welche bedeutenden Schaden, 
aber keine Feuersbrunſt nach ſich zieht. 

80 Wenn in dieſem Falle das Feuer zur Nachtzeit, 
oder an einem ſolchen Orte, wo es ſich leicht haͤt⸗ 
te verbreiten konnen, oder unter ſolchen Umſtaͤn— 
den, wobey zugleich menſchliches Leben augen— 
ſcheinlicher Gefahr ausgeſetzet war, angeleget 
worden iſt; ſo wird der Richter in der Ausmeſ— 
fung der Strafe mehr dem hoͤchſten, ſonſt aber 
mehr dem niederſten Termine in der Strafe ſich 
nähern. Der Grund zu dieſer Auslegung iſt ans 
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e) Wenn das Feuer zwar nicht aus 
gebrochen, aber zur Nachtzeit ), oder an 
einem ſolchen Orte, wo es bey dem Aus— 
brechen ſich leicht haͤtte verbreiten koͤn⸗ 
nen i), oder unter ſolchen Umſtaͤnden, wo— 
bey zugleich menſchliches Leben augen— 
ſcheinlicher Gefahr ausgeſetzet war ), 
angeleget worden, ſoll der Thaͤter mit 
ſchwerem Kerker von fünf bis zehn Jahren 
beſtraft werden. 

f) Iſt die That bey Tag J), und obs 
ne beſondere Gefaͤhrlichkeit unternommen 


der Vergleichung des gegenwärtigen oo mit 
dem folgenden hergehohlet. 

+) Unter Nachtzeit verſteht man jenen e 

in welchem, außer dem Falle einer beſondern 
Naturerſcheinung, nach dem gewöhnlichen Lauf’ 
der Dinge das Sonnenlicht unſerem Horizonte 
ganz entzogen iſt. Davon iſt die Morgen- und 
Abenddaͤmmerung zu unterſcheiden, d. i. eine 
ſchwache Beleuchtung durch die Brechung der 
Sonnenſtrahlen gleich vor dem Aufgange und 
gleich nach dem Untergange der Sonne. 

1) 3. B. an einer Holzſtaͤtte, wo ſich ein großer 
Vorrath von Holz befindet. 

*) Z. B. wenn in einem Krankenhauſe Feuer ange⸗ 
leget würde. 

Y Tag, im Gegenſatze der Nacht, faſſet den Zeit— 
raum in ſich, in welchem das Sonnenlicht ent— 
weder über unſerem Horizonte ſichtbar iſt, oder 
doch denſelben mittelſt der Strahlenbrechung 
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worden, und das gelegte Feuer, ohne 
auszubrechen, erloſchen, oder ohne Scha— 
den geloͤſchet worden m); fo hat der Thaͤ— 
ter ſchwere Kerkerſtrafe, zwiſchen Einem 
und fuͤnf Jahren verwirket. 

g) Hat der Thaͤter ſelbſt aus Reue 
n), und noch zur rechten Zeit ſich fü ver— 
wendet, daß aller Schade verhuͤthet wor— 
den o); ſo iſt die Strafe des ſchweren 
Kerkers zwiſchen ſechs Monathen und 
Einem Jahre auszumeſſen. 


gleich vor dem Aufgange und gleich nach dem 
Untergange der Sonne ſchwach beleuchtet. Die 
Morgen- und Abenddaͤmmerung ſind daher zur 
Tageszeit zu rechnen. 

m) In dieſem Falle wird nicht nur vorausgeſetzt, 
daß das gelegte Feuer durch Jemanden (außer 
dem Thaͤter) ohne Schaden geloͤſchet worden, 
ſondern auch, daß es noch nicht ausgebro⸗ 
chen ſey. Sonſt würde man den gegenwaͤrti— 
gen mit dem vierten Falle dieſes §. unter d., auf 
welchen eine groͤßere Strafe de . iſt, ver⸗ 
wechſeln. 

n) Dieſe Reue iſt anzunehmen, ſobald ſich nich 
nachweiſen läßt, daß der Thäter zur Verhuͤthung 
des Schadens durch Zwang beſtimmet worden iſt. 

0) Dieſer Fall iſt nicht zu verwechſeln mit dem da⸗ 
von ganz unterſchiedenen, wenn zwar Schaden 
verurſachet worden iſt, aber der Thaͤter denſel— 
ben vollkommen gut gemacht hat. 
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Wenige Eriminaliften, wenn fie nicht über: 
haupt gegen die Todesſtrafen find, verkennen 
die Nothwendigkeit, jene Fälle der Brandlegung 
mit derſelben zu bedrohen, in welchen ſich ſowohl 
von Seite der That als des Thäters, der höch— 
fie Grad der Gefährlichkeit äußert. Von dieſer 
Betrachtung gehet auch unſere Geſetzgebung aus, 
da fie die, unter a. ausgezeichneten, Fälle mit 
derſelben bedrohet. Deſſen ungeachtet darf es 
nicht befremden, wenn man die niederſte Strafe 
dieſes Verbrechens (nach g.) auf ſchweren Kerker 
zwiſchen ſechs Monathen und Einem Jahre ber 
ſchränket findet. Denn nach allgemeinen Grunb: 
ſätzen würde der unter g. enthaltene Fall, wenn 
das Geſetz nicht den Werſuch zu dieſem Ver— 
brechen dem vollendeten in dem Begriffe 
gleich ſtellte, gar nicht beſtrafet werden kön— 
nen a). Dieſe Milderung iſt daher folgerichtig 
und gerecht. Aber dieſe mit Recht ſo entfernet von 
einander ausgemeſſenen Strafgrade des nähmli— 
chen Verbrechens legten der Geſetzgebung auch die 
Verbindlichkeit auf, den weiten Zwiſchenraum ziwi- 
ſchen den zwey äußerſten Puncten derſelben durch ei— 
ne Auszeichnung der wichtigſten, die Strafbarkeit 
ändernden Umſtände in mehrere Abſchnitte zu thei— 
len, und denſelben die entſprechende Strafe beyzu— 
fügen, um auf dieſe Art die ſonſt unvermeidliche, 
ſchwankende Willkühr des Richters auszuſchlie⸗ 
ßen. 


2) Vergl. hiermit I. Thl. Seite 57. Anmerkung. 
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9. 149. 

Wer durch die, aus was immer fuͤr Don der 
einer boͤſen Abſicht unternommene Anſte— N 
ckung feines Eigenthumes, auch fremdes gen, der ſei⸗ 

j ne eigene 
Eigenthum der Feuersgefahr ausſetzet, Sache in 
wird ebenfalls der Brandlegung ſchuldig, Jean Re 
und nach der in dem vorhergehenden d. 
beſtimmten Ausmeſſung zu beſtrafen ſeyn. 


Der unmittelbare Gegenſtand die⸗ 
ſes Verbrechens iſt eine eigene Sache, be— 
ſtehe ſie in einem beweglichen oder unbeweglichen 
Gute. Der Inhalt der That beſteht: a) in 
der unternommenen Anſteckung, d. h. 
in jener Handlung, durch welche das Feuer in 
oder an diejenige Sache, welche angezündet wer— 
den ſoll, geſtecket oder geleget wird; b) einer 
eigenthümlichen Sache, welche c) mit 
fremdem Eigenthume in einem fol 
chen örtlichen Verhältniſſe ſteht, daß 
auch dieſes der nahen Möglichkeit, 
von dem Feuer ergriffen zu werden, 
ausgeſetzet wird, Das Geſetz unterſchei— 
det nicht, ob das fremde Eigenthum ein beweg— 
liches oder unbewegliches Gut iſt. Daher trifft 
der Fall dieſes Verbrechens auch damahls ein, 
wann Jemand ſein Haus anzündet, und dadurch 
ein darin aufbewahrtes fremdes Gut der Feuers— 
gefahr ausſetzet. Der böſe Vorſatz, durch 
welchen dieſes Verbrechen ſubjectiv begründet wird, 
beſteht in der Abſicht, feine eigenthüm⸗ 
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liche Sache um irgend eines geſetz⸗ 
widrigen Zweckes Willen in Brand 
zu ſtecken. Ob aber Befriedigung der Hab— 
ſucht, der Rache oder irgend einer andern Lei— 
denſchaft die, aus dieſem Zwecke hervorgehende, 
das Verbrechen begründende, Triebfeder ſey, iſt 
gleichgültig, fo bald der Zweck geſetzwidrig 
und daher irgend eine böſe Abſicht vor— 
handen iſt. Deßwegen wäre auch die Meinung 
irrig, nach welcher dieſe That aus dem Grunde 
für das Verbrechen der Brandlegung gehalten 
werden ſollte, weil hier nach den allgemeinen 
Grundſätzen des Geſetzes über die Natur des ſo 
genannten indirecten böſen Vorſatzes 
die Abſicht, fremdes Gut in Brand zu ſtecken, 
vermuthet werden müßte. Denn wenn dieſes 
richtig wäre, ſo dürfte die That wenigſtens da— 
mahls nicht mehr zu dieſem Verbrechen gerechnet 
werden, wann das Gegentheil dieſer Vermuthung 
dargethan würde a). Und doch kann dieſer Ums 
ſtand die Weſenheit dieſes Verbrechens nicht än— 
dern; denn der vorliegende §. fordert überhaupt 
die Abſicht nicht, fremdes Eigenth um 
der Feuersgefahr aus zuſetzen, oder 
in Brand zuſtecken; ſonſt würde er davon 
eine Meldung machen b), was ſchon darum nicht 


a) S. hieruͤber J. Thl. Seite 128. u. f. 

b) Daß auf dem Standpuncte der Geſetzgebung (der 
von dem des Richters und Aus legers der 
Geſetze wohl unterſchieden werden muß) dieſe 


u 
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thunlich war, weil in Beziehung auf das n ähm 
liche Verbrechen ohne Widerſpruch nicht ein 
zweyfacher böſer Vorſatz zugleich kann ange- 
nommen werden. Deſſen ungeachtet hat der Ge— 
ſetzgeber einen wichtigen Grund, dieſes Verbre— 
chen der Brandlegung (nach §. 147.) gleich zu 
ſtellen; denn die aus was immer für einer 
böſen Abſicht unternommene Anſte— 
ckung ſeines eigenthumes begründet 
unter den Umſtänden dieſes Verbre— 
chens eine ſo große Gefahr für fremdes Eigen— 
thum, daß man dasſelbe keinem andern Verbre— 
chen mit mehr Fug gleich ſtellen kann, als der 
Brandlegung an fremdem Eigenthume c). 

Da die Strafe dieſes Verbrechens nach der, 
in dem vorhergehenden $. beſtimmten, Abſtufung 
auszumeſſen iſt, ſo wird im allgemeinen in Be— 
ziehung auf dieſelbe an die dort gemachten Er— 


Abficht nicht nach den allg emeinen Grund: 
fäsen über den fo genannten indireeten boͤſen Vor— 
ſatz vermuthet werde, erhellet daraus, weil ſich 
ſonſt nicht abſehen ließe, warum der Fall des §. 
149. insbeſondere und ans druͤcklich dem 
Verbrechen der Brandlegung gleich geſtellet würde, 
wenn ſich dieſes nach den allgemeine n Grund⸗ 
ſaͤtzen ſchon von ſelbſt verſtaͤnde, zumahl, da in 
Ruͤckſicht der Strafe bloß auf den vorhergehen— 
den $, zuruͤckgewieſen wird. 

c) Veral. hiermit die gründliche Kecenfion des I. 
Theiles in den neuen Annalen der Literatur des 
Oeſterreichiſchen Kaiſerthumes I. Jahrgange de⸗ 
November-Heftes von 1807. Seite 197, 
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läuterungen zurück gewieſen. Nur zwey Bemer⸗ 
kungen, welche ſich auf die verſchiedene Natur 
des Verbrechens der Brandlegung an fremdem und 
eigenem Gute gründen, können noch beygeſetzet 
werden: 1.) Iſt, im Falle der Brandlegung an 
eigener Sache, bey der Ausmeſſung der Strafe 
auf den, dem Eigenthume des Brandlegers ver— 
urſachten, erheblichen Schaden nur in ſo fern zu 
ſehen, als derſelbe, außer dem Brandleger, an— 
dere Menſchen widerrechtlich trifft d). 2.) Kann 
in dieſem Falle der Brandlegung der Umſtand, 
daß dadurch Feuers gefahr für fremdes Ei- 
genthum entſtehet, und daher das Feuer ſüch leicht 
verbreiten kann, nicht dem, in §. 148. uns 
ter e. enthaltenen, zweyten Erſchwerungsumſtande 
gleich geſtellet werden, weil dieſer ſonſt, obwohl 
ſolche Umſtände nur unter die zufälligen Ei— 
genſchaften eines Verbrechens gehören, von dem 
Begriffe dieſes Verbrechens unzertrennlich ſeyn 
würde. Nur wenn durch dieſes Verbrechen eine 
außerordentliche Feuersgefahr für fremdes 
Eigenthum begründet wird, kann jener Erſchwe— 
rungsumſtand auf dasſelbe eine Anwendung fin— 
den. 


§. 150. 
Wer fein Eigenthum in Brand ſte— 
cket, ohne daß dabey fremdes Eigenthum 
Gefahr laͤuft, von dem Feuer ergriffen zu 


d) Vergl. hiermit §. 148. b. 
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werden, iſt zwar nicht der Brandlegung, 
wohl aber des Betruges ſchuldig; in ſo 
fern er dadurch Rechte eines Dritten zu 
verkuͤrzen a), oder Jemanden Verdacht 
zuzuziehen ſuchet b). 


Wenn auch der Thäter feine Abſicht nicht er⸗ 
reichet hätte, ſo kann ihn dieſes doch von dem 
Betruge nicht entſchuldigen, der dadurch, daß 
man Jemanden durch eine liſtige Handlung an 
ſeinen Rechten zu ſchaden ſucht, ſchon began— 
gen iſt c). Wie aber, wenn Jemand ohne eine 
ſolche Abſicht, ſein eigenes, einſam liegendes 
Wohnhaus anzündet, um die Bewohner desſel— 
ben zu tödten? Dieſes würde als das Verbre— 
chen des verſuchten oder vollendeten Mordes an— 
zuſehen ſeyn d). RN 

2) Z. B. die Rechte der auf das Haus, welches er 
in Brand ſtecket, intabulirten Glaͤubiger oder 
Anderer, die von ihm zu fordern haben. 

b) Z. B. er ſucht dadurch Jemanden den Verdacht, 
an fremdem Eigenthume Brand geleget zu haben, 
zuzuziehen. 

c) Vergl. §. 176. 

d) Vergl. hiermit $. 117. S. auch Grolman: 
Grundſaͤtze der Criminal-Rechtswiſſenſchaft 5. 462. 
zweyte Anmerkung. 
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Zwey und zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 


Von dem Diebſtahle und Veruntreuun— 
gen. 


Wenn man auf die Ab ſicht, um deren Wil— 
len Verletzungen des fremden Eigenthumes unter— 
nommen werden, Rückſicht nimmt, ſo laſſen ſich 
dieſelben auch untertheilen in ſolch e, die aus 
Gewinnſucht (animo lucri faciendi), und 
ſolche, die aus andern Triebfedern ent: 
ſpringen. Die erſte Claſſe dieſer Verletzungen 
beziehet ſich entweder auf fremdes unbewegliches 
oder fremdes bewegliches Gut. Nur Beeinträch— 
tigungen fremden, beweglichen Gutes 
aus gewinnſüchtiger Abſicht ſind der Ge— 
genſtand dieſes und des folgenden Hauptſtückes. 
Solche können ſich ereignen entweder a) durch 
Vorenthaltung oder Zueignung eines 
ſolchen anvertrauten Gutes (Veruntreu— 
ungen nach §. 161. u. f.), oder b) durch 
Entziehung eines ſolchen Gutes aus dem 
Beſitze eines andern, welche entweder mit— 
telſt Gewalt gegen den Beſitzer (Raub, 
nach 
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wohl ohne Einwilligung desſelben, geſchehen kan 
(Diebſtahl nach F. 151. u. f.). 


$. 151. 
Wer um feines Vortheiles willen Diebſtaht, 
fremdes bewegliches Gut aus eines Andern 
Beſitz, ohne deſſen Einwilligung entziehet, 
begeht einen Diebſtahl. 


Der Gegenſtand dieſer Uebertretung iſt I. 
ein fremdes, bewegliches Gut. Unter 
einem fremden Gute iſt ein ſolches zu verſtehen, 
welches ſich in fremdem Eigenthume befindet. 
Daher begehen der Pfandſchuldner, der Darlei— 
her (commodans), der Vermiether keinen Dieb— 
ſtahl, wenn ſie, und zwar der erſte das gegebe— 
ne Fauſtpfand, der zweyte die dargeliehene, der 
dritte die vermiethete Sache den Beſitzern ohne 
deren Einwilligung entziehen, ſelbſt dann nicht, 
wenn dieſe den Werth der entzogenen Sache je— 
nen erſetzen müßten. Aus einer ähnlichen Betrach— 
tung fließet die Anordnung des Geſetzes, daß 
Entwendungen zwiſchen Ehegatten, Aeltern, Kin— 
dern oder Geſchwiſtern, ſo lange ſie in ge— 
meinſchaftlicher Haushaltung leben, 
nur nach Art ſchwerer Polizey „Ueber- 
tretungen, und nur auf Anſuchen des 
Familien-⸗ Hauptes a), unterſucht und 


a) Wie aber, wenn das Haupt der Familie, wel⸗ 


ches keiner haͤuslichen Zucht unterliegt, und ſich 
O. C. R. II. Theil,. u 
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beſtraft werden können b). Das Eigenthum des 
Vermögens iſt nähmlich unter ſolchen Perſonen in 
dieſem Verhältniſſe, wenn nicht gemeinſchaftlich, 
doch in Rückſicht der Antheile, die einem Jeden 
gehören, oft zweifelhaft. Daher überredet ſich 
dasjenige unter ſolchen Familien- Gliedern, wel— 
ches einen Theil des Vermögens entwendet, nicht 
ohne Grund ſehr leicht, es werde ihm dieſe That 
nicht hoch angerechnet werden. Hierzu kommt 
noch, daß ein Geſetz durch Strenge hier ganz ſei— 
nen Zweck verfehlen würde c). Der Gegenſtand 
des Diebſtahles muß ſich II. in dem Befige 
eines andern, als des Diebes, befinden. 
Ob aber dieſer Andere die Sache im natür li— 
chen, oder im Civil- Beſttze habe d), iſt ei— 
nerley. Wenn keine dieſer Arten des Beſitzes ein— 
trifft, ſo kann das Geſetz eine ſolche zu irgend 
einem Zwecke erdichten. Daher erkläret das- 
ſelbe die Beraubung eines Grabes, 


ſelbſt vor Gericht ſchwerlich anklagen wird, der 
ſchuldige Theil iſt? In Beziehung auf dieſes 
ſcheinen die gemeinen Grundſaͤtze über den 
Diebſtahl in Anwendung zu kommen, weil es 
aus dem Inhalte der vorliegenden beſon deren 

Anordnung offenbar wird, daß dasſelbe in dieſer 
nicht mitbegriffen ſeyn kann. 

b) Vergl. $. 268. des I. Thl. mit §. 213. des II. 

c) S. Edlen v. Zeiller: Jaͤhrl. Beytrag. w. o. 
I. Bd. Seite 171. 8 

d) Nur in Beziehung auf den Entwender muß 
die Sache eine fremde ſeyn. 
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weil eine, unter dem Schutze der religisſen Meir 
nung ſtehende, Sache, durch Jemanden, dem fie 
gar nicht zugedacht iſt, entfremdet wird, für 
Diebſtahl, obwohl dieſes ſtets nur als ſchwe— 
re Polizey-Uebertretung zu betrachten iſt, da kein 
wirklicher Beſitz vorhanden iſt e). Dagegen kann 
Diebſtahl nicht gedacht werden: a) an einer ge— 
fundenen Sache. Wer eine ſolche gefliſſent- 
lich verhehlet, und ſich zueignet, macht ſich des 
Betruges ſchuldig f). b) An Sachen, die Je⸗ 
manden find anvertrauet worden, wenn dieſer 
dieſelben vorenthält, oder ſich zueignet. Hier— 
durch wird eine Veruntreuung begangen 3). III. 
Die Handlung, wodurch die Entwendung began— 
gen wird, beſteht in der Eutziehung aus dem 
Beſitze eines Andern. Dazu gehöret von Seite 
des Diebes die Beſitzer greif ung, d. h. 
eine körperliche Handlung, durch welche derſelbe 
die Sache ſeiner Macht unterwirft, verbunden 
mit der Abſicht, dieſelbe ausſchließend in ſeiner 
Gewalt zu haben (animus tenendi, detinendi), 
Durch die Endigung dieſes Actes iſt der 
Diebſtahl vollendet, wenn gleich die Sache 
noch nicht an einen ſichern Ort überbracht worden 
iſt. Uebrigens iſt zur Beſitzergreifung die Abſicht, 
ſich über die entzogene Sache das Eigenthum 
anzumaßen, nicht nothwendig, allerdings aber 
U 2 


e) Hof⸗ Dekret v. 29. Aug. 180g. 
S 
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die Abſicht, dadurch in Anſehung des Ver moͤ— 
gens einen Vortheil zu erhalten b). Es 
iſt aber gleichgültig, ob der Vortheil in einem 
Zuwachſe am Vermögen, oder in der Verhinde⸗ 
rung der Abnahme an demſelben beſtehe, ob er 
von dem Diebe wirklich genoſſen worden ſey, 
oder nicht, welcher (die Abſicht der Zerſtörung 
ausgenommen) der Endzweck oder Gebrauch ſeyn 
mag, zu dem die entwendete Sache beſtimmet 
iſt 1). Soll die Entziehung fremden Eigenthu— 
mes einen Diebſtahl begründen, ſo muß IV. die⸗ 
ſelbe a) ohne Einwilligung des Beſitzers 
geſchehen. Ob übrigens die That heimlich oder 
öffentlich verübet wird, ob mit oder ohne Wif- 
g ſen des Beſitzers, ob in Abweſenheit oder Ge— 
genwart desſelben, iſt einerley; nur darf in dem 
letzten Falle die Herausgabe der Sache nicht durch 
Gewalt oder Drohung erzwungen werden. Sonſt 
entſteht das Verbrechen des Raubes k). Sie 
muß b) aus böſem Vorſatze geſchehen d. h. 


n) Wer eine fremde Sache aus Bosheit beſchaͤ⸗ 
diget, befriediget zwar auch ein ſeiniges Intereſſe, 
jedoch von ganz anderer Art. Dieſe That iſt da— 
her nicht als Diebſtahl, ſondern nach der Vor— 
ſchrift des $. 74. zu behandeln und zu beftrafen. 

i) Was daher das Roͤmiſche Recht über dieſen Punet 
ſagt, iſt hier ganz anwendbar: Species (enim) 
lucri est, ex alieno largiri et beneficii de- 
bitorem sibi acquirere, Unde et is furti tenetur, 
qui ideo rem amovet , ut eam aliidonet, 

k) ©. H. 169. 
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mit dem Bewußtſeyn der Rechtswidrigkeit der Be⸗ 
ſitzergreifung. Es unterliegt zwar keinem Zwei⸗ 
fel, daß ein fremdes bewegliches Gut auch aus 
Mangel an Ueberlegung oder Mangel 
an Aufmerkſamkeit (ex culpa) aus dem 
Beſitze eines Andern entzogen werden kann. Daß 
aber unſere Geſetze dieſes für keinen Diebſtahl 
halten, erhellet daraus, weil ſie zu jedem 
Verbrechen böſen Vorſatz fordern, und in 
Beziehung auf dieſen in dem 9. 152. zwiſchen dem 
Diebſtahle als Verbrechen und als ſchwere 
Polizey ⸗Uebertretung keinen Unterfchieb 
machen. Sie haben ſich hierin an den gemeinen 
Sprachgebrauch gehalten, da kein beſonderer Grund 
. iſt, davon abzuweichen. ö 
§. 152. 

Obwohl jeder Diebſtahl eine vorſätzliche und 
unmittelbare Verletzung der Rechte begründet, ſo 
laſſen ſich doch Fälle denken, wo derſelbe minder 
gefährlich, un beträchtlich und daher zur 
Criminal- Behandlung nicht geeignet it a). Un- 
ter ſolchen Umſtänden zählt ihn das Geſetz zu den 
ſchweren Polizey-Uebertretungen; ſonſt aber zu 
den Verbrechen. In dem gegenwärtigen $. 
iſt der Maßſtab beſtimmet, aus welchem über» 
haupt die Gefährlichkeit des Diebſtahles beurthei— 
let werden muß. 


a) Vergl. hierüber Seite 103. $. II. und Seite 112. 
u. f. der Einleitung in die Gegenftände diefes 
Strafg. 


— 
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ee Der Diebſtahl wird zu einem Ver⸗ 
Diebſtabl brechen, entweder aus dem Betrage, oder 
7 W aus der Beſchaffenheit der That, oder aus 
lung beſtim⸗der Eigenſchaft des entzogenen Gutes, oder 


met wird: aus der Eigenſchaft des Thaͤters. 


§. 153. 

3) W BRBIEODT Der Betrag macht den Diebſtahl zu 
s einem Verbrechen, wenn derſelbe oder der 
Werth desjenigen, was in einem oder meh⸗ 
reren Angriffen geſtohlen worden, mehr 
als fuͤnf und zwanzig Gulden Wiener— 
Waͤhrung, ausmacht. Der Werth aber 
iſt nicht nach dem Vortheile des Diebes, 
ſondern dem Schaden des Beſtohlenen zu 

berechnen. 

Unter Währung bahn, welche wohl 
von Würdigung a) zu unterſcheiden iſt, ver⸗ 
ſteht man die irgendwo gewöhnlichen Rechnungs⸗ 
münzen oder Sorten von Geldbenennungen, wor 
von die größeren Sorten eine feſtgeſetzte Anzahl 


2) Würdigung iſt die Werthbeſtimmung nach 
einem gewiſſen Fuße, nähmlich in Oeſterreich 
nach dem Conventions⸗FJuſte von dem Jahre 1753, 
vermoͤge deſſen die ſeine Mark Silber von gro— 
ben Thalerſtücken an bis auf die einfachen Gro— 
ſchengepräge herab zu zwanzig Gulden aus⸗ 
gebracht werden, und das Verhältniß des Goldes 
zum Silber wie 1: 1474 ſeyn ſollte. 
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der kleineren in ſich enthalten b). Solcher Wäh— 
rungen gibt es in Deut ſchland verſchiedene. Bey 
der Wiener: Währung, welche insgemein 
die Rheiniſche oder die Reichs währung 
genannt wird, zählet man nach Gulden, bier 
fen zu ſech zig Kreuzer und den Kreuzer zu vier 
Pfennig gerechnet. Weil Kreuzer eine Scheide— 
münze ſind, ſo kommt es bey der Berechnung 
der Gulden nur darauf an, daß demſelben die 
beſtimmte Zahl der Kreuzer, die nach einem 108 
ſonderen, mehr veränderlichen Fuße ausgemünze 
ſind, zuſage. Es wäre daher irrig, wenn man 
den Betrag des Guldens nach dem Maßſtabe 
des Conventions-Fußes beſtimmen wollte. Viel— 
mehr kann Ein Gulden in Münzen, welche nach 
dieſem Fuße ausgepräget ſind, in Beziehung au 
einen, nach der ſogenannten Wiener-Währung 
beſtimmten, Gulden, nur als Waare, die mit 
Rückſicht auf den Gehalt der Scheidemünze im 
Preiſe ſteigt und fällt, in Anſchlag gebracht wer. 
den. ft nun Conventions-Geld entwendet wor— 
den, ſo iſt bey der Beſtimmung, ob der Dieb— 
ſtahl wegen des Betrages zum Verbrechen wer— 
de, bloß darauf zu ſehen, wie viele Gulden in 
Scheidemünze nach dem beſtehenden Curſe c) da— 


b) ©. Gerh. Heinr. Buſe: Vellſtaͤndiges Hand: 
buch der Geldkunde. Seite 118. u. f. Erfurt, 
1803. b. Henning. 

c) Man verſteht unter dem Geld-Curſe (cours) 
das veraͤnderliche Verhaͤltniß, in welchem eine 


312 


für gegeben werben. Waren für das entwendete 
Conventions⸗ Geld nach dem zur Zeit des 
geſchehenen Diebſtahles beſtehenden Eur” 
fe über fünf und zwanzig Gulden an Scheide- 
münze zu erhalten, fo wird derſelbe zum Verbre— 
chen. Die Urſache, wegen welcher bey der Be— 
ſtimmung, wann der Diebſtahl wegen des Be— 
trages zum Verbrechen werde, auf dieſen Zeitz 
punct geſehen werden muß, iſt darin zu ſuchen, 
weil nur der damahls zu hoffende Gewinn zur 
Verübung der That beſtimmen konnte d). Da 
die Banco = Zettel der Scheidemünze im 
Curſe durch das Geſetz gleich geſtellet ſind e), 
fo iſt der Betrag derſelben bloß nach ihrem Nenn- 
werthe zu berechnen. Anders verhält ſich die— 
ſes bey Schuldverſchreibungen, die durch 


Münze oder Münzwaͤhrung gegen eine andere 
(oder gegen das Papiergeld) ſtehet. S. Bu⸗ 
ſe: a. o. O. Seite 138. 
# Wenn der Werth des entwendeten Schben ian 
Geldes in der Zwiſchenzeit, welche von dem Au⸗ 
genblicke des vollbrachten Diebflahles bis zur Zeit 
der Entſchadig igung verfließet, geſtiegen iſt; ſo 
muß der Er ſatz nach dem, in dieſer Zwiſchen⸗ 
zeit geweſenen hoͤchſten Werthe desſelben ge— 
leitet werden, weil der Beſtohlene, dieſen Gewinn 
daraus zuziehen, nur durch die Schuld des 
Diebes verhindert wurde. Auf die Beurthei⸗ 
lung der Größe der Uebertretung kann aber dieſer 
fräter eingetroffene Umſtand keinen Einfluß haben. 
e) S. Pat v 12. Octob. 1302 und Hofkanzley⸗ 
Dekret v. 27. Jun. 1806. £ 
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öffentliche Caſſen ausgeſtellet ſind. Dieſe ſind 
als eine Art von Wa are zu betrachten, und has 
ben nur jenen Geldeswerth, welcher ihnen nach 
dem Börſe⸗Curſe zukommt kf). Iſt daher 
eine ſolche Schuldverſchreibung entwendet worden, 
ſo muß bey der Beſtimmung, ob dieſer Diebſtahl 
wegen des Betrages zum Verbrechen werde, wie— 
der darauf geſehen werden, ob dieſelbe nach dem, 
zur Zeit des geſchehenen Diebſtahles beſtehenden, 
Börſe-Curſe über fünf und zwanzig Gulden an 
Scheidemünze werth war g). Der Werth der 
entwendeten Sache darf nicht nach dem Vortheile 
des Diebes berechnet werden. Denn was kann 
der Beſtohlene dafür, wenn der Dieb dieſelbe 
nicht gehörig zu benützen weiß, oder verſchleudert! 
Es iſt gerecht, daß der Werth nach dem Scha— 
den, den der Beſtohlene leidet, beſtimmet werde. 
Dabey iſt jedoch zu bemerken, daß 1.) bey der 
Beſtimmung, ob der Diebſtahl wegen des Be— 
trages zum Verbrechen werde, nur von jenem 
Schaden, welchen der Beſtohlene durch den 
Verluſt der Sache und ihres Werthes leidet, die 
Rede ſeyn kann. Andere Beſchädigungen, welche 


) S. F. 3. des Pat. v. 2. Dezemb. 1803. 

2) Wenn der Werth der entwendeten Schuldver— 
ſchreibung in der Zwiſchenzeit, welche von dem 
vollbrachten Diebſtahle angefangen, bis zur Lei— 

ſtung der Entſchaͤdigung verfließet, geſtiegen iſt; 
fo findet in Beziehung auf die Leiſtung des Er- 
ſatzes der in der Anmerkung d, vorgetragene 
Grundſatz ſeine Anwendung. 
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3. B. durch das Erbrechen der Thüren, Käſten 
uf. w. verurſachet werden, kommen zwar in Ber 
ziehung auf die Entſchädig ung in Anſchlag, 
erhöhen aber nicht den Betrag des entwende— 
ten Gutes. 2.) Kann der Schaden des Beſtoh— 
lenen nur nach dem wahren, nicht nach einem 
Lieblings werthe Gren affectionis) 
beſtimmet werden h). 


9. 154. 


*) die ge. Aus der Beſchaffenheit der That iſt 


faͤhrlichere 
Beſchaffen⸗ 


heit 


That; 


ein Diebſtahl ein Verbrechen a): 

I. Ohne alle Ruͤckſicht auf den Be⸗ 
trag: 

a) wenn er waͤhrend einer Feuers— 
brunſt, Waſſernoth oder eines andern 
gemeinen b) oder dem Beſtohlenen inſon— 
derheit zugeſtoßenen Bedraͤngniſſes c) vers 
uͤbet worden; 

h) Vergl. hiermit g. 214. u. 213. be allgem. Oe⸗ 
richtsord. 

a) Er mag bereits IRRE oder nur verſucht 
ſeyn. 

b) Rur wird in allen dieſen Fällen vorausgeſetzet, 
daß der Diebſtahl an dem bedraͤngten Orte ge— 
ſchehen ſey. 

e) 3 B. Waͤhrend einer dem Beſtohlenen zugeſto— 
fenen Ohnmacht oder einer andern Lage desſel— 
ben, welche es ihm wegen eines Ungluͤckes, das 
ihn traf, ſchwer oder unmoͤglich macht, ſein Ei— 
genthum mit Sorgfalt zu ſchüͤtzen. Der Grund, 
warum in ſolchen Faͤllen das Geſetz gegen den 
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b) wenn der Dieb mit Gewehr oder 
andern, der perſoͤnlichen Sicherheit gefaͤhr— 
lichen, Werkzeugen verſehen geweſen d): 


Diebſtahl eine beſondere Stengo zeiget, beruhet 
auf der großen Gefahr fuͤr das Eigenthum; denn 
es iſt ſchwer, oft beynahe unmoglich, waͤhrend 
der Verwirrung und Beſtuͤrzung in einer allge— 
meinen oder beſonderen Gefahr fein Eigenthum 
mit Aufmerkſamkeit zu beſchuͤtzen. Hierzu kommt 
noch die Betrachtung, daß ein ſolcher Dieb auf 
eine ſtaͤrkere rechtswidrige Triebfeder ſchließen 
laßt, da er das allgemeine oder beſondere Elend 
durch Uebelt haten zum eigenen Vortheil benuͤtzet. 
d) Es kommt nicht darauf an, ob der Dieb von dieſen 
Werkzeugen einen Gebrauch gemacht hat, oder nicht; 
auch darauf nicht, ob er dieſelben in der Abſicht, 
zu verletzen, bey ſich hatte oder nicht. Zu un⸗ 
terſcheiden iſt davon der Fall, wann der Dieb, 
da er in der Begehung der That betreten wird, 
weil an dem naͤhmlichen Orte Waffen zur Hand 
find, dieſelben ergreifet, um feine Perſon gegen 
die Anhaltung zu vertheidigen. Von einem ſol— 
chen kann nicht geſagt werden, daß er mit Waf⸗ 
fen verſehengeweſen. Roch viel weniger 
kann dieſes von jenem behauptet werden, der Waffen 
oder andere, der perſoͤnlichen Sicherheit gefaͤhr— 
liche, Werkzeuge entwendet hat. Iſt der Dieb— 
ſtahl von einer Geſellſchaft mehrerer Diebsge— 
noſſen begangen worden, fo find diejenigen gleich 
bewaffneten Dieben zu behandeln, welche 
ſich, wenn auch ſelbſt unbewaffnet, vermoͤ— 
ge der vorläufigen Verabredung auf Einen oder 
Einige unter ihnen, die bewaffnet ſind, verlafs 
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II. Wenn der Diebſtahl mehr als 


fuͤnf Gulden betraͤgt, und zugleich 


a) in Geſellſchaft eines oder mehrerer 


Diebsgenoſſen e) 


wei 


0 an einem zum Votes dienſts ge⸗ 


ſen. Dieß naher aus der Vergleichung des 
$. 5. mit §. 166. a. Der bewaffnete Diebſtahl 
wird deßwegen unter dem beſonders gefaͤhrlichen 
ausgezeichnet, weil die Keckheit des Diebes nicht 
nur große Gefahr fuͤr das Eigenthum be— 
gründet, ſondern auch deſſen Bewaffnung die 
Geſundheit und das Leben der Bürger gefährdet. 


e) Der Grund dieſes erſchwerenden Umſtandes iſt 


in der größeren Gefahr zu ſuchen, die aus den, 
zur Verübung der er vereinigten, 
Kräften drohet. 


N Hierher gehören alfo nur jene Orte, die durch 


eine eigentliche Einweihung oder Einſegnung zum 
gottesdienſtlichen Gebrauche beſtimmet ſind. Da⸗ 
von ſind zu unterſcheiden: 1.) Die religiöfen 
Oerter: z. B. die Ordenshaͤuſer. 2.) from⸗ 
me Oer ter (loca pia), welche bloß durch den 
Privat⸗Willen einzelner Menſchen zu einem 
frommen Gebrauche beſtimmet find. 3.) Got⸗ 
tesäcker (coemeteria) , die, wenn fie gleich 
eingeſegnet ſind, doch nicht zum Gottesdienſte 
beſtimmet find. Der Grund, einen ſolchen Dieb— 
ſtahl auszuzeichnen, liegt theils in der Verletzung 
der, dem Orte ſchuldigen, Ehrfurcht, welche auf 
einen hoͤhern Grad der rechtswidrigen Neigung 
ſchließen laßt; theils in der Leichtigkeit, die 
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c) an verſperrtem Gute, g) 


That zu einer Zeit zu veruͤben, welche der An⸗ 
dächtige, mit pflichtmaßiger Beſeitigung der Sor— 
gen für feine zeitlichen Güter, einzig dem Gebe— 
the widmet. 1 
60 Auf die Art oder Feſtigkeit, mit der ein Gu 
verſperret oder verſchloſſen iſt, kommt es nicht 
an; ſey es durch Verſtegelung in einem Briefe, 
durch einen vorgeſchobenen Riegel in einem 
Hauſe, durch ein abgelaſſenes Schloß (an wel⸗ 
chem nicht der Schluͤſſel ſtecket) in einem Be⸗ 
haͤltniſſe oder Zimmer, wenn auch in dieſem die 
Feuſter offen wären. Wie aber, wenn der Thä⸗ 
ter in dem Verſuche eines Diebſtahles an ver- 
ſperrtem Gute betreten würde, und ſich entfchul- 
digte, er habe nicht über fünf Gulden am Wer: 
the entwenden wollen? Es iſt darauf zu ſehen, 
ob er wußte, oder mit Grund vermuthen konnte, 
daß in dem Behaͤltniſſe nur Sachen in einem, 
fünf Gulden nicht uͤberſteigenden, Werthe ent- 
halten ſeyen. In dieſem Falle konnte feine Ab⸗ 
ſicht nur auf dieſen Werth gerichtet ſeyn, folg 
lich iſt der Verſuch nur als eine ſchwere Po⸗ 
lizey⸗Uebertretung ſtrafbar. Kommt aber 
dem Thaͤter die Wahrſcheinlichkeit dieſer Ent⸗ 
ſchuldigung nicht zu Statten; fo ſtreitet die Ver⸗ 
muthung wider ihn, daß er ſich des verſperrten 
Gutes ganz, oder doch in einem betraͤchtlicheren 
Werthe bemaͤchtigen wollte. Er wird daher, wenn 
er das Gegentheil nicht darthun kann, mit Recht 
als ein Verbrecher beſtrafet (S. Edlen von 
Zeiller: Jährl. Beytrag u. ſ. w. I. Bd. Sei⸗ 
te 172. u. Erlaͤut. v. 5. Octob. 1804.). Der 
Grund der geſetzlichen Auszeichnung des Dieb⸗ 
ſtahles an verſperrtem Gute liegt in der ſtarken 
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d) an Holz, entweder in eingefriede⸗ 
ten Waldungen h), oder mit betraͤchtli⸗ 
cher Beſchaͤdigung der Waldung, i) 

e) an Fiſchen in Teichen, K) 


rechtswidrigen Triebfeder, welche ſich dadurch 
verraͤth, daß der Thaͤter mit Ueberwindung der 
entgegenſtehenden Hinderniſſe zur Veruͤbung des⸗ 
ſelben ſchreitet. 

h) d. h. in Waldungen, die zur Sicherheit und 
Bezeichnung des Eigenthumes eingeſchloſſen ſind: 
z. B. durch Graͤben, Zaͤune. Da jeder, von 
dem Geſetze insbeſondere angeführte, Umſtand 
macht, daß der Diebſtahl entweder mit oder oh— 
ne Ruͤckſicht auf den Betrag, ſchon ein zeln be⸗ 
trachtet, zum Verbrechen wird; ſo verſtehet es 
ſich ohnehin, daß ein Diebſtahl an Holz in Ge— 
ſellſchaft, wenn gleich in einer uneingefrie⸗ 
deten Waldung, ſobald er fünf Eulden über- 
ſteiget, zum Verbrechen wird. Erlaͤut. vom 5. 
Jun. 1804 

i) Wenn die Waldung auch nicht eingefriedet iſt. 
Nur wird eine beträchtliche Beſchaͤdiguug der 
Waldung nebſtdem, daß der Diebſtahl über 
fünf Gulden beträgt, erfordert. Auch hier gilt 
die Bemerkung, daß, wenn der Diebſtahl in Ge— 
ſellſchaft, obgleich ohne betraͤchtliche Beſchaͤdi— 
gung der Waldung, begangen wird, derſelbe, 
ſobald er fünf Gulden uͤberſteiget, zum Verbree 
chen wird (Erläut. v. 3. Jun. 1804). Die Schwies 
rigkeit, ſolche Diebſtaͤhle zu verhindern, macht 
es nothwendig, ſie mit mehr Strenge zu behan— 

deln. 

*) d. i. in ausgegrabenen Waſſerbehaͤltniſſen, die 
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f) an Wild 1), entweder in eingefrie— 
deten Waldungen m), oder mit beſonde— 
rer Kuͤhnheit, oder von einem, gleichſam 


mit keinem ſolchen Zufluſſe und Ausfluſſe verſe⸗ 
hen ſind, durch welchen die Fiſche entkommen 
konnen. Der Grund, warum der Diebſtahl in 
Fluͤſſen nicht für gleich ſtraͤflich angeſehen wird, 
liegt darin, weil über die, in dieſen befindlichen 
Fiſche kein feſtes Eigenthum für denjenigen, wels 
chem das Fiſchrecht uͤber eine beſtimmte Strecke 
gebuͤhret, Statt findet, da dieſelben ihren Stand⸗ 
ort willkuͤhrlich andern koͤnnen. 

1) d. h. an ſolchen jagdbaren Thieren, die nicht 
zu den Hausthieren der Menſchen gehören, ſon⸗ 
dern gewoͤhnlich im Zuſtande der natürlichen Frey⸗ 
heit leben. Nur Wölfe, Fuͤchſe oder ein anderes 
ſchaͤdliches Raubthier iſt außer halb eines 
Thiergartens Jedermann zu erlegen berechtiget. 
(Jagdord v. 28. Hornung 1786. §. 3.). Weil 
ſolche Thiere ohne beſondere Erlaubniß Niemand 
zu halten berechtiget iſt, und daher ein geſchuͤtz⸗ 
tes Eigenthum in Beziehung auf felbe nicht Statt 
findet (ſ. II. Thl. dieſes Strafg. $. 142. u. 143.) 
fo wird ein Diebſtahl durch Eriegung und Beni 
tzung derſelben nicht koͤnnen begangen werden. 

m) Man dürfte vielleicht glauben, daß hier un— 
ter Wild nur vierfuͤßige wilde Thiere, nicht 
aber das jagdbare wilde Geflügel, welches 
ſonſt auch dazu gehoͤret, verſtanden werde, weil in 
Beziehung auf dieſes die Einfriedung, da dasſelbe 
deſſen ungeachtet immer davon fliegen kann, nichts 
nutze. Allein das Geſetz macht keinen Unterſchied, 
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ein ordentliches Gewerbe damit treiben⸗ 
den n), Thaͤter veruͤbet worden iſt. 


9. 155. 
doe Einen- Aus der Eigenſchaft des geſtohlenen 
1 Gutes wird der Diebſtaͤhl zum Verbre— 
Gutes; chen: 


g I. Ohne Ruͤckſicht auf den Betrag, 
wenn ſolcher an einer unmittelbar zum Got— 
tesdienſte gewidmeten Sache a), mit einer 
den chriſtlichen Religionsdienſt beleidigen— 
den Verunehrung begangen worden b): 
II. 


und wenn die Umſchließung des Waldes gleich 
nicht hindern kann, daß das Gefluͤgel uͤber dieſel— 
be hinausfloͤge, fo dienet fie doch dazu, die Graͤn⸗ 
zen des Eigenthumes beſtimmt und deutlich zu 
czeichnen. Die Nichtachtung derſelben, ver— 
bunden mit der Schwierigkeit, ſolche Diebſtähle 
zu verhindern, fordern daher zu einer groͤßeren 
Strenge auf. 

n) Wenn in dieſen Fallen der Diebſtahl an Wild 
auch in einer nicht eingefriedeten Waldung ges 
ſchehe. 

2) Dieſe gehören zwar an ſich zu den zeitlichen Guͤ— 
tern, werden aber durch Einweihung oder Ein⸗ 

7 fegnung zum Gottesdienſte beſtimmt: z. B. Kel⸗ 

che, Monſtranzen. 

5) Die Urſache der Auszeichnung dieſes Diebſtah⸗ 
les iſt die doppelte, dabey unterlaufende Verle— 
tzung, da nicht nur ein fremdes Gut entwendet, 
ſondern auch durch die Art der Entwendung die 


321 

II. Wenn er mehr als fuͤnf Gulden 
betraͤgt, und 

a) an Feld⸗ und Baumfruͤchten c), 

b) am Viehe auf der Weide, oder 
vom Triebe, 5 

c) an Ackergeraͤthſchaften auf dem 
Felde veruͤbet worden iſt. 

Wenn von jenen Umſtänden, die nach II. 
aufgezählet ſind, auch mehrere zuſammen treffen, 
der Diebſtahl aber nicht fünf Gulden im Werthe 
überſteiget, ſo iſt er kein Verbrechen. 


$. 156. 
Aus der Eigenſchaft des Thaͤters iſt die gefäbr⸗ 
der Diebſtahl ein Verbrechen: lichere Ser 


e ſchaffenheit 
I. Ohne alle Ruͤckſicht auf den Bes des Thaters. 


trag, wenn der Thaͤter ſchon zwey Mahl 
Diebftahles wegen geſtrafet worden a). 


kirchliche Geſellſchaft beleidiget wird. Es trifft 
im Grunde ein Diebſtahl mit dem Verbrechen 
der Neligionsfförung zuſammen. Vergl. 
hiermit §. 107. b. 1 

e) So lange nähmlich ſolche Fruͤchte a uf dem 
Felde oder am Baume ſin d. Der Grund 
warum der Diebſtahl in dieſem und den zwey fols 
genden Fällen ausgezeichnet wird, iſt die Schwie— 
rigkeit, dagegen Vorſicht zu treffen 

a) Es wird alſo von dieſem Thaͤter nicht nur vors 
aus geſetzet, daß er bereits zwey Diebſtaͤhle began⸗ 
gen habe, und nun den dritten verube, ſondern 


O. C. R. II. Theil. K 
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II. Mit Nuͤckſicht auf einen Betrag 
von fuͤnf Gulden, wenn 

a) der Diebſtahl von Dienſtleuten an 
ihren Dienſtherren oder Dienſtfrauen b); 


auch, daß er ſchon zwey Mahl wegen Diebſtahles, 
ſey dieſer ein Verbrechen oder eine 
ſchwere Polizey⸗Uebertretung gewe: 
fen, beſtrafet worden ſey. (Erlaͤut. v. 3. Oct. 1804). 
Ein ſolcher Dieb verraͤth eine ſehr ſtarke rechtswid⸗ 
rige Triebfeder, und muß daher ſchaͤrfer beſtrafet 
werden. 

b) Es iſt wohl zu bemerken, daß hier nur von Dieb- 
fähblen, nicht aber von Veruntreuungen 
oder Betrügereyen der Dienſtleute an ih— 
ren Dienſtherrn oder Dienſtfrauen die Rede iſt. 
Der Grund, dieſe und die folgende Art des Dieb— 
ſtahles zur ſtrengeren Abſtrafung auszuzeichnen, 
liegt darin, weil es immer ſchwer, oft aber un— 
möglich ift, dagegen Vorſicht zu treffen. Hier. 
aus läßt es ſich auch erklaͤren, daß es Fälle ge⸗ 
ben kann, in welchen nach folgerichtigen Grund— 
fügen des Strafrechtes der Gehuͤlfe haͤrter, als 
der Hauptſchuldige zu beſtrafen iſt. Wenn z. B. 
der Dienſtbothe des A. einer Perſon, die nicht in 
dem Dienſte desſelben ſich befindet, wiſſentlich 
dazu Gelegenheit verſchaffet, ſeinem Dienſtherrn 
zwanzig Gulden in Banco-Zetteln zu entwenden; 
fo iſt er als Gehülfe eines verbrederi- 
ſchen Diebſtahles ſchuldig, wenn ihm feine Huͤlf— 
leiſtung auch nur mit ſechs Gulden vergolten 
wird. Dagegen iſt der Diebſtahl des Haupt: 
ſchuldigen, ob ihm gleich von dem entwende— 
ten Gelde noch vierzehn Gulden uͤbrig blei— 
ben, nur eine ſchwere Polizey-Uebertre⸗ 
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b) von Gewerbsleuten oder Tagloͤh⸗ 
nern an ihrem Meiſter, oder denjenigen, 
welche die Arbeit bedungen haben, vers - 
uͤbet wird. | 

9. 157; 

Iſt der Diebſtahl außer dem, was Strafe des 
in den vier vorhergehenden Paragraphen e 
zum Verbrechen erfordert wird, nicht wei“ ſtahles. 
ter beſchweret; ſo ſoll er mit ſchwerem Ker⸗ 
ker zwiſchen ſechs Monathen und Einem 
Jahre beſtrafet werden. 

Die vier vorhergehenden 5. F. beſtimmen die 
Gründe, aus denen der Diebſtahl zum Verbre— 
chen wird. Treffen nun in Beziehung auf einen 
Diebſtahl nicht mehr ſolcher Gründe zuſam— 
men, als gerade nothwendig find, um ben: 
ſelben zum Verbrechen zu eignen, und iſt der 
Diebſtahl auch nicht von einem der, in dem $; 
159. enthaltenen Umſtände begleitet; fo iſt die 
Strafe des gegenwärtigen §. zu verhängen. Dies 
ſes iſt daher der Fall: 1.) Wenn der Diebſtahl 
fünf und zwanzig Gulden überſteiget, aber von 
keinem jener erſchwerenden Umſtände, die in dem 
$. 154. — 157. oder in dem F. 159. enthalten 
find, begleitet iſt. 2.) Wenn der Diebſtahl nicht 

X 2 


tung, wenn nicht ein auderer, in dieſem oder 
in den zwey vorhergehenden §. §. enthaltener Um⸗ 
ſtand ihn zum Verbrechen eignet. 


r 
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fünf Gulden beträgt, aber fid) unter Einem 
der, in dem §. 154. unter I. in a, oder b., oder 
unter Einem der, in den J. F. 155. oder 156. 
in I. aufgezählten, Umſtände ereignet; jedoch 
von keinem anderen erſchwerenden Umſtande dieſer 
$. F. oder des $. 159. begleitet iſt. 3.) Wenn 
der Diebſtahl fünf Gulden, aber nicht fünf und 
zwanzig überſteiget, und damit ſich, jedoch nur 
Einer der, in den §. 9. 154. 155. oder 156, 
nach II. folgenden Umſtände vereiniget, oh ne 
daß ein, in dem $. 159. enthaltener, Erſchwe— 
rungsumſtand hinzukommt. ˖ 
§. 158. 

Kommt aber zu dem, was ſchon fuͤr 
ſich zur Eigenſchaft eines Verbrechens ge— 
nug märe, noch ein zweyter in gedachten 
Paragraphen ausgedruͤckter Umſtand; ſo 
iſt die Strafe des ſchweren Kerkers zwi— 
ſchen Einem und fünf Jahren auszumeſ— 
ſen. 

Es macht bey der Ausmeſſung der Strafe 
einen Unterſchied, ob der zweyte Umſtand, wel— 
cher zu dem, was ſchon für fich zur Eigenſchaft 
eines Verbrechens genug wäre, hinzu kommt, 
auch ein ſolcher iſt, welcher für ſich hinreichte, ein 
Verbrechen zu begründen a), oder nicht 


2 


2) ;. B. Jemand entwendet während einer 
Feuersbrunſt ein Gut, deſſen Werth über 


“ 
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b). In jenem Falle muß der Richter bey der 
Ausmeſſung der Strafe ſich mehr der längſten, 
in dieſem mehr der kürzeſten Dauer der geſetzli— 
chen Strafzeit nähern, weil in dem erſten Falle 
das Gewicht der erſchwerenden Umſtände, die 
ſich vereinigen, größer iſt, als in dem zweyten. 
. e %% 0 606 

Belaͤuft ſich die Summe des Geſtoh⸗ 
lenen uͤber drey hundert Gulden, oder iſt 
dem Beſtohlenen ein nach feinen Umſtaͤn— 
den empfindlicher Schade zugefuͤget, oder 
der Diebſtahl mit beſonderer Verwegen— 
heit a), Gewalt b), oder Argliſt c) vers 
uͤbet worden, oder, hat der Thaͤter ſich 


fünf und zwanzig Gulden in Wiener⸗ 
Waͤhrung ausmacht. 

b) z. B. Eine Geſellſchaft von Diebsgenoſſen 
entwendet ein verſperrtes Gut in einem 
Werthe von zehen Gulden. 

a) Beſondere Verwegenheit iſt vorhan⸗ 
den, wenn der Dieb, ungeachtet der augenſchein— 
lichen Gefahr, betreten und angehalten zu wer— 
den, dennoch die That veruͤbet. 

b) Es kann hier nur von einer Gewalt die Rede 
ſeyn, welche an Sachen ausgeübet wird: z. 
B. dadurch, daß Thuͤren oder Kaͤſten erbrochen 
werden. 

c) Es iſt nicht zu uͤberſehen, daß nur eine befon- 
dere Argliſt geſetzlich ausgezeichnet wird; denn 
einige Lift wird faſt bey jedem Diebſtahle ange— 
wendet. 
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das Stehlen zur Gewohnheit gemacht d); 
fo ſoll auf fünf», bis zehenjaͤhrigen ſchrwe⸗ 
ren. Kerker erkannt werden. 


—* 1 


d) Die Strafe desjenigen darf nach dieſem L. nicht 
aus gemeſſen werden, deſſen Diebſtahl bloß aus 
dem Grunde, weil er ſchon zwey Mahl Diebſtah⸗ 
les wegen iſt abgeſtrafet worden, zum Verbre— 
chen wird. Dieſer Fall iſt nach der Vorſchrift 
des §. 157. zu beſtrafen. Das naͤhmliche gilt 
von einem Diebe, der in mehreren Angriffen, 
jedoch ohne andere erſchwerende Umſtaͤnde, und 
ohne deß wegen je beſtrafet worden zu ſeyn, z. B. 
ſechs und zwanzig Gulden entwendete. Soll die 
Wiederhohlung des Diebſtahles, aus der 
die Gewohnheit entſtehet, den, in dieſem 60 
enthaltenen, Erſchwerungsumſtand begruͤnden; fo 
darf ſte nicht die einzige Urſache ſeyn, wegen 
welcher der Diebſtahl zum Verbrechen wird; 
denn in-diefem Falle iſt die That nach der klareu 
Vorſchrift des $. 157. mit der dort enthaltenen 
Strafe zu belegen. Wann kann aber im allge⸗ 
meinen behauptet werden, ein Dieb habe ſich 
das Stehlen zur Gewohnheit gemacht? 
Die Regel iſt: ſobald er ih durch die 
Wieder hohlung des ſelben einen fort⸗ 
dauernden Hang zugezogen hat, Dieb⸗ 
ſtähle, ohne einen beſon deren Grund 
dazu nachweiſen zu konnen, bey jeder 
Gelegenheit zu veruͤben. In einem ſol⸗ 
chen Falle iſt kein anderer Grund, das Daſeyn 
eines begangenen Diebſtahles daraus zu erklaren, 
dorhanden, als die Wiederhohlung desſfelben, 
welche, wenn fie einen fortwirkenden Hang, 
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Der Grund, dieſe erſchwerenden Umſtände 
auszuzeichnen, iſt theils die Größe des Scha— 
deus, theils die Stärke und Gefährlich— 
keit, theils die Feſtigkeit der rechtswidri- 
gen Triebfeder. 

$. 160. 

a Ein zur Nachtzeit a) veruͤbter Dieb— 
ſtahl iſt entweder in der Ausmeſſung der 
Dauer, oder in der Verſchaͤrfung der 
Strafe ſtrenger zu beſtrafen, als wenn er 
unter uͤbrigens gleichen Umſtaͤnden bey Tag 
geſchehen waͤre. 

Wenn man alle Gründe von $. 153. — 157. 
durchgehet, wegen welcher der Diebſtahl zum 
Verbrechen wird, ſo findet man, daß der 
Umſtand der Nachtzeit weder unter jenen auf> 
geführet iſt, welche ohne Rückſicht auf den Be— 
trag, noch unter jenen, welche mit Rückſicht 
auf denſelben die That zum Verbrechen eignen. 
Auch aus dem gegenwärtigen §. kann nichts ans 
ders abgenommen werden. In dieſem Sinne iſt 
daher auch die, vom 17. Auguſt 1804 erfolg⸗ 
te, Auslegung des Geſetzgebers, daß der Um— 
ſtand der Nachtzeit für ſich allein, 


die naͤhmliche Handlung zu unternehmen, erzeu— 
get, eine Gewohnheit begruͤndet. 

2) Was unter Nachtzeit zu verſtehen ſey, dar— 
über find die Anmerkungen unter k. und 1. in 
dem §. 148. nachzuſehen. 
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wenn nicht zugleich einer der, in dem 
§. F. 153—157. angeführten, Um ſtände 
hinzukommt, den Diebſtahl zu keinem 
Verbrechen mache, zu nehmen b). Der 
Grund, warum das Geſetz die Nachtzeit als ei⸗ 
nen erſchwerenden Umſtand erkläret, liegt 
in der erſchwerten Vorſicht gegen einen 
ſolchen Dieb, der die Zeit der allgemeinen Ruhe 
zur Ausführung ſeiner Uebelthat benützet. Weil 
jedoch in der Ausübung die Beurtheilung dieſes 
Umſtandes mit vielen Schwierigkeiten verbunden, 
und, wenn der Grund des Geſetzes nicht verfeh— 
let werden ſoll, wirklich viele Vorſicht in der Uns 
wendung nothwendig iſt; fo hat ihn das Ge: 


— — 3 eo — 


‚b) Daß dieſes der richtige Sinn der Erläuterung 
ſey, erhellet auch, wenn man darauf Acht hat, 
daß in derſelben von dem §. 133. Meldung ge: 
ſchieht, in welchem davon die Rede iſt, daß der 
Diebſtahl wegen eines fünf und zwanzig Gulden 
uͤberſteigenden Betrages zum Verbrechen wer- 
de. Wenn der Umſtand der Nachtzeit ſich (von 
den übrigen nun abgeſehen) mit dieſem Umſtande, 
welcher für ſich ein Verbrechen begruͤndet, 
vereinigen muß, um den Diebſtahl zu einem 
Verbrechen zu machen; ſo kann derſelbe kein 
Verbrechen begruͤnden, wenn er mit einem 
ſolchen Umſtande der obigen 9. §. zuſammentrifft, 
welcher für ſich die That nicht zum Verbre⸗ 
chen eignet: z B. Wenn Jemand zur Nachtzeit 
ein verſperrtes Gut im Werthe von drey 
Gulden entwendet. Eine andere Auslegung 
verwickelt in vielfältige Widerſpruͤche. 
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ſetz, um den größeren Nachtheil einer verkehrten 
Anwendung ganz unmoglich zu machen, zwar für 
einen erſchwerenden Umſtande, der aber 
nicht zum Verbrechen eignet, erkläret c). 

In den drey vorhergehenden und dem gegen— 
wärtigen . iſt keine beſondere Erwähnung dar 
von gemacht, wie der Berfud,, eines Dieb⸗ 
ſtahles beſtrafet werden ſoll. Man hat daher 
denſelben nach dem allgemeinen Grundſatze, je⸗ 
doch mit Rückſicht auf die, in dem F. 40. a,. 
vorgeſchriebene, Mäßigung, gleich der epa 
ten That zu beſtrafen d). RAP 

9. 161 6 Sc 
Von Veruntreuungen überhaupt. 

Der Veruntreuung (interversio) übers 
haupt macht ſich derjenige ſchuldig, welcher ein 
ihm anvertrautes Gut vorenthält, oder ſich zus 
eignet. Die Veruntreuung ſetzet daher, wenn ſie 
Statt finden ſoll, voraus: 1.) daß Jemanden 
eine bewegliche Sache übergeben iſt. Hier⸗ 
durch unterſcheidet fie fi) von dem Diebſtahle, 
da der Dieb ſich ſelbſt dadurch in den Beſitz eis 
nes fremden beweglichen Gutes ſetzet, daß er 
dieſes aus dem Beſitze eines Andern entziehet. 
Da noch über dieß das Geſetz ſelbſt die Verun— 
treuung von dem Diebſtahle abſondert, und nach 


c) S. Edlen v. Zeiller: Jährlicher Beytrag u. 
ſ. w. I. Od. Seite 163. 
d) Vergl. § 7. 
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eigenen Grundſaͤtzen behandelt, fo kann bagjent: 
ge, was in; den vorhergehenden $. §. von dieſem 
feſtgeſetzet iſt, auf jene nicht ausgedehnet wer- 
den a). 2.) Der Zweck der Uebergabe darf nicht 
ſeyn, das Eigenthum der Sache zu übertragen, 
ſondern dieſelbe demjenigen, welchem fie übertra- 
gen wird, zur Beſorgung, Bearbeitung, 
Aufbewahrung, zum Verkaufe, zu 
einem entgeldlichen oder unentgeld⸗ 
lichen, zeitlichen oder lebenslängli⸗ 
chen Gebrauche, oder zur Sicherſtel⸗ 
lung einer Verbindlichkeit anzuvertrauen. 
3.) Die That iſt vollendet, fo bald ber 
jenige, dem die Sache anvertrauet iſt, dieſelbe 
entweder a) ſich zueignet, d. h. während 
der Zeit des, ihm rechtlich geſtatteten, Beſitzes, 
ſich darüber das Eigenthumsrecht anmaßet: z. 
B. den, ihm zur Aufbewahrung anvertrauten, 
Wein verzehret; das, ihm zur Bearbeitung an— 
vertraute, Tuch, den, ihm auf eine Reiſe gelie— 
henen oder vermietheten, Wagen verkaufet; das, 
ihm zur Aufbewahrung anvertraute, Geld aus— 
gibt. Die hierbey etwa unterlaufende Abſicht, 
den Schaden gelegenheitlich wieder ein Mahl gut 
zu machen, ändert die That nicht. Oder d) fo 
bald er dieſelbe vor enthält, d. h. zu der Zeit, 
da er die Sache herausgeben ſoll, den Beſitz derſelben 
widerrechtlich, entweder öffentlich oder heimlich fort⸗ 


— Fe 


a) Diefes iſt auch durch eine Erläuterung v. 5. 
Octob. 1804 beſtaͤttiget. 
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feet, je nachdem er fie entweder fälſchlich für 


die Seinige ausgibt, oder überhaupt läugnet, ſie 15 


empfangen zu haben. 4.) Der böſe Bor 
ſatz, welcher zum Weſen der Veruntreuung ges 
höret, beruhet auf dem Bewußtſeyn der Zueig— 
nung oder Vorenthaltung des anvertrauten 
Gutes. Eine culpoſe Veruntreuung findet 
nach unſerem Geſetze ſo wenig Statt, als ein 
culpoſer Diebſtahl 6), weil zu jedem Verbrechen 
der böſe Vorſatz nothwendig iſt c), in Bezie- 
hung auf dieſen aber das Geſetz, obwohl es die 
Veruntreuung als Verbrechen von derſelben 
als ſchwerer Polizjey = Uebertretung 
unterſcheidet d), doch zwiſchen beyden keine Ver— 
ſchiedenheit feſtgeſetzet hat. Die Veruntreuung 
wird nähmlich zum Verbrechen entweder 4) 
aus der Beſchaffenheit des Thäters, 
wenn dieſelbe, in einem öffentlichen Amte 
begangen, fünf Gulden überſteiget (öffentliche 
Veruntreuung nach dem gegenwärtigen F.); au: 
ßer dieſem b) durch den höh ern Betrag, 
wenn fie fünfzig Gulden überſteiget (Privat- 
Veruntreuung nach F. 163. ). 


b) Vergl. hiermit §. 151. 

e S. $. 1. a 

d) Vergl. $. 168. I. Thl. mit g. 211. II. Thl. Die 
Gründe zu dieſer Eintheilung ſind die naͤhmli— 
chen, auf welche in dem §. 152. zurückgewieſen 
iſt. 


die Verun⸗ 


treuung 
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6. 161. 
Als ein Verbrechen iſt diejenige Ver⸗ 


wird zu ei-Untreuung zu behandeln, wodurch Jemand 


nem Verbre⸗ 
chen: a) aus 


ein, vermoͤge ſeines oͤffentlichen Amtes e), 


A oder beſonderen obrigkeitlichen Auftrages 


fenheit des 
Thaͤters; 


Strafe. 


ihm anvertrautes Gut, in Betrag von mehr 
als fuͤnf Gulden, vorenthaͤlt, oder ſich zu⸗ 
eignet. 

Sowohl in dieſem, als in dem ß. 165 iſt 
der Betrag, oder der Werth desjenigen, was 
unterſchlagen worden iſt, nach der Wiener-Wäh— 
rung zu berechnen, weil dieſe die landesübliche 
iſt, und alſo dafür ſo lange das Gegentheil nicht 
insbeſondere angeordnet wird, die Vermuthung 
ſteht f). | 

| §. 162. 


Eine ſolche Veruntreuung ſoll mit 
ſchwerem Kerker von Einem bis fünf Jah⸗ 
re; wenn ſie aber hundert Gulden uͤber— 


—— — 


e) In einem ſolchen Amte koͤnnen auch herr— 
ſchaftliche Beamte ſtehen, in fo fern fie ei— 
nen Dienſt begleiten, der mit einer, durch die 
Verleihung des Landesherrn begründeten, Ge: 
walt verſehen iſt; nicht aber die ſo genannten Sol— 
licitatoren der Advokaten, da dieſe in jeder Ruͤck— 
ficht nur in einem Priv at-Dienfte ſtehen. Die: 
ſe ſind daher in dem Falle einer Veruntreuung 
nach dem §. 163. u. 164. zu behandeln. 
f) Vergl. hiermit §. 133. 
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ſteigt, von fünf bis zehn und zwanzig 
Jahren beſtrafet werden. 

Wenn man dieſen $. mit dem $. 137—160. 
vergleichet, fo zeiget ſich, daß die öffentliche Ver— 
untreuung eine größere Strafe, als der Diebſtahl 
nach ſich ziehen kann. Der Beamte, welchem 
vermöge ſeines Amtes oder beſonderen öffentlichen 
Auftrages ein Gut anvertrauet wird, verletzet, 
wenn er dasſelbe unterſchlägt, mehrere Pflich— 
ten. Er handelt nicht nur wider die Treue, zu 
welcher Jedermann durch den Vertrag, mittelſt 
deſſen ihm fremdes Gut anuvertrauet wird, ver— 
bunden iſt; ſondern verletzet noch insbeſondere 
die Pflichten ſeines Amtes, die auch meiſtens 
durch einen Eid befeſtiget ſind. Hierzu kommt 
noch, daß es der Staatsverwaltung in man— 
chen Fällen beynahe nicht möglich iſt, gegen die 
Leichtigkeit, dieſe Uebelthat zu begehen, eine hin— 
längliche Vorſicht zu treffen. Dieſem Reitze zur 
rechtswidrigen That muß durch das größere Ge— 
wicht der Strafe begegnet werden a). 

§. 163. 

Des Verbrechens der Veruntreuung b) durch den 
macht ſich auch derjenige ſchuldig, welcher Höberen Ber 
außer dem im $. 161. enthaltenen Falle ein ki 
ihm anvertrautes Gut, in einem Betrage 
von mehr als fuͤnfzig Gulden vorenthaͤlt, 
oder ſich zueignet. 


a) S. F. 36. 
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Wie kommt es, daß das Geſetz den Dieb: 
ſtahl, wenn er fünf und zwanzig Guk 
den überſteiget a), für ein Verbrechen erkläret, 
die Privat ⸗ Veruntreuung aber erſt damahls, 
wenn ſie mehr als funfzig Gulden beträgt? 
Iſt denn dieſe nicht ſtrafbarer, als jener, da durch 
dieſelbe das Zutrauen eines Andern ſchändlich 
mißbraucht, und durch die angebothene Leichtig— 
keit, das anvertraute Gut ſich zuzuwenden, der 
Reitz zur Uebelthat vergrößert wird? Eine nähe— 
re Beleuchtung dieſer Einwendung zeiget, daß ſie 
von keinem Gewichte iſt, weil fie auf ganz ver⸗ 
kehrten Anſichten beruhet. Der Mißbrauch des 
Vertrauens, welches Jemand in einen Andern 
ſetzet, iſt freylich in ſittlich er Rückſicht ſehr 
ſchändlich und ſtrafbar. Allein da die b ü r⸗ 
gerliche Strafbarkeit einer Handlung aus der 
Gefahr, welche von derſelben der Sicherheit 
drohet, ermeſſen werden muß b), und es außer 
Zweifel iſt, daß durch das Maß der Schändlich— 
keit einer That der Grad ihrer Gefährlichkeit nicht 
beſtimmet iſt; ſo kann hieraus auf die höhere 
Strafbarkeit der Veruntreuung kein Schluß gezo— 
gen werden. Auch die Leichtigkeit, ein Ver⸗ 
brechen zu begehen, fordert den Geſetzgeber nur 
damahls auf, eine ſtrengere Strafe zu verhän⸗ 
gen, wann der Bürger, ſich ſelbſt gegen dasſel— 


a) S. $. 153. 
p) S. Allgemeine Einleitung §. 119. des I. Thei⸗ 
les. 
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be zu ſchützen, unvermögend iſt c). Nun kann 
der Bürger gewöhnlich in der Wahl deſſen, dem 
er fein Gut anvertrauet, vorſichtiger zu Werke ges 
hen, er kann Sicherſtellung verlangen, er kann 
über die getreue Aufbewahrung Sorge tragen, 
und den, ihm ohnehin bekannten untreuen 
Verwahrer (nicht fo den, ihm oft unbekannten 
Dieb) um den Erſatz belangen. Der Diebſtahl 
iſt daher im Verhältniſſe zur Privat- Verun⸗ 
treuung gefährlicher, und iſt daher Wine „ als 
dieſe, zu beſtrafen d). . 

$, 164. 

Eine ſolche Veruntreuung ift mit Ker⸗ 
ker von ſechs Monathen bis auf Ein Jahr; 
wenn aber der Betrag drey hundert Gul— 
den uͤberſteiget, mit ſchwerem Kerker von 
Einem bis auf fuͤnf Jahre; und bey be— 
ſonders erſchwerenden Umſtaͤnden zwiſchen 
fuͤnf und zehen Jahren zu beſtrafen. 

Als beſonders erſchwerender Umſtand wird es 
zu betrachten ſeyn, wenn eine ſolche Veruntreuung 


begangen wird: a) an einem ſo genannten depo- 


sito miserabili, welches während einer Feuers⸗ 
brunſt, Waſſernoth, oder während eines andern 
gemeinen, oder dem Deponenten ins beſondere zu⸗ 


e) S. den I, Thl. dieſes Werkes Seite 256. u. 267. 
unter e. 

d) S. Edlen v. Zeiller: Jaͤhrlicher Beptrag w⸗ 
9. I. Bd. Seite 163, u. f. 


Strafe: 
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geſtoßenen Bedrängniſſes Jemanden anvertrauek 
worden iſt. b) Von Dienſtleuten, oder anderen, 
in einem bloßen Privat-Dienſte ſtehenden Per- 
ſonen an ihren Dienſtherrn oder Dienſtfrauen, 
von Gewerbsleuten an ihrem Meiſter. c) An 
verſperrtem Gute. Die Strafbarkeit ſteiget im 
erſten Falle wegen der gefährlichen Beſchaffenheit 
des Thäters; im zweyten wegen der erſchwerten 
Vorſicht gegen denſelben und der Verletzung mehr— 
facher Pflichten; im dritten wegen der Staͤrke der 
geäußerten rechtswidrigen Triebfeder. 
$. 165. 

A Der Theilnehmung am Diebſtahle 

Diebſtahle oder an einer Veruntreuung macht ſich 

N derjenige ſchuldig, der geſtohlenes oder vers 
untreutes Gut verhehlet a), an ſich bringt b), 
oder verhandelt. 


Unter einem Theilnehmer überhaupt ver— 
ſteht man (nach §. 5.) denjenigen, welcher vor 
verübtem Verbrechen ſich mit dem Thäter (Urhe— 
ber oder Gehülfen) über die nach vollbrachter 
That ihm zu leiſtende Hülfe, oder über einen 
Antheil an Gewinn und Vortheil einverſtanden 

hat 


a) Nähmlich in der Abk ht, ih in Anſehung 
des Vermoͤgens einen Vortheil zu ver⸗ 
ſchaffen. (S. $. 151. über die Abſicht des Dies 
bes). Sonſt trifft der Fall des §. 193. ein. 

5) Mag dieſes hernach durch Kauf, Tauſch oder 

Schenkung geſchehen. 


337 
hat c). Dieſen Begriff hat der Geſetzgeber hier 
dadurch erweitert, daß er alle jene unter die Theil— 
nehmer rechnet, welchen man eine ſolche Hand— 
lung zur Laſt legeg kann, mögen fie ſich dar— 
über mit dem Thäter vorläufig einverſtanden ha— 
ben, oder nicht d). Nur wird böſer Vor— 
ſatz immer vorausgeſetzet, d. h. das Bewußt— 
ſeyn, daß man veruntreutes oder geſtohlenes 
Gut verhehlet, an ſich bringt, oder verhandelt. 


* 


c) Man muß hiervon die eigentlichen Mit: 
ſchuldigen, welche insgeſammt auf die Aus fuh— 
rung der Uebelthat durch Rath oder That, oder 
beydes zugleich vorſetzlich hinwirken, genau un— 
terſcheiden. Denn dieſe ſind nach den vorherge— 
henden §. §. zu beurtheilen, und zu beſtrafen. 
Wer jene Vorſichtsmaͤßregeln, welche die Geſetze 
vorſchreiben, um Diebſtaͤhle zu verhindern, Aue 
fer Acht Laßt, begehet in den Fällen der $. §. 
217. und 218. des II. Theiles eine ſchwere Po— 
lizey-Uebertretung. 

4) Man dürfte dieſes, da es nicht ausdrücklich 

im Geſetze ſteht, und dem $. 6. zu widerſprechen 
ſcheinet, vielleicht bezweifeln. Allein da das 
Geſetz die angefuhrten Handlungen hier un be— 
ſchraͤnkt als Theilnehmung am Diebſtahle oder 
an der Veruntreuung erklaͤret; auch, wenn fie 
nicht in der Anordnung desſelben mit begriffen 
wären, für denjenigen, welcher wiſſentlich, wie 
wohl oh ene Einverſtaͤndniß mit dem Thaͤter ge- 
ſtohlenes oder veruntreutes Gut an ſich bringet, 
oder verhandelt, fonft gar kein Strafgeſetz vor— 
handen wäre: fo vereinigen ſich alle Gründe für 
die obige Auslegung. 


O. C. R. II. Theil. D 


Strafe. 
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Wer dagegen geſtohlenes Gut an ſich bringt, 
oder verhandelt, ohne dieſe Eigenſchaft des ſelben 
zu kennen, obwohl ihm bey näherer Erwägung 
der Umſtände der vorgebliche Eigenthümer ver— 
dächtig werden müßte; begehet nach Verſchieden— 
heit der Fälle eine ſchwere Polizey-Ueber⸗ 
tretung e). 

$. 166. 


Sowohl der Diebſtahl, als die Veruntreu— 
ung kann entweder ein Verbrechen oder eine ſchwe— 
re Polizey-Uebertretung begründen, je nachdem 
der Betrag oder die Umſtän de ſind, welche dieſe 
Uebertretungen begleiten. Es iſt daher natürlich, 
daß die Theilnehmung an denſelben nach 
gleichmäßigen Grundſätzen behandelt wird. Die 
Fälle, wann dieſe zu den ſchweren Polizey— 
Uebertretungen gehöret, ergeben ſich von ſelbſt, 
ſobald beſtimmet iſt, wann ſie ein Verbrechen be— 
gründet. In dieſem §. beſtimmet das Geſetz, 
aus welchen Gründen die Theilnehmung zum 
Verbrechen wird. Dieſes geſchieht nähmlich 
aus zwey Gründen: 1.) Wenn der Theilneh— 
mer weiß, daß er an einer That Theil nimmt, 
welche nach den Beſtimmungen des $. 153 7 9 
oder der $. §. 161. und 163. dieſelbe zum Ver— 
brechen eignen. 2.) Wenn der Betrag ſeiner Theil— 
nehmung an fc zum Verbrechen eignet. 

Iſt dem Theilnehmer: 

a) aus dem Betrage oder Werthe 


— 


e) S. $. 219. — 226, des II. Theiles. 
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des Gutes a), oder aus dem Vorgange 
b) bekannt, daß der Diebſtahl oder die 
Veruntreuung auf eine Art, die ſie zum 
Verbrechen eignet, begangen worden ſey; 
oder . 

b) uͤberſteigt das zu mehreren Mahs 
len verhehlte, an ſich gebrachte, oder ver— 
handelte Gut zuſammen den Betrag oder 

Weerth von fuͤnf und zwanzig Gulden; c) 
Y 2 


a) 3. B. Der Theilnehmer weiß, daß er an einem 
Diebſtahle über fünf und zwanzig, an einer öf: 
fentlichen Veruntreuung über fünf, an eis 
ner Privat ⸗ Veruntreuung über funfzig Gul— 
den im Betrage oder Werthe, Theil nehme, moͤ— 
ge er auch daraus gar keinen oder einen nur ſehr 
geringen Vortheil ziehen. 

b) z. B. Der Theilnehmer weiß, daß er an einem 
Diebſtahle, welcher während einer Feuers brunſt 
begangen worden, Theil nimmt, oder an einem 
Diebſtahle, welcher fünf Gulden uͤberſteiget, und 
an verſperrtem Gute veruͤbet worden iſt. 

e) In Beziehung auf den Diebſtahl iſt dieſes 
ganz klar. Soll aber die Theilnehmung, wenn 
fie den Betrag von fünf und zwanzig Gul« 
den überſteiget, und ſich auf eine Privat-⸗Ver⸗ 
untreuung beziehet, auch ein Verbrechen be⸗ 
gründen? Man hat Grund, daran zu zweifeln, 
weil, wenn die Antwort bejahend ausſtele, dar⸗ 
aus gefolgert werden müßte, daß der Theilneh⸗ 
mer ohne beſondere Urſache härter behandelt wer⸗ 
de, als der Hauptſchuldige, deſſen That erſt zum 


Strafloſig⸗ 
keit des 
Diebſtah 


les 
wegen der 


thaͤtigen 
Reue. 
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fo iſt die Theilnehmung mit Kerker von 


ſechs Monathen bis auf Ein Jahr; nach 
der Groͤße des Betrages, der Hinterliſt 
und des befoͤrderten Schadens auch bis 
auf fuͤnf Jahre zu beſtrafen. 

Wenn die Theilnehmung an dem Diebſtahle 
oder der Veruntreuung nicht aus einem der 
hier angeführten Gründe zum Verbrechen wird, 
ſo iſt ſie als ſchwere Polizey-Uebertretung zu 
betrachten d), und nach dem J. 215. des II. Theis 
les zu beſtrafen e). 

167. 

Jeder Diebſtahl und jede Verun— 

treuung hoͤrt auf, ein Verbrechen zu ſeyn a), 


Verbrechen wird, wenn die Veruntreuung fuͤnf— 
zig Gulden uͤberſteiget. Vergl. hiermit §. 163. 
S. auch Edlen v. Zeiller: Jaͤhrlicher Bey— 
trag u. ſ. w. I. Bd. Seite 170. 

d) Vergl. §. 168. I. Thl. mit 214. II. Thl. 

e) S. F. 213. II. Thl. 

a) Sind fie aber vielleicht als ſchwere Polizey⸗ 
Uebertretungen zu beſtrafen? Nein; fie hö- 
ren ganz auf, ſtraf bar zu ſeyn. Denn als ſchwere 
Polizey-Uebertretungen koͤnnen nur jene Dieb— 
ſtaͤhle und Veruntrenungen betrachtet werden, 
welche nach den, in den §. $. 152. bis einſchließ⸗ 
lich 156., oder nach den, in dem §. 161. und 153. 
ausgedrückten, Erforderniſſen nicht als Verbre— 
chen zu beſtrafen find. S. §. 210. und 211. 
II. Thl. 
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wenn der Thaͤter b) eher, als die Obrigkeit 
fein Verſchulden erfährt c) , den ganzen 
aus feiner That entfpringenden Schaden d) 


b) Wenn ein Anderer zum Behufe des Thaͤters 
den Schaden gut gemacht hat, ſo hoͤrt das Ver— 
brechen nicht auf, weil fremdes Verdienſt dem 
letztern nicht zu Statten kommen kann. Erlaͤut. 
v. 12. Octob. 1905. 

e) Wie aber, wenn dieſe Gutmachung zwar fruͤ— 
her, als die Obrigkeit das Verſchulden des Thä— 
ters erfahren hat, jedoch erſt auf das Andringen 
des Beſchaͤdigten geleiſtet worden iſt? Die That 
hört auf, ſtrafbar zu ſeyn, weil der Thäter, 
wenn gleich ungern, doch freywillig den 
Schaden zur gehoͤrigen Zeit gut gemacht hat 
(Erlaͤut. v. 5. Octob. 1804.) Hiervon muß jedoch 
die gewaltſame oder liſtige Abnahme des geſtoh— 
lenen oder unterſchlagenen Gutes unterſchieden 
werden, weil in einem ſolchen Falle auf keine 
Weiſe geſagt werden kann, der Thaler habe 
den Schaden gut gemacht. 

d) Zur Gutmachung des ganzen Schadens, wel: 
cher aus der That des Schuldigen entſtanden iſt, 
wird erfordert: 1.) daß entweder die Sache ſelbſt 
zuruͤckgeſtellet, oder nach Umſtaͤnden der wahre 
Werth derſelben erſetzet werde. 2.) Daß der Er— 
ſatz alles deſſen geleiſtet werde, was der Beſchä— 
digte durch den Verluſt der Sache erweislich ein— 
gebußet hat, entweder, weil ihm dadurch Vor— 
theil entgangen iſt, oder weil er dadurch Nachtheil 
gelitten hat (Vergl. hiermit $. 153. Anmerkung 
d. u. g.). 3.) Daß auch jede andere Beſchaͤdi— 
gung, welche der Thaͤter durch Erbrechung der 
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wieder gut macht e). Eben dieſes gilt 
auch von der Theilnehmung. 5 

Weil die, mit allen dieſen Erforderniſſen 
verſehene, Gutmachung doch ein vollbrachtes 
Verbrechen vorausſetzet, und es ein Grundſatz 
des Strafrechts iſt: ein begangenes Ver— 
brechen begründet die Nothwendig⸗— 
keit der Vollziehung der geſetzlichen 
Strafe (); ſo iſt der zureichende Grund 
der vorliegenden geſetzlichen Anordnung aus der 
Straf- Politik abzuleiten. Es unterliegt zwar 
keinem Zweifel, daß derjenige eine ſchwächere 
rechtswidrige Neigung verräth, welcher ſelbſt 
und vor der gerichtlichen Entdeckung vollkomm— 
nen Erſatz leiſtet, weil er die Störung des recht— 


Thuͤren, Kaͤſten oder ſonſt verurſachet hat, gut 
gemacht werde. 

e) Wie aber, wenn Mitſchuldige oder Theilneh— 
mer vorhanden ſind, und nur Einer oder nur 
Einige darunter für ihren Antheil Erſatz ge— 
leiſtet haben? Wenn der durch den Diebſtahl oder 
die Veruntreuung mehrerer Mitgenoſſen verur— 
ſachte Schaden theilbar iſt, und ſich der An- 
theil des Einzelnen beftimmen läßt; fo iſt 
es, um dieſen vom Verbrechen frey zu ſprechen, 
genug, wenn er den ganzen, aus feiner‘ 
Mitſchuldoder Theilnehmung entſtan⸗ 
denen, Schaden auf die beſagte Art gut macht. 
Erläut.: v. 5. Octoh. 1804. 

7) S. 9. VII. der Einleit. in die Gegenſtände die⸗ 
ſes Strafgeſetzes. Seite 111. 


343 


lichen Zuſtandes freywillig aufhebt, und dadurch 
an den Tag leget, daß jene Gründe, welche ihn 
für das rechtsgemäße Betragen beſtimmen, das 
Uebergewicht über die rechtswidrige Neigung, 
ohne Dazwiſchenkunft des öffentlichen Zwanges, 
wieder gewonnen haben. Allein, weil doch die 
That und daher dasjenige, was die Strafe be— 
gründet, ſchon ein Mahl begangen iſt; ſo kann 
dieß nach den Grundſätzen der juridiſchen Zurech— 
nung zwar die Strafe mildern, aber nicht von 
dem Verbrechen entſchuldigen. Die Straf- Po» 
litik bemerket dagegen, daß in ſolchen Fällen, in 
welchen das äußere Eigenthum des Einzelnen ver— 
letzet iſt, die Forderung des öffentlichen Rechts: 
den Thäter zur verdienten Strafe zu 
ziehen, der Rückſicht des Privat- Rechts: 
dem Einzelnen zum ſchnellen Erſatze 
zu verhelfen, müſſe untergeordnet werden. 
Nun iſt die Begnadigung unter den Bedin- 
gungen dieſes 6. ein ſchickliches Mittel, die ſchnelle 
Gutmachung zu befördern, weil ſonſt gewiß ſel— 
ten ein Verbrecher, bevor das Gericht ihn ent— 
decket hätte, das entwendete oder veruntreute 
Gut zurück ſtellen würde g). Beynahe Jeder 


80 Jedoch findet dieſer Begnadigungsgrund nicht 
Statt bey jenen Verbrechen gegen das Eigen— 
thum, welche vermoͤge der Gefahr, die fie ver— 
breiten, den Geſetzgeber noͤthigen, ſchon gegen 
den Verſuch mit einer beſonderen Strenge zu 
verfahren. Daher wird bey der Brand le— 
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würde fich denken: „Werde ich nicht entdecket, fo 
handle ich, wenn ich den Schaden dennoch gut 
mache, gegen meinen eigenen Vortheil. Werde 
ich aber entdecket, ſo iſt ohnehin noch Gelegen— 
heit, die Strafe zu mildern, vorhanden, weil 
wenn ich nun vollkommnen Erſatz leiſte, die Stra— 
fe immer noch gemildert werden muß“ h). 
Nebſt dem, in dieſem §. erwähnten, Falle 
befreyet bey jeder Art der Veruntreuung oder 
Entwendung ſelbſt, wenn ſie mit Gewalt gegen 
die Perſon des Beſitzers verbunden wäre (Raub), 
der Zuftand der höchſten Noth von der Strafe. 
Dieſer Nothſtand iſt vorhanden, wenn die 
Bemächtigung eines fremden Eigen: 
thumes die einzige Bedingung zur 
Erhaltung des Lebens des Nothlei- 
denden iſt I). Es wird alſo erfordert: 1.) 
die höchſte Noth (nicht bloß drückende Armuth); 
2.) der Nothleidende mußte keine andere rechtliche 
Mittel zur Rettung haben; 3.) er mußte nicht 
mehr genommen haben, als zur Abwendung der 
höchſten Noth erforderlich war; 4.) er mußte 


gung, dem Haube und bey dem Betru⸗ 
gedavon keine Meldung gemacht. 

n) S. $. 40 c. 

1) Der hier aufgeſtellte Satz iſt eine Folgerung aus 
dem, in §. 2. unter e. enthaltenen Entſchuldi⸗ 
gun sgrunde. S. I. Thl. Seite 144. e. Vergl. 
hiermit Feuerbach: Lehrbuch des peinl. R. 
$ 88. 


— 
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nicht härtere Mittel angewendet haben, als nö— 

thig war, ſich des zu ſeiner Rettung erforderli— 

chen zu bemächtigen. Dieſe Entſchuldigung kommt 

aber nur dem Nothleidenden ſelbſt zu Statten, 

der auch den Beweis des Nothſtandes führen 

muß. . 
6. 168. 

In wie fern uͤbrigens die hier nicht Vicht 
vorkommenden geringeren Diebſtaͤhle oder 185 Un 
Veruntreuungen und die Theilnahme an inne” 
denſelben; wie auch überhaupt die unter behandelt 
Ehegatten, Aeltern und Kindern, ſo lan- werden. 
ge fie in gemeinſchaftlicher Haushaltung 
leben, vorfallenden Entwendungen a), nach 
Art ſchwerer Polizey-Uebertretungen zu 
behandeln ſeyen, daruͤber iſt die Vorſchrift 
in dem zweyten Theile des gegenwärtigen 
Geſetzes enthalten. 

Der II. Theil des Strafgeſetzes erkläret ſich 
hierüber in den §. §. 210. — 217. 


a) Vergl. hicemit §. 161. u. 163. des I. Theiles. 


Raub. 
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Drey und zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 


Von dem Raube. 


§. 169. 


Eines Raubes macht ſich ſchuldig, wer 
einer Perſon Gewalt anthut, um ſich ih— 
res oder ſonſt eines fremden beweglichen 
Gutes zu bemaͤchtigen; die Gewalt mag 
mit thaͤtlicher Beleidigung oder nur mit 
Drohung geſchehen. 

Der Raub iſt ein zuſammengeſetztes 
Verbrechen, welches A. durch eine Entwendung 
B. mittelſt Gewalt gegen die Perſon 
des Beſitzers begründet wird. Als eine Art 
der Entwendung ſetzt er voraus 1.) die bi— 
ſche Abſicht a). Wer mit der Ueberzeugung 
eines Rechtsanſpruches einer fremden oder eigenen, 


a) Das Geſetz macht hiervon keine beſondere Mel— 
dung, weil es ſich über die Natur der Entwen- 
dung ſchon in dem vorhergehenden Hauptſtuͤcke 
erklaͤret hat. S. §. 131. 
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in eines Andern Beige befindlichen, Sache mit 
Gewalt ſich bemächtiget, kann zwar das Ver- 
brechen der öffentlichen Gewaltthätig— 
keit b), aber nicht dieſes begehen. 2.) Eine 
bewegliche Sache. An unbeweglichem Gu— 
te kann das Verbrechen der öffentlichen Ge— 
walt unterlaufen c). 3.) Eine fremde Sache. 
Da ein gewaltſamer Tauſch einer eigenen Sache 
mit einer fremden dieſe nicht zur eigenen umſchaf— 
fen kann, ſo wird dieſer Umſtand die That nicht 
ändern. Der Raub iſt vollendet, ſo bald 
in der erwähnten Abſicht der Perſon 
des Beſitzers (nicht gerade des Eigenthü— 
mers) Gewalt angethan wird d). Dies 


b) Vergl. $. 72. 

c) S. $. 72. 

d) Alſo iſt der Raub vollendet, bevor man ein 
Gut geraubet hat! Dieſes wird nur derjenige ſon— 
derbar finden, welcher ſich auf den wahren Ge— 
ſichtspunct, aus dem dieſes Verbrechen zu betrach— 
ten iſt, noch nicht verſetzet hat. Der Raub iſt 
ein zuſammengeſetztes Verbrechen, durch 
welches theils das Recht an Sachen, theils die 
perſönliche Sicherheit verletzet wird. In der 
erſten Beziehung koͤnnen die auß eren Glücks- 
guter des Angegriffenen leiden, in der zweyten 
iſt die Integrität des Körpers, die Geſund— 
heit und das Leben desſelben gefaͤhrdet. Nun 
iſt es ganz. außer Zweifel, daß die Güter der 
zweyten Act wichtiger ſind, als die der erſten. Bey 
einem Verbrechen aber, welches verſchiedenartige 
Rechte verletzet, iſt es der Natur der Sache ge⸗ 
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fe kann beſtehen: a) in phyſtſchen Kräf— 
ten, die zur Ueberwindung des wirklichen oder 
möglichen Widerſtandes des Beſitzers an der Per— 
ſon desſelben wirklich angewendet werden; nur 
darf dieſe Gewalt nicht die Tödtung des Ange— 
griffenen begründen. Sonſt entſteht ein anderes 
Verbrechen e). b.) In Androhung derſel— 
ben, oder eines Furcht erweckenden Uebels. Die 
Drohung muß aber 1.) mit der Gefahr einer ſo 
ſchnellen Vollziehung derſelben verbunden ſeyn, 
daß es der Bedrohte nach ſeiner Lage nicht mög— 
lich findet, ſich dagegen durch fremden Beyſtand 
zu ſchützen. Kann er ſich wiſſentlich ſchützen, 
ohne von dieſem Vortheile Gebrauch zu machen, 
und gibt er das Geforderte, ſo hat er freywillig 
gegeben. 2.) Sie barf nicht in der Vorhaltung 
eines durch die Geſetze gebilligten und durch den 
Beyſtand des Richters zu vollſtreckenden Uebels 
beſtehen; denn dieſe Drohung iſt erlaubt. Wenn 
dagegen fo genaunte ming juris nur erdichtet 
und Jemanden vorgehalten werden, um ihm da— 


maͤß, die weſentlichen Beſtimmungen desſelben 
nach der Verletzung des wichtigeren Rechtes 
zu bezeichnen, und die Verletzung des minder 
wichtigen Rechtes dabey nur als er ſchweren den 
Umſtand in Anſchlag zu bringen. (Vergl. hier— 
mit $. 28. u. 29.) Hieraus ergibt fi die Ent- 
ſcheidung von ſelbſt, ob derjenige, welcher ſeine 
eigene Sache, ohne zu wiſſen, daß ſie die ſeinige 
iſt, nimmt, einen Raub begehe. 
e) Vergl. hiermit §. 118. 2. u. §. 124. 
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durch ein Gut abzundthigen ; ſo geht die That 
in Betrug über. Uebrigens muß ſo wohl die 
Zufügung der Gewalt, als die Androhung der— 
ſelben oder eines anderen Furcht erweckenden 
Uebels angewendet werden, um eine Sache 
wegzunehmen. Wenn daher ein Verbrecher 
nach geſchehener Entwendung ſeine Perſon oder 
die, einem Andern entzogene, Sache ver— 
theidiget, fo iſt nicht Raub, ſondern ein bes 
waffneter Diebſtahl vorhanden, wenn der 
Verbrecher mit einem Gewehre oder andern, der 
perſönlichen Sicherheit gefährlichen, Werkzeugen 
zu der Zeit, als er den Diebſtahl verübte, ver— 
ſehen war. 

f $. 170, 

Schon eine ſolche Drohung, wenn fie 
auch nur von einem einzelnen Menfchen ges 
ſchehen und ohne Erfolg geblieben iſt, foH 
mit fuͤnf bis zehnjaͤhrigem ſchweren Kerker 
beſtraft werden. 

$. 171. 

Iſt aber die Drohung in Geſellſchaft 

Eines oder mehrerer Raubgenoſſen a), oder 


a) Der Grund dieſes erſchwerenden Umſtandes iſt 
die arößere Gefahr, welche vorhanden iſt, wenn 
die Drohung (nicht bloß der Raub) in Ge- 
ſellſchaft Eines oder mehrerer Raubgenoffen ge— 
ſchieht; denn dieſes ſetzt voraus, daß Mehrere ih- 
re Kräfte zur Ausführung eines Raubes vereinis 
gen. Dagegen kann A, welcher mit B uͤberein⸗ 


Strafe. 
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mit moͤrderiſchen Waffen b) geſchehen, 
oder, iſt das Gut auf die Bedrohung wire 
lich geraubet worden; fo ſoll auf ſchwe⸗ 
ren Kerker von zehn bis zwanzig Jahren 
erkannt werden. | 

| $. 172. 

Dieſe Strafe findet auch Statt, wann 
gewaltthaͤtig Hand an eine Perſon geleget 
wurde, obgleich der Raub nicht vollbracht 
worden a). ul . 


$. 173. 
Iſt aber der mit gewaltthaͤtiger Hand⸗ 
anlegung unternommene Raub auch voll— 


kommt, einen Diebſtahl zu verüben, und zu die: 
ſem Zwecke auf der Wache ſteht, nicht als Raub⸗ 
genoſſe betrachtet werden, wenn B, der die That 
unmittelbar ausfuͤhret, ohne Wiſſen desſelben ei⸗ 
nen Raub begehet. Die That des A iſt daher 
bloß nach den Grundfagen über einen in Gefell- 
ſchaft veruͤbten Diebſtahl zu beurtheilen. 

b) Unter möͤrderiſchen Waffen verſteht man 
alle Fünftliche, tragbare Werkzeuge, welche, wenn 
fie auf die ihrer Beſtimmung gemaͤße Art gebrau⸗ 
chet, und an den, zu den Lebensverrichtungen uns 
entbehrlicheren Theilen des Koͤrpers angebracht 
werden, gemeiniglich oder leicht den Tod zur Fol⸗ 
ge haben. 


) d. h. obgleich die Entziehung des Gutes, welches 
man nehmen wollte, nicht gelungen hat. 
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bracht worden; fo iſt die Strafe lebens» 
langer ſchwerer Kerker. 
9. 174. \ 
Iſt bey dem Raube Jemand derges 
ſtalt verwundet oder verletzet worden, 
daß derſelbe dadurch wichtigen Nachtheil 
an ſeinem Koͤrper gelitten hat, oder, iſt 
Jemand durch anhaltende Mißhandlung 
oder gefährliche Bedrohung in einen qual 
vollen Zuſtand verſetzet worden; ſo ſoll 
jeder, der daran Theil hat a), lebenslang 
mit ſchwereſtem Kerker beſtrafet werden b). 
§. 175. x 75 
Wer ein Gut, wovon er weiß, daß heilneh⸗ 
es geraubet worden, ſey es auch von ge- RKaube. 
ringem Betrage oder Werthe, verhehlet a), 
verhandelt, oder an ſich bringt, iſt des 
Verbrechens der Theilnehmung am Rau— 
be ſchuldig, und mit ſchwerem Kerker zwi— 
ſchen Einem und fuͤnf Jahren zu beſtrafen. 
a) d. h. Jeder, der zu dieſer Verwundung, Verlet⸗ 
zung, anhaltenden Mißhandlung oder gefaͤhrli— 
chen Bedrohung unmittelbar mitgewirket hat. 
b) Vergl. hiermit das Hof- Dekret v. 7. Aug. 1804. 
a) Nähmlich in der Ab ſicht, ſuch in Anſehung 
des Vermoͤgens einen Vortheil zu ver⸗ 
ſchaffen (S. §. 169. über die Abſicht des Raͤu⸗ 
bers). Sonſt trifft der Fall des $. 193. ein. 
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Der Geſetzgeber erweitert hier, fo wie in 
dem §. 165., den allgemeinen Begriff von 
Theilnehmung, welcher in dem 9. 5. aufgeſtellet 
iſt, dadurch, daß er darunter alle diejenigen be— 
greifet, welche ein Gut, wovon ſie wiſſen, daß 
es geraubet iſt, verhehlen, verhandeln, oder an 
ſich bringen b), mögen ſie ſich hierüber mit dem 
Thäter (Urheber oder Gehülfen) vor verübtem 
Verbrechen einverſtanden haben, oder nicht c). 
Auf den Betrag oder Werth des verhehlten, ver— 
handelten oder an ſich gebrachten Gutes kommt 
es nicht an; denn es iſt natürlich, daß die Theil: 
nehmung den Charakter des Verbrechens, auf 
das ſie ſich beziehet, annehme. Daß aber bey 
dem Verbrechen des Raubes die Entziehung frem— 
den Gutes nur als untergeordnete Rückſicht und 
erſchwerender Umſtand zu betrachten ſey, iſt 
bey der Erörterung des wahren Begriffes dieſes 
Verbrechens gezeiget worden d). 


b) Wer dafuͤr haͤlt, daß das Gut entwendet ſey 
und ſich einer ſolchen Handlung ſchuldig macht, 
iſt nach den Grundſaͤtzen über die Theilnehmung 
am Diebſtahle zu beſtrafen. 

c) Hiervon find die eigentlichen Mit ſchuldigen, 
welche auf die Ausführung des Raubes durch 
Rath oder That, oder beydes zugleich hinwirken, 
zu unterſcheiden. Dieſe ſind nach den Abſtufun— 
gen der vorhergehenden §. $. zu beſtrafen. Vergl. 
auch §. 165. Anmerkung c. 

d) S. §. 169. Anmerkung d. 


Vier 
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Vier und zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 


Von dem Betruge. 


§. 176. 


Wer durch liſtige Vorſtellungen oder 
Handlungen einen Andern in einen Irr— 
thum fuͤhret, durch welchen Jemand an 
ſeinem Eigenthume oder andern Rechten 
Schaden leiden ſoll, oder wer in dieſer 
Aoſicht des Andern Irrthum oder Uns 
wiſſenbeit benuͤtzet, begeht einen Betrug. 

Zum Thatbeſtande des Betruges gehöret 
alfo I, entweder A. eine liſtige Vorſtel⸗ 
lung oder Handlung, oder B. die Be— 
nützung bes Irrthumes oder der Une 
wiſſenheit eines Andern. 

A. Eine liſtige Vorſtellung oder 
Handlung d. h. eine ſolche, welche Jemanden 
den Schein von etwas Anderem, als wirk— 
lich iſt, gewähret (quum et aliud fimula- 
tum, aliud actum, wie es der alte Rechts- 
gelehrte Aquilius ſagte). Es iſt gleich 

O. C. R. II. Theil. 


Belrug. 
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viel, ob dieſer Schein darauf abzielet, bey dem 
zu Bevortheilenden oder bey einem Dritten, z. 
B. bey dem Richter, zum Nachtheile des andern 
Theiles einen Irrthum zu verurſachen. So bald 
die liſtige Vorſtellung oder Handlung geſchehen 
iſt, iſt nach der Natur der Sache dasjenige, 
was den Betrug ausmacht, vollendet 60, 
wenn gleich der Thäter ſeinen Zweck auf keine 
Weiſe erreichet hat. Dieſes erhellet auch ſowohl 
überhaupt aus der geſetzlichen Beſtimmung des 
Begriffes, nach welcher zur Vollendung des Be— 
truges die wirkliche Anſtiftung eines Schadens 
nicht erforderlich iſt b), als insbeſondere aus 
den, in dem §. 178. angeführten, Beyſpielen ), 
welche den Sinn des Geſetzes erläutern ). Die 
Liſt kann a) darin beſtehen, daß ein mög— 
licher Gegenſtand der Erkenntniß ei- 
nes Andern zum Nachtheile ſeiner 
Rechte unterdrücket wird. Jedoch iſt zu 
bemerken, daß die Uebertretung des Betruges 


) 


a) ©. hierüber Feuerbach: Kritik des Kleine 
ſchrodiſchen Entwurfs w. o. III. Thl. Seite 94. 
f. 

b) „Schaden leiden ſoll,“ find die Worte 
des Geſetzes. 

e) In dieſem §. iſt es z. B. unter a. als Be 
trug erklaͤret, wenn ſich um ein falſches Zeugniß, 
fo vor Gericht abgeleget werden fol, bewor- 

ben wird. 

d) ©. hieruͤber Edlen o. Zeiller: Jaͤhrlicher 
Beytrag w. o. I. Bd. Seite 174. 
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hierdurch nur begründet werden kann, in wie 
ferne dieſes Strafgeſetz die That nicht als bes 
ſonderes Verbrechen auszeichnet. Daher iſt 
von derſelben zu unterſcheiden: 4.) die Verun— 
treuung nach §. 161. und 163.5 2.) die Theil— 
nehmung durch Verhehlung an dieſer, an dem 
Diebſtahle und dem Raube; 3.) das Verbre— 
chen des, den Verbrechern durch Verhehlung ge— 
leiſteten, Vorſchubes (nach §. 193.); 4.) Miß⸗ 
brauch der Amtsgewalt. Wenn nähmlich ein 
Private z. B. ein Teſtament, das ihm zur Auf— 
bewahrung anvertrauet iſt, unterdrücket, fo macht 
er ſich des Betruges ſchuloig. Das Naͤhmliche 
gilt aber nicht von dem Falle, wenn dasſelbe 
von einem Beamten, deſſen Amts aufſicht 
es anvertrauet iſt, unterſchlagen wird, weil die— 
fe That durch das Geſetz (nach §. 86. c.) als 
Mißbrauch der Amtsgewalt erkläret iſt. 
Die Lift kann b) darin beſtehen, daß einer 
Sache oder Perſon ſolche Merkmahle 
oder Eigenſchaften beygeleget oder 
gegeben werden, welche in einem Andern 
irrige Vorſtellungen von derſelben zum Nach— 
theile der Rechte irgend Jemandes 
erwecken ſollen e). Allein auch hier gilt 

3 2 


e) Hiermit iſt nicht der Fall zu verwechſeln, wenn 
Jemand durch Vorſpieglungen in dem Anderen 
falſche Bewegun sgrunde zu einem Vertrage ver— 
anlaffet, wodurch er aber dem Gegenſtande leine 
falſche Eigenſchaft beyleget. Denn wenn ein ſol⸗ 
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die Bemerkung, daß dadurch die Uebertretung 
des Betruges nur in ſo fern entſtehet, als die 
Geſetze die That nicht als ein eigenes Verbres 
chen, oder als eine beſondere Uebertretung 
auszeichnen. Unter den Betrug, als eigene Ue— 
bertretung, iſt daher nicht zu rechnen: 1.) die 
Verfälſchung der öffentlichen Credits - Papiere 
(nad) . 92. u. 100.) 3 2.) die Münzverfälfd,ung 


cher Menſch gleich unſittlich handelt, ſo hat doch 
dieſes, da er den Zweck und die Urſachen, welche 
den Entſchluß des Andern beſtimmen, zu wiſſen 
nicht ſchuldig iſt, auf das ſtrenge Recht keinen 
Einfluß, es muͤßte denn der Bewegungsgrund 
auf eine unverkennbare Weiſe zur Vertragsbe— 
dingung gemacht worden ſeyn (S. Edlen von 
Zeiller: das natuͤrliche Privat-Recht. $. 101). 
Jedoch wird in dieſer Hinſicht eine fh were Pos 
lizey⸗Uebertretung begangen: 1.) durch 
Verabredung der Gewerbsleute zur Bevorthei— 
lung des Publikums (F. 227. II. Thl.). 2.) Durch 
Verabredungen der Handwerksgeſellen, um ſich 
durch gemeinſchaftliche Weigerung zu Arbeiten, 
oder durch andere Mittel guͤnſtige Bedingungen 
von ihren Meiſtern zu erzwingen. Jedoch wer— 
den einer ſchweren Polizey-Uebertretung in dieſem 
Falle nur die Raͤdels führer ſchuldig (. 229. 
II. Thl.). 3.) Durch Gewerbsleute, wenn fie, 
da fie die zu den nothwendigen Beduͤrfniſſen des 
täglichen Unterhaltes gehörigen Waaren zum all— 
gemeinen Ankaufe feilbiethen, ihren Vorrath ver— 
heimtichen, oder davon was immer fuͤr einem 
Käufer zu verabfolgen, fi) weigern ($. 230. 
II. Thl). 
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(nach $. 103); 3.) die Verleumdung. Wer 
nähmlich Jemanden wegen eines erdichteten Ver— 
brechens bey der Obrigkeit angibt, oder auf eine, 
zur obrigkeitlichen Unterſuchung oder Nachforſchung 
geeignete, Art beſchuldiget; verleumdet k). Wer 
aber durch liſtige Handlungen (ntcht Vorſtel— 
lungen) Jemanden den Verdacht eines Verbre— 
chens zuzuziehen ſucht; betrüget g). 40 Die 
Beylegung eines falſchen Nahmens oder Stan— 
des, die Anführung einer falſchen Beſchäftigung 
oder anderer falſcher Umſtände, die in dem Mel— 
dungszettel angegeben werden, und die öffentliche 
Aufſicht irre führen können. Dieſe Handlung wird 
als eine ſchwere Polizey-Uebertretung 
gegen die öffentlichen, zur gemeinſchaftlichen Si— 
cherheit gehörigen Auſtalten und Vorkehrunge— 
beſtrafet l). 5.) Die der Geſundheit ſchädlichen 
Verfälſchungen der Getränke i), des Zinngeſchirn 
res oder was immer für einer Gattung genieß:- 
barer Waare. Hierdurch wird eine ſchwere, 
Polizey-Uebertretung gegen den Geſund— 
heitszuſtand begangen k). 6.) Die Uebervor— 


* 


) S. $. 188. 2 

g Vergl. §. 130. mit dem gegenwärtigen. Ob die 
ſer Betrug ein Verbrechen ſey, iſt eine Frage 
die vermuthlich verneinend beantwortet wer— 
den muß. 

h) S. F. 78. e. II. Thl. 

1) Hier iſt nicht von abſichtlicher Vergiftung die 
Rede. 

k) S. die §. 156 — 161, des K. Thl. 
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theilung des Käufers in der wirklichen Ausmeſ—⸗ 
ſung oder Abwägung mit echtem Maße, Ge— 
wichte und in der Eigenſchaft der Waare. Die— 
ſes wird nach den hierüber beſtehenden beſondern 
Vorſchriften, bey der dritten Aeberſchreitung 
aber, welche die Fruchtloſigkeit der vorhergehen— 
den Beſtrafungen beweiſet, als eine eigene 
ſchwere Polizey⸗ Uebertretung mit 
dem Gewerbsverluſte beſtrafet D. 

B. Die Benützung des Irrthumes 
oder der Unwiſſenheit eines Andern, 
wenn nähmlich dieſer von einem dritten m) in 
Irrthum geführet worden iſt. In je d em Falle 
wird aber zum Betruge erfordert II. die Abs 
ſicht, einem Andern an feinem Eigen⸗ 
thume oder an andern Rechten en) zu 


1) Vergl. $. 206. II. Thl. mit Erläut. v. 5. Octob. 
1804. g 

m) Denn fonft wurde dieſer Fall mit dem unter 
A, verwechſelt. 

n). Z. B. an dem guten Nahmen, in wie fern 
nicht dadurch das Verbrechen der Verleum— 
dung begruͤndet wird. Es iſt daher nicht noth— 
wendig, daß durch den Betrug gerade die Ver— 
letzung des Eigen thumes Anderer bezielet wer, 
de; es iſt genug, wenn dieſe ein (vollkommenes) 
Recht haben, die Unter laſſung der 
Handlung oder Vorſtellung zu fordern, 
welche ſte in Irrthum führen kann. 
Hieraus läßt ſich beurtheilen, in wie fern eine 
Lüge die llebertretung des Betruges begründet. 
S. Feuerbach: Lehrbuch des peinl. R. H. 412. 
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ſchaden o). Hieraus folget von ſelbſt, daß, 
wenn Jemand bey Abſchließung eines Vertrages 
ihm nachtheilige Bedingungen aus Unwiſſenheit 
oder einem Irrthume, welcher dem Mit-Con— 
trahenten nicht kann zugerechnet werden, einge— 
gangen iſt, er dieſen wegen Betruges nicht be— 
ſchuldigen könne. Denn der eine Contrahent iſt 
nicht verbunden, ſich um die möglichen Bewe— 
gungsgründe des Andern, welche dieſen zum Ver— 
trage beſtimmen können, zu bekümmern, ſo lan— 
ge dieſelben nicht auf eine unverkennbare Weiſe 
zu Bedingungen des Vertrages gemacht worden 
ſind; er iſt nicht verbunden, die Mängel oder 
Unvollkommenheiten des Vertragsgegenſtandes 
aufzuzählen p), außer in wie fern die 
ſes durch die bürgerlichen Geſetze 
vorgeſchrieben, oder durch den inte 


o) Zu einem Verbrechen iſt boͤſer Vorfatz er— 
forderlich. Der Betrug kann nach Verſchieden— 
heit der Umſtaͤnde entweder ein Verbrechen oder 
eine ſchwere Polizey - Uebertretung begruͤnden. 
(S. §. 177.) In Beziehung auf den boͤſen Vor— 
ſatz macht das Geſetz zwiſchen beyden Arten kei— 
nen Unterſchied (Vergl. 177. mit $. 179.). Dies 
ſer iſt daher ein allgemeines Erforderniß des 
Betruges. 

p) Man kann von einem ſolchen Contrahenten aus- 
ſagen (ihm das Praͤdicat beylegen), er habe 
nicht alles geſagt, was er hätte ſagen koͤnn en; 
nicht aber, er habe etwas verhehlet, d. h. 
etwas verſchwiegen, was er von Rechts wegen 
hätte jagen ſollen. 
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reſſirten Theil iſt ausbedungen wor⸗ 
den, oder in wie fern dieſelben in Feh⸗ 
lern beſtehen, die verborgen ſind, 
und den Werth der Waare fo ſehr ver: 
ringern, daß man nothwendig auf 
die Vermuthung geführet werden 
muß, den Mit» Contrahenten könne 
nur dieſe Täuſchung verleitet haben, 
den Vertrag unter ſolchen Bedingun⸗ 
gen abzuſchließen q). 

§. 177. 

Jeder Betrug ſetzet, nach der gegebenen 
Beſtimmung desſelben, eine vorſetzliche und un— 
mittelbare Verletzung der Rechte voraus. Allein 
dieſe Verletzung kann unbeträchtlich ſeyn. 
Wenn nun nebſtbey die Umſtände, welche die— 
ſelbe begleiten, nicht gefährlich ſind, ſo 
iſt die That zur Criminal- Behandlung nicht ge— 
eignet a). Unter ſolchen Umſtänden zählet das 
Geſetz den Betrug zu den ſchweren Polizey— 
Uebertretungenb); ſonſt aber zu den Ver⸗ 


9) Vergl. hiermit Chriſtian Garve: Philoſophiſche 
Anmerkungen u. Abhandlungen zu Cicero's Buͤ⸗ 
chern von den Pflichten. Anmerkungen zu dem 
dritten Buche. Seite 106. II. u. f. Breslau. b. 
Wilhelm Gottlieb Korn. 1784 (zweyte Auflage). 

a) S. I. Thl. des Criminal-Rechts. Seite rog. 
$. II. u. Seite 112. u. f. 

b) Vergl. die §. §. 177. 179. u. $. 184. I. Thl, mit 
§. 211. II. Thl. 
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brechen. In dem gegenwärtigen §. werden die 
Grundſätze beſtimmet, aus denen zu beurtheilen 
iſt, wann der Betrug zum Verbrechen werde. 

Der Betrug wird zum Verbrechen, Umftände, 
entweder aus der Beſchaffenheit der That Pernes zus 
oder aus dem Betrage des Schadens. Fee g 

$. 178. erwaͤ ca ſt: 

Die Fälle, in welchen der Betrun die 2rs 

7 47 iffeich it 
ſchon aus der Beschaffenheit der That der Foal 
zum Verbrechen wird a), ſind: 

a, wenn ſich um ein falſches Zeugs 
niß b), ſo vor Gerichte c) abgeleget wer— 


— N 


a) Es verſtehet ſich von ſelbſt, daß bey den Fällen, 
welche nun angefuͤhret werden, ſtets die Ab— 
ſi cht, Jemanden an ſeinem Eigenthume 
oder an anderen Rechten zu ſchaden, 
vorausgeſetzet wird. 

b) Wenn derjenige, welcher ſich um das Zeugniß 
bewirbt, ſich uͤberredet, daß der Umſtand, welcher 
dadurch beſtaͤttiget werden ſoll, wahr ſey, ſo kann 
ihm dieſe Bewerbung, wenn auch der Umſtand an 
fi (objeetiv) falſch wäre, nicht zum Verbrechen 
angerechnet werden, weil der boͤſe Vorſatz man⸗ 
gelt. 

c) Unter Gericht verſteht man überhaupt, ins⸗ 
beſondere aber nach dem Sprachgebrauche unſerer 
Geſetzgebung, nur die Juſtiz-Behoͤrden (S. 
die Belehrung v. 8. Juny 180. in des Edlen v. 
Zeiller's jährlichen Beytrage zur Geſetzkun⸗ 
de ꝛc. ꝛc. I. Bd. Seite 142. u. f.) 
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den ſoll d), beworben, wenn ein falſches 
Zeugniß gerichtlich angebothen e), oder 
abgeleget f), wenn ſich in eigener Sache 


— — 


d) Wer ſich um ein falſches Zeugniß bewirbt, wel- 
ches nicht vor Gericht abgeleget werden ſoll: z. 
B Jemand bewirbt ſich um ein falſches Studien- 
Zeugniß; macht ſich, wenn dabey nicht entwe— 
der der Fall des §. 89. eintrifft, oder die Abſicht 
auf einen fünf und zwanzig Gulden uͤberſteigen— 
den Betrag gerichtet iſt, zwar eines Betruges 
ſchuldig, der ihm aber nur als ſchwere Po— 
lizey⸗Uebertretung kann zu gerechnet wer— 
den (Vergl. $. 184. I. Thl. mit §. 211. II. Thl.). 
Wer ſich darum bewirbt, daß Jemand zwar ein 
falfhes Zeugniß vor Gericht anbiethen ſoll, 
etwa um den Gegentheil deſto leichter zu einem 
guͤnſtigen Vergleiche zu bewegen, jedoch nicht 
will, daß ſelbes auch vor Gericht abgeleget 
werde; begehet nicht einen, der Beſchaffen— 
heit der That nach zum Verbrechen geeigne— 
ten Betrug; denn das Geſetz ſpricht hier nur von 
einem falſchen Zeugniſſe, welches vor Gericht 
abgeleget werden ſoll. 

® Iſt Jemanden die Ablegung eines falſchen Zeug— 
niſſes außergerichtlich angebothen worden, 
mit dem Vorſatze, ſelbes auch vor Gericht 
anzubiethen; ſo iſt es ein Verſuch zu dem Ver— 
brechen dieſes Falles (S. $ 7); auß er dem 
nicht. 

5) Mit dieſem Falle iſt nicht die, in dem $. 86. b. 
beſtimmte Art des Mißbrauches der Amts⸗ 
gewalt zu verwechſeln. 
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zu einem falſchen Eide g) erbothen, oder 
wirklich ein faͤlſcher Eid geſchworen wird; 


2) Falſch iſt überhaupt ein Eid, ſowohl wenn 
durch denſelben wiſſentlich etwas Unwahres be— 
theuert (Verſticherungseid, juramentum as- 
sertorium), als wenn das durch denſelben An— 
gelobte wiſſentlich und vorfüglid nicht zugehal⸗ 
ten wird (Gelobungseid, ſuramentum pro- 
misso jum). Da ſich das Geſetz des Ausdruckes 
bedient: „wenn ein falſcher Eid ange⸗ 
bothen oder geſchworen wird,“ und in 
Beziehung auf eine kuͤnftige Leiſtung, welche 
der Gegenſtand des Gelobungseides iſt, zwar 
wohl im moraliſchen, aber nicht im jurid i⸗ 
ſchen Sinne für die Gegenwart ein falſcher 
Eid begreiflich iſt; ſo erhellet hieraus, daß das 
Geſetz hier nur von dem Verſicherungseide 
ſpricht. Dieſen falſch zu ſchwoͤren, iſt auch viel 
ſtraͤflicher, als den Gelobungseid zu brechen; 
denn in dieſem Falle konnte der Schwoͤrende doch 
zur Zeit der Eidesleiſtung gemeint ſeyn, dem Ei— 
de nachzukommen, was in jenem Falle nicht 
möglich iſt. Iſt hier nur von dem gericht li— 
chen, oder auch von dem außergerichtli⸗ 
chen Verſicherungseide die Rede? Weil hier 
der Eid nur als liſtiges Beweiſesmittel betrach— 
tet werden kann, fo iſt darunter nur der gericht 
liche zu verſtehen (S. §. 136. der allgem. buͤr⸗ 
gerl. G. O.). Das Verbrechen iſt daher, wenn 
es nicht andere Umſtaͤnde begründen, nicht vor— 
handen: 1.) bey bloßen feyerlichen Privat-Ver⸗ 
ſicherungen; 2.) Bey Verſicherungen an Eides 
Statt. Da der Eid eine Religions handlung iſt, 
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b) wenn Jemand den Charakter eines 
oͤffentlichen Beamten faͤlſchlich annimmt h), 
oder einen obrigkeitlichen Auftrag, oder 
ein beſonderes, von oͤffentlicher Behoͤrde 
erhaltenes Befugniß luͤgt; 

c) wenn in einem oͤffentlichen Gewer⸗ 
be falſches Maß oder Gewicht gebraucht 
wird i); 

d) wenn Jemand eine oͤffentliche Ur: 
kunde K), oder eine durch oͤffentliche An⸗ 


und von dieſer feinen Nachdruck erhält; fo man⸗ 
gelt das Verbrechen auch 3.) wenn derſelbe 
nicht nach den Religionsbegriffen des Schwoͤren— 
den abgeleget wird, oder 4.) wenn dieſer entwe— 
der uͤberhaupt oder zur Zeit des Eidſchwures ohne 
al le Einſicht in die Wichtigkeit der Handlung iſt. 

h) Wenn Jemand, ohne eine an ſich unerlaubte 
Abſicht, ſich für einen offentlichen Beamten oder 
Diener ausgibt; fo begeht er eine ſchwere Po— 
lizey⸗Uebertretung (S. $. gg. II. Thl.). 

1) Hiervon iſt zu unterſcheiden die Uebervorthei— 
lung des Kaͤufers in der wirklichen Ausmeſſung 
mit echtem Maße, Gewichte und in der Ei— 
genſchaft der Waare, welche nach den hieruͤber 
beſtehenden beſondern Vorſchriften, bey der drit— 
ten Ueberſchreitung aber als eine beſondere 
ſchwere Polizey-Uebertretung beſtrafet wird 
(Vergl. F. 226. II. Thl. mit Erlaͤut. v. 5. Octob. 
1804. 

k) Was man unter öffentliche Urkunden zu rech⸗ 
nen hat, iſt aus dem h. 112. der allgemeinen buͤrger⸗ 
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ſtalt eingefuͤhrte Bezeichnung mit Staͤm— 
pel oder Probe nachmaͤcht, oder verfaͤl— 


ſchet Y; 


lichen Gerichtsordnung, mit welchem der §. 385. 
der Criminal-Gerichtsordnung zu verbinden iſt, 
zu beſtimmen (S. Erlaͤuterungen uͤber die allge— 
meine buͤrgerliche Gerichtsordnung. Nach den 
Vocleſungen des Herrn Georg Scheidlein. Wien, 
b. Gaßler 1806. Seite 259. §. 111. und 112.). 
Daß auch Studien -Zeugniſſe darunter 
gehören, erhellet nicht nur aus einer für die ſtu— 
dierende Jugend ſchon früher erlaffenen War— 
nung, ſondern auch insbeſondere aus der, ſeit 
dem 15. Juny 180% geſchehenen Beeidigung der 
Profeſſoren, welche die Angelobung der unpar— 
teyiſchen Ausſtellung der Studien -Zeugniſſe in 
ſich ſchließet. 

1) Hierher iſt es auch zu rechnen, wenn Jemand die 
zur Punzirung der Gold- und Silber -Waaren 
öffentlich beſtimmte Punze verfälfchet, oder nach 
machet. Damit dieſes gemeinſchaͤdliche Untere 
nehmen deſto gewiſſer entdecket werden moͤge, iſt 
dem Angeber nach erwieſener Angabe nebſt der 
Verſchweigung feines Nahmens eine Belohnung 
von Ein hundert Stück Dufaten in Gold ver⸗ 
fprochen (Currende v. 21. Aug. 1806. §. 24.) 
Hierher iſt auch die Nachmachung, oder Verfaͤl— 
ſchung der Original- Lottolooſe zu rechnen (Was 
tent vom 9. Juny 1868 §. 13.). Die Nachma— 
chung des herrſchaftlichen Waldzeichens, um 
fremdes Holz, unter dem Scheine des Eigenthu⸗ 
mes, ſich zuwenden, iſt unter dieſem Falle nicht 
begriffen (Erlaͤut. v. 3. Oktob. 1804). 
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e) wenn die zur Beſtimmung der 
Graͤnzen geſetzten Markungen weggeraͤu— 
met, oder veruͤcket werden m); 


f) wenn Jemand n) durch Verſchwen⸗ 
dung o) ſich in das Unvermoͤgen zu zah⸗ 


m) Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Verruͤckung 
der Markung nur damahls dieſes Verbrechen be— 
gründet, wenn ſie zum Nachtheil der Rech— 


te eines Andern geſchieht; denn ſonſt mangelt 
der boͤſe Vor ſatz. 


n) Hier wird vorausgeſetzet, daß der Verſchwender 
bereits fein eigener Herr (sui juris) ſey, 
weil die Gläubiger ſonſt ſich ſelbſt es zuſchreiben 
muͤſſen, wenn ſie Jemanden, welcher kein guͤlti— 
ges Geſchaͤft abzuſchließen faͤhig iſt, und nun fie 
zu zahlen, weder im Stande, noch verpflichtet 
iſt, getrauet haben. 


e) Man verſteht unter Verſchwendung eine 
ſolche Verwaltung des Vermoͤgens, aus welcher, 
in ſo fern man dabey einen, nach Abſichten han⸗ 
delnden, Menſchen vorausſetzet, die (individuel— 
le) Verhaltungsregel hervorleuchtet: den Ge 
brauch des Vermoͤgens, ohne auf die 
Erhaltung desſelben bedacht zu ſeyn, 
zum alleinigen Zwecke zu machen. 
Wer durch Ungluͤcksfaͤlle oder ungeſchickte Un— 
ternehmungen in die Unvermoͤgenheit, ſeine Glaͤu— 
biger zu befriedigen, verſetzet wird, kann dieſes 
Verbrechens nicht beſchuldiget worden. 
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len geſtuͤrzet, oder durch Raͤnke den Cre— 
dit zu verlaͤngern geſucht hat, oder durch 
Aufſtellung erdichteter Glaͤubiger p), oder 
ſonſt durch betruͤgliches Einverſtaͤndniß 
oder Verhehlung eines Theiles von ſei— 
nem Vermoͤgen, den wahren Stand der 
Maſſe verdrehet. 

Der Grund, warum die angeführten Arten 
des Betruges ſchon vermöge ihrer Beſchaf— 
fenheit, ohne Rückſicht auf den Betrag die 
That zum Verbrechen eignen, iſt in der Gefähr— 
lichkeit und Gemeinſchädlichkeit der⸗ 
ſelben zu ſuchen. Andere Arten des Betruges 
können nur vermöge des höheren Betrages, 
auf den ſie gerichtet ſind, als Verbrechen behan— 
delt werden. Von dieſen iſt in den zwey folgen— 
den 5. $. die Rede. 

§. 179. 

Andere Betruͤgereyen werden zu Ver— nn 
brechen, wenn der Schade, der verurfa- 
chet, oder auf welchen die boͤſe Abſicht 
gerichtet worden, ſich höher als fünf und 
zwanzig Gulden belaͤuft. 


p) Der Zweck iſt: mittelſt der Vortheile, welche 
den erdichteten Glaͤubigern eingeraͤumet wer: 
den, die wahren Gläubiger in der Befriedi— 
gung ihrer rechtmäßigen Anſpruͤche zu verkuͤrzen, 
oder ihnen dieſelben ganz zu vereiteln. 
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§. 180. 
Hauptarten Die Arten des Betruges laſſen ſich 


t ge- » . 
9 7 W zwar wegen ihrer zu großen Mannigfals 


bey dem hö⸗ 


0 faltigkeit nicht alle in dem Geſetze aufzaͤh— 


ge zum Ber- len. Inſonderheit macht ſich aber mit Ruͤck— 
e 5 


den ſicht auf gleicherwaͤhnten Betrag a) eines 
Verbrechens ſchuldig: 


a) wer falſche Privat-Urkunden vers 
fertiget, oder echte verfaͤlſchet; wer nach— 
gemachte oder verfaͤlſchte oͤffentliche Cre— 
dits-Papiere, wie auch, wer verfaͤlſchte 
Muͤnze, obgleich ohne Einverſtaͤndniß mit 

den Verfaͤlſchern b), weiter verbreitet c); 

b) 

a) Betrügereyen, welche zwar einen Andern an 
ſeinen Rechten verletzen, aber ſich in Geldeswerth 
nicht anſchlagen laſſen, weil ſie auf keinen Geld— 
gewinn berechnet ſind, muͤſſen als ſchwere Poli— 
zey-Uebertretungen behandelt werden, wenn ſie 
nicht entweder (nach dem §. 178.) vermoͤge der 
Beſchaffenheit der That zum Verbrechen 
gecianet find, oder ein beſonderes Verbrechen 
begründen (S. §. 184.) 

b) Geſchicht die Verbreitung im Einverſtaͤndniſſe 
mit dem Rachmacher oder Mitſchuldigen, fo iſt 
die That im erſten Falle als Theilnehmung an 
der Verfaͤlſchung der oͤffentlichen Credits Pas 
piere nach den §. §. 95. 98. und 102. ; im zwey- 
ten als Theilnehmung an der Münze rfaͤlſchung 
nach dem $. 105. und 106. zu beurtheilen und 
zu beſtrafen. 

c) Nur wird vorausgeſetzet, daß derjenige, welcher 
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b) wer den Schwachſinn eines An⸗ 

dern durch aberglaͤubiſche d) oder ſonſt hin⸗ 

terliſtige Verblendung e) zu deſſen, oder 
eines Dritten Schaden f, mißbrauchet; 


ein ſolches Credits⸗Papier oder eine ſolche Muͤn⸗ 
ze weiter verbreitet, die Eigenſchaft der Unech t⸗ 
heit davon erkannt habe; ſonſt mangelt der boͤſe 
Vorſatz, ohne welchen wenigſtens nach unſerem 
Strafgeſetze kein Betrug gedacht werden kann. 
Z. B. durch vorgebliche Zauberey (magia), 
d. h. das thaͤtige, wiewohl vergebliche Beſtreben, 
mit Hülfe boͤſer Geiſſer wunderbare Wirkungen 
in der Natur hervorzubringen, oder unbekannte 
Dinge zu entdecken. Die verſchiedenen Arten 
derſelben ſind in den Lehrbüchern des Kirchen⸗ 
rechtes aufgezaͤhlet . P ehem: Praelectionum in 
jus ecelesiasticum universum pars II. §. 1272— 
1279). Vor Zeiten wurde durch die Zauberey 
ein eigenes Verbrechen begründet; gegenwaͤttig 
wird fie nur als Werkzeug des Betruges in Be— 
trachtung gezogen. Wo fie daher als ſolches 
nicht erſcheinet, gehört fie nicht unter die bür- 
gerlich ſtrafbaren Handlungen. 

e) Hierher gehoͤret das Geſchaͤft derjenigen, welche 
durch ihre vorgeblichen Goldmacherkuͤnſte (die 
Alchymie) unverſtaͤndige Leute zu bethoͤten und 
um ihr Geld zu bringen ſuchen. 

1) Der Schaden, welcher bezielet oder verurſachet 
wird, muß aber immer ein ſolcher ſeyn, der ſich 
in Geld anſchlagen laßt. Diefes erhellet ſo⸗ 
wohl aus dem vorhergehenden, als aus dem Eins 
gange des gegenwärtigen Paragraphes. 


— 


G. C. R. II. Theil. Ya 
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o) wer gefundene Sachen gefiiſſentlich 
verhehlet, und ſich zueignet g); 7790 


2) Dieſe Anordnung iſt nicht nur ein zweckmaͤßiges 
Mittel, den grundloſen Ausflüchten der Diebe, 
welche oft durch luͤgenhaftes Vorgeben eines Fun⸗ 
des ſich entſchuldigen, zu begegnen, ſondern ſte 
iſt auch vollkommen gerecht. Denn wer eine ge— 
fundene Sache gefliſſentlich d. h. abſicht⸗ 
lich verbirgt, und ſich zueignet, gibt eben hier— 
durch zu erkennen, daß er die Rechts widrig⸗ 
keit feiner Handlung einſieht. Ein ſolcher Bes 
trug wird unter den geſetzlichen Bedingungen auch 
an einem gefundenen Schatze begangen, d. h. 
an einer verſteckt geweſenen beweglichen Sache, 

deren vorigen Eigenthuͤmer man nicht kennt. 
Denn nach dem Patente v. 25. Octob. 1771 ge— 
hoͤret davon, wenn er auf fremdem Grunde geſun— 
den wird, nur 1 dem Finder; J aber dem Ei⸗ 
genthuͤmer des Grundes, und 13 dem Fisco, 
Wird er auf eigenem Grunde gefunden, ſo fallen 
zwar 2/3 davon dem Finder, 3 aber dem Fisco 
zu. Durch die gefliſſentliche Verhehlung und 
Zueignung des entdeckten Schatzes wuͤrde der 
Finder im erſten Falle die darauf Anſpruch Ha— 
benden um 2/3 des Werthes oder Betrages, im 
letzten den Fiscum um 1/3 desſelben verkürzen, 
Wenn die gefundene Sache in Beziehung auf 
den Finder fuͤr ganz herrnlos konnte angeſehen 
werden, und Niemand darauf einen vorzuͤglichen 
Anſpruch hat, ſo kann durch die Verhehlung und 
Zueignung derſelben nichts Strafbares begangen 
werden, weil dieſbloßee Mein ung Nieman⸗ 
den zum Uebelthaͤter macht (S. §. 8.). 
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d) wer ſich einen falſchen Nahmen, 
Stand oder Charakter beyleget h), ſich 
für den Eigenthumer fremden Vermoͤgens 
ausgibt, oder ſonſt hinter einem falfchen 
Scheine verbirgt, um ſich unrechtmaͤßigen 
Gewinn zuzueignen, Jemanden an Ver— 
mögen oder Rechten i) Schaden zu thun, 
oder Jemanden zu nachtheiligen Hand— 
lungen zu verleiten, zu denen er ſich ohne 
den ihm mitgeſpielten Betrug nicht wuͤrde 
verſtanden haben; 

e) wer ſich in einem Spiele falſcher 
Wuͤrfel, falſcher Karten, eines hinterli— 
ſtigen Einverſtaͤndniſſes oder anderer li— 
ſtiger Raͤnke bedienet ). 

A a 2 

n) Rur muß die ſes durch den in dem $. 178. untek 
b. aufgeführten Umſtand, welcher ohne Rückſicht 
auf den Betrag zum Verbrechen eignet, beſchraͤn⸗ 
ket werden N 

) Es kann bier von keinen andern Rechten die Ne: 
de ſeyn, als von ſolchen, welche einen Anſchlag 
im Gelde geſtatten. Dieſes ergibt ſich aus dem 
Eingange des gegenwärtigen, und dem vorherge— 
henden Parasraphe. 

k) Es gilt gleich viel, ob ſich Jemand eines folchen 
Betruges in einem erlaubten oder verbothenen 
Spiele bediente, Zwar muß die Folgen aus ei: 
nee verbothenen Handlung derjenige, welcher fie 
unternommen hat, ſich ſelbſt zuschreiben, und 
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Die verſchiedenen Arten des Betruges, von 


denen das Geſetz hier Meldung macht, find kei⸗ 
neswegs für eine voll ſtändige Aufzählung 


zu betrachten, welche etwa den allgemeinen Be— 


Strafe des 


Verbrechens 


des Betrugs. 


* 


griff erſchöpfte, ſondern für Beyſpiele, wel— 
che angeführet werden, um demſelben dort, wo 
ein Zweifel oder eine Verwechſelung der Be— 
griffe zu beſorgen war, anſchaulich zu beſtimmen. 
Daher ſagt auch das Geſetz im Eingange des 
Paragraphes, daß die Arten des Betruges we— 
gen ihrer Mannigfaltigkeit nicht alle aufge⸗ 
zählet werden können. 
9. 181. 

Die Strafe des Betrugs iſt insge— 
mein Kerker von ſechs Monathen bis zu 
Einem Jahre; ſie kann aber nach dem 
Grade der Gefaͤhrlichkeit, nach der Schwie— 
rigkeit, ſich dagegen vorzuſehen, nach der 
Öfteren Wiederhohlung a) und Größe des 


ohne Widerrede tragen. Allein der Betrug in 
einem verbothenen Spiele iſt keine Folge aus 
demſelben. Hierzu kommt noch, daß eine uner— 
laubte Handlung durch die andere nicht kann ge— 
rechtfertiget werden. Zu dieſer Art des Betruges 
gehört auch im Lotto-Spiele die Unterſchiebung 
nachgemachter oder verfaͤlſchter Lottolooſe S. 
das Patent v. 9. Juny 1808 $. 13. 

a) Wann die oͤftere Wiederhohlung ſchon eine Ge— 
wohnheit begründet hat, ſo iſt die Strafe nach 
dem folgenden $. auszumeſſen. 
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Betrages b) auf fünf Jahre ausgedehnet 
werden. 
$. 182. 

Ueberſteigt der Betrag, den ſich der 
Thaͤter durch das Verbrechen zugewen⸗ 
det a), die Summe von dreyhundert Gul— 
den b), oder iſt dem Betrogenen ein nach 
feinen Umſtaͤnden empfindlicher Naͤchtheil 
verurſachet worden; hat der Verbrecher 
den Betrug mit beſonderer Kuͤhnheit ver— 
uͤbet, oder die Betruͤgereyen ſich zur Ge— 
wohnheit c) gemacht; fo iſt die Strafe 
ſchwerer Kerker von fünf bis zehn e 

§. 183. 

Inſonderheit ſoll der Betruͤger dann, 

wann ſein Verbrechen a) mit einem ge— 


b) Ueberſteiget der Betrag die Summe von dre y— 
hundert Gulden, ſo findet die Anordnung des 
folgendeu §. Statt. 

a) Dieſe Strafe trifft daher, wenigſtens des Betra— 

ges halber, nicht ein, wenn zwar die boͤſe Abs 
ſicht auf dieſe oder eine hoͤhere Summe gerich— 
tet, aber die Zuwendung derſelben nicht ge— 
lungen hat. 

b) Der Geldbetrag wird nach den, in dem §. 1 
vorgetragenen, Grundſaͤtzen beſtimmet. 

c) Wann dieſes der Fall ſey, iſt nach der Regel, 
welche in dem §. 159. in der Anmerkung d. auf: 
geſtellet wird, zu beurtheilen. 

a) Naͤhmlich der Betrug. Daß bier bloß von 


374 
richtlich angebothenen oder abgelegten 
falſchen Eide begleitet iſt, nebſt der bes 
ſtimmten ſchweren Kerkerſtrafe, auf der 
Schandbuͤhne ausgeſtellet, und wenn er 
durch den falſchen Eid einen ſehr wichti— 
gen Schaden verurſachet hat, mit zwanzig— 
jaͤhrigem, nach Umſtaͤnden auch mit lebens⸗ 
langem ſchweren Kerker beſtrafet werden. 
Die Urſache der erhöhten Strafbarkeit eines 
Betruges, wann derſelbe mit einem gerichtlich 
angebothenen oder abgelegten falſchen Eide be— 
gleitet iſt, liegt in der beſonderen Gefahr, wel— 
chen dieſer Umſtand begründet. Das unerſchüt— 
terte Vertrauen auf die bürgerliche Wahr— 
haftigkeit iſt eine Bedingung, ohne welche 
die Ausübung der Gerechtigkeit großen Theils 


dieſem Verbrechen die Rede ſey, erhellet nicht 
nur uberhaupt aus der Aufſchrift dieſes Haupt⸗ 
ſtuͤckes, ſondern auch insbeſondere aus dem Zus 
ſammenhange der Worte diefes Satzes. Denn 
das Geſetz ſagt, der Betrüger fol dann, wann 
fein Verbrechen mit einem gerichtlich angebo— 
thenen oder abgelegten falſchen Eide begleitet iſt, 
nebſt der beſtimmten ſchweren Kerkerſtrafe, auf 
der Schandbuͤhne ausgeſtellet werden, u. ſ. w. 
Nun iſt der Betrug das Verbrechen eines DB er 
trügers. Ueber dieß würde die entgegengeſetzte 
Auslegung auf Widerſpruͤche führen, deren weis 
tere Erörterung durch den klaren Buchſtaben des 
Geſetzes ganz uͤberfluͤſſig wird. 


N 6 


nicht möglich iſt Die falſchen Eide find insge⸗ 
ſammt auf Täuſchungen berechnet, welche dieſel— 
be ſchwächen, und allmählig zu zerſtören drohen. 
Sie beſtehen in der verborgenſten Liſt, die ſelten 
zu entdecken und daher gefährlicher iſt. Sie 
ſetzen bey dem Thäter einen hohen Grad von ge— 
ſetzwidriger Neigung, eine wohl überdachte, durch 
das Heiligſte nicht zu erſchütternde, Bosheit und 
tief gewurzelte Nichtachtung fremden Rechtes vor— 
aus b). 
$. 184. 

Betruͤgereyen, bey welchen kein in Betruͤgerey⸗ 
den S. $. 178. und 179. angeführter Um ſchwere Doz, 
ſtand zutrifft, find nach Art ſchwerer Po; ee 
lizey-Uebertretangen, und nach der dar, behandelt 
über in dem zweyten Theile dieſes Geſe- werden. 
tzes vorkommenden Vorſchrift zu behan⸗ 
deln. 

Man findet die Vorſchriften darüber in den 
F. F. 211. und 212. des II. Theiles dieſes Ge: 
ſetzes. Kann man die, in dem $. 167. enthal⸗ a 
tene Anordnung auch auf den Betrug anwen— 
den? Da dieſelbe in einer Ausnahme von der 
Natur eines Strafgeſetzes beſteht, und das Recht, 
eine ſolche zu machen, nur dem Geſetzgeber zu— 
ſteht; fo leidet jene Anordnung hier keine Anz 
wendung. 


b) S. Feuerbach: Kritik w. o. III. Thl. Seite 
158. Uu. f. 


Fuͤnf und zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 


Von der zweyfachen Ehe. 


U. a, die noch übrigen Rechte, deren Verletzung 
durch beſondere Strafgeſetze bedrohet wird, ge⸗ 
höret I. das Recht auf Ehre. Von den Ueber— 
tretungen, welche dasſelbe verletzen, wird, in ſo 
fern fie ein Verbrechen begründen, in dem fol: 
genden Hauptſtücke die Rede ſeyn. II. Das Recht 
der Ehegatten auf eheliche Treue. Dieſes 
kann verletzet werden: 1.) durch Ehebruch, d. 
h. die fleiſchliche Vermiſchung einer vecheiratheten 
Perſon mit einer andern, mit welcher ſie nicht 
verhelrathet iſt (Gehöret zu den ſchweren Polis 
zey⸗Uebertretungen, und iſt nach dem §. 247. 
und 248. des II. Theiles zu beurtheilen und zu 
beſtrafen). 2.) Durch zweyfache Ehe. Hier 
folget das Strafgeſetz über das Verbrechen der 
zweyfachen Ehe a), welches 1.) durch eine ver⸗ 


) Wie kommt es, daß der Ehebruch nur als ſchwe⸗ 
re Polizey⸗Uebertretung, die zwehyfache 
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heirathete (nach dem 5. 185.), 2.) durch ei⸗ 
ne unverheirathete Perſon (nach dem 
$, 186.) begangen werden kann. 


F. 185. 
Wenn eine verehlichte Perſon mit de as 
ner andern Perſon eine Ehe ſchließt; ſo 


begeht ſie das Verbrechen der zweyfachen 
Ehe. 


Die Verübung dieſes Verbrechens durch eine 
verehlichte Perſon ſetzet voraus J. eine noch for t⸗ 
dauernde, rechtlich gültige Ehe. Da 
Eheverlöbniſſe keine wirkliche Ehe begründen, auch 
nach unſeren Geſetzen nicht verbindlich find a); 
da eine rechtlich ungültige Ehe einer nicht vor— 
handenen gleich zu achten iſt, und eine frühere 
Ehe durch Scheidung dem Bande nach oder 
durch den Tod gänzlich aufgehoben wird: ſo 
können dieſe Umſtände nicht einer beſtehenden recht— 
lich gültigen Ehe gleich geſtellet werden. Da⸗ 


— 


Ehe aber, wenn auch der That nach kein Ehe⸗ 
bruch geſchehen iſt, als Verbrechen beſtrafet 
wird? Der Ehebruch enthalt nur eine Verletzung 
des Privat- Rechts auf eheliche Treue; die zwey⸗ 
fache Ehe aber begründet nebſt dem a) eine Ver— 
letzung der Ehegeſetze des Staates, die nur die 
Monogamie erlauben; b) einen Betrug, weil die 
Verletzung der ehelichen Treue unter dem Schei— 
ne einer rechtlichen Verbindung verbergen wird. 

2) S. allgemeines buͤrgerl. Geſetzb. KIT, Hauptſt. 
$. 1. und 2 


378 


gegen hebt die Einwilligung des rechtmäßigen 
Gatten den Begriff und die Strafe der zweyfa⸗ 
chen Ehe nicht auf. II. Das Verbrechen wird 
vollendet durch die Schließung einer 
neuen Ehe, wobey daher die Beobachtung der 
zur Gültigkeit des Ehevertrages überhaupt we⸗ 
ſentlichen Feyerlichkeiten, nicht aber die Vollzie⸗ 
hung des Beyſchlafes erforderlich if. Es än⸗ 
dert die Natur dieſes Verbrechens nicht, wenn 
eine ſolche verbothene Ehe mit einer zweyten, 
dritten, vierten Perſon u. ſ. w. geſchloſſen wird; 
denn da der Ehegatte nur mit der erſten, ihm ge⸗ 
ſetzmäßig angetrauten Perſon in einer gültigen 
Ehe lebt, ſo kann nur gegen dieſe durch An⸗ 
trauung mit einer Anderen das Eherecht verlet— 
zet, d. h. das Verbrechen der zweyfachen 
She gedacht werden b). Durch die Mehrf rt 
der Perſonen, denen man ſich ungültig antrauen 
läßt, kann nur gegen den rechtmäßigen Gatten 
das nähmliche Verbrechen (die zweyfache Ehe) 
wiederhohlet, und gegen jene Perfon, mit 
welcher der Thäter die neue Ehe ſchloß, ohne 
ihr vorläufig ſeinen Eheſtand zu entdecken, ein 
Betrug begangen werden c), welcher aber kein 
beſonderes Verbrechen begründet, ſondern 


b) Hieraus erhellet die Angemeſſenheit der Aufſchrift 
dieſes Hauptſtuͤckes. 

e) S. Edlen v. Zeil ler: Jaͤhrlicher Beytrag w. 
o. I. Bd. Seite 178. Anmerkung. 
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nur die Strafbarkelt der Bigamie erhöhet d). 
III. Der böſe Vorſatz iſt hier vorhanden, 
wenn eine neue Ehe wiſſentlich wider die Pflich- 
ten, die aus dem Geſetze, welches nur die ein 
fache Ehe e) geſtattet, fließen, eingegangen 
wird. Unter dieſer Vorausſetzung kann daher in 
unſerem Staate dieſes Verbrechen auch von dem— 
jenigen begangen werden, deſſen Religionsgrund— 
ſätze die mehrfache Ehe erlauben. 

§. 186, 

Gleiches Verbrechen begeht diejenige 
Perſon, welche, ob fie gleich ſeibſt unver— 
heirathet iſt, wiſſentlich eine verehlichte 
Perſon heirathet. 

Lebt dieſe Perſon ſelbſt bereits in einer gül⸗ 
tigen Ehe, und läßt ſie fich wiſſentlich mit einer 
verehlechten Perſon trauen; fo erſcheint fie in Be— 
ziehung auf ihren rechtmäßigen Gatten als 
Hauptſchuldige, in Beziehung auf die 
That des andern Theiles aber, dem ſie ſich wi— 
derrechtlich antrauen ließ, als Mitſchuldige 
an dem Verbrechen der zweyfachen Ehe. 

Wenn gleich eine katholiſche Perſon eine, 
von ihrem akatholiſchen Ehetheile nach proteſtan— 
tiſchen Grundſätzen dem Bande nach gerichtlich 
getrennte, akatholiſche (ſo lange nähmlich der 
von dieſer geſchiedene Theil noch lebet) nicht ch» 


cl) S. $. 178. 
e) S. allgem. bürgerl. Geſetzb. III. Hauptſt. §. 15, 


Strafe. 
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lichen darf a); ſo kann dennoch, wenn dieſes 
der That nach geſchieht, dadurch das Verbrechen 
der zweyfachen Ehe nicht begründet werden, weil 
eine Verletzung der Eherechte des getrennten Aka⸗ 
tholiken, durch welche das Verbrechen der Bi: 
gamie entſteht, nicht denkbar iſt. 

§. 187. 

Die Strafe zweyfacher Ehe iſt Ker⸗ 
ker von Einem bis auf fuͤnf Jahre. Hat 
der Verbrecher der Perſon, mit welcher 
er die zweyte Ehe geſchloſſen, ſeinen Ehe⸗ 
ſtand verhehlet; ſo ſoll er zu ſchwerem 
Kerker verurtheilet werden. 


a) Vermöge Currende v. 14. März 180g . 
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Sechs und zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 


Von der Verleumdung. 


— 9982 —— 


Din Menſchen gebühret als ſfolchem das 
Recht der Unbeſcholtenheit, vermöge deſſen ihm 
ohne einen überzeugenden Grund keine Rechts- 
verletzung darf beygemeſſen werden a). Dem 
Bürger gebühret als ſolchem das Recht auf 
die gemeine bürgerliche Ehre, vermöge 
welcher er, weil er Bürger iſt, von Jedermann 
fordern kann, alle äußere Handlungen zu unters 
laſſen, welche Zeichen poſitiver Verachtung oder 
Herabſetzung find. Dem Genoſſen eines auge 
gezeichneten Standes im Staate gebüh⸗ 
tet das Recht auf vorzügliche bürgerli- 
che Ehre, d. i. auf äußere Anerkennung des 
beſonderen bürgerlichen Werthes, der ihm, als 
Gliede eines gewiſſen Standes oder als Befl: 
Ber eines Staatsamtes, vorzugsweiſe zukommt 


2) S. Edlen v. Zeillern: bas naturliche Privat⸗ 
Recht. §. 43. 
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b). Durch äußere Handlungen, welche dieſen 
Rechten auf Ehre widerſprechen, entſtehen über— 
haupt Ehren verletzungen, die aber, nach 
der verſchiedenen Beſchaffenheit der Beſchul di— 
gung ſelbſt, des Gegenſtandes derſelben 
und der dabey unterlaufenden böſen Ab ſicht, 
entweder das Verbrechen der Verleumdung, 
oder die ſchwere Polizey-Uebertretung der Eh— 
renbeleidigung (nach dem F. 234 — 245. 
des II. Thls.), oder eine bloße wörtliche, nach 
den Grundſätzen der Pridat-Genugthuung zu 
beurtheilende Ehrenkränkeung begründen. 
In dem vorliegenden Theile des Strafgeſetzes, 
der über die Verbrechen und deren Strafen 
die Anordnungen enthält, iſt nur von der Vet- 
leumdung die Rede. 


b) S. Feuerbach: Lehrbuch des gem. in Deutſchl. 
gültigen peinl. R. 9, 273. Eigene Werke uͤber die- 
fen Gegenſtand find: Weber: Ueber Injucien 
und Schmaͤhſchriften II. Abtheilungen. Schwerin 
u. Wismar 170%, Kleinſchrod: Grundzüge 
der Lehre von Injurien. (In dem Archive von 
Klein w Kleinſchrod. I. Bd. 4. St Nr 1) 
Karl Grolmann: Ueber Ehre u. guten Nah⸗ 
men (In dem Magazin für die Philo ſophie des 
Rechts. I. Bd. I. Heft. Nr. 1.) Ludwig Harz 
ſcher v. Almendigen: Grundzuͤge zu einer 
neuen Theorie über Verletzungen des guten Nahe 
mens u der Ehre (In dem eben erwähnten Ma: 
gazine J. Bd. 1. u. 2. St. und II. Bd. St.). 
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9. 188. | 

Wer Jemanden wegen eines erdich⸗ , Derlums 
teten Verbrechens bey der Obrigkeit ans 
gibt, oder auf ſolche Art beſchuldiget, daß 
ſeine Beſchuldigung zum Anlaſſe obrigkeit⸗ 
licher Unterfuchung, oder doch zur Nach- 
forſchung gegen den Beſchuldigten dienen 
koͤnnte, macht ſich des Verbrechens der 
Verleumdung ſchuldig. 

Die weſentlichen Merkmahle, durch welche 
ſich die Verleumdung von andern Ehrenver— 
letzungen unterſcheidet, beziehen ih I. auf den 
Gegenſt and der Beſchuldig ung. Die 
Verleumdung ſetzet hierzu ein Verbrechen vor⸗ 
aus. Ehrenbeleidigungen und Ehrenkränkungen, 
die einen andern Gegenſtand haben, gehören, 
wenn fie unter den ſchweren Polizey-Uebertretun— 
gen ausdrücklich eingereihet ſind, unter dieſe a); 
außer dem find fie als bloße wörtliche Ehrenhän— 
del nach den bisher beſtehenden Geſetzen zu be— 
urtheilen b). II. Auf die Art der Beſchul⸗ 
digung. Nicht jeder, wie immer gearteter 
Vorwurf eines Verbrechens begründet eine Ver— 
leumdung; nur die gefährlichften Arten desſelben 
eignen dazu. Unter dieſe rechnet das Geſetz: 1.) 
Wenn man Jemanden wegen eines Verbrechens 
bey der Obrigkeit angibt, d. h. bey die⸗ 


a) S. F. 234. — 245. II. Thl. 
b) S. Erläuterung vom 21. Jänner 1803. 
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fer ſchriftlich oder mündlich, ohne jedoch die Bes 
weisführung darüber auf ſich zu nehmen, vor— 
ſtellet, daß eine beſtimmte Perſon ein Verbrechen 
begangen habe. Man nennt dieſes eine Anzei⸗ 
ge, welche zu unterſcheiden iſt: ) von der eis 
gentlichen Anklage, die nach unſeren Straf- 
geſetzen nicht Statt findet; b) von der ges 
richtlichen Anbiethung oder Ablegung 
eines Zeugniſſes, wodurch gegen einen 
Andern wider beſſeres Wiſſen ein Verbrechen 
fälſchlich ausgeſaget wird oder werden ſoll. 
Hierdurch entſteht das Verbrechen des Betru— 
ges ). 2) Wenn man Jemanden (wegen 
eines Verbrechens) auf ſolche Art be⸗ 
ſchuldiget, daß dieſe Beſchuldigung 
zum Anlaſſe obrigkeitlicher Unter⸗ 
ſuchung oder doch zur Nachforſchung 


ge 


c) Dieß ergibt ſich aus dem Inhalte des §. 178. 
a.; erhellet aber noch deutlicher, wenn man die 
hoͤchſte Strafe des Betruges (nach dem H. 183.) 
mit der hoͤchſten Strafe der Verleumdung (nach 
dem $. 189.) vergleichet, vermoͤge welcher, bey 
der entgegenſetzten Auslegung, von zwey meinei— 
digen Zeugen, wovon der Eine Jemanden um ein 
anſehnliches Vermögen, der Andere Jemanden 
lebenslaͤnglich um feine Freyheit gebracht haͤtte, 
jener mit einer weit großeren Strafe, als dieſer 
beleget werden müßte Dieſes ſtaͤnde aber mit 
den Grundſaͤtzen der Strafbarkeit, die aus dem 
übrigen Syſteme unſerer Strafgeſetzgebung her⸗ 
vorgehen, im geraden Widerſpruche. 


\ 
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gegen den Beſchuldigten dienen fünns 
t e. Durch eine Beſchuldigung, im Gegenſatze 


von Anzeige, bezeichnet man vorzüglich die An— 


führung ſolcher Umſtände, welche einen Zuſam— 
menhang zwiſchen dem Verbrechen und einer Per— 
ſon zeigen, ohne dieſe geradezu als Verbrecher 
darzuſtellen. Sie muß, wenn ſie dieſes Verbre— 
chen begründen fol, zum Anlaſſe obrig⸗ 
keitlicher Unterſuchung oder doch zur 
Nachforſchung gegen den Beſchuldigten d) 
dienen können, welches damahls der Fall iſt, 
wann fiein der Vorſpiegelung fo lcher Umſtände 
beſteht, die gegen Jemanden wegen eines began— 
genen Verbrechens einen rechtlichen Ver— 
dacht begründen, d. h. es wahrfceinlid mas 
chen, daß er das Verbrechen begangen habe e). 
Es kommt hierbey nicht darauf an, ob die Ob— 
rigkeit eine Unterſuchung oder Nachforſchung ge— 
gen den Beſchuldigten wirklich angeſtellet ha— 
be; genug, wenn ſie dieſes nach den Umſtänden 
ohne Verantwortlich keit hätte thun können. III. 
In Beziehung auf den Grund der Beſchuldigung. 
Bey der Verleumdung wird vorausgeſetzet, daß 
derſelbe er dichtet ſey. Ungegründete Beſchul— 


d) Bey der Unterſuchung wird der Beſchuldigte 
bereits zur Verantwortung gezogen; bey 
der Nachforſchung gegen denſelben werden 
Gründe der Beſchuldigung unter ſucht 
und aufgeſucht. 

e) S. bieruͤder §. 258. — 273. I. Thl. 


G. C. R. II. Theil. VB b 


* 
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digungen eines Verbrechens, wodurch Jemandes 
guter Nahme zwar angegriffen wird, die aber in 
Betreff der Art und des Grundes derfel- 
ben nicht von ſolchen gefährlichen Umſtänden be— 
gleitet ſind, begründen nur eine ſchwere Polizey— 
Uebertretung f). IV. In Beziehung auf die 
Willensrichtung ſetzet zwar jede Ehrenver— 
letzung voraus, daß der Thäter die Abficht 
habe, des Andern Ehre zu verletzen, 
oder doch das Bewußtſeyn: daß die 
ſelbe durch die Handlung verletzet 
werdeg); aber zur Verleumdung iſt ins— 
beſondere erforderlich, daß die Abſicht des 
Beſchuldigers darauf gerichtet ſey, die obrig— 
keitliche Unterſuchung oder Nachfor— 
ſchung gegen den Beſchuldigten zu 
veranlaſſen. Daher hat der redliche An— 
zeiger eines Verdächtigen, wenn dieſer auch 
ſchuldleoss gefunden worden iſt, nicht die 
Strafe eines Verleumders zu beſorgen; denn 
wenn er für einen ſolchen ſoll angeſehen werden, 
ſo muß der Beweis vorliegen, daß der Anzeiger 
dem Beſchuldigten das Verbrechen zu dieſem Zie— 
le angedichtet habe. Werden aber die In— 
zichten, welche der Anzeiger dem Gerichte vorleg— 
te, wahr befunden; gab der Anzeiger den Grund, 
aus welchem er dieſelben für wahr, und den An— 
gezeigten für den Thäter hält, der Obrigkeit red— 


7 S. $. 234. II. Thl. 
8) S. Feuerbach: Lehrbuch w. o. §. 278. 
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lich an; ſo iſt er außer aller Verantwortung h). 
V. Das Verbrechen kann an Allen begangen wer— 
den, die das Recht auf Unbeſcholtenheit nicht ver— 
wirket haben, auch an ſolchen, die nicht fähig ſind, 
eine ähnliche Beleidigung zu empfinden, oder die in 
dieſelbe gewilliget haben i). Da Niemand befugt 
iſt, durch eine ſolche Einwilligung Jemanden das 
Recht einzuräumen, eine Unwahrheit zu verbreiten, 
welche für die Rechtsverwaltung auf keinen Fall 
gleichgültig iſt; fo iſt dieſelbe (die Einwilligung) ei— 
ner nicht vorhandenen gleich zu achten k). Das 
Verbrechen der Verleumdung fällt aber weg, bey 
einem Menſchen in Nückſicht eines Ver⸗ 
brechens, wegen deſſen er überwieſen wird, 
oder, weil er deſſen überwieſen und verurtheilt 
iſt, ſich in der Strafe befindet. Verleumdung 
aber wäre es, wenn einem ſolchen ein anderes 
Verbrechen unter den Umſtänden dieſes F. zur Laſt 
geleget würde. Wer Jemanden über die ausge— 
ſtandene oder auch durch Nachſicht erlaſſene rechts 
liche Strafe; oder demjenigen, der nach gericht— 
Her Unterſuchung als nicht überwieſen, oder 

Bb 2 


h) Dieſes beſtättiget auch die Erläuterung von 3. 
October 1807. 
10 S. §. 4. 

) Daß diefe Entſcheidung dem Sinne des Geſetzes 
angemeſſen ſey, erhellet auch daraus, weil die 
Ceiminal⸗Gerichtsordnung von dem Verfahren 
von Amts wegen in Beziehung auf die Verleum⸗ 
dung keine Ausnahme macht. S. §. 218. 
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ſchuldlos freygeſprochen worden iſt, fo lange ſich 
ſolcher mit Rechtſchaffenheit beträgt, in der A b— 
ſicht, ihn zu ſchmähen, einen Vorwurf 
macht, begeht eine ſchwere Polizey⸗Ue⸗ 
bertretung D. 

9. 199. 

Die Strafe des Verleumders it in 
der Regel ſchwerer Kerker, von Einem bis 
auf fuͤnf Jahre; dieſer iſt aber bis auf 
zehen Jahre zu verlaͤngern, wenn 

a) der Verleumder ſich einer beſon— 
dern Argliſt, um die Beſchuldigung glaubs 
lich zu machen, bedienet; 

b) den Beſchuldigten einer groͤßeren 
Gefahr ausgeſetzet hat a); oder wenn 

c) der Verleumder ein Dienſtbothe, 
Hausgenoß oder ein Untergebener des 
Verleumdeten iſt, oder ein Beamter die 
Verleumdung in ſeinem Amte ausgeuͤbet 
hat b). 


1) S. $. 242. II. Thl. 

a) Dieſes iſt der Fall, wenn man Jemanden eines 
Verbrechens beſchuldiget, auf welches wegen feis 
ner Größe und Gefaͤhrlichkeit eine ſchaͤrfere Stras 
fe geſetzet iſt: z. B. eines Hochverrathes, der 
Credits⸗Papierverfaͤlſchung u. d. g. 

b) Enthält dieſer Fall nicht auch eine Art des Miß⸗ 
brauches der Amts gewalt, da dieſes Ver⸗ 
brechens (nach dem H. 86. b.) jeder Beamte ſchul⸗ 
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Der Grund, warum die Strafbarkeit der 
That unter dieſen Umſtänden wächſt, iſt im erſten 
Falle die Schwierigkeit einer dagegen zu ergreifen> 
den Vorſicht und wirkſamen Vertheid igung; im 
zweyten die Größe der geäußerten Bosheit, und 
im dritten die Verletzung mehrerer Pflichten. 


dig wird, der in Amtsſachen eine Unwahrheit 
bezeuget? Un wahrheit bezeichnet einen Ga t⸗ 
tungs ⸗ Begriff, wovon Verleumdung 
eine Art ausmacht, in Ruͤckſicht welcher (letz⸗ 
teren) der Geſetzgeber hier eine befondere An- 
ordnung ertheilet. Dieſe Art von Unwahr⸗ 
heit eines Beamten in Amts ſachen muß daher als 
eine Aus nahme von der Anordnung des §. 86. 
betrachtet, und bloß dem Verbrechen der Ver— 
leumdung untergeordnet werden. Dieſes erhellet 
auch daraus, weil der Umſtand, daß ein Beam— 
ter in Amtsſachen die Verleumdung ausüuͤbet, 
hier als ein beſonderer Erſchwerungsgrund 
angeführet wird, was nicht geſchehen konnte, 
wenn derſelbe zug leich das Verbrechen des Miß⸗ 
brauches der Amtsgewalt begründete; denn in 
dieſem Falle treffe der allgemeine Erſchwe— 
rungsumſtand ein, daß Verbrechen verſchie⸗ 
dener Gattung begangen worden (S. 5. 
37. 4.) 
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Sieben und zwanzigſtes Hauptftüc, 


Von dem Verbrechern geleifteten Vor⸗ 
ſchube. 


$. 190. 


Vorſchub zu Daß durch Zuthun eben die Gattung von 
Verbrechen. Verbrechen begangen werde, deren ſich 
der unmittelbare Thaͤter ſchuldig macht, 
iſt ſchon in dem S. 5. erklaͤret. Aber auch 
derjenige, der einem Verbrecher Vorſchub 
leiſtet, wird in nachſtehenden Faͤllen ſelbſt 

eines Verbrechens ſchuldig. 
Diejenigen, welche, weil fie durch Zuthun 
(nach dem 5. 5. auf die Verübung eines Ver— 
brechens hinwirken, ſich desſelben, wie der un— 
mittelbare Thäter, ſchuldig machen, ſind: 1) der 
intellectuelle Urheber; 2.) der Gehülfe, und 3.) 
diejenigen Theilnehmer, welche vor verüb— 
tem Verbrechen ſich mit dem Thäter über die, 
nach vollbrachter That, ihm zu leiſtende Hülfe, 
oder über einen Antheil an Gewinn und Vortheil 
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ein verſtanden haben. Wann und unter 
welchen Umſtänden man ohne vorläufiges, 
oder ohne alles Ein verſtändniß mit 
dem Thäter, durch eine, mach vollbrachter 
That, ihm geleiſtete Hülfe, oder durch einen An— 
theil an dem, aus derſelben entſtehenden, Vor— 
theile, Theilnehmer an dem nähmlichen Ver— 
brechen werde, erhellet aus den beſon dern 
Anordnungen der h. §. 95.5 98., 102., 105., dann 
der F. $. 165. und 175. Wer dagegen 1.) die 
Begehung eines Verbrechens ohne Zuthun er— 
leichtert, weil er deſſen Hinderung bos⸗ 
hafter Weiſe unter läßt; wer 2.) der 
DTheilnehmung an Verbrechen, auß er den 
vorhin erwähnten Fällen, ſich ſchuldig 
macht ) durch Verhehlung; b) durch Hüls 
fe zur Entweichung eines Verhafte⸗ 
ten; wer 3.) zur Entweichung aus dem 
Kriegsdienſte beredet, oder dieſelbe 
begünſtiget, macht ſich in der Regel ei: 
nes eigenen Verbrechens, deſſen Gattung 
das Geſetz durch die Benennung der Vorſchu b— 
leiſtung bezeichnet, ſchuldig. Von den, unter 
dieſer Gattung begriffenen, Verbrechen iſt in die— 
ſem Hauptſtücke die Rede. Obwohl ſie unter die 
öffentlichen gehören, ſo hat man ſie dennoch, 
und zwar aus dem Grunde hier am Ende zu— 
ſammengeſtellet, weil ſie ſich größten Theils auf 
alle Gattungen der Verbrechen beziehen, und daher 
der verſchiedene Grad ihrer Strafbarkeit erſt dann 
ganz richtig kann beurtheilet werden, wann man 


2) Durch bos⸗ 
hafte Unter⸗ 
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bereits die verſchiedene Strafbarkeit jener Ver⸗ 


brechen kennet, welche ſie begünſtigen. 
$. 191. 
Erſter Fall. Wenn Jemand, ein 


laſſung der Verbrechen zu hindern, aus Bosheit un— 


Verhinde⸗ 


rung; 


terlaͤßt, da er es doch leicht, ohne ſich 
einer Gefahr auszuſetzen, hätte hindern 
koͤnnen. Sand 

Dieſe Art des Vorſchubes feßet von Seite 
desjenigen, welcher derſelben ſchuldig werden fol, 
voraus, daß er 1.) von dem Vorhaben eines 
andern, ein Verbrechen zu begehen, das je— 
doch nicht in den Hoch verrath einſchlägt, 
Kenntniß habe. Iſt das Verbrechen ſchon früher 
verübet, fo läßt ſich in Beziehung auf das ſelbe 
das Entſtehen dieſer Art des Vorſchubes nicht mehr 
denken, weil das Geſchehene kein Gegenſtand 
der Verhinderung ſeyn kann. Iſt das zu ver— 
übende eine, in den Hochverrath einſchla— 
gende Unternehmung, ſo begründet die Nichthin— 
derung nach der Anordnung des |. 54. Mit: 
ſchuld an demſelben. Die Hinderung ei— 
ner Uebertretung, die kein Verbrechen iſt, wird 
zwar durch kein Strafgeſetz gebothen; iſt 
aber deſſen ungeachtet Pflicht eines gut- denkenden 
Staatsbürgers. Die Pflicht zur Verhinderung 
ſetzet 2.) die Einſicht voraus, daß man die 
That hindern könne, d. h. der Verpflichtete 
muß wiſſen, daß ihm Mittel zu Gebothe ſtehen, 
durch deren Anwendung er die Ausführung der⸗ 
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felden unmöglich macht. In Beziehung auf den⸗ 
jenigen, welcher dieſe Mittel nicht kennet, iſt die 
Verhinderung ſo viel, als unmöglich, wenn gleich 
ein Anderer an deſſen Stelle ſie möglich gefun— 
den hätte. 3.) Die Verhinderung muß leicht 
ſeyn. Sie darf daher keinen, für den dazu Ver— 
pflichteten, bedeutenden Kräftenaufwand fordern; 
nur kann die finnlihe Neigung nicht zum 
Maßſtabe deſſen angenommen werden, was 
ſchwer oder leicht zu hindern iſt, weil eine Rück— 
ſicht auf dieſelbe in Fällen, wo dadurch unerlaub— 
te Zwecke begünſtiget werden, nicht geſtattet ſeyn 
kann. 4. Die Verhinderung muß für den dazu 
Verpflichteten ohne Gefahr ſeyn. Mit Ges 
fahr iſt ſie für denſelben verbunden, wenn er 
ſich dadurch wahrſcheinlich ein Uebel zuzieht, wel— 
ches ihn, ohne daß er ſich dagegen ſelbſt, oder 
durch den Beyſtand des Staates leicht ſchützen 
könnte, widerrechtlich träfe. 5.) Der böſe Vor— 
ſatz iſt vorhanden, wenn die Verhinderung aus 
dem Grunde unterlaſſen wird, um dadurch 
die Begehung des Verbrechens zu er— 
leichtern. Das Verbrechen fällt daher weg, 
wenn die Hinderung der That aus Sorgloſig— 
keit, Nachläſſigkeit oder wegen eines Zufalles, 
der davon abhielt, unterblieben iſt a). 6.) Das 
Verbrechen iſt vollendet, ſo bald dieThat, welche 


a) Bey der Erhebung des boͤſen Vorſatzes werden 
dem Richter die vorhin unter 1.) 2.) und 3.) exe 
örterten Puncte die beſte Aufklärung geben, 
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man hätte hindern ſollen, verübet iſt. Ein Ver⸗ 


Strafe. 


ſuch zu demſelben iſt nicht begreiflich, weil das 


Verbrechen in einer pflichtwidrigen Unterlaf 


fung beſteht, und in dem, was nicht ge 
ſchieht, ein Mehr oder Weniger ſich nicht den⸗ 
ken läßt. 

f. 192. 

Bey dem Verbrechen des Hochver— 
rathes iſt eine ſo beſchaffene Unterlaſſung 
fuͤr Mitſchuld zu achten, und auf die in 
dem H. 84. beſtimmte Art zu beſtrafen. 
Bey andern Verbrechen fol der Schufs 
dige mit Kerker von ſechs Monathen bis 
auf Ein Jahr; wenn aber die auf die That 
geſetzte Strafe der Tod oder lebenslang 
dauernder Kerker iſt, mit ſchwerem Ker— 
ker zwiſchen Einem und fünf Jahren bes 
ſtrafet werden. 

„Wenn man bedenket, daß der Bürger ſich 
die thätige Mitwirkung zum Zwecke der gemein— 
ſchaftlichen Sicherheit als Pflicht aufleget; daß 
die Oeſterreichiſche Geſetzgebung nur ſehr gemein— 
ſchädliche Handlungen, deren Unrecht ſich nicht 
verkennen läßt, als Verbrechen aufſtellt; daß ſie 
nur die boshaft unterlaſſene Verhinderung, und 
nur in dem Falle, wo ſie leicht und ohne Gefahr 
möglich war, zum Verbrechen anrechnet, und 
dieſelbe ordentlicher Weiſe mit der geringſten Cri— 
minal: Strafe, wenn aber die auf die That ge— 


ſetzte Strafe der Tod oder lebens lang dauern» 
der Kerker iſt, mit ſchwerem Kerker zwiſchen ei⸗ 
nem und fünf Jahren beſtrafet; ſo hat der Bür— 
ger Oeſterreichs nicht Urſache über die Strenge 
des Geſetzes zu klagen a).“ 
9. 193. 

Zweyter Fall. Wenn Jemand 
der nachforſchenden Obrigkeit die zur Ent— 
deckung des Verbrechens oder des Thaͤ— 
ters dienlichen Anzeigungen verheimlichet, 
ober den Verbrecher vor ihr verbirgt, oder 
den ihm bekannten Verbrechern Unter— 
ſchleif gibt, oder ihre Zuſammenkuͤnfte, da 
er fie ndern koͤnnte, beguͤnſtiget. 

Dieſes Verbrechen wird daher begangen: 1.) 
durch Verheimlichung der Anzeigungen. Unter 
Anzeigungen (ndzeia) verſteht man Umſtände, 


die zur Entdeckung entweder eines begangenen Ver— 


brechens oder des Thäters dienlich ſind: z. B. 
Werkzeuge, die 1 zur Ausübung eines Ver— 
brechens dienen: eſtohlenes Gut, u. dergl. a), 
Die Verheimlichung derſelben ſetzet von Seite 
des Verhehlers Handlungen voraus, wodurch 
fie der möglichen Wahrnehmung oder Erkennt: 


— — 


a) Worte des gelehrten und ſcharfſinnigen Verfaf— 
ſers der jährlichen Beytraͤge zur Geſetzkunde und 
Rechtswiſſenſchaft in den Oeſterr. Erbſtaaten. I. 
Bd. Seite 181. 

2) S. F. 259. u. f. 
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b) durch 


Verheblung; 
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niß der Obrigkeit, da dieſe im Nachfor⸗ 
ſchen begriffen iſt, entzogen werden. Die 
Verheimlichung der Inzichten vor andern Men— 
ſchen kann dieſem Falle nicht gleich geſtellet wer⸗ 
den. Die Verhehlung eines Gutes, von welchem 
der Verhehler weiß, daß es entweder geſtohlen, 
oder veruntreuet, oder geraubet iſt, kann dieſem 
Verbrechen nur damahls beygezählet werden, 
wenn es nicht aus gewinnſüchtiger Abs 
ſicht geſchah. Denn wo dieſe Abſicht dabey un— 
terläuft, geht die That nach Verſchiedenheit der 
Fälle in Theilnehmung entweder am Raube, oder 
am Diebſtahle, oder an der Veruntreuung über b). 
2.) Durch Verbergung des Verbre⸗ 
chers vor der Obrigkeit. Hierzu wird 
erfordert, daß der Verhehler auf irgend eine Weis 
ſe dazu beytrage, die Perſon des ihm bekannten 
Verbrechers den Augen der Obrigkeit zu entzie⸗ 
hen, ſey es durch einen verborgenen Ort, durch 
Verkleidung, durch Verſtellung der Perſon oder 
auf was immer für eine andere Art. 3.) Durch 
den Verbrechern gegebenen Unter 
ſchleif. Dieſes fällt demjenige e zur Laſt, der 
ihm bekannten Verbrechern Obdach gibt, 
umihnendadurch einen zeitlichen Auf⸗ 
enthalts ort zu verſchaffen. Wenn die⸗ 
ſe Abſicht wegfällt (ob das Läugnen derſelben 
nicht eine bloße Ausflucht ſey, müſſen die Um⸗ 


b) Vergl. hiemit 9. 165. Anmerkung a. und §. 175. 
Anmerkung a. 
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ſtän de lehren), fo fällt auch, weil der böſe Vor⸗ 
ſatz mangelt, das Verbrechen weg. Sowohl in 
dieſem als in dem vorhergehenden Falle der Ver— 
hehlung wird vorausoͤgeſetzt, daß dieſelbe ſich nicht 
auf einen Ausreißer (Deſerteur) oder auf Je— 
manden beziehe, der wegen eines Verbrechens 
verhaftet geweſen, dann entkommen, und gegen 
den die Obrigkeit in der Nach forſchung bes 
griffen iſt; denn in dem erſtern dieſer Fälle 
trifft der vierte, in dem letzteren die dritte Art 
des Verbrechens der Vorſchubleiſtung ein c). 4.) 
Durch Begünſtigung ihrer Zuſam— 
men künfte, da man ſiehin dern könn⸗ 
te. Die Begünſtigung äußert ſich alſo in der 
Nichthinderung der Zufammenfünfte ſolcher Men— 
ſchen, die man als Verbrecher erkennet. Auf den 
Ort, in welchem dieſe Zuſammenkünfte gehalten 
werden, kömmt es nicht an, ſobald ſie verhin— 
dert werden können. Doch ſcheint es, daß man 
nur von demjenigen ſagen könne, er begünſtige 
dieſelben, welcher ſie leicht, ohne ſich einer 
Gefahr aus zuſetzen, hindern könnte, und 
dennoch die Hinderung unterläßt. Dieſes läßt 
ſich nicht nur aus der Vergleichung dieſes Falles 
mit der Anordnung des $. 191. folgern, ſondern 
auch insbeſondere aus den Worten: Zufammene 
künfte begünſtigen, ſchließen; denn wie koͤnn⸗ 
te man eine Begünſtigung, oder auch nur eine 


c) S. C 196 u. 199 


Strafe. 
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Billigung aus dem Verhalten desjenigen abneh⸗ 
men, der eine Verhinderung unterläßt, weil dies 
ſelbe mit großem Kräftenaufwande und eigener 
Gefahr verbunden iſt! In allen Fällen dieſer Art 
des Vorſchubes wird vorausgeſetzt, „) daß die 
Verhehlung nicht ſolche Umſtände begleiten, wel— 
che entweder nach der allgemeinen Anordnung des 
§. 5., oder nach den befondern Vorſchriften die— 
ſes Geſetzes der Theilnehmung an dem 
nähmlichen Verbrechen, auf welches ſich 
die Leiſtung des Vorſchubes beziehet, ſchuldig 
machen. Wenn aber Jemand, außer dieſen 
Verhältniſſen, aus ſeiner Verhehlung auch 


einen Vortheil ziehet, ſo wird die Weſenheit des 


Verbrechens dadurch nicht geändert d). b) Wenn 
ſich die Verhehlung auf eine, in den Hoch ver— 
rath einſchlagende, Unternehmung beziehet, ſo 
kann dieſelbe (nach dem $. 55. auch von dem Ver: 
brechen der Mitſchuld an dem letzteren begleitet 
ſeyn. In dieſem Falle wird dann die Strafe 
nach der Vorſchrift des F. 28. beſtimmt werden 
müſſen. Sonſt iſt dieſelbe, dem folgenden 9. 
gemäß, auszumeſſen. 
$. 194. 

Ein ſolcher Verhehler, wofern nicht 
zugleich der in dem §. 55. angeführte Fall 
der unterlaſſenen Anzeige eintritt, ſoll 
nach der Gefaͤhrlichkeit des verhehlten Ver⸗ 


a) S. hierüber den $, 190. 
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brechens, und nach der durch feinen Vor— 
ſchub befoͤrderten Schaͤdlichkeit, mit Ker⸗ 
ker von ſechs Monathen, bis auf drey 
Jahre; und im Falle des gegebenen Uns 
terſchleifes oder der beguͤnſtigten Zuſam— 
menkuͤnfte mit ſchwerem Kerker bis auf 
fuͤnf Jahre beſtrafet werden. 

Der Grund der erhöhten Strafbarkeit in den 
zwey letztern Fällen liegt in der größeren Gefaͤhr— 
lichkeit derſelben, da ſich in dieſen der ſträflich⸗ 
Vorſchub auf Mehrere ausdehnt. 

9. 195, 

Doch koͤnnen des Verbrechers Ver⸗ 
wandte a) in auf- und abſteigender Li— 
nie b), wie auch diejenigen, welche mit ihm 
im erſten Grade verſchwaͤgert find eh, fer 

ne Geſchwiſter und Geſchwiſterkinder, 


a) Das Geſetz unterſcheidet nicht, ob die Verwaͤndt⸗ 
ſchaft, von welcher hier die Rede iſt, einbaͤndig 
oder zweybändig ſey, und od ſich dieſelbe auf eine 
ehliche oder außerehliche Zeugung gründe; nur 
muß dieſelbe auch in dem letzten Falle ehrlich 
gewiß ſeyn. 

b) Ohne Ruͤckſicht auf die Nähe des Grades. 

e) Hierher gehören alſo diejenigen, welche mit den 
Ehetheil des Verbrechers im erſten Grade ver⸗ 
wandt ſind, als: A. in der geraden Linie: 
1.) die Aeltern des Ehetheiles des Verbrechers; 
2.) die Kinder dieſes Ehetheiles, dig er nicht mie 
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und fein Ehegenoß wegen einer ſolchen Ver⸗ 
hehlung allein d), nicht geſtrafet werden. 


Dieſe Ausnahme iſt eine billige Rückſicht 
auf die Verhältniſſe und natürlichen Triebe der 
angeführten Perſonen gegen den Verbrecher. „Der 
Staat, ſagt Feuerbach in ſeiner kräftigen 
Sprache, darf keine Zumuthung wagen, welcher 
die Natur ſelbſt durch die heiligſten und ſtärkſten 
Gefühle ſich entgegen ſträubt. Dieſe Bande des 
Blutes ſind ihm ſelbſt zu wichtig, als daß er 
zu ihrer Verletzung auffordern dürfte; und er 
muß fie ſchon darum ehren, weil fie mächtiger 
ſind, als er. Ein Geſetz, von welchem voraus— 
zuſehen iſt, daß es in der Regel nur der Böſe 
und Gefühlloſe befolgen werde, und deſſen Ver— 
letzung den Beyfall aller Herzen des Volkes hat, 
kann kein gutes Geſetz ſeyn e).“ 

9. 196. 


dem Verbrecher erzeuget hat. B. In der Sei⸗ 
tenlinie, die Geſchwiſter des Ehetheiles des 
Verbrechers. 

d) Soll daher den erwähnten Perſonen die Ausnah⸗ 
me von dieſem Strafgeſetze zu Theil werden, ſo 
darf zu dem, wodurch nach dem §. 193. das Ver⸗ 
brechen der Verhehlung entſtehr, keine weitere 
ſtraͤfliche Handlung oder Theilnehmung mehr 
hinzukommen, weil der Geſetzgeber die Verheh— 
lung nur durch das, aus dieſem Verhältniffe ent⸗ 
ſpringende, Inte reſſe an der Per ſon, nicht 
an der That des Verbrechers entſchuldigen kann. 

e) S. Kritik des Kleinſchrodiſchen Entwurfes zu 
einem peinl. Geſetzb. II. Thl. S. 240. 
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5. 196, 

Dritter Fall. Wenn Jemand Fr 
einem wegen eines Verbrechens Verhaf— 5 77 0 5 
teten die Gelegenheit zum Entweichen durch es 
Liſt oder Gewalt erleichtert, oder der nach- teten; 
forſchenden Obrigkeit in Wiedereinbrin— 
gung des Entwichenen Hinderniß legt. 

Die Begehung dieſes Verbrechens ſetzet Je— 
manden voraus, der entweder wegen eines Ver— 
brechens (nicht wegen einer geringeren Uebertre— 
tung) im Verhafte, oder aus demſelben entwi— 
chen iſt. Es gilt gleich viel, ob er der That 
nur beſchuldiget, oder bereits ſtraffällig erkannt 
worden ſey a). Den Verhafteten und den aus 
dem Verhafte Entwichenen, Jeden in Beziehung 
auf ſich ausgenommen, kann dieſes Vorſchubes 
Jedermann ſchuldig werden, der vor ſätzlich 
entweder dem erſteren die Gelegenheit zum Ent— 
weichen durch Liſt oder Gewalt erleichtert, oder 
der nachforſchenden Obrigkeit in Wiedereinbrin— 
gung des letzteren Hinderniß legt. Wenn der 
Verhaftete ſelbſt, ohne ein anderes Verbrechen 
zu begehen, mittelſt Liſt oder Gewalt entweichet , 
oder zu entweichen verſucht, ſo iſt die That nach 
unſerem Geſetze kein Verbrechen, vermuthlich, weil 
man die Forderung an den Verbrecher, ſich frey⸗ 
willig in die Strafe zu ſchicken, unnatürlich fand, 

a) Verol. dieſen $ mit dem folgenden, 


P. K. R. II. Theil. C € 


Strafe, 
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und einſah, daß dieſelbe, wenn man fie nicht 
durch barbariſche Mittel handhaben fol, in der 
Regel unbeachtet bleiben würde. Jedoch befiehlt 


das Geſetz, gegen einen ſolchen die Vorſichtsmit⸗ 


tel zu verdoppeln b), die That ſelbſt aber nur 
als eine Verletzung der Prävention i m politi⸗ 
ſchen Wege zu beſtrafen c). Daher wird 
auch die Unterſuchung und Ahndung der, an der 
Entweichung eines Verhafteten Schuld tragen— 
den, Gerichtsperſonen (denen es alſo am böſen 
Vorſatze mangelt) den politiſchen Behörden und 
Kreisämtern überlaſſen d). Sollte aber eine 
Gerichtsperſon abſichtlich die Gelegenheit zum Ent⸗ 
weichen gemacht oder erleichtert haben, ſo begeht 
fie dieſes Verbrechen, und iſt dem Criminal= Ges 
richte unterworfen. 
8 197. 

Wenn der Vorſchub von Jemanden 
gegeben wird, der zur Sorge fuͤr die Ver— 
wahrung verpflichtet iſt; oder wenn der⸗ 
jenige, der den Vorſchub geleiſtet, wußte, 
daß der Verhaftete eines Hochverrathes, 


b) Vergl. §. 310. 311. U. 330. 

c) Die Anweiſung hieruͤber geben §. 330. und das 
Hof⸗Dekret vom 3. Maͤrz 1804. 

d) Hof-Reſolution vom 9. Octob. 1804. Die Gu⸗ 
bernial-Currende fuͤr Steyermark und Kaͤrnthen 
vom 4. Juny 1806 enthält eine beſtimmte Anwei⸗ 
ſung uͤber die Pflichten des Gerichtes, bey dem 
ſich ein ſolcher Fall der Entweichung ereignet. 
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einer Verfaͤlſchung der Eredits + Papiere 
oder Münze, eines Mordes, Raubes oder 
angelegten Brandes beſchuldiget, oder 
ſtraffaͤllig erkannt iſt, wird der Verbre— 
cher mit ſchwerem Kerker, und zwar, wann 
der Vorſchub einem wegen Hochverra— 
thes oder verfaͤlſchter Kredits-Papiere Ders 
hafteten geleiſtet worden, zwiſchen fuͤnf 
und zehn Jahren) in andern hier benann— 
ten Fällen aber zwiſchen Einem und fünf 
Jahren zu beſtrafen ſeyn. 

| $. 198. 

Iſt der Verhaftete um eines andern Vers 
brechens willen, als die in den vorherge— 
henden Paragraphen benannt ſind, in der 
Unterſuchung oder Strafe, und hat der— 
jenige, der ihm Vorſchub gethan, keine 
beſondere Pflicht auf ſeine Verwahrung; 
ſo iſt die Strafe Kerker zwiſchen ſechs Mo⸗ 
nathen und Einem Jahre. 

Wenn der aus dem Verhafte Entwichene des 
Hoch verrathes ſchuldig, und dieſes demje— 
nigen, welcher der nachforſchenden Obrigkeit in 
der Wiedereinbringung desſelben Hinderniß legt, 
bekannt iſt; ſo kann zugleich der, in dem §. 55. 
angeführte, Fall der unterlaſſenen An⸗ 
zeige eintreten, wodurch Mitſchuld am Hoch— 
verrathe entſteht. Die Strafe iſt dann nach der 
Vorſchrift des §. 28. zu beſtimmen. 

Cc 2 


chdurchHuͤl⸗ 
fe zur Ent⸗ 


weichung 
aus dem 
Kriegsdien⸗ 
ſte. 


“cs 


. 5. 199 8 

Vierter Fall. Wenn Jemand 
einen zur Fahne geſchwornen Soldaten 
oder einen zu dem Militär» Körper gehoͤ— 
rigen Dienſtknecht zur Entweichung aus 


dem Dienſte beredet, oder ihm dazu mit 


Rath und That an die Hand geht; oder 
wer einem Ausreißer durch Abkaufung ſeiner 
Montur oder ſeines Gewehres, durch An⸗ 
weiſung des Weges, durch Verkleidung, 
Verbergung, durch einen bey ſich gege⸗ 
benen Aufenthalt, oder auf ſonſt eine Art 
huͤlfliche Hand biethet, wodurch die Aus- 
reißung erleichtert, oder die Ausforſchung 
und Wiedereinbringung des Ausreißers 
erſchweret wird. 

Dieſes Verbrechen ſetzet voraus I. entweder 
einen, zum Militär⸗-Körper gehörigen, Dienſtknecht, 
oder einen zur Fahne geſchwornen Soldaten von 
was immer für einem Range. Es kann daher 
in Beziehung auf die zum Dienſte bey den Re⸗ 
gimentern Vorgemerkten und die Recruten nicht 
Statt finden; wohl aber kann eine ſchwere Po— 
lizey⸗Uebertretung, wenn dieſe zur Aus wande— 
rung verleitet werden, eintreffen, weil derjenige 
der es ſich zum Geſchäfte macht, Unterthanen 
dieſer Staaten zur Anſiedlung in fremden Län— 
dern zu verleiten, eine ſolche begeht a). II. Die 


2) S. 5. 70. II. Thl. 
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Handlung, durch welche diefe Art verbrechertfchen 
Vorſchubes geleiſtet wird, beſteht entweder a) 
darin, daß eine ſolche Perſon aus dem 
Dienſte zu entweichen beredet, d. h. 
dazu bewogen wird. Die That gehört daher 
nicht unter dieſes Verbrechen: 1) wenn der Sol⸗ 
dat oder militäriſche Dienſtknecht ſich im Gefäng⸗ 
niſſe befindet, und ihm Jemand die Gelegenheit 
aus demſelben zu entweichen, erleichtert. Denn 
die Abſicht des Vorſchub leiſtenden iſt hier nicht, 
den ſelben dem Dienſte, ſondern dem Gefängniſſe 
zu entziehen. Jedoch würde unter ſolchen Um— 
ſtänden das Verbrechen der Hülfe zur Entwei— 
chung eines Verhafteten erſchweret werden. 2.) 
Wenn der Endzweck der Beredung iſt, die Per 
ſon für fremde Kriegsdienſte, oder auch 
nur zur Anſiedlung in fremden Län⸗ 
dern zu werben; denn in dieſem Falle iſt der 
Thäter nach dem Kriegsgeſetze und durch das 
Militär⸗Gericht zu verurtheilen und zu beſtrafen b). 
Oder b) die Handlung beſteht darin, daß einer 
ſolchen Perſon zur Entweichung aus dem Dienſte 
auf was immer für eine Art Hülfege⸗ 
leiſtet wird. Der Zweck der Hülfe mag 
ſeyn, dem Militariſten die Aus reiß ung zu 
erleichtern, oder die Ausforſchung und 
Wie dereinbringung desjenigen, der 
ſchon aus geriſſen hat, zu erfhwes 
ren. Auf die Art der hier gewählten Mittel 


— 


b) S. § 77. I. Thl. 


Strafe. 
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kömmt es nicht an; auch nicht auf das Verhält⸗ 
niß, in welchem derjenige, der den Vorſchub let: 
ſtet, zu dem Ausreißer ſteht. Verwandtſchaft ent⸗ 
ſchuldiget daher von dieſem Verbrechen nicht, 
weil eine Entſchuldigung, welche die Wirkſam⸗ 
keit der Geſetze überhaupt vereiteln würde, 


nicht zuläßlich iſt. Dieſes wäre aber hier der 


Fall, da es keinem Zweifel unterliegt, daß der 


Ausreißer größten Theils nur bey ſeinen Ver⸗ 
wandten Schutz und Hülfe ſucht. Ueberhaupt 
iſt die ſtrenge und allgemeine Handhabung dieſes 


Geſetzes erſt unlängſt neuerdings eingeſchärfet wor⸗ 
den c). III. In ſo ferne dieſes Verbrechen nach 
dem vorliegenden Strafgeſetze beſtrafet werden ſoll, 
wird vorausgeſetzet, daß die desſelben ſchuldige Per⸗ 
fon vom Civil ⸗ Stande ſey. Militariſten, 
welche dasſelbe begehen, ſo wie der Ausreißer 
ſelbſt werden nach dem Kriegsgeſetze und durch 
das Militär-Gericht verurtheilet und ii 


§. 200. 


Ein ſolcher Befoͤrderer ſoll nebſt dem, 
daß er fuͤr einen Ausreißer a) vom Fuß⸗ 
volke funfzig Gulden; wenn er aber von. 
der Reiterey war, hundert Gulden an die 


c Hofkanzley⸗Verordnung v. 22. Jänner 1808. 

a) Iſt der Ausreißer ein Knecht von dem Militärs 
Fuhrweſen, fo hat der Befoͤrderer an die Kriegs- 
Caſſe zwölf Gulden, dreyßig Kreutzer zu bee 
zahlen. Hofkanzley⸗Dekret v. 15. Octob. 1807. 
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Kriegs⸗Caſſe zu bezahlen hat, noch uͤber dieß 
im Kerker zwiſchen ſechs Monathen und Ei— 
nem Jahre angehalten werden. Kann er 
die Zahlung an die Kriegs-Caſſe nicht lei⸗ 
ſten, ſo iſt die Strafzeit laͤnger auszu— 
meſſen, oder zu verſchaͤrfen; und kann der 
Umſtand, daß der Ausreißer wieder ein— 
gebracht worden, an der Anwendung ge— 
genwaͤrtiger Anordnung nichts aͤndern. 

Die angeführten Geldbeträge, welche an die 
Kriegs⸗Caſſe bezahlet werden müſſen, machen das 
Doppelte des gewöhnlichen Handgeldes aus, das 
bey Werbungen gebothen wird. Sie ſind daher 
zum Theil als Erſatz desſelben zu betrachten, 
und da in dem Falle, daß dieſer nicht geleiſtet 
wird, mehrere Rechte verletzet werden, ſo iſt es 
natürlich, daß dann die Strafe zunimmt. Die 
Einbringung des Ausreißers kann an dieſen An— 
ordnungen des Strafgeſetzes nichts ändern; denn 
iſt ein Mahl zur Entweichung aus dem Kriegs- 
dienſte Vorſchub gethan worden, ſo iſt das Ver— 
brechen begangen, und daher die geſetz liche 
Strafe mit allen ihren Beſtimmun⸗ 
gen verdienet. Die zufällige Einbringung des 
Ausreißers, die ſpäter erfolget, kann die Straf— 
barkeit eines vollendeten Waden nicht 
vermindern. 


4 


Acht und zwanzigſtes Hauptſtuͤck. 


Von Erloͤſchung der Verbrechen und 
Strafen. | 


Wem ein Verbrechen begangen worden, und 
feine gegründete Entſchuldigungsurſache vorhan— 
den iſt, ſo entſteht für die richterliche Gewalt 
das mit einer Pflicht verbundene Recht, für den 
Verbrecher in Anſehung der begangenen That ei— 
ne rechtliche Folge, die geſetzliche Strafe, 
zu beſtimmen. Dieſes Recht dauert ſo lange fort, 
bis ein Grund, der dasſelbe aufhebt, eingetreten 
tft. Dieſer Grund kann nur in Umſtänden lie⸗ 
gen, welche die Ausübung jenes Rechtes entwe⸗ 
der phyſiſch oder rechtlich unmöglich mar 
chen. Iſt ein ſolcher Umſtand eingetroffen, ſo 
pflegt man zu ſagen: das Verbrechen iſt 
erloſchen. Der folgende . beſtimmt die Geün⸗ 
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de, aus welchen dieſes nach unſerem bee ge⸗ 
ſchehen fann a)» 


F. 201. 


Das Verbrechen erliſcht: Erlöſchungs⸗ 
a) durch den Tod des Verbrechers au de 
b) durch die ausgeſtandene Strafe; 

c) durch die Erlaſſung derſelben; 

d) durch Verjaͤhrung. 


Der erſte dieſer Gründe macht es dem Rich⸗ 
ter phyſiſch, die übrigen machen es ihm rechtlich 
unmöglich, gegen den Thäter eine Strafe zu ver— 
hängen. Man vermiſſet vielleicht unter den rechts 
lichen Erlöſchungsarten die vollſtändige Log: 
ſprechung des Beſchuldigten. „Allein dieſe beziehet 
ſich, wie der Edle von Zeiller in ſeiner lehrreichen 
Zeitſchrift ſich ausdrückt a), nur auf die bisher 
vorgelegenen Beweiſe, und erfläret nur, daß der- 
mahlen kein Grund vorhanden ſey, den Beſchul— 
digten für verdächtig zu halten. Es ertheilet 


a) Da die Erloͤſchungsarten allen Verbrechen ge 
mein ſind, ſo gehoͤrten ſie zwar nach der ſtreng 
ſyſtematiſchen Ordnung in den allgemeinen 
Theil dieſes Geſetzes. Weil aber zur deutlichen 
Kenntniß derſelben zum Theil die Kenntniß der 
einzelnen Gattungen von Verbrechen noͤthig iſt; 
fo iſt dieſer Gegenſtand auf das Ende dieſes Ab— 
ſchnittes verſparet worden. S. Edlen v. 5 eil. 
ler: Jaͤhrlicher Beytrag w. o. J. Vd. S. 

u. f. 
1) S. Löhrlicher Beptrag w. o. II. Bd. Seite go. 


a) Der Tod 
des Verbre⸗ 


chers; 
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ihm aber keinen Vorzug vor jedem andern recht⸗ 
ſchaffenen Bürger, der, wenn gegen ihn dem Ges 
richte bisher unbekannt geweſene Anzeigungen vor⸗ 
kommen, zur Verantwortung gezogen werden 


kann. Geſtattet doch das Geſetz die Erneuerung 


eines Civil⸗Proceſſes wegen neuer erheblicher Bes 
weismittel; ſoll es auf die allgemeine Rechtsſi⸗ 
cherheit weniger Aufmerkſamkeit verwenden? Soll 
ein nachläſſiger, ich will nicht ſagen, ein parteyi⸗ 
ſcher Richter, der ſein Amt auf eine oberflächli⸗ 
che Unterſuchung der vorgelegten Anzeigungen ein⸗ 
ſchränket, dem Verbrecher einen Freyheits brief 
ertheilen können, der ihn auch gegen die klär⸗ 


ſten e vor der Beſtrafung ſicherſtellte?“ 


F. 202. 
Der Tod des Thaͤters, dieſer mag 
vor oder nach eingeleiteter Unterſuchung, 
vor oder nach geſchoͤpftem Urtheile erfol— 
gen, hebt zwar die Verfolgung des Ver⸗ 
brechers und die Anwendung der Strafe 
auf a); jedoch hat das beweis augekündis⸗ 


a) Die Strafe iſt ein Uebel der Empfindung, der 
Tod ein Zuſtand gänzlicher Empfindungsloſigkeit. 
Die Anwendung derſelben in dieſem Falle wäre 
daher zwecklos, und wuͤrde die ſtrafende Gewalt 
zum ſinnloſen Werkzeuge der Rache erniedrigen. 
Der Todfall des Thaͤters ändert aber nichts an 
den Rechten derjenigen, welche durch das Vers 
brechen beleidiget oder beſchaͤdiget worden find, 


— 


4 
te Urtheil ſeine Wirkung, in Anſehung 
der nach dem §. 23. unter c. verlornen frey⸗ 
en Verfuͤgung uͤber das Vermoͤgen. 3 

$. 203, 1 

Wenn ein Verbrecher duch Selbſt⸗ 
mord ſich der Beſtrafung entzogen hat, 
ſoll bey Verbrechen, die großes Aufſehen 
erwecket haben, dafern das Verbrechen 
geſetzmaͤßig erwieſen iſt, der Nahme des 
Verbrechers mit dem Inhalte ſeines Ver— 
brechens auf diejenige Art kund gemacht 
werden, die im zweyten Abſchnitte 9.498. 
vorgeſchrieben iſt. 

Die 1 beſteht alias) daß der 
Nahme des Verbrechers mit dem Inhalte ſeines 
Verbrechens an einem Pfahle, oder wenn auf 
das Verbrechen die Todesſtrafe gedrohet iſt, an 
einem Galgen, und zwar an einem, zur Voll⸗ 
ziehung öffentlicher Strafen beſtimmten, Orte der— 
geſtalt angeſchlagen wird, daß es der Vor— 
übergehende leicht leſen, aber Niemand abreißen, 
oder ſonſt vertilgen könne. Dieſe öffentliche Be⸗ 
kanntmachung iſt durch drey auf einander folgen— 
de Tage alſo angeheftet zu laſſen, nebſt dem drey 
Mahl in die Zeitungsblätter der Provinz einzu— 


und welchen dafuͤr Genugthuung oder Entfchädi: 
gung von deſſen Erben oder aus dem Vermoͤgen 
desſelben gebuͤhret. S. §. 35- 
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rücken, wo biefelbe erlaffen worden. Hierdurch 
wird theils zur Beruhigung des Publicums bey— 
getragen, theils der wahrſcheinlichen Abſicht fols 
cher Selbſtmörder: der Entehrung ihres 
Nahmens zu entgehen, begegnet. Weil 
der Selbſtmord unter die ſchweren Polizey— 
Uebertretungen gehoͤret, ſo iſt in einem ſol⸗ 
chen Falle zugleich nach der Vorſchrift des §. 92. 
des II. Theiles vorzugehen. 
$. 204. 
b) die Vol⸗ Wenn der Verbrecher die wider ihn 
Ein der erkannte Strafe ausgeſtanden hat, iſt das 
Verbrechen fuͤr getilgt anzuſehen. Der 
Beſtrafte tritt wieder in alle gemeinſchaft— 
liche, buͤrgerliche Rechte, ſo weit ihr Ver— 
luſt nicht unter den in dem §. 23. ausge⸗ 
druͤckten Folgen der Verurtheilung begrifs 
fen iſt a), oder nach dem §. 22. damit 
verbunden wird b). Er kann daher in 
dem Genuſſe ſolcher Rechte von Nieman— 
den gehindert oder gekraͤnket werden. Auch 
ſolh ih zm, fo lange er ſeinen Wandel mit 


a) 3. B. der verlorne Adel oder ee in 
nicht mehr angeſprochen werden. Dagegen tritt 
er in jene Rechte, deren Ausübung ihm nach dem 
$. 23. c. während der Strafzeit benommen iſt, 
wieder zuruͤck. Vergl. auch hiermit §. 24. 

d) Nähmlich der wegen eines Verbrechens aus dem 
Lande Verwieſene darf nie mehr jurücfehren 
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Rechtſchaffenheit fortſetzet, über das Vers 
gangene von Niemanden ein Vorwurf 
gemacht, noch er daruͤber auf irgend eine 
Art geſchmaͤhet werden. N 

Wer Jemanden über die ausgeſtandene Strafe, 
fo lange ſich ſolcher mit Rechtſchaffenheit beträgt, 
in der Abſicht, ihn zu ſchmähen, einen 
Vorwurf macht, begeht eine ſchwere Polizey— 
Uebertretung, die nach dem $. 242. des II. Thei⸗ 
les zu beſtrafen iſt. Dieſe Anordnung iſt noth— 
wendig. Der Staat kann zwar demjenigen, der 
feine Strafe überſtanden hat, die verlorne Ach 
tung der Bürger nicht wieder verſchaffen; er 
muß ihm aber die bürgerliche Ehre ſichern, weil 
eine unauslöſchliche Ehrloſigkeit dem Ne— 
benzwecke der Strafe gerade entgegen wirket, da fie 
anſtatt den Beſtraften zu beſſern, ihm alle We⸗ 
ge abſchneidet, jemahls ein nützliches Glied der 
Geſellſchaft zu werden, und ſich auf eine ehrbare 
Art zu ernähren e). 

$. 205. 

So weit die zuerkannte Strafe nach- die Nach⸗ 
geſehen worden, hat die Nachſicht eben ſicht; 
die Wirkung, wie die ausgeſtandene 
Strafe. 


1 


) S. d. Sonnenfels: Grundſaͤtze der Polizey, 
Handlung und Finanz. I. Tbl. $. 369. (Sechſte 
Auflage.) 


* 


414 


Die Begnadigung (aggratiatio), von 
welcher hier die Rede ift, beſteht in der Erlaſſung 
der zuerkannten, d. i. der rechtlich verwirk— 
ten Strafe a). Sie iſt entweder eine vol lſt än- 
dige oder unvollſtändige, je nachdem da— 
durch die ganze Strafe oder nur ein Theil der— 
ſelben erlaſſen wird. Aus dem aufgeſtellten Be: 
griffe ergibt ſich von ſelbſt, daß eine, nach Vor— 
ſchrift des Geſetzes getroffene, Milderung der 
Strafe, wegen rechtlicher Milderungs gründe, 
nicht Gnade, fondern Forderung des Rede 
tes ſey. Begnadigung kann alſo nur eine ſol— 
ch e Nachſicht der Strafe bedeuten, auf welche 
dem Verbrecher kein rechtlicher Anſpruch 
gebühret. Dieſes wichtige Recht ſteht nach der 
Anordnung des 9. 444. dem Landesfürſten allein 
zu. Daß es daher durch die poſitiven Geſetze 
anerkannt ſey, iſt außer Zweifel; allein nach den 
Grundſätzen des allgemeinen öffentlichen Rech- 
tes hat mau es vielfältig beſtritten by. Wenn 


a) Von der, durch die Einſtellung des Proceſſes 
(abolitio processus, generalis, specialis, ple- 
na, minus plena) vor vollendeter richterlicher 
Unterſuchung, möglichen Begnadigung, macht dies 
ſes Geſetz nirgends eine Meldung. Sie kann das 
her nach demſelben nicht Statt finden. 

b) Die Literatur uͤber das Begnadigungsrecht ſ. in 
Pütter's Literatur des Deutſchen Staatsrechts. 
zter Thl. §. 1284. u. Klüber’s Fortſetzung. S. 
411. u. f. S. auch das Archiv des Criminal⸗ 
Rechts über die neuern Anſichten des Begnadi⸗ 

> 
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man aber bedenket, daß Strafgeſetze gegeben 
werden, um den Zweck des Staates, die ge— 
meinſchaftliche Sicherheit, zu erreichen, und daß 
dieſelben um dieſes Zweckes willen, weil 
ſie ſonſt ohne Wirkſamkeit bleiben, ſtreng müſſen 
gehandhabet werden; fo ſcheint es, man könne 
hieraus eben ſo richtig folgern, daß damahls 
eine Ausnahme von denſelben (die Begnadigung) 
Statt finde, wann ihre Beobachtung den 
Zweck, um deren willen ſie gegeben 
find, zerſtören würde. Solche Fälle wer: 
den ſich ſelten ereignen c); aber fie find doch 
denkbar, und zeigen die Möglichkeit dieſes 
Rechtes d). Hieraus iſt auch abzunehmen, wa— 
rum das Geſetz erkläret, daß die Begnadigung 
nur dem Landesfürſten zuſtehe. Die gehörige 
Anwendung derſelben hänget von der Beurthei— 
lung politiſcher Gründe ab, deren Gewicht 


gungsrechtes, éter Bd. III. Stuck, Seite gy. u. f. 
Dann Joſ. Ohmeyer: Von dem Begnadigungs⸗ 
rechte das Regenten. Wien 1799. Ueber des Bee 
gnadigungsrecht des Regenten u. den richterlichen 
Ausſpruch. Jena, 1802. (Von Salch ow) 

c) Daher iſt auch nicht zu beſorgen, daß fie die 
Wirkſamkeit der Geſetze im allgemeinen laͤhmen. 

d) Weil nach dieſer Darſtellung in dem Falle, wo 
die Begnadigung zuläffig iſt, zugleich ihre Noth— 
wendigkeit eintrifft, ſo hat man den Ausdruck als 
uneigentlich gemißbilliget. S. das Archiv 
des Criminal- Rechtes a. a. O. Seite 94. u. f. 


416 


aus den beſondern, oft nur der höchſten Macht 
bekannten, Umſtänden erwogen werden muß. Es 
läßt ſich daher keine allgemeine Vorſchrift dar— 
über ertheilen, weßwegen fie derſelben vorzube⸗ 
halten iſt e). 

ö NY 206. 

Das Verbrechen erliſcht endlich durch Ver— 
jährung a). Verjährung Hi die Aufhebung 
der rechtlichen Folge eines begangenen Verbrechens 
(der Unterſuchung und Strafe) durch den Ablauf 
des geſetzlich beſtimmten Zeitraumes. In Bezie- 
hung auf dieſe Art der Eklöſchung ergeben ſich 
folgende Fragen: 1.) Von welchem Zeitpuncte be— 
ginnt fie (nach dem gegenwärtigen 9) 22.) Welcher 
Zeitraum wird dazu erfordert (nach dem $. 207.) ? 
3.) Unter welchen Bedingungen läuft ſie nach 
dem F. 208.) 2 4.) Welche Wirkung bringet fie 
hervor (nach dem §. 209. u. 210.) ? 

1 Durch Verjährung erliſcht Verbre— 
chen und Strafe, wenn der Thaͤter vom 
Tage des begangenen Verbrechens an zu 
rechnen b), in der vom gegenwärtigen Ger 

letze 


e) S. Edlen v. Zeiller: Jaͤhrlicher Beytrag w. 
o. II. Bd. Seite 81. u. f. 


2) S. § 201. 


b) Der Tag des begangenen Verbrechens wird das 
ber eingerechnet. 
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fege beſtimmten Zeit nicht in die Unterfus 
chung gezogen worden c). 
| §. 207. 

Die Zeit der Verjaͤhrung wird: 

a) für Verbrechen, worauf lebens— 
lauge Kerkerſtraße gelegt ift, auf zwanzig 
Jahre; 

b) bey ſolchen, die nach dem Geſetze 
mit einer Strafe von zehn bis zwanzig Jah- 
ren beleget werden ſollten, auf zehn Jah— 
re; fuͤr alle uͤbrigen Verbrechen auf fuͤnf 
Jahre beſtimmet a). 


e) Indeſſen erhellet doch aus dem §. 471. u. 474. 
daß die Verjährung auch vor ſich gehen koͤnne, 
obgleich der Thäter, vom Tage des begangenen 
Verbrechens an zu rechnen, in der, von dem ger 
genwärtigen Geſetze beſtimmten, Zeit in die 
Unterſuchung gezogen wurde, wenn naͤhm⸗ 
lich dieſe entweder aus Mangel rechtlicher Be- 
weiſe aufgehoben, oder der Beſchuldigte fuͤr 
ſchuldlos erfläret worden iſt. Jedoch fängt dig 
Verjaͤhrung in dieſen Fallen erſt von dem Zeit— 
puncte des ergangenen Urtheiles an. 

2) Bey der Beſtimmung der Strafzeit, welche zum 
Maßſtabe der Verjährung dienet, iſt daher auf 
jene Strafdauer zu ſehen, welche uberhaupt 
durch das Geſetz für ein Verbrechen ausges 
meſſen iſt. Da nun vermöge des §. 431. in Ver⸗ 
bindung mit dem Hof-Dekrete vom 7. Auguſt 
3508 für junge Leute unter zwanzig Jahren 


O. C. R. II. Theil. D d 
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Die Berechnungsart dieſes Zeitraumes iſt 
bloß die natürliche, d. h. man läßt denſel⸗ 
ben mit dem, in dem vorhergehenden F. genann— 
ten, Zeitpuncte anfangen (tempus continuum 
ratione initii), rechnet in dem Laufe desſelben 
jeden Augenblick (tempus continuum ratione 
cursus), und hält denſelben erſt durch den voll- 
ſtändigen Ablauf für vollendet. 

9. 20% 
Die Verjaͤhrung kommt aber nur dem⸗ 
jenigen zu Statten, der 
a) von dem Verbrechen keinen Nutzen 
mehr in den Haͤnden a); a 
b) auch, in ſo weit es die Natur des 
Verbrechens zugibt, nach ſeinen Kraͤften 
Wiedererſtattung geleiſtet b); 


die Kerkerſtrafe von zwanzig Jahren dir hoch ſte 
Strafe iſt; fo iſt bey denſelben, wenn es ſich 
um die Verjährung eines Verbrechens handelt, 

auf welches ſonſt nach dem Geſetze lebenslanger 
Kerker oder die Todesſtrafe feſtgeſetzet iſt, zum 
Maß ſtabe der Verjährung die Strafdauer von 
zehn bis zwanzig Jahren anzunehmen. 

2) Sey es unmittelbar, durch den Beſitz eines, 
mittelſt des Verbrechens erlangten, Gutes, oder 
mittelbar, durch einen daraus gezogenen Gewinn. 

d) Wiedererftattung (die man von Genug⸗ 
thuuns unterſcheiden muß) beziehet ſich auf eis ' 
ne Eltſchaͤdigung, welche man einem Andern we⸗ 
gen einer Verletzung leiſtet, in fo weit fie durch 
ein Aequivalent erſetzbar iſt. Sie iſt 
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c) ſich nicht aus dieſen Staaten ge: 
flüchtet c), und 
d) in der zur Verjährung beſtimm⸗ 
ten Zeit kein Verbrechen mehr begangen 
hat d). 

g f. 209, 

Die Wirkung der Verjaͤhrung iſt, 
daß weder Unterſuchung noch Strafe we— 
gen eines ſolchen Verbrechens mehr Statt 
haben kann. 

D d 2 


daher nur in fo weit denkbar, als durch ein Vers 
brechen Güter, die einen Sachen werth has 

ben, verletzet werden. Soll nun Jemanden die 
Verjährung zu Statten kommen, fo muß er nicht 
nur allen, aus dem Verbrechen gezogenen, Nu— 
tzen herausgeben, ſondern auch, wenn dieſes zur 
Wiedererſtattung nicht zureichet, alle feine Kräfs 
te aufgeborhen haben, dieſelbe auf eine andere 
rechtliche Art zu leiften. 


Wirkung. 


e) Dieſe Bedingung zur Verjährung gründet ſich 


auf die Betrachtung, daß derjenige, der ſich den 
Vorſchriften der Gefeze entziehet, die Vortheile 
derſelben nicht anſprechen kann. Jedoch leitet 
eben dieſer Grund auf die Vermuthung, daß, 
wenn der Thaͤter ſich in ein Land geflüchtet hat, 
welches hernach durch Einverleibung unter die— 
fe Geſetze gekommen iſt, ihm die Verjährung 
von dem Augenblicke dieſer Gemeinſchaftlichkeit 
der Geſetze zu laufen beginne. 
d) Die Begehung einer andern geſetzwidrigen 
Handlung verhindert daher die Verjährung des 
Verbrechens nicht. 
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Unter den Bedingungen, welche dieſes Ger 
ſetz zur Verjährung der Verbrechen fordert, iſt 
dteſe Wirkung für den Beſchädigten ohne allen 
Nachtheil. Denn nach dem vorhergehenden 5. 
kann die Verjährung Niemanden zu Statten fom> 
men, der nicht nach Kräften Wiedererſtattung 
geleiſtet hat. Man darf daher nicht beſorgen, 
daß dem Beſchädigten hierdurch der Weg zur Erlan- 
gung des Erſatzes abgeſchnitten werde, weil etwa 
über dieſes Verbrechen keine Unter ſuchung 
mehr Statt finden könne a). 

6. 210. ' 
Eiuſchraͤn⸗ Bey Verbrechen, worauf die To— 
kung der Er⸗ . 9 2 . 
löſchungsart Desftrafe verhaͤnget iſt a), ſchuͤtzt keine 
Ser nnoe Verjährung vor der Unterſuchung und 
Beſtrafung. Wenn jedoch von der Zeit 
eines ſolchen veruͤbten Verbrechens ein Zeits 


2) S. Archiv des Criminal: Rechtes. ater Bd. I. 
Stuck. Seite 129. u. f. (Herausgegeben bon 
Klein, Kleinſchrod u. Konopack.) 

a) Weil nach dem 5. 431. wenn der Verbrecher zur 
Zeit des begangenen Verbrechens das Alter von 
zwanzig Jahren noch nicht zuruͤckgeleget hat, an 
Statt der Toͤdesſtrafe auf ſchweren Kerker zwi— 
ſchen zehn und zwanzig Jahren zu erkennen iſt; 
ſo ſcheint es, daß, da in dieſem Falle auf das 
Verbrechen die Todesſtrafe nicht zu verhängen 
iſt, die Verjährung in dem, nach dem §. 207. 
unter b. feſtgeſetzten Zeitraume von zehn Jahren 
vdollſtändig vor ſich gehen, und daher auch vor 
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raum von zwanzig Jahren verſtrichen iſt, 
und die im F. 208. angeführten Bedingun⸗ 
gen eintreten, hat die im zweyten Ab— 
ſchnitte S. 431. enthaltene Vorſchriſft ihe 
re Anwendung. 


Die Vorſchrift des §. 431. besteht bat 9 
daß in dieſem Falle, an Statt der Todesſtrafe, 
auf ſchweren Kerker zwiſchen zehn und zwanzig 
Jahren zu erkennen iſt. Hieraus ergibt ſich die 
Betrachtung, daß die Verjährung in Rückſicht 
ihrer Wirkung entweder eine voll ſtändige, oder 
eine unvollſtändige iſt, je nachdem dadurch 
die ganze Strafe aufgehoben, oder nur die här— 
tere Strafe in eine gelindere umgeändert wird. 

Die Meinungen der Criminaliſten über die 
Zweckmäßigkeit der Verjährung der Verbrechen 
ſind getheilet. Ein Theil findet ſie aus der Urſa— 
che verwerflich, weil fie, fo wie die Begnadi— 
gung, außer den Gründen, welche durch die Be— 
ſchränktheit menſchlicher Kräfte nothwendig bes 
ſtimmt find, in die Wagſchale der Hoffnung, uns 
geſtraft davon zu kommen, neue Gewich— 
te legt b). Andere billigen ſie entweder wegen 
des erſchwerten Beweiſes der Schuld und Un— 


aller Unterſuchung und Strafe ſchuͤtzen werde. 
Sonſt wuͤrde dieſelbe einem Verbrecher von die— 
ſem jugendlichen Alter gar keinen Vortheil ge⸗ 
waͤhren. 

d) S. Feuerbach: Kritik w. o. II. Bd. Seite 
242. u. f. 
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Anhang zu dem F. 94. 
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D. Begriff des ausgeführten Verbre⸗ 
chens der Banco Zettelnachmachung fordert nicht 
die Anwendung al leer hierzu nothwendigen 
Werkzeuge. Es iſt daher zu dem, im §. 94. 
bezeichneten, Verbrechen genug, wenn Banco— 
Zettel, dem $. 92. und 93. gemäß, überhaupt 
mit vorbereiteten Werkzeugen, ohne Rückſicht auf 
die Gattung und Zahl der letztern, find nachge⸗ 
macht worden. Jedoch hat es in Hinſicht der 
bloß mit Tinte und Feder nachgemachten Banco: 
Zettel bey der ſchon beſtehenden höchſten Erklä— 
rung fein Bewenden (Hof- Dekret v. 3. Decem: 
ber 1808.). 


*) Weil zur Zeit der Kundmachung dieſes Hof— 
Dekretes der $., auf welchen es ſich beziehet, 
fo‘: gedruckt war, fo konnte dasſelbe an feinen 
Orte nicht mehr eingereihet werden. 
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